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2 Dr. Alex. Aug. v. Buchholtz, 

Nr, II, VI, XIV, XVI r XVII und XXVI, inhaltlich 
der Vorrede S. VIII , das gröfste Gewicht legt« Bei 
der Zahl und dem* Umfange der Abhandlungen (es 
sind deren dreifsig) kann es indessen unsere Absiebt 
nicht seyn, jeder einzelnen Abhandlung eine in's 
Einzelne gehende, ausführliche Kritik zu widmen, 
sondern wir müsserj ups bei dep meisten auf eine 
kurze Inhaltsangabe, beschränken. 

I. Worin unterscheidet sich die heredi- 
iatis petiiiocfaa*di# *c?i vindicatio? 

Es sei et Was Sehr 'Gewöhnliches, in der Dar- 
stellung der beiden" Kla^eii, die Grundsätze, welche 
für die eine gelt eri , l nicht Älofs analoge sondern ge- 
. radezu auf die andere atigewätfdet zu finden.' Öiefs 
Verfahren könne^ rnan_ aber nicht billigen, d^ die 
Wirkungen und Voraussetzungen beider Kla^sn ,$o 
viele Verschiedenheiten darböten, dafs man nur mit 
LUsamkeit Schlüsse vpr* der, einer^ 
idere machen Jk?nne« Diese Vej- 
ider Klagen hebt nun d$r Verf. 
gjfälti^ hesvor, und weist &> 22— 2ft 
ie, die wa& hie» und da aufzustel- 
begründet ab. 
,vlj. I9 wtltfrgn, FäUe« wird eine Rfrb- 
s^alt txaA&nfi^ttiTV? . f 

i Dax Recht, eine Erbschaft zu- transmktiren, be- 
steht nach des Vntfh Ansicht darin, difs ein zur* 
Erbschaft Berufene» sei» in Erfahrung gezogene», 
aber nicht ausgeübtes Wahlrecht, die ihn* d e fenrt e 
Erbschaft anzutreten- Ad(* öVÄWehJagra,, auf fßfee 
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Erbe» überträgt, 1 Hiernach sind Alle Fälle von dar 
Transmission im Sinne de« Verfs* ausgeschlossen: 

. 1) in denen eine Delation der Erbschaft noch 
gar nicht Statt gebunden bat, dennoch aber ändere 
Personen an ,Steile dessen , dem die Delation bevor* 
stand* die Erbschaft erwerben können (txansrrnssio 
Theodo#iena); 

• ' 2) in denen % war dem Erben deferirt worden, 
die Delation aber noch, gar nicht, zu seiner Kunde 
gelangt war» und nun seine Erben oder andere 
Personen an seiner Stelle die Erbschaft antreten 
können $ 

8) in* denen, des Erbe ipso 'jure war Erbschaft 
gelangt, wie der «jus, und darnm seine Beben mit 
de» Äebaehaft dea sunt ungleich auch die ihrem Erb- 
lajser erwp*bene hereditär überkommen; denn *on 
euiern Wahlrechte kann hier bei der s. g, trsmaanV 
sjo ex ju*£ suiutij keine Bede ieyn,5 

4) in deinen geeetiüch fingirt wird> der vordem 
wirklichen Erwerbe verstorbene J$rb# habe die, Erb* 
Schaft erworben gehabt f weil euch hier von eine» 
Wahlrechte der Erben des Erben nicht die Rede 
eeyn könne'* endlich 

5) in denen andere Pewonen, all die E*be& des 
Erben die Erbschaften erwerben können, sei es ver- 
möge besonderer, dem Vater oder den Krädern,, ohne 
Rücksicht auf Erbenquattta\ ertbeüter Rechte (tran*> 
mmio Theednaiana» ex capite infantia» efcc»)* Was 
»nn diese, vom Verf. auf gestellte Begriffthestimmimg 
betrifft, die hier zergliedert vorgelegt worden ist, so 
sind wijr dantU einverstanden, dafa man mnr die Fälle: 

" . " 1 * 
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4 Dr. Alex. 'Äug. v. Buchholtz, 

als Transmissionen oeze* ebnen solle, in denen die 
Erben des Erben, als solche, zur Antretung einer 
diesem deferirten, aber nicht acouirirfen ' Erbschaft 
ermächtigt sind. Wenn übrigens der Verf. S. 150 
bemerkt, dafs const. un.,C. VI, 52. die einzige 
Stelle sei, wo von einer Transmission der Erbschaft 
auf andere Personen, als die Erben des Erben, ge- . 
sprachen werde, so müssen wir' ihm- hierin wider- 
sprechen; denn die const. 84. C. III, 28. läfit die 
Transmission dqr Querel auf alle Descendenten des 
Verstorbenen pflkhttheilsberechtigten Descendenten 
zu. Auch sagt diefs der Verf. S. 84, mit sich selbst! 
im Widerspruche, „diefs Transmissionsrecht geht 
y,nur auf seine Descendenten über, und palst datier 
„nicht auf den wahren Begriff der Trensmission. 
4, Man kann das hier ausgesprochene Recht nur eis 
;,ein besonderes Recht der Kinder betrachten, k ge- 
„rade wie das Recht, welches man mit dem Namen 
;,~äer Theodosianischen Transmission belegt. ,r Es 
knüpft sich aber hieran die Berichtigung eines an- 
dern vom Verf. Gegangenen Versehens; er sagt a» a. 
O. von der const. 84. C. ein, „dafs auch un vorbe- 
ireitet die inoff. querel* auf die Descendenten des 
„ohne genügenden Grund enterbten Pflichttheilsbe- 
„ rechtigten übergehen solle. V Die Constitution 
spricht aber nur von dem Uebergange der Querel 
auf die Descendenten des pflichttheilsberechtigten 
Descendenten; wefshalb es für andere Personen- 
ganz bei ,dem alten Rechte bleiben nmfe. — * Da* 
andere vom Verf. in seine Definition als wesentlich 
aufgenommene Merkmal, welches er S. 88—90 ans*' 
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jur. Abhb. aus d. Gebiet« d. beut. röjn. Hechts, 5 

fübrlich zu rechtfertigen sucht, dafs der verstorbene 
Erbe, von der Delation Wissenschaft gehabt haben 
jnüsse, kann Rec. nicht billigen. Das Hauptgewicht 
legt er, auf const, 7. CwVI, SO., worin Diocletkn 
und Maximian , Folgendes rescribiren : Weil deine 
Schwester vor erlangter Kunde des ihr deferirten 
Erbrechts, und der defsbalb für Sie unmöglich ge- ' 
wesenen Antretung der Erbschaft verstorben ist, kön- 
nen ihre Erben die Erbansprüche gegen die heredi- 
tär ihres Bruders ' nicht geltend machen. Die Em- , 
Scheidung ist aber die: eine noch nicht acquirirte 
Erbschaft geht nicht auf die Erben über; denn die 
Antretung erfordert Wissenschaft von der Delation, 
und . diese hat hier, nicht Statt gefunden. Was soll 
hieraus, für die Ansicht des Verfs. folgen? Selbst 
ob die s. g. justiniüneische Transmission Wissenschaft 
auf Seite des vor der Antretung verstorbenen Er* 
ben fordere, scheint Recn. noch sehr zweifelhaft, 
wiewohl es die Neueren und auch unser Verf. als 
ausgemacht annehmen. Betrachtet man nämlich : 

, 1) die const. 19. C. VI, 30., so dürfte hieraus 
jene Ansicht kaum begründet werden können. In^ 
ersten Theile dieser Verordnung ^bestimmt Justi- 
ni an folgendes: Sei Jemand ex testamento oder ab 
intestato berufen ,' und suche er um eine Delibera* 
tionsfrist nach, oder thue er auch dieTs nicht, ohne 
weder die Erbschaft anzutreten, noch auszuschlagen, 
so dafs man ihn .als deliberirend betrachten könne, 
so sollen seine Erben noch das Recht haben, die 
ihrem Erblasser angefallene Erbschaft binnen Jah- 
resfrist anzutreten oder auszuschlagen. Von der Noth- 
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6 Df, Alex, Aüg, v, Buchholtz, 

wendigkeit der Wissenschaft auf Seit« de« Erben, 
der jTammittiren soll* ist nicht entfernt die ftede, 
ynA man hat diefs Requisit not daraus hergeleitet, 
dafs der Erbe, welcher weder arttrete, noch aus*- 
schlage, als dettberirend behandelt wenden tolle: von 
einer Deüberation aber nur bei erlangter Wissen* 
aehaft von dem Erbanfalle die Rede seya könne* 
Allein es heifst ja nur „ut ex ha$ causa deliberare 
vldfratur," und dafs es hierbei nicht so streng ge- 
nommen werden könne, ist schon anderwärts be*' 
nierkt worden (vergh Marezoll Zeitschrift Bd. IS« 
S. 98). 

Ä) In dem folgenden zweiten Theile unserer 
Stelle bestimmt nun Justinian ausdrücklich, wie 
, es gehalten werden solle, wenn der Erbe nach er- 
langter Wissenschaft von der Delation , ohne jedoch 
eine Deliberationsfrist sich erbeten zu haben; ver* 
storben sei; und zwar spricht er hiervon so, daflt 
man durchaus nicht sieht: er setze die Wissenschaft 
als ein notwendiges Requisit voraus, Im Gegen* 
theile glaubt Rec. äUß dem Umstände» dafs der Kai« 
•er, im Gegen* atae von dem ersten Theile seiner 
Verordnung, hier den Fall der Wissenschaft genauer 
hervorhebt und regulitf, scbliefsen zu müssen, dafs 
er jetje durchaus nicht für noth wendig erachtet habe. 
Kann also aus dem ersten Theile die Notwendig- 
keit der Wissenschaft nicht deducirt werden, und 
spricht der zweite eher (dagegen, als dafür, so ist 
geringsten» die Sache sehr zweifelhaft» Unter diesen 
Umständen ist denn: 

3) das Zeugnifs der Novelle 158, auf die sich 
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Abvl Verf. , N^te 160 si^är 2Ur Begründung «einer 
Artsicht beruft, sehr bedeutend-* inttetti die** sowohl 
in der praef., als im erstell Capitel die Wissenschaft 
durchaus nifcht als iMtthwertdig ek-Wähht. Sie ent- 
scheidet ja; sogar einen 'Fall', in dem der verstorbene 
Erbe , weil er infans War , von de* pelüttan gar 
keine Kenntnifs haben konnte, und iäfsfc doch das , 
Ttaösnrissionsre^M eintreten* *) > < ,} 

Da wir im Üebrigen mit der Begriffsbestimmung 
4e* Verft. einverstanden siijd, so glaube*! wir den 
Begriff der Transmissionen füglich so gebe;» zu kon- 
•nen: sie umfassen die Fälle, in denen der 
Erb« des Erben die diesem defejirte Erb- 
schaft, statt dieses seines Erblassers, noch 
antreten kann, **) Und wir halteh es nicht für 
nöthig, nicht einmal für ganz passend, in der Be- 
-griffsbestimmung Auch das Recht des Etfben des Et 1 - 
ben, die hereditas auszuschlagen* zu berücksichtigen, , 
da jedenfalls das Eigentümliche der Transmissionen 
in dem Recht» der Antretüng, was mit Kuck- 
sicht auf die aequHas den Erben des vor der Acqui- ^ 
«ition verdorbenen Erben gestattet wird, liegt. 



*) Würde freilich die ©onst 19. Uhr dte Wissenschaft vor- 
schreiben * so dürfte man das Zeugnifs des unglossirten Ne~ 
Teile nicht benutzen, um daraus gegen den Inhalt der Con- 
stitution zu argumentiren. Dagegen fehlt auch v. Wening 
Lehrbuch (4. A.) ß. V. §. 547. 

**) Damit ist im Ganzen auch einverstanden Marezoll a. a. 
O. S. 60. 61, der hier von unserem Verf. S. 29. Note 6.. 
wohl mit Unrecht getadelt wird. ' 
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8 ,. ; Dr. Alex. Aug. v. Buchholtz, 

. v Nachdem der Verf. den 'Bitgriff der Trarumü*- 
sion, wie oben angegeben, aufgestellt und zum TbeU 
gerechtfertigt hat^ geht er über zu einer chronolo- 
gischen Aufzählung der Fälle, in welchen die neue- 
ren oder älteren Juristen (sollte wohl umgekehrt hei- 
fsen : die älteren oder neueren) irgend eine Trans- 
mission der Erbschaft gefunden haben, und verbin- 
det darnit jedes Mal eine Prüfung, ob überall auf 
sie der von ihm vertheidigte Begriff der Transmis- 
sion passe« Wir werden den Verf. in seine einzelne 
Ausführungen begleiten. Der Verf. beginnt : 

L mit Erklärung des Fr. 5* D. XXXVII, 4«, 
welqhes den ersten durch Julian 's Auctoiität ein- 
geführten TransmissipusfaU enthalten soll. . 

II. Unter dieser Nummer erklärt er das Fr. 30. 
pr. D. XXIX, 2. Während Jemand in Rom sich al? 
Gesandter befand, war seinem Haussohne ex testa- 
mento eine Erbschaft angefallen, der Haussohn aber^ 
bevor ihm der Vater den Befehl zur Antretung ge- 
ben konnte, verstorben. Ein in der Stelle angefühix 
tes Rescript gestattet dem Vater, jetzt selbst rjoch 
anzutreten: eo quod reipubücae causa aberau , Man ' 
1 pflegt diese Stelle, als einen Transmissionsfall ent- 
haltend, anzuführen, und hiergegen erklärt sich der 
Verf. aus zwei Gründen, ein Mal, weil die Erb- 
schaft als dem Vater selbst deferirt zu betrachten 
sei, und ferner, weil der Vater gar nicht als Erbe 
des Sohnes, sondern als pater jure pecuüi den Erb- 
schaftserwerb vollziehe. Der erste vom Verf. ange- 
führte Grund ist nun offenbar ganz hinfällig und 
unrömisch, da nur dem Sohne die Erbschaft defe- 
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mt ist. Dieser erwirbt sie freilich seinem Vater, 
wodurch jedoch ejr nicht dahin kömmt, dafs der Va- 
ter selbst Erbe würde (vergl. Gujacius in Resp» 
Papin. ad Fr. lii D* de leg* T.). Wohl aber ist der 
andere, vom Verfr angeführte Grund entscheidend, 
wie wir diefr aucH schon bei Mar 02 oll a. a. O» - 
S. 72. 73. lesen. 

* III. Hier führt der. Verf. den in Fr. 53* pr. D. 
XXIX, 2. enthaltenen Fall' an, und bemerkt, djtis , 
man aolchen mk Unrecht unter die Transmissions- 
falle zähle. Es sei keine Uebertragung des Rechts (?> t 
sgsulern eine Pflicht des Erben, eine Erbschaft nicht 
theil weise anzutreten, und der Erben des- Erben die 
aecrescirende Portion ihres Erblassers eben 40 gut, 
wie dieser selbst , annehmen zu müssen. ' In der 
Sache selbst sind wir mk dem Verf. vollkommen ein- 
verstanden. 

IV. Es folgt die Interpretation des Fr. 4. D. 
XXIX, 5s, worin gesagt wird, dals wenn" das Set. Si- 
laniahum die Antretung der Erbschaft hinderte und 
der Erbe vor Antretung der Erbschaft weggefallen 
sei , seinen Erben acüones utiles zu gestatten seien 
' (vergl. Fr. 3* §. 30. D. h. t.). Es ist aber unter un- 
seren Juristen Streit darüber, ob Hie den Erben hier 
gestattete Hilfe in einer restitutio iri integrum (was ' 
auch Mühlenbruch Doctr. Pand. §. 702. Nota 4. 6. 
anzunehmen scheint) oder in einer bonor. possess. 
decretalis zu suchen sei? wofür, sich unser Verf. er- 
klärt, und auch Recn. scheint die letzte Ansicht' 
dem ganzen Zusammenhange und der Analogie an- 
derer Fälle sehr entsprechend. 
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10 Drv kldx. Aug. v, Jl'üchhalt*, 

V, I* Ft. 42. §. 8. D. XXXVIII, 2. [vergl. mit 
Fr, & §* LH» eod.j wird folgender Fall referirt: Si 
jelsüm liberti testamebtum ab alöf in provincia di- 
ctum, atqüe ita res per appellationem extracta esset : 
defuncta mediö; tempore patroni fijia^ quam Hbertus 
hcredem instituerat: fUiae mulieri* servavit Divus 

' Marcus eam partem bonorum, quam filia patroni 
ytl . jur* imestati, si vixisset, habere potuit, N Der 
Verf. glaubt, dafs man ihn mit Unrecht alr einen 
'Traniraiisionsfaü aufzähle; denn man könne nur be- 
haupten, dafs die von der Tochter des Patrone* be- 
reits als erworben fiugirte Erbschaft tranamittht wer- 
de; nicht abfcr sei das Antretongsrecbt der Erbschaft 
des Freigelassenen als freies beneficium, auf ihre Er- 
ben übergegangen» Uns scheint die Meinung mit 
Unrecht verworfen, 'welche in dieser Stelle einen 
Transmissionsfall findet. Von der Fiction, welche 
vom Verf, angenommen wird, enthält das Gesetz 
auch nicht die entfernteste Spur, und keine Hindeu- 
tung dahin, dafs der Erbe dea Erben (wie der Verl. 
annehmen will) nothwendig die von seiner Erblasse- 
rin als erivorben fingirte Erbschaft annehmen müsse. 
Da es sich hier jeden Falk von einem benefidum 
handelt, bei dem der Grundsatz gilt; „nemini in* 

• vito datqr," so wird man sich mit dieser Ansicht 
nicht befreunden können, 

VI. Gegen die gewöhnliche Ansicht von dem in 
const, 1. C, II, 51. enthaltenen Falle, — wonach 
den Erben eines Centurio, der in der Provinz stand, 
die Erlaubnifs gegeben wird , die in integrum resti- 
tutio aus der Person .des Gentürio auf den Grund 
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nachzusuchen t data der Centnaio nach dem Ablauf* 
4er zur Agnition d<r bonorum $öss#sak> zuständigen 
Jurist verstorben war — , bemerkt <ler Verf. ; daAi 
an*n in der Constitution „ streng ^genommen" eine 
Transmission des E*br$clu> nicht finden könne,- son- 
-dern nur eine Txansmuteion der restitutio in integrum« 
Will der Verl« durch da« Wörtchen streng genOnv 
naen andeuten, d*ft 4** Uebergang des Erbrechts 
bleu nicht unmittelbar Statt finde, sondern durch dib 
restitutio in integrum vermittelt werde, so ist Reo. 
liicht anderer Meinung, Das scheint aber nicht de* 
Mnn der Meinung des Verfs. au seyn. Er will viel; 
mehr diese conet, 1. du von, den TtansmissiatfifKK 
hm ganz ausgeschieden wissen, was wir nicht biUK 
gen können) denn immerbin wird den Erben det 
£rben, wenn auch durch das Mittel der in integ*, 
mtit., dar Recht gegeben, eine diesem deferine Ert* 
ecfcaft zu erwerben« Durch welches Mittel den £n 
b*n diese Möglichkeit erö&iet wird > thut zur Sache 
Nichts; bald ist es die decretalis bonor\ poss M bald 
werden ihnen mild* actiones gestattet, bald kommt 
ihnen eine restit« in integr, tu Statten, bald endlich 
wird das Amret ungerecht, wie z< B* im Falle der 
eonst, 19, C. Vi, 80», geradötu auf sie tatos* 
nwttirt, 

VII, Unter dieser Nu tum er wird das schwierige 
F#, 86V pr« D, XXIX, 2. erklärt. Die Worte, wel- 
che die meisten Schwierigkeiten machen und A» Fa*- 
her auV Behauptung verleitet haben* dafs ein Em- 
blem Triboriian's dahinter stecke, sind folgende: W- 
vüm tarnen Pium . ../, obtinendnm e$t, Der Verf. 
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schlägt diese Copstrufition vor: Piom contra consta- 
tuisse, sine ttespectÄ . . . . locum habere, Maeck- 
»us *efert in eq, q**i legationis causaf Romae erat, 
et qui absens amiserat filifcnV qni matris detataae 
possessiouem absens amiserat, und hiernach würde 
der Sinn, der Steile der seyn: Pias soll das Gegenr 
theil» bei dem vestgeset;tt haben, .welcher als Ge- 
sandter in Rem war, und während seiner Abwesen- 
heit seihen Sohn durch den Tod und dadurch die 
dem Sohne,, deferirte mütterliche Erbschaft verloren 
featte. Durch diese Construction wird freilich jede 
^Schwierigkeit gehoben , allein das Verdienst der In- 
terpretation gebülurt nicht unserem Verf., wie sie 
sich denn auch bei.Marezoll a. a. O. findet, der 
gefade hier sonderbarer Weise nicht erwähnt wird. 
Uebrigens glaubt Hr. v. Buch holt z, dals man in 
unserer Stelle gar nicht eine Transmission der Erb- 
schaft suchen dürfe, sondern man könne nur des 
Ausgezeichnete in ihr finden , da(s dem Gesuche der 
Erben um eine restitutio in integrum nachgegeben 
werde, obwqhl auf eine 'solche der defunctus gar 
keine Ansprüche gehabt habe. Durch diese in integr. 
test. werde ferner nur das Recht zur Ratihabition 
auf die Erben tcansmittirt. Von einer Transmission 
könne aber auch schon defshalb nicht die Rede seyn, 
weji der verstorbene Erbe sein Erbrecht gar nicht 
gekannt habe. Nach unserer Ansicht von den Trana- 
missipnsfällen » bei welchen wir im Allgemeinen die 
Wissenschaft des Erben nicht für nöthig erachten, 
und nach dem ad Nro. VI» Bemerkten können wir 
des Verfs. Meinung' nicht, beistimmen. Selbst die 
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Compilatoieri Justini an 's scheinen diesen UarTau* 
keinem anderen Gesichtspunkte , öl» dem der Traust 
mission betrachtet au beben, da sie ihn in die Lehre 
▼em Erwerbe» der ftrbschaft gestellt haben. 

VIII. Hier wird der in Fr. ^J D. XXXVII* 10t 
enthaltene Traramissionsfall richtig abgehandelt^ wor* 
auf sich der Verf. zu '>•>'> y i 

IX. werktet. Er besöhäfftigt sich hier sehr aus- 
führlich, aber dennoch ungenügend, mit Erklärung 
der schwierigen Fr. 16. -Di XÄVMI, 2. »und Fr. »fc 
D. XXIX, 2^ weiche beide Steilen der gewöhnliche* 
Ansicht mit einander im Widerspruche stehen sollen«) 
In Fr. 16* cit* stellt nämlich Afuican folgenden 
Fall auf : Ein Haussobn wer. allein; ohne Miterben; 
und Substituten , xtiin Erben 1 eingesetzt, ein posthu* 
mus aber präteriirt. Nun stirbt der eingesetzte Hau*» 
sohn Vor Geburt des postburaus. Afric angemerkt 1 
von diesem Haussohne, dafs . er all Intestaterbe ver- 
storben sei, weil gerade dirtdi seinen Tod das Te- 
stament, worin er allein ieingesetat. war, desgitut ge- 
worden .sei ' Die Erben ■ des insthumen Haussehnes 
erhielten - somit eo- ipso die vonrihrem Erblasser-im 
Momente seines Todes erworbene Erbsdhaft, und 
fetdorften keines weiteren Rechtsmittels. Auch ho 
JFalle des Fr. 84. D. dt. war ein Haussohn institukt 
und vor Geburt des präteriirten pösthumus verstor- 
ben. Hier aber wirft Papinian- gerade die Frage. 
auf : wie man den Erben des instituirten Hanssohnes 
zu Hilfe kommen solle, die der. Strenge nach die 
ihrem Erblasser angefallene Erbschaft nicht erhalten 
konnten. Während also African den instituirten 
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, Hau tfolto im MomtiBtb **it»e*T*4et -als faatottfft erben 
gehen Übt, MfrEfepi-wia»'* AftÄdn die, dafe dfcr« 
«»Ute T gaJf nicht ak Erbe seilte* Vateas versterben tei. 
Zur Vereinigung httider {hellen hat man verschiede** 
Wegs : ^) eingepchtagetu Ein* alle jeUfc avuüh von 
Framke, Recht, <%r Notberben S,86ft ve*fheidig*e 
Meipung ist die, dafs man Fr* 84. cit« von, dem 
Falle verstehen rhüsse* in welchem der Hanstohn 
eicht allein, sondewa mit Anderen öder, einem $nb* 
sätttten »um Erben ernannt worden w«t; wo also» 
das Testament bei .dem Tode des btttituirien Schnei 
darcb das Daseyn eine* Miterben oder Substitute* 
au&ecbt erhalten wurde. Rec.> der frühe t dieee Im 
tergretaiion , verwarfen , zu müssen glaubte, häh *ol Che 
»nri »ach reiflicher Prüfung aller Gründe für die 
eiaaig ausreichende. Hören »vir jnun unseres V'erfa« 
Interpret aticm«y ersucht Seiner > A**fcbt nach IST st _ee 
Arfriean in. Fr 16. vvöU&g zA¥eifeiha£t # (wenn man? 
die SteHe für akk betnwhte,) oh tf* Fra« wirklich 
pleno venire gewesen sei. Man müsse steh aber de» 
fii*,'da£t die t?r*n.vft*ue|Venare geveien^ erklären, 
sobald man die Werne de* Fr. 84- D. „si . . * . „ * 

. ifcteUigitur" hiazunehme ; denn durch diese Worte 
Mwerde . jet , gerede die «Unbestimmtheit hei African ge* 
beben. Papieren nümheh käse nur in dem Fatte* 
wenn die Frau »qebt schwanger genesen sei, den 
eingesetzten Hanssohn wegen Destknkung des Te» 



*) Der Verf. hat keineswegs alle Erklärungen unserer Stellen 
berücksichtigt; r. B; die Von Aver attitt* Interpret. Jor. 
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itaotents im Augenblicke seines Tode* a># Intestat- 
erben gelten» Öieser Erklärung sieben aber foU 
gende Gründe entgegen: 

1) Isties ungegründet, daXt Papinian in Fr, 
84. cit. den instfeuis^en Sohn in dem Falle, wenn 
die Witther nicht schwanger getoeaen, oder, wie sich 
der Vf. Etwas obseön ausdrückt, „Wind gemacht» hei/ 9 
im Augenblicke «eines Todes elf Intestaterben 'he« 
trachtet habe* Die gewöhnliche* auch von F r a n ck e 
a. a. O. GL 89* 90. gebilligte Ansicht , bedachtet toa 
diesem Falle den institnirten Sehn alt testamentari- 
schen Erben, und gewifs mit. Recht, da der filiua 
saus ipso.)ure Erbe;wird* wenb nur, -wie hier» die 
Gfl£gkeit 4ea Testaments, ansgemacfat ist« Auf feU* 
bes Gleubon und Wissen des int» kommt es gar; 
nicht an, -wie sich diefs Alles betenden aus Fr, 50* . 
$. 6. D. XXIX, 2. ergibt. Aber da* Fn 8t, satt** 
scheint der Idee de* VeÜJt geradem, entgegeni**^ 
hen; denn, ea haust dort: quamdsn rutnpi testantejK 
tum potest* non jdiferti* •* %**taaMnt*<;fcered*-r 
tat; sed n vecna ventie muUer fitft, etincerto ee> 
filins in familia xatantua vita degesjit, bare* fuiaae 
Lnt eilighur. Dein ganzen ZnafUnnaenhaoge nach 
kann mw doch hier nicht suftpliren. eh intasteAe*. 
sondern ex testamento heres fuisse intelligitur. Der 
Verl sagt zwar Ton unserer Ansicht (Note 97), dafs 
ihr Alles widerspreche * Allein nachgewiesen hat er 
das Widersprechende nirgends , was man doch bei 
einer so sehr verbreiteten Ansicht billig, erwarten 
durfte. 

2) Sodann geht es doch trahl nacht an, «ine 
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$telle von Airitan aus einer/von Papinian in 
de» Art, wie es hier geschehen ist /zu erklären? 
denn es machen schon die von dem ersten Jurist«? 
bei Datttetlüng seines Rechtsfalls gebauchten Aus- 
drucke: „omisso peatbumo — posthmno non nato" 
4te -Suppoahion unseres Interpreten sein uniAöglicb. 
Wi* ganz anders drückt sich Papiuian in Fr, 84. 
ans! Hier spricht er nicht von einem posthumtt* 
omissus, sondern von einem venter praeteritum, wa* 
offenbar mit dem erstem nicht gleich bedeutend ist;*) 
ferner erwähnt er ausdrücklich die mutier ab vacuo 
ventre. • 

3) Noch mehr! der Verf. nimmt an, dafs Afri- 
can im ersten Falle des Fr. 16; D. cit. eine wlrkP 
liehe 'Schwangerschaft ^der hinterbliebnen Wittbe Im 
Sinne gehabt, und* nur über den Erfolg derselben 
stifte Leser in Ungewißheit g&issen habe; Wie 
kati» er nun im zweiten Falle derselben Stelle ein* 
ganz anderes Partum supportiren, obgleich er selbst 
sagt, 4afs dessen eitrige Verschiedenheit von dem f 
ersten darin bestefab, dafs der Haussohn, xtrtaalleini-' 
gen Erben; ohne Substituten; emamir -worden sei! * 
v 4) B* wiriaber^durch v. Bufc'hboitz's Erkla% 
rang tfsrattcke's Supposition ' nicht einmal fcls«*«*-; 
•• .•>.*.«..'-. nöthig 

•) Vergl. Faber error, pngmat. Dec* >X£X. **r , 6 . Beääu#g 

• isf za bemerken, dafs Faber a, a. O, eine zum Theil von 

seiner früheren Erklärung des Fr. 16. cit in Conject l*. L 

cap. X. abweichende Erklärung gibt Hiernach ist die Nota 'fV 

auf S. 51 zu berichtigen, wo Faber ab Anhänger der dort 

< wähnte* irrigen Ansicht angefahrt ttfSrd. . ■■ r 
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nöthig nachgewiesen. Nehmen wir an, der Hans« 
söhn sei «um alleinigen Erben; ohne Substituten, 
ernannt, der posthumus fcber prfiterürt (die Frau 
also wirklich schwanger gewesen, wie diefs der v Ver£ 
för den anderen Theil des Fr. 84. auch zugibt) unfl 
nun d« suus vor Geburt des potthumus verstorben, 
so wird .das Testament durch das Wegsterben des 
«inzigen Erben allerdings destitut. Allein mit dem 
Wegfallen det Testaments ist dem suus zugleich die 
Erbschaft ab intestato deferirt und ipso jure erwor- 
ben, da die Delation derselben. mit dem Zeitpuncte 
des Sterbens coincidirt, der noch dem Leben ange- 
hört. *) Es läfst sich daher die Bemerkung Papi- 
fiian's: ergo si ventre plena sit mulier, nonna 
iüiqaum erit etc. nicht begreifen, sobald man den 
vor Geburt de> posthumus verstorbenen suus als ein- 
«gen Testamentserben ansieht. 

' $) Es scheint sich aber auch uriser sonst so fel- 
gerechter Verf* in Widerspruche verwickeln zu wol- 
len. Auf $.66 lagt er nämlich in besonderer Be- 
riehung-au Fr. 4. g. blu D. XXXVII, 4., in welcher 
Stelle offenbar eine schwangere Frau vorausgesetzt 
wird, d&fs der Insüttdrte suus schon vor Geburt det 
posthumus im Momente seines Todes als Intestaterbe 
gelte, und beruft sich dafür auf Fr. 16. D. dt,, das 
er doch von dem Falle versteht, wo die Frau wirk- 
lich vacua ventre gewesen war. Hier aber scheint 
er der richtigen Erklärung folgen zu wollen. So 
Viel über diese cruces Jurisconsultorum ! — Die in 



') Vergt besonders Fr. 2& D. XXVHI, & (Papioiaa). 
».Band. 2 
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J>, 94, p. f cjf. ftng*b?Wi*l äejwulfc banpium po*- 
/»wioi Wgt 4w Vetf, & 0&, wfwje.nfcht ^her^h* 
aeichnet; d^n* em der Erfpte.d^ Geirrt zfigfe,oh 
#4 , ein« cflut^ H*. 4>der seci}ndnrn tubulär h< ,p. sei, 
Auch diefs halten , wi* »H4tt fü? ga*a richtig. Die 
dem supt trtbeiU* bonor. poss. decreuli» itf k*ine 
aridere *1* die bonpr. poo, cpntra uMai, upd kann 
jich erst spät*r ip eine secunduoj t#bulap vema*r 
dein (S. Averanius Interpret* Jqr., L* IV, cqp. 30), 
IJebrigen* hat uns^r Verf, Rechte . wenn er ,4« 
sjcjraneps und* seinen Erben vop der deciet^lit bona*, 
pps*. auwtyipkt, „Höchsten*, sagj, er, kann de» 
Erben de« extraneui im aufseilen Falle ein? Klage 
gegen dta Freu gestattet wpr4m, wenn sie && 
fälschlich ßx schwanger a^gab," Pieser $*** eript 
nm an d£f ledige: gute iipjtym, **!«&** $tyUr 
sten! Leider ist es wahr, daft der Verf. die*pn Sat* 
aach *on*t noch bestätigt. 

X, Unter dieser Nummer mvfrt 4er Verf. auf 
eisen gewöhnlich übersehenen JrenfflMfsiofftftil a^fc- 
merksem, welcher in Fr. l. §, j, #..XXXV/U, *£ 
enthalten isir Stirbt >nämU^h eine megen der Gefau/- 
gepsehßft ihres Vaters ijber ihren statqs (fijripüa^) 
zweifelhaft* Mmter, sp gibt d^r Biifter.den Kinder* 
det Mnttcrr, wplchp sfa ex Sftp. Orpfcjtianp beerben* 
bis zur EDUcbeidung des Zweifels, welche von dey 
Rückkehr des Vaters aus 4 er Gefangenschaft abhängt« 
eine .decpetali? b. p t Die^e ist $be$ nicht* wie de* 
Verf. glaubt, eine $♦ P* «pd* l&pji, sondern pnjl* 
legitirni; denn bekanntlich sind die ex Scto, Ojrphi.- 
tiano und TertuJJianp, succedijenden Perspnen ,s^hr 
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Wtf&rütb pur in dieler Clane «trafen Dieae bonor, 
pess» gebt dann *uf die Erben' der Kinder über, oder 
kann auch ton ihnen erit geltend* gemacht werden, 

Xi .P-nulfel toll »Ach der> Erwähnung Jutti« 
nian's in con«U 1& C VI, 80, Vorzüglich io ff£~ 
ö^n QöäÄÜonen die AÄlicbtairf^iftcm habed, dar«, 
weQii ein fiiliusfemiüas übet aetoe väterliche Erb- 
schalt deliberirend versterbe, er seine väterliche Erb* 
•ckaft auf Ml** föohtainniett transtnittiren könne. 
Ueb*r die Beziehung dieses dem «uue eigenthümbV- 
cben Trftnsntiastoasfcechtes bat m*n verschiedene An- 
lichten, unter denen die in der Zeilscbrift f. Civil*, 
u* Proc *» *• Oa ?«t*hfidi#* hier Etwas sehr kur* 
abgefertigt wird. Auch unser Vj^f« ist mit folgen* 
«tar Hypothese fcelnw&llt der Wahrheit nphe gtkom-v 
aan: Sei ein suu* heres unter der Bedingung, si vo* 
l^t esQgesent worden> so habe er darin jedem e*fr*r 
»ans gleich gestanden» defe er über die Antretung 
habe delibiriren können uüd antreten müssen* allein 
•Urip habe er nach censu 19. C« cit A vor jedem an» 
teen Erbe» einen Vorzug gehebt* M$ er, wenn er 
wibrend der Deliberatien verstorben sei» aein firb* 
teeht auf *ei*e Detceodenten tttean&tirt habe» Nach 
diasjw Hypotheae würde niefs dem «aus ejgentb&nt 
üebe Txanjfmisalonsrecht nur bei der te*t*meutftri<t 
«eben Erbfolge vorgekommen seyn, und dieser Um* 
sfced scheint ihr gerade entgegenzustehen* dajusti* 
nfan von dieser Beschränkung de« Transmission** 
*e*htes Nichts weift. Er sagt vielmehr: „wie bisher 
die filiifamiues behandelt wurden, daf* sie transmit- 
tir^n, so i soll j eist jeder Effbe behandelt werden, und 

8 * ■ 
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. wie sie bisher auf ihre Descende^teri transmittirteti, 
so sollendem alle Erben auf alle ihre Erben trans- 
mittlren können/ 9 und dabei seist« er es al« herge- 
bracht und ganz gtetcbgütig voraus, ob ex testa- 
mento oder ab intestato suocedirt werde« 

XU. Unter dieser Nummer wird eine im Gan- 
zen richtige Erklärung des Fr. 4. D. XXXVII y 4. 
gegeben. * * ■ * 

Xtll. Die transinissio ex capite hrfentke sei vor 
dfen TrarismissionsfiMen ganz auszuscheiden; -denn 
dem Vater werde nicht als Erben seine« Kindes, son- 
dern vermöge des patrium jus das Recht .gestattet, 
wenn jenes als infans stirbt, die ihm deferirte Erb* 
scfaaft zu erwerben. 

XIV. Hier wendet sich der Verf* zur, Darstel- 
lung der transmissio Theodosiana , und kündigt uns 
gleich zum Voraus an, aafs er über diese , Verottd- , 
hung eine neue Ansicht aufstellen werde. Diese 
besteht nun darin: die Descendenten der von den 
Ascendenten *u * Erben eingesetzten Descendenten 
sind, wenn diese vor der Delator wegfallen, als 
substituirt zu betrachten , und erhalten ohne 
Rücksicht darauf, ob» sie ihre Ascendenten beerbt 
haben oder nicht, ob sie überhaupt ein Erbrecht 
haben oder sieht, die Erbschaft, deren Delation ih- 
ren Ascendenten bevorstand. Der Verf. erkennt also 
in const. un. C. VI, 52. gar nicht einen Transmis- 
sionsfall, sondern eine gesetzliche Substitution. 1 So 
sehr wir im Allgemeinen mit dieser Ansicht einver- 
standen sind und schon längst der . Meinung waren, 
dafs man die const. un« gar nicht aus dem Geskhü* 
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rjuinc^e der Transmission betrachten dürfe, so i*t £f 
um doch nickt Mar geworden, wie der VerL $*}n^ 
Ansicht eine, neue nennten mochte* fla wir sie nicht 
laur', bei. Hugq, sondern auch gan,? voxzüglich enfc 
wickelt bei v* Löhr finden,, flejn de?: vom Vörf, ,unr 
>*r£ienter Weüe , al/j D^enH«jit a^g^i^hr^e Marc* 
*,oU a. a. O, jS..6^ beistiinntfi I^dfss«^ ist doc& 
ein gewisses Scbwan>*n In de» Ausführung, des Verfc. 
nicht zn verkennen; denn mft seiner , eben, dffrg*? 
•teljten Ansicht verträgt es sich nicht, j.we^ner^S^JZ 
a. A. sagt; ^die, Abnahme, dofs , die Deszendenten,, 
„welche ihr Erbrecht auf ihre Kinder übextpge^ 
„sollen, iip .Testaq^ente instituirt seyn, müssen, ejc." 
Wie; aber kann, so lange eine. Pejation nocn gas? 
nicht Statt gefunden hat>, von der Uebertragua^g e^t 
nes Erbrechts die, Rede seyn?. Und doch s^U.ger^ 
dar Umstand, dgfs ( die Delation noch gar nicht eixfc 
getreten ist,, fi^r die, su g. tr^n^miisio Theodos. yye- 
sentlich seyn ! Hiermit in directem Widerspruch^ 
keifst es auf S, 9£: „Nicht ajle Erben also de* ein- 
„gesetzten De^cendenten gelangen zu, dieser ihrejn 
„Erblasser angefallenen (!) Erbschaft, sondern, n^uj} 
„diejenigen Erbep(?J, welche ; iugl«ichD essende n^efK 
>f sind." Uebezhaupthält Jfa^dfejqwc verth,eid$g}e 
Ansicht für vei;w^ri^c4i» , vvo^acfe die t^anstniss« ^heocy 
nicht eintreten,, soll., ¥fenn, 4p* .epiggsefzi^ Qefgfft- 
dem nach p^pr r X^la^o^, gj^orhen^istj ^enp %^r- 
stens sind die, Ausdxüc^e f d€s G^es^zes so gßw^lt, 
lfc*£ npn sjnt . in vip^m , Substitut! .. . ...^ e£ atyt#> 

apertas tafculas dejEuncji, dafs man deutlich siefyt^esy 
wollte der Rftiser q>s Einime^^ei.^atz^cJbexi^guJi-, 
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srltötidri nicht mif den Fall einschränken, vVefin der 
»ittj^bs^fztö A*cendfent { ante apertas tabulaVd, h, *« 
tfer -Delation *We£gefitf!*n ist, ! Z-w*it*tt* möfste 
»iah ttat* Art ^mgeg^ö gesetzt en Amkht^ folgende^ 
Raisormemerit de* Si'elle zu Gründe legen t auf dM 
Delation soll e* nicht* ankommen , abei» kuf den ToM 
de* EAäaMsrJr* mit de¥rt ZeitpuAete der Delation «oll 
die Meg&itägühg wegfallen« Dat wöre doch hoch« 
Sonderbar! Wälder Verf. Mngegäf eiWriert, redadW 
«Ch darätrf , dafs 4er SchRifs von dem Stattfinden 
der Transinisiion ' vof der Dtltttrori auf dar Eintre* 
<örfc derselben a.ti eh na 1 eh' der Delation när dann 
iicbtig' f *eytf' würde, wenn wi* e* mit einer wahren* 
TrtniWii^iön tu thüri : hStlen, war aber geradezu 
letigitt& sei, Allettr Ret« sieht in tf*r That Weht 
4fti,' #as daran*, dfclV wir in der Conrtitutiqii eigent* 
lieh eine gestttHcKe Substitution haben, gegen die: 
voi uns' veftheWigte Ansicht 'gefolgert werdet 
Ktinne^ • ' ' - l •■•' - •<* 

1 XV, Es berührt ttttter dieser ifrünttaer d*r Verf; 
nur «ehr kurz die s,g, trammi&iö Justitiratkei, Weh* 
föufjgisr handelt er Von- dW Novelle 188,, die er im 
•Ganzen richtig etk^Hrt/ Dw Restdtfct seiner Intern 
jtreiktioh ist *toa-#lge^ret : Wenn ein seines Vater» 
betatfbW'toÄns afrrtit Äa6h AMelüfo» elftes Jahres, 
seitdem ihm m Rundfe de* tfeferittexf ^sfehaft g& 
Wökih, gleichviel', W6<* \rfeniM4^e ^rbicHaft hb& 
rÖWr, därrti sölIe^esetrbAhhA aeneW v def«irf ****' 
A&Y *velche ohne 1 v Äas fräseyn I« 1 Kinöes' die ü8dt- ; 
Sten Berechtigten r gfetvesefa seyri WOrifefi; Alfefur Röe. 
gfeübt nidht, a^fs hiafn's^feü kiStine, tias etwfcbme 
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lab* 'ia«f* von tan Moment« *rt> W dem Intal 

die Kunde von der ihm äefenrtaii EtfächaTt ge*o*- 

d<*rt #eft denn die** *aefo ja fecbliitb mit Witkung 

gar ftfehft ¥o» ' dtfft* Etb«6htftWfifÄli% ttfeseir, und 

*» Wird d*ber dieseV>Jafe* vo« dem Mottente 

»ein** Tode« fcir beretKtftem wy». Daför spricht 

*ebr deutlich die Kot» ifn eap. 1. im Anf. teiM 

j&filtutn Sergir *m* «ftce&uitf anni p**i magrem 

9uam demortua. "- 

• » - * , ' *■ 

XVI, und XVII-, Unter diesen Nummern erklär} 

der Vert consj. 8,.C. VI, 61, und const. 34. C. III. 

2£.> wnd bemerkt* gewifs mit Recht, 4^1*5 diese 

Stellen gar keine Transmissionsfälle enthalten« . <, 

' Jitebdem ftttf dies« Art alle, *$rkttelie odefraa* 
gebliche Tran#ttissi«n*sfiikf erschöpfend aufgezählt 
eh**^ *fed' ein* floüfcmalige kafM chronologische 
ÄeciphuHtkm de*' eänaejnea FfilkV gegeben*» ftnrfw 
das jwaktiscbe ffcetcftltt* w gewtoile^da* Si 94—9* 
*u%estelft wird: I#f dttn Erban ^gl*Ji*v»ef , »b «V 
durch Teatennsm od*f durch Geeet* ^zur Erbtcheto 
berufen ist» sein* Detigttation 9«r Eebafcbaft bekannt 
ge*otden> *> steht ä*l*n seinen Erben das Hecht ad, 
wann sie; kttfftfbejb dir gestfttlkhttt oder erbettelte* 
DeJibenltjoiisftist, oder iAtaerhetb 4es; vosä Testator 
Jfanen gesetzten Flrist geetorbetf stoaH diese npok 
AfcKt Vollendet*' Bdttaeraiidnrfmt Mf ette un& jeder 
9Mi Erbe» w» ^WeifcniiUiren<, dt*m > dieie sich in« 
«erfatfib des tiodi übrigen Zeitrestes erklären. Weg* 
aber Jemand nach Atriaufe der erbetenen ♦ der vot* 
Gesetze oder vom Testator gegebenen DeHbeiations- 
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Aast stkbt, so find* wc» In f o lg +»4 c t» Fallen Tm» 
inission der Eaebscbaft Statt: 

1) Wenn ein Descendent instftuirt *nd unger 
wifs ist, ob ein posthumu» dem Testator geboten 
werden wird, auf welchen de» Testator gar keine 
Rücksicht genommen, und wegen dieser UngewU*» 
bete der intutoirte Sohn nicht antreten kenn, und 
darüber ftirbu Hier tranemittirt er sein Antretunf*- 
recht auf seine Erben. 

2) Wenn gegen irgend einen testamentarische» 
Erben ein Unmündiger auftritt, der sich für ein erb- 
fähiges Kind des Testators ausgibt, dessen Kindschaft 
aber zweifelhaft ist, so soll, wenn vor der Entscheid 
düng des Processes über diese Kindschaft und Erb- 
schaft, der eingesetzte Erbe stirbt; derselbe seine An« 
Sprüche auf seine Erben transmittiren. 

S) Wenn* eine Mutter ohne Tettamant stirbt, 
«ad von ihren Kindern beerbt, werden soll* diese 
#ber debhaUfc nicht antreten können, weil; eine sta- 
ut* quaestio gegen die Mutter vorgebracht wird, und 
sie während des Prooesses sterben, so wird das ih* 
neu deferirte Erbrecht auf ihre Erben transmittirt. — 
Damit seien aber euch alle Fälle der Transmiss^wi 
der Erbschaft nach heutigem Rechte erschöpft; dem» 
die Bestimmungen des Soti. Silaniaui seien hautiges 
Tages nicht mehr anwendbar. Die aber außerdem 
von den Neueren (von den alleren Juristen nicht?!) 
noch bierhergezegenen Falle seien <ent weder, <wt£ 
Nro.1I. XIII. u. XVL, Rechte der Väter, oder wie 
Nro. X, (?) XII. XIV. u. XVn. Rechte der Kind«, 
oder wie Nro. III« Folgen des Satzes^ dafs eine Erb^* 
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schaft nicht theäweise angetmte» oder aus$eschj*< 
gen vyerdea könne, oder wie Nro,, V tfr es wercVbe? 
reit« die Erbschaft vom ersten Erben . aU.erworbeii 
fiugirt, oder- endlich vijie -Neo* : VE u. : VIL, et .könn- 
ten di,eErh^n Wiedereinsetzung in den vorigen St*nd 
^ persona defuncÜJ verlangen. ~ , 1% 

. Ij> Bieter* R^c* »it diesem Resjtf tat© ein wrstan* 
4#H ist, bedarf keiner weiteten Ausführung ©#, 
d^ er seine Äff ficht schon hei den einzelnen >Trsuis* 
OlitsiopfiäUen eingesprochen hau, Z#m.Sohhiste äbea; 
weh folgfnde. Bemerkungen* , 
r Eisten*. Der Verf. sucht auszuführen (S.-88.), 
«All*, $e einzelnen Transmjssjansfälie des älteren* 
fleuhts^ aU jux* sjngqlaria, keine Ausdehnung, auf 
alle der Antretung entgegenstehende juristische 
Hindernisse zuliefsen, und fmdßt, eine Rechtfertigung 
teiner Ansicht in Fr. $. §.32* D. JQCIX, &. Hier? 
aus ist denn die eben erwähnte Beschränkung djtrs.,gt 
Transmissio ex c#pite restijtution^ in integrum auf 
&e Fälle, sub 1 — X zu erklären. Die gemeine An- 
sicht ist offenbar hiergegen* und sie scheint auch Vi*, 
fc* für sich zu haben* , . ^ 

-.V Z>wtiten,s h£lt es Hec. für sehr zweifelhaft, 
oh i«t untere JSro. 3. angeführte Transmissionsfalt 
i^ ( heutigen Jtechte noch vorkommen könne* Nach 
»Item Rechte konnte eindiusfamilias nichts Eigenes 
haben, und ein Erbrecht war dadurch eo ipso aus- 
geschlossen; eben so wenig hatten Cognaten nach 
jus civil e ein Erbrecht. DJefs letztere wird nun 
durch da* Saturn Orphitiannm geändert find den 
Ködere ein Erbrecht in das; Vermögen fa$ Mutter 
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gegeben V wohl *l^r l^H* d^r em« Rr^ti^atz fee- 
st*h&i, weßhalb *Hr Sfctttai titxv /«rfnri ftnVeüdnti(|' 
ftiden köimter^eon '#» Mottet inj juÄrSvir: Wat 
dfcfe zweifelhaft;- so* nrftrfste da» Etb^cKt ^o lang« 
^penSM^IÄäW^, #s Mt e* S«blt#t8fadig!Wat zftr2«i 
ihres Todes entschieden w*r, HeutfgdT T^g<* tb«* 
J^fett?Ä^6«4ä«^ f iHW Mutti* ohtfe fWtfcsfch* dar- 
auf; ob 1 tte -sui o^erMjrfieni -jurl» iWv .w'titTdie MiiMfc 
etf^'W gttt, wtfe jtf*ei Ändere Heltl^ftA 6fg#rie# Ve£ 
* jriögen ^*w^n *Ähn, "ltecv> sfcfht oMB§9 tftetft eitt, wW 
dieser in Fr. 1, §, 1, 0, XXXVHli* t¥< 'ängefafaftT 
TransmisäionsfaU riöcH *ven praktischem Nutzern seyn 
könne/ Uni get&tev **U tnan tfäe* solche» nlcfefe 
üttsAeh kö»ßtfe f *Äi rate diesen Tran^misaiorrsfeiJ 
iD^fe^s inH StilJ#t^^e*g#rt übergangen, • >>• 

? HI. Uebet* di#< tiheh jem geltenden 
Unterschied* V wische b Gognatferi ttttd 
Ägttat*fc ' •'" •<• • - ; ■■• - * - 

- Durch ÄuftÄMOng *ehre* einteile* Fettley ilt 
detsetf «och Hat* statt neuesten Rechte CogrJetetr 
«öd Agntteh im AtolftCf vffrfthieden fcfchaadeh wor- 
den, sucht der Verf. nachzuweisen * dttfs beide' Jet» 
k<$ne*w#g» vSlÜg gleScbgeitelft se4eta, uödöicht jeder 
Vofeug Joffe* 'töf'^äteA' aufgeholfen" «eh Daraw 
*w*Hell*ftec. int Gafogsrten nichr; «Dtf j er **nn si«l* 
«Mob nidht ötirinern, diwe öehaüpmng • Jri iokh^^ 
AHgememhÄt }ö gelei#rr tu haben ^wi* 4enft dt* 
Verf* auch keine Äuctoten v aögefÄh¥* hat); wohl 
äbei irwdfeit er an Öer Rkhtigk^it »ehret von 
v. B u öH h 61 1 * atlfgMöftrten? Fälle* So kann ' ma* 
dte Besinn totiöf, dafs -die querel* iäoffidos* tatta* 
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menti nur den corisanguineis ztiftell^n toll, gar 1 nicht 
W«t ef zählet*; denn #• tagt ja consr. £7. C, III, t& 
iusdrikkiich : es solle Nicht« darauf *nkemta4i?, ob 
£* Ges*h*i*te¥ Agnaten leien oder ntabt (durarite 
ignötkme vel nott)# : Eben tö ist es gleichgihig, ob 
die Seiweiter <le* J Pupillen , *eleh*r <*er TntöY titoi 
Do» bestellen darf, seine AgttHtiä fet oder niöht ^> 
tod doch *At&, aueh diese? Fall foin Verf, hier er* 
nabrtt. Ei JmS$ft da* Gesetz dfe V*rpfllebtnng de« 
Rillen mxt a* d*ii Umstand , daf* ^ und die 
Sehwestet den Vats* gemein*ChaftHch haben, : Did 
Auflösung der Agtttftion schadet also in dem letztert 
FUte so WÄliig, wie m dem ertten, nhd iri soferrt ' 
löim *nim, Iflebt Magert, daß hier ein Unterschied 
forschen Agmnioft und Cognatioil Statt finde. 

IT, Haftet de* Ftacu* üb£r den Vermox 
gensbetidg I*tti*fcdfe8, d f *r ohne tottstige 
£rb*fc «**b? - ? * - 

Ohne weiter auf die getoiTs-ttner ttenetrüiitetvt 
«fcjfctfrig f 4tertb* Frage einztig*ftea (vergl, Blum* 
iÄiÄbehiSwM, -MüHüm Bdw lVi »,*.): o* denn de* 
Attu* iti-'de hefifc vkcftntft Wirtlich als Erbt* ein* 
ttetev (ind^ra er dt6 BrtfcnlJttilHSt des* FfecnsfB* 
«Wrltitotot Urtlärt?), #«ebt «er Ver* die ifejahend* 
Atfsicfct bfcaoädWkil ofcästi «• C, X, 10. atobfegrünfr 
dta; AlPeitt • Rte* tftttfc gegeben ,^dak et* de» Mein 
*»' gefehrt*tt Beweis mcht fit »ehr stringent hält; 
Hl tonst* 5* %•*•'<» &ö Werten „nam ri qnid petf 
fttradem in dfcperiÄtim ftetatfi ft*et*t admUantn e\c/\ 
ÄHefdifeg* vdtttaktet * dtffs die fi*cah*then BttinfttetV 
den dem Fiskus ebsfcbtüch *üg*ffigttt Stfctffeif» «J 
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setzen sollten. Dieser Schade, meint der Verlasse?, 
könne nun auf doppelte Art gedacht werden: ent* 
weder seien vorgeblich in, rem oder in personam 
actione« angestellt; hier seien die unui&z aufgewen^ 
deten . Procelskosten zu. ersetzen > od-er et sei ein« 
insolvente Erbschaft abgetreten, und worin könne, 
hier anders der für den Fiscus /hervorgehende Nach- 
theil bestehen, als dafs die Legatare (soUte aber bei 
, einer in so 1 v e n t en Erbschaft so allgemein von ßcr 
2afclung 4*r Legate die lle^es*yn können?) un<J 
die Erbschaftsgläubiger gegen den Fiscus auf Befrie- 
digung mit, ihren: Klagen drängen. * Haftete.; daher 
der Fispus nie über das angefallene Vermögen, so 
konnte ja in diesen* Falle von keinem Vermögens* 
Verluste des Fiscus die Rede seyn. — Es ist aber 
der Nachtheil, so wie ihn der Verf. schildert, nir- 
gends in der Constitution angegeben, und seine Er- 
klärung ,daruni von dem Vorwurfe der Willkür sticht 
gl*» freizusprechen. Auch scheint die Constitution 
den Fall der Annahnie einer insolventen Erbschaft 
gar nicht vor Augen gehabt zu haben, und vielmehr 
durch ihre Vorschriften blofs das verhindern zu wol* 
len* dafs nicht solche, bona vindicirt .werden» auf 
welche andere Personen gegründete Anfprüqhe ha- 
ben; denn es heilst; „ut qunm.4ata reclamandi co-, 
pia, nullum id vel ju?eg*ossidere, vel vindicare c©£- 
stiterit, locurnque aerajno factum esse e^c" I$t aber 
diefs gegründet, so kann die Bestimmjung, es sollten 
die fiscalischen Beamten den dem, Fiscus per frau* 
dem zugefügten Schaden ersetzen* nur von dem. 
Falle verstanden werden, wenn sie, um sich £tw : * 
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eine gröfsere Delationsprämie *n verdienen , Sachen 
als vacantia «gezeigt haben, die es gar nicht and. 

V. Wem ist zur Strafe die testamenti 
f actio entzogen, uid W«i heilst intesta- 
tus? 

In unseren Lehr- urjfd Handbüchern würden ge- 
wöhnlich folgende Personen aufgeführt,- denen zur 
Strafe die testamenti factio entzogen sei: Hocnver- 
räther und deren Söhne, rechtskräftig zum Tode 
verurtbeilte Verbrecher, Leute, die in Blutschande 
lebten, sofern sie ^ura Befsten der in Blutschande 
erzeugten Kinder oder anderer Personen , als der 
nächsten Verwandten testiren wollten, infame«, Per- 
sonen, die als Pasquälanten verurtheilt seien, • Apo- 
staten , Ketzer und Selbstmörder, die sich aus Be- 
wufstseyn ihrer Schuld entleibten. Unser Verf. macht 
nun — gewifs mit Recht — - darauf aufmerksam, dafs 
keineswegs allen diesen Personen zur Strafe die 
testamenti factio entzogen sei; es gehorten vielmehr 
mir hierher: die Söhne der &ochverräther* Leute, 
, vrelche in Blutschande lebten, Pasquillarrten, die in 
Heiden oder Juden verwandelten Christen, un*d die 
zu den Manicbäem und Donatisten gehörigen Ketzer 
(also keineswegs alle Ketzer). Alle andere Perso- 
nen, welche man anführe, könnten zwar auch nicht, 
testiren, nicht aber deswegen, weil ihnen zur ;Strafe 
die testamenti factio entzogen sei, sondern aus an- 
deren Gründen, weil ihnen z.B. wie den Hochver- 
räthern und den zum Tode verui;theilten Personell 
das g^esammte Verjnög«n conflscirt werde. Intesta- 
. bües heifsen aber nach des Verls. Ansteht nicht blofs 
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<lie PÄfquülanteB, 8«»d«ni bwcU fö» Mairfchäer, D<>r 
nagten, d*n Söhn* rfe» Hoch*öwrä*her und die 4» 
eioer ketzerischen Secte übergegangenen Christen* 
Allein ftec.t muft; dfofa s<h* bezweifeln; vergl» M#t 
r ez oll, bürgerliche Ehre' S». 90 — 94» t 

* VI # Ueher die gesetzlichen finteibqngf» 
Ursachen der Kinder und der A altern» (/ 
Vorerst untersucht der Verf. die Frage; ob di*. 
id der Novelle Il5 v angeführten J&pterbungsgriiud* 
der Aeltero auf, die Kinder jedes Geschlechts, oder 
nur auf den Sphp oder die Tochter allein anzuwen- 
den «eleu? eine Fwge, die m>n ^anch in neueste* 
Zeh» *. B. bei Blünscbli, ganz unberücksichtigt 
finde. Dieser Blunschli gemachte Vorwurf ist in* 

* dessen uogegriindet, indem er S« JJ2& 226. seiner 
Schrift in fast yojler Ueberetostimmung mit dem 
Yetf. mehrere Rnterbungsgrün^e ewf 4ön Sohn be-r 
schränkt.. Zu den 0*uwe e:*heredatjonis, jvelche auf 
dein Sohn Mi heichrän^en seien, gehören nach dem 
Yetf,*; dar War NtÜMenbruoh'*, (Döctr* Pandi 
To«u III» §5688» N.7.) Auctoris w folgen scheint, 
feigende: wenn der Sohn mit seiner Stiefmutter <M*et 
mit der Maitresse seines Vpters Unzucht treibt ~; 
wenn männliche Desc^ndenten ihren Ascendenter* 
nicht aus dem Kerker befr^en, obgleich sie daw* 

" anfgef ordert we?d#n upd es auch im Stande ?ind— * 
wann der $citm wider d$n WiUen dar Altern 3oxe* *) 



*) Daß dieser Enterbnngsgriihd der Natur der Sache nach atrf 
den Sohö sm bcsebrinkea s*l, steht Rec. hiebt ein. We-> 
nigstaaa bat er auf fifessea iW Mirktte achoa Damen ge~ 
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oder ^Kme wird, Trotz 4er Aty®*bj*ent der Aek 
tßrxL ~; wenn der Sohn eine .ungegründete Denun* 
ciation gegen seine Aszendenten erhebt, wodurch ef 
ihnen grofse^n Schaden verursacht. Sollte es aber 
dem Interpreten gestattet s^yn, hier so streng bei 
den Worten des Gesetzes stehe*? zu bleiben, und 
wegen des, zufällig gebrauchten Ausdrucks filius ei* 
pen Enterbungsgrund blof* auf ihn z ^ beschränken, 
|n sofern diese Beschränkung nicht aufdrückhch oder 
durch die .Natur der Sacfy* vestgesgtzt ist? Denp et 
.geht aus der Novelle selbst xn^t grosser I£videnz her-r 
yor, da£s es Justin i^n mit 4<?fP fraglichen Worte 
rucht genau nimmt. So spricht er im cap. 3, §, 9 f 
Anfangs von ajlen Kindern, im Vorlaufe der Dispp* 
fition erwähnt er nur den filius. Es ergibt sicji fer- 
ner aus Nov. 115. cap. 6., dafy Juftii^i^n in nn- 
teret Novelle fiüus vel. filii gleichbedeutend mit li* 
Ip&i (wie diefs so oft geschieht) > gebraucht ; denn 
dort hellst es: „»con^iderare J^jpque dement parentef, 
quia et ipsi filii fuerunt,, # eadem f suis paren* 
Uhus speraverunt. Et wnüiter^ qui nunc filii sunt, 
debeut studere parentum anunns jienare etc^V < W?$ 
wollte es leugnen, dafs hier filii gleichbedeutend mit 
liberi steht ? ~* Dann folgt dit Aufzählung der den. 
Kipdern gegen ihre Ascendenten zustehenden EnU 
erbungsgründen , und hier beschränkt der Verf. dei| 
dritten und vierten Fall auf den Hflussobn, wenn 



nag gesehen, die unter ctem Namen eines HaKentschen Her- 
kules etc. in Leibesioangen and Eingen sieb dt* Pubicum 
: tpro^nctrteB* 
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nämlich der Vater mit der Frau oder mit der Mö- 
tresse seinfjjSohne* s^ch einläfst — ; wenn die Ad* 
lern ihre Haaskinder über die Sachen , ' über welche 
sie testiren dürfen , ein Testament in machen zu 
verhindern suchen. Auch diese Beschränkung scheint 
. Recn. sehr zweifelhaft; denn Julian [Epit&ne Nov. 
Nrö. 375.] spricht wenigstens rücksichtlich des vier- 
* ten Falles von allen Kindern „si parentes liberos 
suos testamenta facere etc/' — Zulet2t beantwxnr* 
tet der Verf. die Frage: ob der Descendent, der sich 
überhaupt einen Enterbungsgrund hat txl Schulden 
kommen lassen, von beiden Aeitern, sowohl vtftt 
dem Vater, als der Mutter, oder nur von dem, ge* 
gen den er special gesündigt hat, enterbt werden 
könne? Er entscheidet diese Ijrage dahin, dafs int 
Allgemeinjen nur dem Verletzten selbst das Ent- 
erbungsrecht zustehe; denn die exhereratio werd<s 
von Justinian eine poena genannt, und von det 
poena gelte der Grundsatz: „in poenalibus catisif 
benignius interpretandum est.*' * 

VII. Ueber die Beschränkung des jus 
accreseendi bei der testamentarischen £rb* 
folge: ' * 

Der Verf. macht' darauf aufmerksam* däfs der 
Grundsatz : ist der Antheil eines Miterben durch das 
Gesetz auf ein gewisses Maximum^ beschränkt, sa 
kann ihm, wenn er bereits das Maximum hat/ da,? 
Anwachsungsrecht keinen. Vortheil verschaffen, aueh 
für das Anwachsungsrecht unter testamentarischen 
Erben gelten müsse. Als Anwendungsfalle' dieses 
Grundsatzes führt er folgende an: die Berücksichti- 
gung 
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gung des zweiten Ehegatten > hei dem ein relatives 
Maximum , die Berücksichtigung* der Concubine und 
deren Kinder, ufad endlich die Berücksichtigung des 
»weiten Ehegatten , wenn die Frau durch Eingehung 
der Ehe das Trauerjahr verletzt habe, in welcnen 
beiden letzten- Fällen ein ähsölütes^Maxhnüm'vest-* 
gesetzt sei, Sage daher z» B. der verstorbene Mannt 
mein Sohn erster Ehe* soll das eine Drittel meines 
Vermögens, meine Tochter erster Ehe' und meine 
Frau sollen die beiden anderen Drittel haben, und 
falle jetzt die Tochter weg; so solle ihr Drittel nicht 
(wie es nach altgemeinen Grundsätzen Statt finden 
würde) an die Stiefmutter* sondern es müsse an den 
Sehn erster Ehe fällen , weil der Testator hier eine 
Begünstigung der fcweiten Ehegattin gegen das Ver* 
bot des Gesetzes beabsichtigt bähe* Diefs ist wohl 
richtig* Auch sagt ja coust» 6« pr» i* f. G V, 9» mit 
dürren Worten, es sollte die Beschränkung der Frei* 
gebigkeit gegen den zweiten Ehegatten unbedingt 
und in allen Fällen eintreten „Omni circumscriptione> 
li qua per interpositam personam, v^l aliö 
qnocumque modo fnerit excogiiata, cessante«" Es 
folgt aber die Beschränkung des jus acctesdendi in . 
den angeführten Fällen überhaupt ganz natürlich 
aus dem Grunde des Anwachsungsrechtes selbst** 
Beruht diefs nämlich auch unter Miterben auf dem 
vermuthlichen Willen das Erblassers und 'ist in den 
angeführten Fällen vom Gesetze tor geschrieben, daß 
nicht mehr als ein relatives oder absolutes Maximum 
letztwillig zugewendet werden dürfe, so kann man 
zu keinem anderen* als von dem Verf, (so viel Rec, 
»Band. * . * 
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weife) wiegst ausdrücklich hervorgehobenen Resultate 
gelangen, dem wir im^ Wesentlichen beistimmen. . 

VIII. Ueber ein Paar Fälle, in Welchen 
der. Abzug der falcidischen Quatt wegr 

mix.".. 

Wr wollen hier nur auf folgende Ansicht de* 
Verfsv aufmerksam inachen, und Tücksichtlich de* 
anderen Bemerkungen auf die ' Abhandlung selbst 
verweisen. Sei der armen Wittbe der ihr gebührende 
Theil des Vermögens durch Legate hinterlassen, so 
finde der Abzug der falcidischen Quart nicht Statt; 
weil die quarta pars bonorum der dürftigen Wittbe 
durch keine Disposition entzogen, und man sie da* 
her mit dem Namen eins« Pfüchttheils belegen dürfe 
Legate aber, die in den Pflkhttbefii eingerechnet 
wurden» sefch nach const. 86. pr. C. III, 28. dÄm 
Abzüge der falcidischen Quart nicht unterworfen. 
Der Verf. selbst stellt diese Ansicht nicht als gewifs, 
sondern nur als eine Verihutbung auf, der aber nach 
dos Rep. Anriebt sehr Viel entgegenzustehen scheint* 
Will: mau. «ich einmal an den willkürlich gewählten 
Ausdruck Pflichtteil halten und daraus Folgerungen 
ableiten t so muü» man auch tagen, dafs auch Ale 
den Legaten, welche der dürftigen Wittbe auf ihre« 
Jitfbtheil eingereibnet werden sollen, hinzugefügte 
Beschwerden als nicht hinzugefügt betrachtet wer* 
dei^ grossen etc., was jedenfalls zu weit führt. Will 
mw dagegen blofs in der* einen vom Verf. hervor- 
gehobenen Rücksicht die Analogie des eigentlichen 
Pfüchttheils «intreten lassen, so siebt man wiederum 
keinen vernünftigen Grund dieser beschränkenden 
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Ansieht ein, Und sind endlich pur» singularia, d. b. 
Ausnahmen- von strengem Rechte jstrict zu interpre- 
, iiren und nicht ejnpial wege^i Gleichheit dej Grün« 
£e* auf andere Jalle x auszudehnen, so muh man sich 
gegen die hier vertheidigte Ansicht unbedenklich 
entscheiden, 

IX. üeber den begriff eines rechtli- 
chen Geschaffte* p»d eines Vermächtnis- 
ses ^besondere, 

Por Verf/dsfinirt ein rechtliches Geschafft also: 
jbi ift eine Wiltenshapdlung (einer pder mehr er 
JPersone*), welche in gesetzliche Form die Jiegrün- 
düng, Aenderu#g ,o£er Aufl}#bun.g von ^rechtlichen 
Verhältnissen bezweckt, — » Vennächtnifs erklärt er 
-dahin; es ist jede in eipem letzten Willen angeord- 
nete Schenkung, welche n*cht eine directe oder in* 
jtirepte Univexsaisuccession in da* Vermögen des Ver- 
storbenen begründet* 

X, üeber die Dauer der dotis cautae, 
*ed pon nnmeratae querela und exceptio» 

Da die Novelle IQQ, nur ?on der . querela dotj* 
^autae, sed ppn numeratae spreche, 10 ist der Verf. 
der Ansicht, dafs die exceptio noch immer an die 
in const. 6„ (5* V* J5* vgstgese&te Ftfst von einem 
Jahre * geknüpft sei» Diese Ansicht, welche au cj» 
durch Theodorus im Scholion a zu Basiliken Üb* 
29« tit, 8. bestätigt w#d, scheint Viel für sich zu 
haben , und nur die praefytio der Nov. 1Q0* ken» 
Zweifel erregen; denn es heifst hier* ideo efcjsLima* 
vimus brevi e£ compepdiosa lege velocem facere et 
gecunia« nou nmner&tae super dote querelam, et 

* 8 * 
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liberare a probatlone mulieteV in talibus 
ex longo tempore. Rec. will, statt diese Frage 
näher zu untersuchen, noch einige Bemerkungen 
des Verfs., die er in Beziehung auf die von ihm 
vollständig erklärte Nov. 100* gibt, prüfend hervor- 
heben. Es sagt 1 der Verf. S* 173: „Hat die Ehe 
„länger als zwei Jahre« und kürzet alt zehn Jahre 
„gedauert, so kann der Mann noch drei Monate 
„lang nach aufgelöster Ehe klagen» und hat e* in 
„dieser Zeit die Klage erhoben, aber gleich darauf 
*„ seinen Tod gefunden, so transmittirt er die erho- 
bene Klage auf seine Erben« Dafs dem Erben in , 
„diesem Falle der Regel nach nicht die Klage zu- 
stehe, sondern nur ausnahmsweise dann, wenn be- 
„ reit s ihr Erblasser die Klage erhoben, wird hier 
„deutlich genug gesagt, ist aber von den Neueren 
„nirgends hervorgehoben.*' Hierin haben, nach 
Rec's. Ansicht, die Neueren vollkommen Recht. Ver- 
gleicht man nämlich andere Dispositionen unseres 
Gesetzes cap. 2« pr. : „si vero ultra bienniüm usque 
ad decem annos matrimonium extendatur, maiito 
damus querelam et beredi ejus intra tres men- 
•es , " und Julian [Epitom. » Növ. const» XC1IL 
Nro. 349.: „quod si supra. duos anno* (intra decen- 
mum tarnen) matrimonium solutum foerit: intra tre? 
menses maritus vel heredes ejus eadem queri- 
xnonia utentur," so kennen diese die Beschrän- , 
'kung nicht; sie gestatten Vielmehr dem Ehemanne 
und seinen Erben die querela ganz allgemein, -ohne 
Rücksicht darauf, ob jener (Sie; Klage schön ange- 
stellt hat, jedoch- Beiden nur <Irei Monate lang nach 
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aufgelöster Ehe. Die von dem Verf. allegirten Worte 

des cap. 1. pr. : „si veje majus biennip non, 

probante" sagen aber auch gar nicht, dafs de-n Er* 
Ben des Ehemannes nur dann die Klage zustehe, 
wenn dieser nach erhobener Querel verstorben fei, ' 
sondern dab sie ihnen in diesem Falle zustehe, und 
sind überhaupt dahin zu erklären : hat der Ehemann 
die q. n. n. d« wirklich erhoben (£. h. in der be- 
stimmten Frist), so können seine Erben diese ohne 
Rücksicht auf die Zeitbeschränkung geltend machen 
und fortsetzen. *— Der Verf. macht ferner — wohl' 
mit Recht — . darauf aufmerksam , dafs r den minder- 
jährigen Erben des Ehemannes nur dann ein Zeit- 
raum von fünf Jahren , vom Augenblicke der Auflö- 
sung der Ehe durch den Tod gerechnet, zur Anstel- 
lung der Querel zustehe, wenn der verstorbene Eher 
mann zur Zeit des Anschlusses der Ehe minderjährig 
gewesen sei, einerlei, ob er als minderjährig o$er 
volljährig versterbe. Aufser den vom Verf. ange r 
führten Gründen spricht für diese Ansicht sehr deut- 
lich iulian's epitome a. a. O*, wo es heilst: w Ej 
si quidem minor yigipti quinqjue annis maritus sit: 
non plus /quam duodecim annos in restitutione ha» 
beat. Sin autem intra hoc teinpus decesserit : herer 
des ipsius unum aruium babeant, si legitimae ae- 
tatis sinn Si autem minores fuerint, quin» 
qtrenniim habeant, nulla discretione etc." Zuerst, 
sagt der Epitomater, sollen die Erben des minderjäh- 
rigen, Mannes ein Jahr zur Anstellung der Quere) 
haben, . wenn > sie groEsj^hrig sind; sind sie dagegen 
minderjährig» so sollen sie fünf Jahre haben. 
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Xl. Üeber difr Rückförderungsrächt* 
ä&t Frau an ihr*n Dofals-achen utod übet 
deren Verjährbarkeit, 

Rec. kann die hier vom Verf. gegebene Erklä- 
rung der const. 80- C. V, 12,, wonach der Ftfau; 
als EigemhünWin, sowohl die EJgenthurnfklage, all 
die actio hypothecfcriä zustehen soll, durchaus nicht N 
billigen , allein er/will sich hierauf nicht weiter ein* 
lassen, da die cönstv 80, C. erft heuirdings v. LörVt 
0m Atcb; f. civil. Pra*, Bd. XVl 0.1/8.12. 1^5$ 
besprochen wurde, mit (Jessen so wohlbegründeter 
Ansicht Rec. vollkommen einverstanden ist. vEW4 
Bemerkung mufs jfedoch Rec. sich erlaubend E#sagt 
Äämftch der Verf. S, 180, die const. 3Ör C. cit. setsä 
ttothwendig voraus; dafs Mie. Frau in dtm Moment* 
der Tennung der Eh# noch lebe, fbreh Erben soi* 
len also die in const, 50. verliehenen privüegifreB 
Klagen nicht «ustehen. Dagegen spricht die Nov.9i, 
cs^i^., indem hier Tust ini an auch den Erben de* 
. Frau die vindicatio utili« , welche er ih j£onst;T S$ m 
einführt , gestattet, — Die über die Verjittirung der 
Dbtal sachen aufgestellten Grundsätze mu£? dagegen 
Rec. im Wesentlichen billigen, x Es sei durchaus un* 
gegründet, wenn man behaupte, dafs alle Dotal- 
* sachön der: Verjährung entzogen seien 5 denn nur tifrs 
finde nach "der mehrmals abgeführten Constitution 
Statt, dafs der *Fraü (aber auch wühl ihren Erben)* 
wenn sie zur Rückforderung der Dos ermächtigt 'lei; 
die temporalis exceptio erst voA dem Moment^ der 
Trennung der Ehe durch den Tod oder den Cor*- 
curs des Mannes zu laufen h^ghmfc. Unbewegliche, 
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tom Ehemann* ungfttig verankerte Ekrtaisacben (wo-, 
bin man aber • seit Nov. 60. die mit Einwilligung 
der Frau veräuXserten nicht zählen kann) leien wäh- 
rend der Ehe der ordentliche* Verjährung allerdings 
entzogen, in sofern sie bei Trennung der Ebe un- 
mittelbar, d. b. nicht etwa durch den Tod des Va* 
tert, an die tfrau fallen sollten. Der Verf. meint 
nämlich , dafs da das Verbot der lex Julia mir tum 
Vortheile der Ehefrau gegebnen sei, das Usucapien- 
verbot auch nur zu ihrem Vortheile wirken könne. ' 
XIL Ueber den Widerruf der Sehen- 
kufegen an die Kinder, wenn ihre Mutter 
eine zweite Ehe eingegangen ist. 

Die hier unter Anderem gegen mehrere neuere 
Lehrbücher gemachte Bemerkung, dafs die Mutter", 
T welche zur zweiten Ehe geschritten ist, schon dann 
Widerrufe 4er Schenkungen an die Kinder er- 
Ehe berechtigt sei, wenn diese sie um ihr gVn* 
ses Vermögen zu bringen beabsichtigt haben; 
leidet wohl keinen Zweifel , und wied zum Ueber* 
, finsse darch Julian'* Epitome auf s Deutlichste be< 
stätigt. • 

XlIL Können Kinder aus einer putati- 
ven Ehe für legitime Kinder gelten? - ' - r> 
Man stellt oft den Grtmdeaii; auf , dafs schon 
nach römischem .Ä^chle derjenige* Ehegafcte, der sieh 
in gutem Glauben befinde, aber auch nur dieser^ 
allein alle Rechte eines: wahren Ehegatten habe*, die 
Kinder hingegen, in Beziehimg äif beide Ehegatten* 
als rechtmässige Kinder anzusehen ' sfeiern Ge^tefl 
dieieüehr geWßamlicbe Ansieht erklärt sich nü* un- 
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sgr Verf., indem er TheÜ» nachweist, dafs St eHen 
ihr direct entgegenstehen, Theils, dafr die zur Be* 
griin düng, angeführten Nicht» beweisen. Alt direct 
entgegenstehend führt er unter anderen an die 
Gtfnst. & C, V, 18 M welche von. dem Fälle spricht* 
dafe eine «Freie ai*$ Imbun» einen Sklaven geheura* 
thet hatte und sagt, daJb die aus dieser Verbindung 
erzeugten Kinder' nur als tpurü anzusehen* seien« 
Die Constitution beweist aber NUhtt gegen die ge- 
wöhnliche Ansicht, da ein Sklave keine väterliche 
Gewalt, keine legitime Kinder haben kaum woran 
sehr natürlich. durch den Irrthum dek Frau, welche 
den Sklaven für eigen Freien hält, Nichts geändert 
-wird« Femer berührt auch die eonst. SS. §. 5. C* 
V, 4#„ auf welche vom Verf. Hauptgewicht gelegt 
wird, eigentlich unsere Frage nicht} denn sie sagt . 
blofs das: wird eine unerlaubte Ehe eingegangen 
und späterhin das Hindernifs gehoben, so sind die 
früher erzeugten Kinder nicht als legitime zu be? 
trachten,. wenn, de* [Kaiser es nicht ausdrücklich ge* 
stattet. Freilich stellt; es mit der Beweiskraft der für 
die gewöhnliche Ansicht angeführten Gesetze; Fr 
57, §, 1. D, XXIII,. 2. und const. 4, C. V, 5., wie 
der Verf. rgut nachgewiesen hat» nicht zum Belsten* 
Und 40 wird .nichts JLttdere«) übrigbleibet»* als bei Eni- 
tfcbeiduag dieser i Frage afci allgeineane Grundsätze 
auräckzugehen, .,.,•.. t . . 

XIV, Ist der: am, hundert zwei und acht* 

zigstan Tage Geborne im siebenten Mo* 

Hfite}geborftn?s t /.; t 

. Es ist 'allgemein angenommene dafcFr, 1&DJE.& 
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hinsichtlich der in ihm emhaUebtn'ZfcitbeTeckninig 
durch Fr. 9- §. 12. D. XXXVIII, 16. genauer **> 
stimmt werde, daf* also mit dem 183. Tage der dmtj 
Tag des siebenten Monats bezeichnet werde. Bar« 
über, aber herrscht Streit, wie dies« Vereinigung vw* 
sirnehmen sei , Nachdem sieh unser Vtrf. gegen' d& 
Versuche von Schrader und Reinfelder erklärt 
bat, gibt ex seine eigene Ansicht so ab:> Hippekra* 
tes, auf dessen Meinung die ganze Entscheidung «gel 
• jbaut sei, verlange: streng mathematisch 182 Tage 
und einen halben Tag und noch Etwas mebr r datntt 
durch dieses etwas Mehr dar Beginn des aweiten 
Halbjahres, was Hrppokrates beabsichtige, erreicht 
werde« Die Römer seien aber hierin i offenbar .. nickt 
so streng, als Hippokrates, sondern bei ihnen gehügq 
.es, wenn das Kind" am frühesten Morgen des » 182; 
Tages geboren werde; sie warteten nicht den Ablauf 
der gröfseren Hälfte dieses*. Tage« ab, um ein Kind 
für einen justus und legitimus partuscu erkläret* j 
sie folgten also hier der Billigkeit. Setze man noch 
hinzu, dafe die -Römer anerkannt keine Mathemati- 
ker waren, x so werde folgender t einfacher Versuch 
skh ytelieicht rweto gnt mit den Ansichten der Re* 
mer übereinstÄuomend denken lassen. Zähle man 
eechs Kalendemonatet hintereinander *fort, so ergebe 
diese Zählung, c wenn man mk Januar, Februar^ 
September oder November anfange, jede« Mai 181 
Tage, beginne man mit Octobea? oder Dec^mbex 
stets 182 Tage V i fange man mit April oder Juniu* 
an, beständig 183 iTage, und jnfctfh&man mit Matt, 
Mai, Julius oder> August den Anfapg, jedes Mal gar 
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Ü&A Tage. Auf; «*kÄ* Weit« heganntfnda der 
tent« MoBftt Md hfitf dem 182., -bal* mit dem M&* 
bald mit dem t84., bald endlich mit dem 185. Tage. 
In unserem Falte, wo die Römer der Billigkeit folg- 
ten, habe, et d&ber Jjaßz natürlich geschienen, .den 
{röhesten Termin* also, den. 182* Tag, zum Anßangs? 
tage de» siebenten* Monat« zu wählen,, zumal tia 
doch auch nicht .weniger ab vier. Mal dieses des 
Ball sei, 

:XV« Ueher die allgemeinen Grundsätze, 
beider Adoptier 

. .- Der Verf« bemerkt, dafs man bei' der Adoptio 
im allgemeinen $ipnie rJ d. :h. sowohl bei der Arro- 
gtiio, alt bei de» JVdoptio im engsten Sinne drei 
ßrundsäue aufstelle! die Adoptio ahmt der Natur 
nach -*- , sie ist "ehr subsidiäres Mittel, .lieh ein Kind 
** Verschaffen -~, »die Adoption darf wedpr dem, 
Kinde t noch eurem Dritten zum Nachtbeile gerei~ 
eben, Axnd hieraus sollen sich alte einzelne £ätze der 
Lehre, erklärten lassen. Zweck des Abhandlung ist 
nun der,, z» piiifen, ob und in wiefern man die 
einzelnen Regeln > richtig unter jene drei Grundsätze 
«ttbsumirt habe* Vund ob sie eownhl für die Arroga* 
tio,; als. Adoptio im engern Sinne güag seien. -Ah 
Folge* das ersten Grundsatzes" erscheine, dafs. man 
Niemanden als Bnkel «von einem bestimmten Sohne 
Wider dessen W£U$n adoptiren dürfe; dafs mfen^&» 
inanden als Binder adoptirea, kein Castrajt adoptiren 
könnt ;idal* der Adoptant wenigstens ajcHtzdhti Jahre 
älter, nbi der tzu Adoptivepde -jeyn< müsee,; Niemand^ 
auf eine Zeitlang, adoptiren kikme; in der Regel 
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r^rrnehrer* Kinder *ugkftti affitytirt weroNfe- dfirf* 
teiu Hiermit Jst'Reivim WesetttKchen eknwsttdtt 
cteii; tiar folge&d* zwei Bemerkungen Der Vera 
ttgt Sc 209« Nöte 6.: tfueh der Tochter ko*ner matli 
trenn sie einwillige, eifcetf BrhveH *ls Sohn 'adopö* 
reo. Wi# dief* riadh römischem Rechte vorkomme^ 
k#nnei begreift Rist, nicht, da durch die Adoption* 
welche doch riaturam itnit«ur, väterliche Gewiit fre* 
, gründet werden soll, Und efcie Tochter «okhe nitfh? 
haben, einer* so tfftnig eiM dürfeir sie begründet wer*, 
den kann« — 5/2111 Note 6. findet sieh di*Be* 
hattptttng, dafs-di* BeriimirRmg» e* müsse da* Adoptir- 
kiüd und der Adoptirende in Selbnperson J*ei- der* 
Obrigkeit erscheinen, aiabt to*r praktisch* sei 
Waturii? Es- sei die Nothwertdigkfeit der Gegenwart 
*us der Naaur der Adoptio, fth einer legis- actio, gdi 
ftdgt, wekhe Joptinian In Öerlsr, II* Ci VIII, 4« 
tftrfgehbbett' tmto, ^tind da**W iblge, dafs die A*l 
tvecdbärkeit dieser Bestimmung zu leugnen sei Br*> 
fordert aber nicht der Kaiser gerade in dieser Con- 
stitution flfe^etfwart der Parteien: pi*ae^nte eo,< qoi 
adoptatur et nott contredi^eirte/ Wiwn ll *o; qui 
eum ödoptat? Sagen dasselbe nicht die instrttrrioriett 
itHh"§; 8. 4**<t$pt, I, 12.? Wa# daher der Verf. mit 
4er Bemerkung will, ,;dafs Trotz der citrrten c«mst; 
lt. - C. diese» ; BMttttnübgen in "Pri 24. Fr. 3& D; 
1, 7. stdbä&f geblieben iäktfi laW* "steh' seh* leicht 
daraus erkfKren,dafs jene Verordbting Ende Octo- 
bers SSO erlassen worden sei, zu Welcher Zeit schon 
dfe ersten öücher der Digesten ' gaAt vollendet gewe- 
sen seien ^ veittrag R*>. iriefet ^fafttiisehen. ^ Die 
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subsidiäre Natur <k* Adoption z*%e sich jn fogU 
gendeiv S^tzjen: ch>>Addption oder Airogation eines 
Concubinen^indes *ei verboten, fo lang« die ; Legii*-> 
matiPB iesselbe» durch nachfolgende Ehe möglich 
sei; eine Frau dürfe mu;, wenn ri$ Kinder gehabt 
Ho4 Alle verloren, sich ein Kindadoptiren (das. ge- 
hört wohl nicht hierher); wer ein Khjd o£er meh* 
retffc Kinder in seiner Gewalt habe» , dürfe nicht adoptie- 
ren; : welche BesunimuÄjen «owpbl für die Arroga- 
tfo» als Adoptio gütig seien. Allein Rec. joufs über« 
h%fpt sehr bezweifeln* ob der letzte Satz für all» 
Arten dar Adoption gelte« Das amn Beweise alle* 
tptte, Fr. 17. §« 3. D r I, 7, ist dem ganzen Zusam- 
jnenhenge nach nur von der Arrogation eines Un- 
monogen au vs^sfcel^. ; JVViU man es nämlich *d 
allßenaein, wija da? Yetf. , verstehen, so läfst es sich 
picht begreifen* wie es Homipe, dftfs in so sehr vi*- 
lf^ S$#Uen. uns^s* coro,, ju*. neben: Weichen Kän- 
dern edoptirte erwähnt werden» Uebrigens bleibt es 
unbegreiflich, wie der Yerf. das Fr, . 17.' eir.^^ch 
guni. Beweise .sepey Ansicht für t die. Adjoption ,ge- 
Jjr^uch^n mag» da, er doch Sr .220. Note 48. ssit, 
dafs dar aUegir^Oj, Fragment nur von -der Arrogaiio 
spreche, jedenfalls, also seiner faxt ausgesprochelvin 
Ansicht nach nur für diese beweisen . würde* Es 
spripht eher ferner npspr Fragment nicht von Kin- 
dern in der Gewalt fde,s Adoptivvaters, sondern i|bei> 
baupt von Kindern (^ui vel unnin .habebk, vel plum- 
pes Jiberos): wefshalb qs nicht richtig zu seyn 
scheint, wenn .der Verf, seinen Sau 'nur bei in. der 
Gewalt d**' pater adoptans befindlichen Kindern 
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gelten lassen will. — Am der dritten Hauptregel 
seien folgende Sätze abzuleiten: der Tutor oder Cu* 
rator dürfe keinen minor arrogiren, dessen Tutel 
oder Curatel er geführt habe; aus einer turpis causa 
dürfe' nicht arrogirt werden; kein Armer dürfe eitlen 
Reichen adoptiren; und der Vermögensnachtheil, 
welchen dritte Personen aus der Adoption erleiden 
könnten, sei möglicher Weise Ursache, dafs die 
Adoption nicht gestattet werde. Uebrigens gelte 
diese dritte Regel nur für die Arrogatio allein, 
und nicht, wie man gewöhnlich annehme, für die 
Adoption allgemein, bei der eine causae cognitiö 
auch nicht vorkomme. \ 

'• XVI. Ueber zwei angebliche Fälle des 
Verlustes der väterlichen Gewalt. 

Als einen Fall, wo die väterliche Gewalt ipso 
jure verloren gehe, führt man gewöhnlich an, wenn 
der Vater sein Kind aussetze, und beruft sich auf 
teonst. 2. 4. C. VIII, 52* und Nov. 153. cap. 1. De$ Verfs. 
Verdienst ist es, nachgewiesen zu haben, daf« sich 
diese Gesetze blofs auf den dominus, welcher den 
jungen Sklaven aussetzt, beziehen, und const. 1& 
C. V, 4. dieser Ansicht sogar direct entgegensteht» 
Eben so soll die patria potestas ipso jure aufhören, 
wenn der Vater die Tochter zur Unzucht nöthige* 
Allein auch hier geht nach des Verls, richtiger, auf 
const. 6* C« XI, 40* gestützten, Bemerkung die Ge- 
walt nicht ipso jure verloren, sondern erst auf die 
erhobene Beschwerde der Tochter durch den von 
der väterlichen Gewalt befreienden Ausspruch de» 
Richters. »"•■•' \ 
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f ^ XVII, iUeber : di* EinwilWgtIng de* Aar 
nptivkjndes zun Emancipation. 
j Der Verf. bereitet, die gewöhnliche Ansicht, 
tfafs bei Adoptivkindern es der Einwilligung zur 
fcniancipation nicht bedürfe* u&d beruft sieh auf den 
allgemein ausgesprochenen Sau de* röip. Recht*: 
fiüusfamiüa« emancipari inv^us non cogHur; pafc 
dieser (Satz aber kein unbedingt geltender «ei, ist 
gewifs, dafs. er bei den infame* ,ein$ Ausnahme lei- 
det; w$fshaU> man sieb, auf ihn nicht berufen kqnn* 
, nta darauf die Npthwendigkeit de*, Einwilligung der 
Adoptivkinder herzuleiten« Sodann prüft der Verf. 
die gewöhnlich zum Beweise der fraglichen Auf* 
nafcm? angeführten Gesetze: §. 8. J. I, ll.> Fr. 132. 
pr. D. XLV, 1., und besonder* const, 1P, pr. <?. 
VIII, -4& Die Worte der angeführten const, sind, 
in soweit sie hierher gehören» /olgende: cum enim 
tanu fragilitas est . adoptionif , ut possit in ipw 
4ie 9 et filiua fiep,, et. ertraneus per emsaeipatienw 
iuveniri* quis patiatur Jura patrif naturalis- n**u di- 
l£no copukta, ludibrio defraudari? Cum in hoc caw 
ot contradi(?endi ßüo ßx jure veteri <te*ur licemja, «et 
invitus transire ad aliam non qogitur familiam. Sie 
fpUen aber nach defli Verf. Nichts beweisen; denn 
p$ werde ja gar nickt gesagt, dafs da« Adoptivkind 
zur Emancipatipn nicht einwilligen xqüfse. Die Wor- 
te: „cum in -hoc casu • • . f * licenpa," aus denen 
min durch ein argumentum a (contrario die ange- 
griffene Ansicbt *u verteidigen suche, bitten , wie 
aua dem Zusätze et invitua tranfijm hervorgehe, nur 
dein Sinn, dafs kein Kind wider seinen Wiüeö in 
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Adoption gegeben -werden könne. B* läf« skh aber 
tisch des Rec. Ansicht gar nicht, leugnen , dafs die 
Emancipation des Adoptivkindes als Hei' leichter, wie 
<lie eines leiblichen Kindes vorausgesetzt wird, und 
worin soll dieee Erleichterung bestehen, als • gerate 
darin, dafs der Consens desselben nicht* erfordert 
wird? Nur unter dieser Voraussetzung läfst»es «ich be* 
■greifen, wie Justinian sagen konnte, es köüne leicht 
vorkommen , dafs man an demselben Tage tölius- 
familias und einancipatus werde, da ja der a<Joptirte 
Sohn durch seinen Widersprach diefs jedenfalls ver* 
hindern konnte, und an feine Emancipation mit Com* 
sens des Adoptivkindes dem ganzen Zusammenhange 
nach nicht gedacht wtf Wäre dieser nothwendig, so 
konnte das Gesetz von einer fragilitas adoptionit 
nicht reden ; denn sie würde alsdann in unserer Be~ 
»ehung nicht mehr fragilis seyn, als die Gewalt des 
leiblichen Vaters« Da die const. 10. pr. dt» unstrei* 
tig die Hauputelle ist» sa will Rec, wegen der aür 
deren vom Verf« beleuchteten Gesetze auf die Ab- 
handlung selbst verweisen, und gern zugeben, dafs 
" ihre Beweiskraft sehr zweifelhaft ist, 

XVHL Ist bei der Legitimation durch 
nachfolgende Ehe die Einwilligung de* 
Kinder nothwendig? 

Diese Frage ist bekanntlieh nach kanonischem 
Rechte bestritten. Viele Juristen glauben, dal* nach 
diesem Rechte die Einwilligung der Kinder nicht 
nothwendig sei, und berufen sich , nach des Verfs. 
Anfahren, auf zwei Gründe: Erstens, das kano- 
nische Recht soll die Legitimation der unehelichen 
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Kinder, die bei den Romern mir all Wohlthat Bis 
den Vater gegolten* »ehr als eine 'Wohlthat für die 
Kinder angesehen haben, indem de dadurch den ehe- 
lichen Kindern gleichgestellt würden» Der Verf. be- 
merkt, hiergegen: attck dat rönu Reeht habe die I*e* 
gitimation nicht als eine Wohlthat für den Vatetf 
abgesehen; es^sei vielmehr überhaupt von dem Ge» 
skhtspuncte ausgegangen, den Concuhinat auszurot- 
ten, welcher Gedanke auch der kanonischen Gesetz- 
gebung vorgeschwebt habe» Sehe aber auch dieft 
die Legitimation als eine Wohlthat für die Kinder 
an, so folge doch hieraus nicht der behauptete Satz, 
da es Regel seit beneficium nemini invito datur* 
' Zweitens beruft man sich* auf den Grundsatz; die 
Kinder könnten durch ihren Widerspruch die Ehe 
ihrer A eitern selbst, folglich auch die damit gesetz* 
lieh verknüpften Wirkungen nicht hintertreiben, und 
dieser Grundsatz soll in dem bekannten cap. 6« X«, - 
qui fflii «nt legitimi, ausgesprochen seyn: tanta est 
vi* matrimonü, ut, qui antea sunt geniti, post «on* 
tr^ctum matrimonium legitimi habeantun Aber die 
Interpreten vergäben, bemerkt der Verf., dafs ha* 
heantur hier ganz unstreitig durch haben possint pa- 
uaphrasirt werden müsse. Recn. scheint es nun, als 
wenn in vorliegender Abhandlung die Gründe der ' 
Gegner Theils nicht richtig aufgefafst, Theils Nichts 
weniger als widerlegt wären. Es betrachten nämlich 
die Kanonisten und überhaupt die Hechtsgelehrten 
des Mittelalters die legitimatio per subsequens ma- .. 
trimonium als eine noth Wendige Folge der Sacra- 
Xöentaleigenschaft der Ehe, als gottliches Rech* 

tes, 



iby Google 



jur. Abhb* Eto d* Gebfete i heut, rö*i ; Rfechts* 4fr 

te*, utod ddfum Voii raentcfaKcber Willkür unab- 
hängig. Sa* ist die liriprüngliche Leseart des oben 
angeführten caput: tanta est vis sacramenti, tmi, 
ferner, sagt der vermehrte Sachsens?* Buch 1» Cap. 3« 
JDis&ict» 1*: „Nu.werdin ouch kinder geborn nalnx* 
»lieh» das lint.die, wo ein ledik wip nnd ein ledik 
»man* ader . eine^tedige, dinfe » mit eime ledigia 
i,koßChte sich czu.,aarnpen mischen, alio des skt,' an 
*,aUt globde, fcaturlidhe übe beginnen* kinder mk 
^e»andk.czu .habin — Noch der kinder gebor* 
„nerjaea ^ich cuu -der E#. Die, Kinder sint von 
^got^w vvjegen/ujad bobistlichj»r geseteze ge*t^ un4 
M tißjue* erbet** art ihrer vatera.und muter gut**" 
.Ueber jdiefs. i^tuj Vßrgleiebttfr (kr tfona Verf. nicht 
berücksichtige. Difecfc* Beiträge zur Legitimation 
deicht fcacirfo^öde Ehe (Halle: 1652) & 20A~iSl% 
£s iiält aber, ferner Rec*< die Bemerkung auf & £47. t 
^daXs wenn 4ie. üh^ri naturales did Willenserklärung 
vfirsättnQtjhätteu und «fun etst/iiacit dem Tode dei 
Vaters ihren Conseps zur Legitimation erklärte)** ih? 
Heil' *ocia je**t ->noch glpiimr Rechte mit den /eheli* 
eben Kindern ; wohl aber nur fjütidtfn emanripirten 
eingeräumt werdenf ^foen*?o«pweU;fpqsich, ali 
inj der hier .gngfthfttc* W^ejjfär.^rwetflicb* , Will 
man -einmal ihrem Gontens^ rückwirkende Kraft, beir 
legefc> so ist gewifs kein Grunji vorhanden, die Kin- 
der nur als, emandpati geke& ; eu lassen und weil 
natürlicher muf« man we als ^onhumi sui/ betraf- 
^nfinv/ A&er i jdieael A**icbtr >i$t an <aich mehr aU »weif 
Wbftftw-HaVen dißliberi naturales tbei JUhs&itJMt 
des Vatef* den Coa*tn» #&&&&&> qad gesutta* 
2*. Baad. 4 
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man ihnen, diesen selbst nach dem Tode ihres« ^Urt 
leugers nachzuholen , so wq-d dathircnu de* Schicksal 
4« Testament« in ihre Hände gelegt, da«, vollkom- 
men gütig errichtet, von ihrer Seite" durch die bo- 
norum possessio contra tabula« öder queiela iaoft 
teitaroenti umgestoßen, werden kann. Auch die Ber 
hauptung' in sonderbar, daft? ein- »mündige* Kind 
per subsequens matrimoniam gar nicht legitimirt 
Verden könne; 4#nn die Mutter könne natürlich 
nictht giltig im Namen der Kinder consentiien. < Gär 
steht aber der Verf. dem Vormunde das Reaht der 
fünwilliguug zu, sq ist kein Grubd vorbanden*, dieJa 
Recht der Matter, welche ja fa Ae* Reget naturr 
liehe Vormünderin ihrer Kinder, ist, zu versaget*. 
Ehen so- scheint uns die vom Verf. gemachte B4> 
nri&kuü£, daf« die, in der Legitimation für die Kk» 
der liegenden Nachtheile bei Weitem die* daraus ent- 
springenden Von höüe aufwögen, deu Ansichten dee 
Gebens und des Rechts durchaus nicht entspre- 
chend, fc .' .. > <• /• . ; * n . * / 
XIX. Baitrag 2u der Lehre von ier- Verk- 
aufs er ung der Güter Minderjähriger (xüt 
Erkläfcuaig 4er const* 3. <J* V, 74). *• 
y Der Verf. bezieht das gemimte Geset* ntn? attl 
nründige Minderjährige, weil überall in der Stelle 
nur minores» genannt^ und däese gerade so umseht^ 
ben würden: vel adjbuc sub qaratoribus constitnt% 
vel per veniam «etatfs eorum eurem eteedente«. Be- 
denkt man aber, dafe uttSei« Gonstitution sehr wate*» 
acheinheh auf einer Nachbildung de* Hesüfcutibn 
Minderjähriger beruht, Und -diese sowohl den impti» 
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bcMvs >b den puberet gt£ebefc «tifdV ferner, daft 
das Vexanfreruiigs verbot selbst eben to gut auf Un- 
mündige, als auf Minderjährige im engeren Sinne 
£&t, r und daft- die Batttiket* untere Constitution 
öidm bleö von de» "*i Minderjährigen- , sondern auch 
«ob den hnpüberes verstehen , i m Jctmnen irk diese 
bescbrtnkende Anäoht nicht WHJ£eu* Darin hat de* 
1%& ;ab#r VoUkenmen Recht/ daf« 'er den Worten 
dtr£onst2tation> i»V qnf eana fäek, eine sowehetBet» 
deutumg gibt, d*£s «fei ns&t< blofs tkrf enfaacjist in 
*r Augen springendtd FalU wenn der Minderjäh- 
rige selbst, versteht sich, mit Z«wtimmung det Cn* 
***** Veräerisert, .m ai<m begreift, sondern auch 
(lefr t i Wenn det Gomtb*; oh«e Aas nötfeige Dccrtft 
tu erbitten ^:idie,¥erikif»erung.- vniigenoniäien hat; 
Eben so stüntnen wir mit ihm überein, dab er. die 
VerordrKrog nor anfdie aut dem*Mangei eities Da* 
Est* he m n ^fcin gande Nichtigkeit begeht; Hinsicht, 
ft* des lettfttu $fceüfts unsere« 'Gesotfces, von den 
Worten „otut autem . . • ; * tnuisa*rwn sk" - be* 
»*tki der Verfr'y defe er gar nicWt ak «In neues Geh 
«*t snzuseb*n sety ut6d Jnntiniam blofr bestimme, 
fo* es, «0ck4ehtttck dte, verecbenWen Sachen, bei 
tom bisherigen Rechte bleibe : *ur TerjahruÄg rön 
ka*>biüen daher eine Zeit von 10 oder 20 Jähten, 
v <m Mobihett aber eine solche von 8 Jahren, wo* 
BHJtteüi tg|t censt.tna. C. de tuncap ♦ transfosm», er- 
forderlich sei. 

XX;t.W>#ic crtäieltt einen- Pupillen, und 
*ie endigt die Tutel? '. 

n \ De* VeM nimmt Gelegenheit, hkr dem hohen 

4* 
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Sittlichkait^ef&iile der Römer, ein Goiiipliment zti 
machen; denn er hebt folgenden UmcödbÄed,/ wel- 
cher jenes bekunde; hervor. B6be nänßkh ^er Va- 
ter bestimmt, bei, wem der Unmündige, erzogen, imcr 
den solle, so se» diesem die Enfehnng zu Übeltat» 
sen; mir müstt der. Prötor, wann ihm die Jtermm 
für die Mafcl des Püpflleri geffihdkk tu seyn «Chat* 
ne, voni dem-\Vaiea dter Vatorr jdwrriicÄieBb, und«r 
küwtte /davon abweichen, < jedoch* nnr mit Zttetkfe 
tnung aHer Verwandten des Bapitten, , wenn Mtnatt 
Leben bei jener Person Gefahr drohK Dieb JUtMft- 
tat soll hervorgehen aus einer Vetgteichung des '{Tri 
6. D. XXVII, 2. tr. .Fr. i. §. 1. fK^od. Wie aber 
flieset angebfiehe' Unterschied -ans detfc angeführten 
Stellen begründet werden könne, äehw mix .niebt 
fcÜto.t In i Fr. 5. D.*dt. heibl eti in causae Cognition* 
etfftandi siint, qui pudicitiae fartpabenia posaun* iöst- 
düri; in Fr, 1. §. 1. dt. heilst >es in Beziehung -awf 
die dem Leben jdes/Punillen drohende Gefithvte: 
id enim egere. Psaetoxem oportet ^rutaine . uttaMnfr- 
ttgha suspiden* «Utür partnj et ednceftuv YXmm 
und mh welchen Worten toll, dünn dieser Unter- 
schied begründet «e^n? „Wie endigt die Tutel?,* 
*vird defshalb Berührt, enri zu afcigatt^dAfs Erziehung 
-und Tutel nicht üothwendig mit einander verknifft 
seien, indem die Erziehung wohl «ist faft gftr keinem 
Falle gleichzeitig mit der Tutel iifces die Mündel 
aufhöre. u 

XXL Gibt es im Justinianeitclien /Rech* 
t^ einen dolus bonus? ,;;/T ** f f> ■ , -., «,;„ 

Mit Rücksicht auf Fr* l.j^^a IV^Atpfla- 
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gen die> Neutren den dolus in malus und bönus em» 
zcttheilen. Hier wird nun nachgewiesen, daß jene 
Steil© längst bereit* antiquirtes Recht enthalte, 
r XXII. Ueber die Bin tn eilung. der pacta. 7 
Der Inhalt dieser Abhandlung' ist folgenden die 
Sinkheilung 4er Convention es in Isghhtiae und juris* 
gentium -in Fr* -6. D»' H} 14. gehe sowohl auf die 
contrarius, als diepeeta/ dehn sowiä es ^om Civil- 
rechte bestätigte pacta gebe, so gebe es auch aus 
dein Civiirecbte stammende Contracte (legituni con- , 
-tractus). Zu diesen gehörten der ^contractu* emphy- 
teuticarius (?), der contractu* suffragii, und nach 
saferem Rechte die literarum obligatio , die dotis 
dictio und die promissio operarunx jurataja liberto 
fkctbu Zu den durch das Civilrecht bestätigten pacta 
(tegiüma) sind, nach dem Verf. zu zählen das, simple 
Versprechen einer Dos, da nach einer Verordnung 
▼on Valentiman und Theodor qualiacunque . verba 
hinreichen sollten,, das Vetsprecheh einer Schenkung 
und in einigen' Fällen seit Justin ian das Compro- 
xnifs. Die pacta adjeeta, d. lu solche, deren Zweck 
Modification des Hauptvertrags sei, gehorten nicht 
zu den nudis paetis und würden diesen in const. 10. 
C. II, 3. geradezu entgegengesetzt. Als pacta prae- 
toria zähle man hiter und da auch das pactum bypo- 
thecae, das precayium, das Compromifs und das ar- 
bitrii reeeptum. Allein nirgends sei gesagt, dafs das 
pactum hypothecae eine eigene persönliche Klage er- 
zeuge; denn die Stelle, welche man gewöhnlich 
hierfür anführe — Fr. 17. §. 2. D. II, 4. — spreche 
blofs von der aus dem pactum hypothecae enjtsprui- 
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gettden Pfahdhkge (actio hypothtcaria). Das Com* 
promifs habe bis auf Justinian rar KJagba*kaitim* 
mer einer poenae stipulatio bedurft f und erst titlet 
Kaiser habe in betiinacaten Fällen auch biei einem 
einfachen pactum eine Klage angelassen* wetthalb 
man et zu den laghima pacta zählen müsse. Rfc*n 
•p wenig gehöre da« orbitrii reeeptum zu den pm#» 
tonk^ pactis*>denn nirgends: aas. eitm Stelle anfaaxfin^ 
den, wekbe den Parteien ein {Katarische Klagte *#uf 
Erfüllung des arbkrii gegen demarbdter gestatte* Ab 
£rat arische pacta blieben daher jnit "ßewifsheit mar 
übrig: constituta peeunia, da« reeeptum der Sachen 
eines Reisenden , und da» pactum über einen aufsei*, 
gerichtliehen Eid, 

XXUL Beitrag so de* Lehre von den 
gesetzlichen Zinsen» Es wird hierauf mehrere 
gewöhnlich gun übersehene Fälle aufmerksam ge- 
macht, in welchen die legitinlae usurae 4 Procent 
(z, B. Nov* 22. cap. 44. §. 4. ~ Fr- 6. §. 2. IX 
XXXV, 2« v, a,), und auf einen, in welchen sie ft 
Proc. betragen« J^ec. glaubt aber, dais man die Go* 
setze, in welchen 4 Procent Zinsen gestattet weok 
den, durchaus als nichts Besonderes betrachten düx* 
fe; denn es betragen nach seiner Ansicht die gesetzt 
Heben , <L h, die auf gesetzlicher Verschrift beruhen* 
den Zinsen regelmäßig gerade 4 Proeent, jund nur 
ausnahmsweise kommen mehr* oder weniger von 

XXIV. Ueber die Aufhebung der UU* 
rhe wegen nöthiger Reparaturen und unr 
vorhergesehener Bedürfnisse des "Veraase? 
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- v Dot V«rt macht mk Rocht darauf aufmerksam» 
da£r m*n den gewöhnlich aufgestellte» Satz; *es 
dürfe der Vermieiher wegen uöthiger Reparaturen 
«och vor abgelaufener Zeit kündigen," nicht «o ver- 
stehen dürfe, jd* wenn hier keine Verpflichtung zur 
Eombädiguug Statt finde» und als wenn er bei un* 
»adligen Reparaturen gar nicht aufkündigen dürfe. 
Im ersten. Falle (wenn wegen nöthiger Reparaturen 
gekündigt wird) mvam er Mofs das damnum emer- 
gens, im anderen aber auch da« omne quod interest 
«setzen« BbeefelU ungegründet sei es» wenn man 
behaupte, der Vermiether dürfe nur wegen unvor- 
Irergesehener Umstände vq» abgelaufener Zeit kün- 
digen ; die Stelle sage : er dürfe nicht kündigen : niu 
proprüs usibu* dominus eam nacessaxiem ^$se proba- 
verit. ' Yen unvorhergesehenen X,erbältuissf9 rede 

. de nicht. 

XXV, Ueber die Unterschiede zwischen 
der Emphyteusis, und Superficies. 

-. Der Vett zählt hier nicht weniger, als dreizehn 
Unterschiede zwischen Emphyteusis und Superficies 
auf, wovon freilich manche sich aehr sonderbar aus« 
nehmen und schwerlich geeignet sind, über die Na- 
tur und das Wtteu beider Institute ficht zu ver- 
braten, IOZ.B. folgende i Bei de* Emphyteuse könne 
von der Notwendigkeit, ein neues Qebäud* zu er* 
richte», nie. <? **tgWebo aber doch die vom Verf. 
S. 90& L seihst erörterte #ov, 12a cap«, 1. §. 2.) die 
Red* aeyn, .wahrend bei der Superficies das Object 
des Rechts von dem Berechtigten zuweilen erst. auf- 
geführt werden müsse — •; es stehe dem Empby- 
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«üta (?) wegen seiner Comractsverbindlichkeit (?) 
eh» besonders benannte Kluge t ctife Enophyteutiottria 
Actio, tu 9 während der dornitiua Soli gegen de^i S«h»* 
perfirfar dieser »wegen keine besonders benatirrte 
Klage (? aotio locati, venditi etc.) habe —5 b%i de» 
Superficies fei ös zum Wesen derselben nicht erför* 
derlich, dafs sie auf eine längere Zeit eingegangen 
sei, wie bei der Emphyteusis; das de superfieiebu» 
interdlctum gebe der Prätör ohne Rücksicht auf die 
Dauer der Zeit, die in rem actio aber nur, wenn 
Kauf oder Miethe die Superficies auf längere Zeit 
eingeräumt habe. ? 

* XXVI. Uebe* den Begriff des possessio- 
nis furtum. ' >' ' 

Es wird hier eine in neuester Zeh von Marc* 
zoll (Arch. f. civil. Prax. Bd. VIII, S. £*4) über 
den Begriff des possessionis furtum aufgestellte An- 
sicht weitläufig ausgeführt. Der Verf. zeigt nämlich, 
dafs die Fälle, welche man gewöhnlich zum posses- 
sionis furtum zähle, wenn der Eigenthümer seine 
verpfändete Sache aus dem Besitze des ]*fandgläubi- 
gers entwende u. a., von den Römern zum furtum 
rei gerechnet würden, und dafs man mit besonderer 
Rücksicht auf Theophilus den Begriff des posses- 
sionis furtum so geben müsse: „Derjenige begeht 
,,eiÄ possessionis furtum, welcher zwar im Besitze 
v einer bewegliehen Sache sich befindet,' aber nicht 
, ,* in einem solchen , der mit allen juristischen Wir- 
kungen versehen ist, und sich wider sein beste- 
„res Wissen in habsüchtiger Absicht einen Besitz 
, y mit vollen juristischen Wirkungen durch eine äulset* 
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„Handlung zueigne« , ako sei**' Ddtention oder, sei* 
»,iien Interdiotsbesitz in Usucapiensbetitz (?) pazpnfc* 
„•et /dnkno > verwandeln kill. * 3>ie& possessio», f dl» 
tum wurde im* des* Verbrechen derünterschlaguhg 
nach gepneinem Hechte übereinitinmien , Indemud» 
Unterschlagende seinen NaUralbeski: io CmUie** 
verwandle. • . . i .i ^., 

i. U XXVII. Wem steht ^ie furtiva cojfcdh 
ctio zu? ■ ' . * • .1 -•.',: .,i 

• Die furtivä condictio stehe nur * denL IsgdnthiU 
mer, nicht euch dem Faustpfandgläubsger.zu; data 
obwohl diesem hu mehren Stellen ekte condictio .zu* 
gesprochen werde, so sei darunter .doch nicht did 
fnrtiva condictio, sondern eine hiervon verschiedene 
condictio incerti zu verstehen, da überall gesagt wec*. 
dq> dafe ^solche nur dem Eigenthümee zustehe« • i 
XXVIII»., AhuA wai für eine »fiohnld» wir* 
eine bezahlte Sajfeime akge* echnetö j/ .. 'i 
Eine sorgfältige Zusammenstellung der überdies* ~ 
Frage sich verbreitenden römischen' Gesetze, mit ei« 
nigen eigenthümhehen Bemerkungen* * 

■ ' XXIX. : Beitrag *ür Lehre Tfn dei V«i 
)äJirung der Klagen und Sacken, der Kirn 

Der Jnfcaki ist iblgeöder : Die vierzigjährige tiee* 
jäbifcmg der iürcheaiund anderer .verehrlichen Orten 
sei nur aiü Steile der dreilsig-, zehn- und zwanzig- 
jährigen praesariptio gesetzt «nd es laufe daher ge* 
geh sie die dreijährige Verjährung /wofür der V*r£ 
sich hauptsächlich auf Nov. 131**ap. 6. beeoft. Wk 
mächten ±aujf 4ie4o<£iaveüe fceuL£cofses *Gewieht«l** 
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£**,- Ja Ae nkbt sagt* dafc di* viöi^jänrigefAtaN 
jähcpag nur «n Stelle der ]ttaesariptio iq* 20 *el 
SO annorum trete, sondern dal* ot statt dieser Platz 
greife, und dem ganzen Zusammenhange gemäb 
aubh bei Mobilien der Kirchen die dreijährige Ter« 
jfiimmg ausschnnfce. Diefs Privilegium stehe aber 
nach Nov. 111. nicht blofs der Kirche und den dort 
genannten frominen Stiftungen , . ceodern auch den 
nicht angeführten Hospitälern und den Stiftungen 
znrH JLockäufe von Gefangenen ml Durch die Nov. 
HU sei ferner das den Kirchen &*$ Abendlandes in 
Now>9* gegebene hundertjährige Privilegium aufge* 
hoben; denn wenn man auch zugeben wolle, da£{ 
die Kov. iil. ursprünglich auf die Kirchen des Mor* 
gentandes gegangen sei* so «sei doch, durch die ». g- 
Pragmatiea Saactio vom. J. 554 auf das Deutlichste 
4ea Inhalt aller bis dahin von JuaAinian erlasse- 
nen Novellen auch für den Ocddent, namentlich 
, Sultanen, als verbi ndl ich erklärt worden. 
, , XXX, Mi* cell« n. 

Hier findet sich manche recht scbäUenswerthe 
Bemerkung* die man übrigens in dem Buche leibst 
nexhleten möge. Aber auünjend ist. es, wenn hier 
S. 879 gesagt wird, dafc Vater und Sohn in JBewv 
hang aaf das pecunum pvofectitinm in «fein Verhält« 
nisse * von Proprietär und Fructuar Ständern* Soiab* 
Versahen jind einem Gelehrten, wie v. Bitob-h oltz* 
nicht au veneihen; denn vollkommen Recht hat 
Leasing, wenn, er sagt: „Man schätzt eine« Jeden 
nach . seinen Kräften. . Einen elenden Diobter tadelt 
man gar nicht» tnife cinenu mütelainMfeen Herfahrt 
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mm gelinde, gegea eiptn grQfree i« man u»exbin+ 
Heb." Audi auf d<m KechtsgeWbrteu ist djtfi Woit 
ajmendbtr* ■ . > . - ■ - * ■; . 

;• ©•••** . F* F^i? „ , 

ii 1 1 

Grundsätze "des gemeinen deutschen Privat- 
rechts, mit i^iuschlufs des Handels-, Wechsel 
und Seerechts von Dr, (5. j. Ä, Mittermaier, 
Geheimenrathe und Professor zu Heidelberg, Ia( 
zwei Abtheilungen, Vierte völlig umgearbeitete 
und sehr vermehrte Ausgabe, Landshut, jb/ei 
Phflipp KrüU, üniversitäts- Buchhändler, 1880/ " 
(ForUeUapg.) 

Wir wenden uns «un zu der Darstellung Im 
deutsche!) Priyatxechts selbst. Bei der Überschrift!!, 
Besekbnoug des ersten Buches bemerkt mdii 
Vedegenheit lies Verfs., eine entsprechende Rufcwfc 
für dawelbe aufzufinden. I« des* frühtue^ Aus- 
gaben fehlte sir ga»s> währen* dt* übrige* Bfr> 
cb« mit aHgemistoen R*briketn verstehen waren-, jeftt| 
ist daa «stt Buch überschrieben: „Allgemeine Lehn 
r«n de* deutschen Privatrechts/ 9 Dies* Bezeichnung 
k% aber keineswegs dem Inhalte angemessen, und 
nach dem Stoffe, d*r > bjer zusammengestellt ist* 
würde jede anderer & ehe» so wenig seyn. Fit 
disparate Materien eine adäquate Rubrik m&ustt» 
eben, ist wähl vergebliche Mühe* In dein ersten 
Buchö >ind nämlich vereiniget Lehnen des sageAanto 
ten allgemeinen. Theüs des Äechöüpttemes mit dda* 
ienägesi, sü» d^.Persimcnjt^.hädctt^ die Jäte tem 
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Ifdnfre^abe* imte* die allgemeinen Lehren des 
touUchiö» Privdtirechi» >kht mit mehr Grunde ge>i 
stellt werden , als eine jede andere der in den übri-* 
gen 7 Buchern abgehandelten Materien« Ueberhaupt 
scheint uns für das System des heutigen deutschen 
Privatref nderung eines sogenannten all- 

gemeine] Bedürfnifs .zu seyn, und wenn 

daher äi §§. ISO — 135 in Zukunft eine 

andere, n Theile leicht aufzufindende, 

Stelle g so wäre für die sämmtfyhen 

Übrigen , el in das erste Buch gehörigen, 

Lehren s „ Personenrecht ** die ange- 



messene^ 



Im §• 41. erklärt sich der Verf. für die Ansicht, 
n*eh Sit- (v*«rum nicht auch nach mittel- ?) 
deutschem Rechte — wa* nach Not. 3. v aüch allge- 
meine« (nämlich germanisches) Recht gewe- 
sen • -~± das 'Schreien ' des Kindes das ausschließ- 
liche^ Beweismittel «eines Lebens war. Grimm, 
deutsche * Rechts> Äkerttiümer • S. 109. ist' der entge- 
gengesetzten Ansicht 7 beigetreten. Refn. scheint hier 
aber ein bestimmter Unterschied zwischen den säch- 
sischen Rechtsquelleh und den übrigen zu bestehen, 
Jodem nach den bei Gri ihm a. a. O. S. 75 gesam- 
melten Quellenbelegen , (zu welchen noch der ver- 
mehrte Sachsenspiegel h c. 18. pr. hinzugefügt Wer«' 
den. kann,) nur solche Rechte, die sich an die sach- 
lichen Rechtsquellen anschliefsen, nicht aber auch 
die Lex Alam. und der Schwabenspiegel, das Be- 
sobreiem der 4 Wände för n o th w e n d i g erklären. 
i a, Dto Vtafc, -berichtiget nun die in den frühem 
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Aufgaben vorgetragene Le^et; daß ßßjn dm*<$*m 
Hechte 4e* Unterschied zwjujcbap Ujpniij?uUgffi 494 
Minderjährigen, unhsjtanpt ggweseg« f ; f \, 

Es läfrl; »ich nämlich leicht njiphiy ei|e/i , : 4*G| 
seBwi der. S&dtaegqpiegel wil^elf .+4«« Kotnwra ra 
seinen Jakren > ija, Gegensatz^ zu, gern fcpnwe* 
za *anei* Tageji^igerade . d^^a *Jnt«rscbie4 bezeieb^ 
»et, ±wenn gjöjch.'dfo Wiffcppgp^ #W* . dgutscfeejp 
Mwdwjährigkftit ga»z anders .Itfstfaffflrt warjn*, >*Ü* 
kb röm, k JtecJite* --;.-, %«b $9S* A5- halte efw^^ueb 

cfaer ^edactarMTSr^en mSgem j> o ,;r ^,; Tl / ,, V) > 

-, :Djie: Befc»P»tang ix% N<*te 2&J: ; 4ai^ die Ei^+ 
fcÄndigfceit B#chijie* Praxi* a%* m§in, in IJejijschf 
land. «uf 4as, lg 4 Jabr zu sefzeitf.jiej, ist jedenfaJlp 
ääher au bestimmen und », befphr^njkeji, . i»den% 
mch FarticMlarrecbte , »• $• &*<> *frürten»bej:gi$ckft 
Lwtfrecbt T ff !• ^T €j »6. 8., 1«, ,4» ;P|i#' 9«djf| 
bestätige*... '•.., •'-[ f - . ?J >t: „ t; ,£ ^ ,j .,, ,, ^r^H 
-» Jffie<f§**4M7« dna tr^ic>j»^f»rt>^^ : ^ 

XH»r ein» ^dcundlicb^ ^g^e^^ r *i&e4fc^ 
AUsx«la eh* Refft* 4er Frei^A angege^ei^e , f Scl^u^ 
lacht *, .welc&ef fönst g*wokpUc& als , ein yp^xechf 
des Adels angegeben vvifd. v /•....- Jt ; , V:U 

Z^ §R 4?- Note, J0. Jtöw^e noch , a^gef üji# wer- 
den G. EfcpJiho,rn,c Urgis^ch^ des erlauchte^ 
%&p*P9> der >W$MP9* Hau, 1$1& Und pi Jfyt^ 2fo 
Wolf, Geschichte der Hegren vom Hardybfirg,, > 
Qgtt».l«L8r - . .♦ .*'. " • '„ -. '••"; :i * 

. %». §*lM» , ,m %PiA^$vtem***** kßhen Adelt 
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flatto a^&ntsclieri R§j&ster«ifari£ ttigefÄbr* thrf, 
*We,**Ö *ir : Beii#atiTl^diift esFatnföött gab, die; 
obgleich nicht aUe MerkrrjÄtie dW hohen Adel» Jttt 
ibifenlrtrttafe'ü^ d&tiöch dato' geebnet werden 
«rtifjrteu, (Nbt. 14.) als Gruüd än2üMhren^gewe*eto5 
«reo; tt*gÄactrt^ilWer'lÄl6tvretf«g tmte* Äie La*« 
deshohhek^ ihr**n die peraörilichö Röcht&unfloHt*4b*t& 
keit onÄRekhfÄafiOÄairfl^üstÄÄcL- Keineswegs körn 
4fei jedoch (raif' Not. \6) \i^htx Mich gereetawt 
*e¥den die Besitzer de/ eh*mahgen ftafohtdyttasti* 
Sc h a« e ti , die y ihre* %igöAtlÄ%rtifefenFfrUftdberii* 
eben Verhältnisse ungeachtet, d<Ndi« niemals ztrm h$* 
hä& AdeT gteh&rttett. Iw leinem gätifc « «HtofflcbteÄ Ver- 
hah*tsse befand -Heb (Wa« ^eHeta r Ä«ch fakht \rt 
Kl üb er, ÖetfeA^h Hecht de« ^Teiitschita Bündel 
9? 518. F6t c. Bethe¥lt wörd#Ä-ktt,) die der frfei* 
her^lkih von Rehlin^sCheö ^amifte zugehfttig« 
rietWchaft Bet 1 6ii^eä t h e^bei Ra-^enshhfg , > fetti 
Besitzer nur für ihre Person bei der R«teh*rH**¥* 
idAft id Ä &äm»»to : , 1^erte)s;to^^l^ii^^(^na- 
tÄctfffi* traten/ fflfo& Herrtchaft 4*rxiM Zubehör ab« 
flt^erhe r>icht\i&n!fter»öre, }e^o<ih Wddef r*i«fcs* 
tioch ' l^Ästitedigfe|'Äofefc^nerschaftliebev soxtätr*^ 
Imürfdiati non Statu* besa&ta. (6, Moser von 4*tt 
teutschen Reichsständen S.- 1506.), 
" T 'De* §. r ««• : gSW ?»« %es#mnrt«r tfc* rifchtiger 
ßs' früher die VötÄässettünge* '« i* , Üfcter welchek 
rürcbr'dem hettf^eil Rechte deh Patncietn der läfc 
dfere Adefctin* jgeb8hrt. ' ; '* l} : *> ;/ 

Bei §. 57, wäre zu Not. 12. Einige« Aber äft" 
Hofpfafegrafen ajJxufffikn^ufld data atoh zttr Zeit 
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des deutschen Reichs nicht .Mob RtioUständenv *ifc 
der. Verf. behauptet, sondern •seSbA einiges .mittele 
baren Familien ;ektee©mitiva majörv, und äfcdttrcÜ 
das Recht 4er i Ertheilung des Brief adels -zustande 
S. Runde, Beiträge aur I&läuterungotocbtlfchdr Ga* 
genstände Bd. t. N.; .19, §* 7. '-"» f -\:Ii - , :: * *.• ::x \ 

In dem neuen §• 58 a möchte die Behauptung* 
dsEsdie btradesra^licben^ Standesbexren in gewisser 
Hinsicht „eine Mättfckdacsef'Jiurischtfi Sbtiveran^ imd 
Uqterthsnen Bilden r .sich .wühl .nicht rechtfertigen 
lassen. Ihseigesknämteri RechtsverfaflhnMSK, ins*«* 
•lodere di^ Veirpflichtang zur Huldigung «Ad dkl 
Gerichtseubjection, bieten die wesebtlicben: Merk* 
male der Unterthaneneigenichaft dar, deren- böchA* 
GUsse sie allerdings bilden; und die ,Ebenbtirtigfcekv 
als ein einzelnes, ans dem Schiffbrudhe öWarührfrii 
pubbo^sthchen Verhältnisse gerettete! , Recht kann 
die Wesenheit ihrer SteUung gegen den Sö«fefenriit 
nicht abändern- Nur bepganx axnrfaaleri Staatsrecht* 
liehen Zuständen r wie der dös ürdfeü von Äantink 
wegen de* Halb-SouTerainhät iwC/Landeshtodsoht 
keh in Knipbauten (Prot: der deutschen Bundesye» 
sammltmg T. 17. & 4*7 * ft) möchte jene Beieich» 
nttBg zu rechtfertigen s*ynv n * - - ' * 

Der §> £0. von der Erwerbung des Ad elf 
ist, in Vergleiöhung mi* den frühem Aitfgsbdn* seht 
berichtigt -worden , indem der Verf. nunmehr die 
Frage: ob und i*ie weit die Leg^timatirin auf die 
Erwerbung de* Adels einwirket bestimmter beanfr 
wort et, und mit Recht die Folgen der Standeserhti* 
hang auf die bereits gebornen Kinder nicht aus* 
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*flm* ^' M N6te 11. r&ätte frtiet' WoHi bemerk 
wsaUm aoljen* dalk das-preufsifche Lafa<firecht T.; 2» 
ff* 91 "#> Ifc da* Gegemheil.sorsdteei^i und ibei der 
Frage r ob ' ÄelAH Option <$pn Adel > ttrtheäle ?.* .dftfs auch 
to'Bejahcubc^a^e;:-nJctriab, ob»* Zustiranung /d& 
Agnaten, adlige FamilÄnrecftte.*fUdui*cIi ^emozheq 

: v ;.6ifichfalk Ml/ *ucl£ viele Vfiriwssefeungen erhaU 
bkk tet $*t6U ä&tei&Kt'&emJLtitoM } Eiqer Bexick* 
ttgangp fedaxf nfej' jeüfao^i, ^«ln, .tUiüTeif« nux^geJ. 
«üne HancböiB&e ubdi niedere rlio^ndieöste, nid 
«Her B*ti^uj^aferii(^^ fiir Grand« 

der Anfbeban&? de» adeligen Stande« anerkennt* Da* 
ftkbtige kt nämlith, da£r nach de^tsohsr' Rechmn* 
tfebt ^überhaiiptuzünftig e* Ha^dWerV mit deÖ 
AddÄalnde \vabfb cte AuÄÜhöng adeliger Vorrichte u&* 
»ceinbar gehalten wurden dahe* aück der: Bettle!} 
Ar kleinen tüniti^enliandelaohaft, Kramerei und 
H6«kerei, Aufhebnugagn^id des. AdeLsttnidea i$U.iü,t 

i Därrg. 62- Ntft. -«.SgiU.dit Rechnung de*,Ahf 
«eny.bei der A&«nprätoe T nicht ikhtig t& Ea ist 
Rtgvl^dals diebeiderr Aeltem dej Candidaten, iteat» 
sdnAhnem berechnet (werdet Hollen, /für zwei Ab* 
nen gelten, in den entferntem Generationen dag«? 
gen I- zMblt '.ein * jedes; Aeüernpaar für.« ejintm , Ahnen, 
Mit?, jedefe Oeberatiött ! verdoppelt sich ' demnach- du* 
Kahl: des Ahneny; tind sie. ergibt, steh also an$ «tot* 
Zfihlixng derjenigen; welche in der . oberaten Reih # 
<}to Stammtafel stehen; Demnach /ist,: um 8 Ahne** 
datfiuthun, der Beweis tanr bw auf diet ürgrofsäher» 
ruterttrecken, und nißh* <bi$ auf die lÄfurgro£sältera{ 

wie 
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wie der -Verf. lehrt, indem so 16 Ahnen erwiesen 
wurden. 

Zu §. 60. wäre unter den persönlichen Rechten 
des Adels auch . noch- tu erwahäen : . das Recht auf ' 
Vorzuge in der Titulatur und in den* Curialien, der 
höhere Rang und die Hoffähigkeit , < das parücular- 
-rechtliche Benefichim competentiae, und zu Not. 9» 
hätte zum Beweise der: allgemeinen Zollfreihek; des 
Adels \ im Mittelalter, die Hauptquelle, Sachsenspie- 
gel II» 27., nicht unangefühft bleiben sollen» . 

% fZu' §. 63-ä ;Wappen recht ist Not. 1. pas- 
send beizufügen: Bernd, allgemeine Schriftenkunde 
dergesammten Wappenwissenschaft. 1830. 2 Bde. ; 
Im. §. 64. .Not» 1. könnte zu den jetzt antiquir- 
ten besondern Rechten des alten Adels auch noch 
bemerkt -werden: die« Aufnahm* in die Reichsritter- 
schaft und in f die Reichsganerbschaften* . 

Im §; 67. „ Geschichte der Ausbildung des Bür* 
gerstsöndes'* führt der Verf. 1 aus: daJEs zu den Aus- 
bürgern > die, um der Yortheile des Bürgerrechts 
willen, eine ihr veste* Domicil in der Stadt tu neh- 
men, in das Bürgerrecht traten'/ hauptsächlich ge> 
horten die Klöster- und der Adel. ~ Es geschähe 
"diefs besonders in den Reichsstädten 9 - und man hat 
selten den Umfang bemerkt, in welchem solche Aus* 
büxger in das Stadtbürgerrecht aufgenommen . wur- 
den. So liegt Refh. eine ungedruckte Urkunde v"bm 
Jahre ► 1549 vor,, nach welcher der in den benäch* 
harten Herrschaften Betterjreuthe, Zusdorf und Dan- 
kertweiler, als-Gnjndherraniässige Ritter Hyrus: von 
Homburg nichf nur zum Bürger in der Stidfefia-. 

22, Band. ■ \ 6 
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vensburg aufgenommen wurde, sondern auch niar- 
selbst Gericht und QefängniTs zu halten* befugt 
teyn soll. 

§.68* Not. 4« könnte unter den Hechten, deren 
Genurs, nach den Statuten vieler Städte, neben dem 
Bürgerrechte noch von besondern Erfordernissen be- 
dingt ist, z. B. von dem Besitze eines Hauses, nufeer 
dem Rechte, Bier zu brauen * auch gedacht werden 
des Rechts an den Holzgaben aus den ttttdtischen 
Waldungen Theü zu nehmen. 

Irti §. 69. zähft der Verf. zu den Rechten det 
etHdtilcnen Beisassenrechts, oder des unVolIkomme» 
nen Bürgerrechu, auch das Recht, die Marklosung 
gegen Nichtfeürger auszuüben. — Allein so unbe- 
dingt durfte »ich dieser Behauptung nicht heipfikh* 
ten laiaen. Losungsrechte) als drückende BetchrMrt* 
kungen des Eigenthxtmarechtes, haben, sowohl ihrer 
SnAeni, *ls Ihrem Umfange nach, die Veromtiiung 
gegen Ach» und sind ttrictistimae interpretationifc 
Bs wird also ankommen *uf die Fassung det at&dri* 
sehen Statutes* je nachdem et den „Bürgern" oder 
den „Einwohnern" der Stadt gegen Ausmärker die* 
eea Recht ektheät, und nur Unter der letztem Vor« 
tossetzong kamt man die Behauptung M'«. für rieh* 
tig anerkennen« 

In den sehr veränderten und verbesserten $§,72. 
und 78., wo in kurzen Zügen die geschichtliche 
Ausbildung der Unfreiheit Mi den eltetten Zeiten und 
im Mittelalter dargestellt ist, stimmt der Verf. im 
Ganzen über den Unterschied 4er Servi und Lfci, J 
Knecht* und Hörige, über das Wesen der Hodgfcett 
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and des Hofrecht» und die vewchiedenen Arteil von 
Ittrigen, den Ansichten Eichhorn' s bei, und sucht 
dieselbe dnrfch Nachweisun£€fe aus Urkundeh nährt 
tu begründe». Zu vergleichen sind - nunmefat «bet 
die wicht^en Erinnerttagen hiergegen von Gaupp, 
in den Misctllen de« detltwhen Rechts Nro. IX. X, 
XI. XII., in de» haikacfae* A. t. Z. von 1841. 3p. 73 
bis TS. und in seiner kritischen Ausgabe de* Lest 
Ftitfonnm (Btestea 1698) Jäalfeft* & XIX. Not. II. 
Der §* 74. bemerkt richtig, daft in einem Lande, 
iö welöhaAi die Leitx^nschaft gesetzlich aüfgeho* 
ben ist, tnch ein Fraflro, In dessen Heimath die- 
selbe noefe bfcktaht* käbhtrtBefc* Rfethtfe nicht tos« 
Übeln 4tö***w M^ron virsthfcden ist jedoch di* 
Frage > ob auch in einem soteheti Lande €ie Aug^ 
öfetmg des Besatxungsrecbtes nicht mehr Statt finde, 
«etiitot ein* Entsdhtfdttfeg nifcht fehlen sollte - 
< Nach dem §4 16. , de* die fiötstebütig^rütodd 
der UnfrtÄhek an Jährt, soll de* Grundsatz Von der 
ftfgtrö Hand, der das Kind folge, nur „an mehrtet* 
Ortati* gegolten haberj> während er doch wehl nach 
fen Volksrtchten tt< den Re*htsWfch*rn Sil D öü ts cfc* 
tUttd *r*prüöglich «in äUga^neiner Rachtesatz wall 
(Dar Nou 1« kann atoth xtoeh hiilzugefagt Werden* 
Sachsenspiegel 111/ 73.) Noch weniger haltbat 
tchaittt tfbar Reftii die Öehatiptülig, dafs gefnein- 
re<htHch di* Vwjäfrrtmg nicht als eine Begründung*- 
$xt> de* L^Wwigenschaft angenommen werdeil könh*. 
Sicher ist nämlich di# unvordenkliche Verjährung; 
als ein Instktrt, dnrch weiche* alle und jede Arten 
Y*A Recht« erzeugt werden* auch bei der Leibeigen* 
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•chaft anwendbar. Aber auch für die Anwendbar- 
keit der dreißigjährigen Verjährung ist ' wohl die 
Analogie des römischen Colonatrechts (L. 18.! I*. 2&+ 
§. 1. G. de Agricoiis) entscheidend, und die Ansicht 
der altern Praktiker ist ohnehin überall für die Statt« 
haftjgkeit dieser Verjährung. v 

Im §. 77., von den ßecbUverhäUnissen^des Un- 
freien zu dem Herrn, wird hei dem Zwang*dieuste 
bemerkt: dafs ursprünglich derselbe in einem 
blöken Jure protimiseo* des Herrn an den Diensten 
der Kinder des LeibeigenenJ>estanden\ t Dem: bist»? 
tischen Gange, nach welcflm dieses Kechtsverhält- 
nif* allmälig an, seiner Härte und Strenge immier 
mehr verlor, ist diese Behauptung n&htentspre« 
cbend, daher eine quellenmäßige Nachweisung über 
dieselbe nicht fehlen sollte. Die Behauptung muft 
aber bestimmt in Abrede gestellt werden, dafs der 
Consens des Leibherrn in die Ehe des Leibeigenen 
nicht verweigert werden könne« E« fehlt hier näm« 
Jich die, wesentliche Beschränkung , dafs solche Ver- 
weigerung nur ex justa causa statthaft sei* wie denn 
auch in verschiedenen Particularrechteu (z. B» dem 
preufs. A. L. R» T» 2. Tit. 7.) die gesetzlichen 
Gründe für eine solche Verweigerung angegeben 
worden sind. \ t •* ^ 

Unter den Landern; in welchen, selbst bei har- 
ter Leibeigenschaft, das Mortuarium nicht vorkommt, 
könnte (zu Not. 31.) auch Mecklenburg, als ein 
Hauptbeispiel, angeführt werden. . 

K Zu den Leistungen de* Leibeigenen, die . nach 
Particularrechteu ; vorkommen , hätte auch noch be- 
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mj^rkt'; wtnrdfaa können dat. Ungsnoswasiuliafti- od« 
Auffahrtogeid. YeigJ. a. B. W#is ÜMr r Wücttembi 
Privatfecht {tste Ausg;) Bd* L f. ffe; t und unter den 
Beschränkungen, db ihny vehn&ge sekrin <p*nönlft 
eben Abhängigkeit, treffen j kt deigfcbee aitcripttp 
unerwähnt geblieben* - . r . ■> :* r 3 . » 

i •• . 5 ,d * u.«' ■' : -V \> r' ■: t "i , ' x :z\ - 
i. :. IA 4> -79; d^dtt tick der Verf, Ü6er die Sc 
lenmtäuzet^ens^haftffibigktil des- Leibeigenen sehr 
schwankende aus, scheint jedoch geneigt, dieselbe 
»anlassen; Alkdn * die Gttivde seines Gewährsman- 
nes, Bt im d a (deutsches . Sriefeir. r £ 1 553«) sind: gas 
schwach, wkd ehe* stf weni£ folgt aus dem Argu- 
inerte, welche» Cr an« * (Wetzlarsche • Netwnstim-; 
dem Tb. 2^>Nio« &) aus der Telstamenti factjöi ÄCtiva 
nnd passiwa der LeabeigeniHt' r g«ite»d macht* gegen 
4b* klare Bettiünttöng der kaaitdvNotariaUordootjpi 
„dafs .Sei flFesttmentfzeuge ; dfcrrftiibeigenscbdfe frei 
seyn sollet." Aiich fcandiehKräcfatekammeigefcfotit& 
ehe* Urtheilj solches noch- daau^haupUacWick auf 
eigtnthümKche faetfsche Verhältnisse sfchstütrt, nicht 
als Beweit\ einer .dbweichehden F raaos dienen ;* uU 
nicht weniger willkfuHoh ist die Dittiriction bei St ryk 
(Usus -modernus Pandectarum, Lib. 28. Tit. 1. §-17c)i 
wmftach der(I«aibeigatte nur dann für , einen fähigeit 
Zeugen gelten lieft/ webn da* .Testament Verfügung 
gen? »i* Gunsten ^Leibeigene*,, nicht abet, wenn es 
Verfügungen: fi zu • Gunsten : freier Personen enthält; 
Unklar bleibt 4* auch» oh der.. Verf. die Beweiszeug-1 
nibfähigkeit des Leibeigenen gegen und für den 
Leibhcrro. all eine bloft beschränkte anerkennt, — 
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elfte Fraget di* *Äe*ha*, atach de* flfcafrgls da* ge* 
meinen Rechts*» Uejaktf^wtfi den muff, .* l* ; 

Der $.80.,;** .«aal dtii (Aufbfcbtp#grB*dett 4** 
Leibeigenschaft hudelt, «rafimti oWiftuiefc ßeeadtt 
gung der läilap Leiteigcwchafty wym de* 
eigene den Ort, dessen Luft hfadgüäeftd***' 
verläfst, wozu er auch ohne Freilassung berechtigt 
is&-~« fBet db* \tatflbnalig, als Briaiahuti&grend, - wird 
bemerkt, n dtüal ea/auth, v« ran 4 ga«£*rt, da fi 
»dar Xeihhfci* d*n* fUaige >«na*ellfe» kani* 
,*<;** *u£ ben*,£des>taaftd. tituhiASsifcht ankommest 
*katfn^ Altetn )b .tofcfailhier efhrifta* %an< dfer <Eai 
tiooijvvurj&hruag der jQnesi- Vindkdsio' h^mime pro* 
porü v <**•* dar" iusüai ft*fesseaia . die Bede ist* wird 
übtohautit yön. der Ndthwfendigk^» de£ adgafifata* 
Y*raussetiiu*g bsin*i;R*de, :*egrt* Jkcjefte»*" ~*«i K&n 
Note ,£. möchte fcuf*<*fr die *xt**ti»,tfeTJihrus* 
de* ältetn ide«täihdnifieoiita van Jah* ühä-Tag *a, 
geführt werden, G nimm Ehe IL JL& 377» f > n .<• 
• Ikt: §* 81., vonrtdeii neuem deutjAen Auffae» 
bmgsgeseteea de» X/eibeigensehaft, ist mur in lieft, 1j 
dahin an berichtigen, dals in Württemberg Aicha 
efcft durch rdie Veriasfungsuifctutde *em £6. Septbrx 
1819, sandeln, 4thöh* durch eine iViDaadnung »wod» 
1& Nov. 1817r(Hegktung;sbktt S. fl*l> die cUikaW 
ganschafe allgemefai äu%ahoben ytteden isK;-* - ,1 o\ 

Zu §. 88. und 84. ist nunmehr ifttoerdfe fiedmto 
tung der vüla und eertis besonder» nachjrat*agta 4 
Pi Wigand, der Gorveysche GmerbeaiU ausderi 
Quellen dargestellt, 183ii » f» *;.>.' . 1Jt , 

Im §. 86* gedenkt de* Verfc der gg yerscfaieden* 
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W*i&* Be^üugu*g*n, unter wffctal im MUlBsltitt* 
die Herren ihre l£nde?eien Andern^ zum Bau üben 
Uelsen, Diete Vwcbiedieftheit hing jedpoh wsh w* 
d*r des Gebuxtmande* ab» der aue& bei den Euv- 
yrohuern derselben Gemeinde öfters ein gew *«* 
schiedener ws*. Z. B. in einer lieft*, vorliegende^ 
Urkunde vom Jehre 1690 übergibt. 4«? Verkäufe* 
s.ein Dorf Bettenreuthe dem Säufer, de? ,$t*<H R*v 
veniburg, „und darin dm Aigensanuw als Aigen- 
5, mann, den VogUBJtnft eis VogtroauA, upd den* 
n Hiater#af> s^t ■ Jjgntimrfs, '' v 

Der §• 92. , der von den Veränderungen in, 4**^ 
Verhältnissen der Baupro durch qeue Qesetze han- 
delt, bezieht" sich meist auf die Bauerngüter. Daher 
lyijrde ^ieper Theil seines Inhaltes eher unten irn 
§. 449, seine , Stelle finden t und hi$r eine Vcrweir* 
sting darauf genügen. 

Sehr umgearbeitet und verbessert ist $. 95-797., 
die Darstellung der Grundsätze Über den Einflüfs 
der bürgerl. Ehre; durch die bestimmtere Auszeich- 
nung und 1 Cbarakterisirung der drei bei den neuern 
Rechtslebrern hierüber herrschenden Ansichten und 
ihrer' Gründe, Der Verf. stimmt auch jetzt noch 
weder der eigenthümlicnen Ansieht voü Eichhorn 
fei, » der U^tericbÄidwng/ einer Inftn7ie.de* deut- 
sche»* und ei&ftr JUtaftV* de« röofischen Rechts, vo*j 
denen jede in b*tc#d**ft Falten eintreten und eigen- 
tJiümJicbe WirXwigen haben aaU; nocjh euch d«*; 
besonders von Warezoll ausgeführten Lehre (die 
kürzlich wieder vertheidigt wurda v&a Wächter, 
die Strafarten unA ^t^^jMWUlten des KR. Württesn- 
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teirg & 515 u. d. folg/), wortaeh das röm. Rctehtfal 
dieser ,Materitt alt recipirt angenommen wird, son- 
dern er hält die' beutige deutsche Infamie oder Ehr- 
losigkeit f(ir ! ein erst seit der Einführung- de» römj 
Rechts unter dem Namen der Ehrlosigkeit durch die 
Praxis, ans^ einer Vermischung römischer Begriffe 
mit deutschen? Ansichten entstandenes, Institut, welr 
ches die Reichs- Und die Landesgesetze voraussetzen. 
Biese Ansicht i« hier sehr gut durchgeführt, und 
erklärt allerdings die ; verschiedenen Sanctionen der 
deutschen Particulargesetze tmd deren Termine^» 
' gieen, - ...... ^ v ^ . , : 

Zu/ §. 99.' Not. 75. sollte' unter deb Aufhebung»» 
gesetzen des Fremdtingsrechtes, al* eiües der alte« 
sten, 4 die Autbi Öömes Peregrini C. Communia de 
Successionibus nicht unerwähnt bleiben. 

Bei) §. 4. 5 Not. 2. könnte unter den neuern Ge- 
setzen über die Nachsteuer und den Erbschaftsa.bzug, 
noch angeführt werden: die preuis. Verordnung ,yam\ 
11. Mai 1819. — • Zu Note 5. wäre bei der Streit* 
frage: ob auch die auswärtigen Erben, eines Foren« 
sen abschofsnj^chtig sind, wohl. auch die wichtigste 
titeratur für die bejahende Ansicht anzuführen. 

Im $. k 1Q& J, Vota * Verhältnisse der christlichen 
Religionsparteien " ist die unbfcdingie Behaiiptüng der 
vüligen Gleichstellung der ohriülkhen Confeesionen* 
in der Ausübung der politischen und bürgerlichen 
»Rechte einlgermafsen zu beschränken, Indem,- n*fch 
ausdrücklichen in den Wiener Congrefsverhandhin- 
gm niedergelegte» BtkläteBgt», aiuf die ptotestauti-' 
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•eben Nebensecten dies« GleiAisiettung ktte^wep 
zn geliehen ist» ■ " ' ; •* ■ ;•:; 

Zu den Gesetzen, welche im Falle der gemiacl** 
ten Ehen die Vertragsfreiheit der Aeltern über die 
Religion der Kinder anerkennen, ist, zn Kote 18« 
noch hinzuzufügen: die Württembergische Verord- 1 
nunc vom 14, März 1817. 

Wenn der §• 107., wo das gemeinrechtliche Ver* 
hältnifs der luden in Deutschland vor den neuern 
Legislationen dargestellt, wird, bemerkt, dafs djie 
laicht -Schutzjuden oder unyergjeitqte Juden f +%)% 
Fremde " zu betrachten sind, so ist diese Bezeich-; 
nuug wohl wesentlich unrichtig v indem sie vielqiehij 
überall als Vagabunden in rechtlichem Sinne galten^ 

— Defsgleichen mochte durch die in den Reichte-; 
setzen nicht begründete Limitation: dafs die Cessio^ 
einer Forderung eines Christen gegen eiqeg Christen 
an einen Juden dann statthaft sei, „wenn sich bei, 
dieser Cessio n keine Besorgnifs einer Gefährde zeigt,' 1 , 
lacht zur Umslofsung der Hegel selbst führen* . 

Nachzutragen ist noch m Nou2. C* Herüber 
die > Lage der Ju4en,n*ch gemein^ deutschem Rechte, 
Hannover 1892«, und zu §. 108. Bessel im Rheinv- 
schen Museum für Jurisprudenz Band HL |left 4« 
Nro. 5. i ., . n«- > 

- Im §* 110. kann zur Literatur 4er Gesammt^ 
burgsebaften (Not. 2.) noch hinzugefügt 'werden? 
Sehmid, im Hermes Band 32. Heft 2. S*28S-*4S4* 
und zu der de* Gilden Wilda, das Güdenwestemini 
Mktekii«t,\l*i2.' ' « :> 
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% ) vWütt im §4 lit 4a> W«^n der Gemetode *. 
gegeben wird all „eine mit bestimmt*? Verfassung 
versehene ^ voip Staate aberkannte, Vereinigung" 
mehre* *$n einem Bezirke zusammearwohnenden Fa- 
milien, um auf gewisse Art den bestimmten Bezirk 
^gemeinschaftlich" tm gebrauchen u. s. w., so 
ist dieser Bestimmung statt ausscbjiefslich wohl 
eben so wenig beizupflichten, als es sich gemein-, 
rechtlich und, abgesehen Von den Vorschriften eini- 
ger neuern Gemeindeordnüngen, rechtfertigen Iälst, 
wenn im §. 112. das 'Recht zur Theilnahme an den 
Gemeindenutzungen an die Activgeirteindebürger* 
recntielgenschaft geknöpft wird, die doch nach der 
eigenen Lehre des Verfs. nur auf die politischen, d. 
h. Staat «recht lieben ' Befugnisse der Gemeindeimtglie- 
efef sich bezieht, Während diese Theilnahme an den 
öetheindenutzungen nur mehr als ein aus der G* 
iieindeverbindung herfliefsendes Privatrecht zu be- 
trachtet Ist , und daher mit dem blofsen Gemeinde* 
reckte als solchem zu verbinden wäre. 

Iöi g. Hfl. lehrt aef Verf.: zu Gemeindeprocest 
aen bed&rfe es dann eine* Gemeinde -Beschlusses, 
wenn aus der Gemeitidecasse oder tjbei das Ge- 
rneindevennögen 4e* Rechtsstreit geföhrt werden 
telL Allein äkfse Befeauptoing ist wi allgemein, in- 
dem gemeinrechtlich nur bei den toieht-ordinir- 
ten Cattegy»» die BefjOhWtfassung durch, die Ge- 
meiDde selbst geschehen «nft (Glück,, Pftndek^fOn 
oesAme&tar §* 88. 4lO) und auch die von dem Verf. 
Mut*. 41« angeführten neutra Gemeinde -Edictß* ** 
das Württembergische §• 66., von. 4« bitEM* B* 
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^fchäaglg I paohiP.i \ :-. t-A i - iL» *../ r «'L*T*>n: 

t r : Zw f ia^,^iwta Ur^üUögö^^SiMto, fct «4 
Note 2. über den A«p4rut?küh[^tÄ; Romano .»ij» 
am* it«l TÄgÜMhÄ TOiMa,, de UteffiUt* Ättmana, 
qpt ujrbes Gerwfcofeentti Imperatc-ritos tum: «xQtiMfc 
%ae,;jH*b 18ai* v 7un4)gf®m die Fortdauer def^i*« 
MiuvU^lveiGttsfuttg i»Etosf#chl«fcd;{rti NiH,7.) au* 
NE*!axe*, übe» die Umsehen «Stfältf und ihr* Ye$ 
ftfmlng (IBtt^SL $(b:v ').». 

tief Jm §« **&, vofrdrfn Domäne*, {fbtt der« fgtt 
pefoere Bdgrrffibeitifainiujn^ Auch i* die Bftbatp? 
trog j daß ttu* Hei, wahren Jiomftidtn der fitemfe 
«*fo r*er UnvexWrfawfcehkeft, oder das Rrfordtüttfl 
d«r iBcobacktüftg- der tu» Veräu&enuig w* Sttttar 
gfttef n nethwendigon . Formen: ztur Anwendung w> 
bringen, *#i, fär.dae heutige öff«lliqhltB$cto in te) 
dtoftipfee» Bundesstaaten, nicht zn hUtigtin, da, wen*» 
auch diejDairiafafiM >iq imiewi'Zfiiten.oicftt fikStft**fc 
eigenthum erklärt worden, sondern fjdeioqmmissftiAr 
sches Familieneigenthju* des* I*a£desberrn geblieben 
sind, g leic h w ohl, tot B a fhtsh e ständiglririt ihrer Ver- 
äuberung überall die Beobachtung der zur Veräufse- 
rttng von Staatsgütern erforderlichen verfassungsmä- 
ßigen 1 Formen vorgeschrieben wöfderi ttt. — 

4M Ha^tbifepfc^ *» brfriadeten Sapbe wäre 
auch noch das Eigemhunr des Landesherr» zu er- 
«ünefi. .. ..."..:.•. .!i.. 

Bei dem J. 151. könnte itete*- den verschiede« 
Mtf'QMfeutun^eb *e* Iwsudhai in den Beektaqptel- 
!e»;4ed Mittafakets aüsh ^ech 1 beMesirt wurden die 
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mende, wo dieser Ausdruck für fdeto ge*ammil«ia 
JÖdbiai«, nöt'Auischluf« tot LÄfU^ gÄra^cht wird, 

f * Der §. 15ß., der<*mtdfe Veitettottenbeit Imm* 
deit, Hartühn Ms zur qxftlgfen^Voimtktäniiiy ehp* 
¥e*»üthung für dar Leben Ä^i^VfricJtellentii;^ 
erklärt sich - ^^«»tfbV^iAlwi^^iii^j/.iHH^^ 
S, 870. nbw die Präge, eb4^r für ehken VersdK* 
lenen bestellten Curatel, gleichviel, ob es eineYiJirtliWfct 
reöhtlkhe oder «deotkli i teohfiiehe' Curätel UtV big 
zur erfolgten Todeserklärung *ath da* Recht zttftebtj 
6kf deto Verschollenen ideferirten Erbschaften aturtH 
treten und zu erwerhen? Gegen die Ansichten* de* 
Verfr. sind übrigen* zu vergleichen: BolUy, Eat- 
*ürf einör A»ts -Instruction für die Amtt-Natariett 
(Stuttgart 1821.) Tit. VI. §. 17. 18., Steift, W&fti 
l«nberg« Erbrecht 6, 100., Hei« mtd Cr«pp> fcufc 
Abhandh II, 6. und Bolley, verrauchte jur. Auf* 
»8ue (180t) IvS*w* . , 

f' •-.^i{:.>^•(BeJwfcW3l felgt); . ■ >z 

-.;■/■ ,.-.. • «. : ■••:*,.- ■-.,«.■ 

Nachweisung d^r Recdnsioueu iiad.Aö^ 
zeigen in anderen ZjeU^phHfte*. 

.-;.- -. •<. i j 1 ') r "jj ; , M f 1- ;•.. *j ''• 1 .' i 

1) In der allg. Lit. Zeit. Jahrg. 188& JNt^jH* 

— ISl. Sp. 885-*4Bfc, .•:'? /•; i ' 

- Barstellung de» geoaewea fcnftsdbatt o. de* [hau* 
;> biixgfeb»' äa^^ 
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*.r - ieute,.*oh Meno, Pohls. -Erst. Bd. Aug. TUtiK 
l Hairiboirg 1828. Zweiter Bd. Wechselrecht. Er- 
- - tter Und zweiter TheiL Hamb. 1829. 8. : Audi 
t unter dem Titel: Darstellung "de t WecbselreAts 
nach gfemeutinh nnd hambur£. Rechte u. nach 
•» . . ?. 4ea Gesetien d. vorzüglichsten handelnden Stat- 
ten Europa'«, 

Der Yerf; bewähre in, dem ▼orliegenden sehr 
ausführlichen Werke gute Kenntnifs der in Deutsch- 
land geltenden. Rechte, namentlich des röm., und 
Kunde des Handels;, er vereinige also zwei Haupter* 
fordernisse für, die Darstellung . handelsrechtlicher Ma- 
terien. Die einzelnen Lehren $e$ Handelsrechts seien 
mit einer gewissen juristischen Consequenz durchge» 
führt, unö\ man finde darin viel weniger vages Rai- 
sonnement und legislative Ansiebten, als wirklich 
geltendes Recht angegeben. Auf längejr vorherge* 
gangenen, umfassenderen» dem, Zwecke gewidmeten 
Studien scheine aber das Werk nicht zu "beruhen. 
Daher denn auch die Oberflächlichkeit und Dürftig» 
keit, wenn sich der Verf. auf. das Geschichtliche han- 
delsrechtlicher Institute einlasse» Es zeige sich hei 
diesen historischen Erörterungen fast nie eine Spur 
von Quellenstudium. Eben so' habe der Verf. aber 
auch auf . den literarischen Theil seiner Arbeit nur 
geringe Sorgfalt verwendet. Sehr wenig daher die 
Meinungen Anderer erwähnend und prüfend, be- 
schränke er sich nur darauf , die handelsrechtlichen 
Institute aus ihrer Katur, wie er nämlich dieselbe 
aufgefa&t habe, iyid nach den Grundsätzen der ge* 
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fbttafen Setasofceil ftechte zö bewrl&esi«. . Reftreffe 
dieser Tadel abe* weit mehr den «tostest ab die fol- 
genden Theite. des Werkte* Da das Blich «* Juri- 
sten und Ka«fleute benimmt ; sei V«ö mööht© man es 
«kh wohl scholl gefallen lasten, dal*der¥ei& „man* 
«bot Regel des laiig. Recht* «rlAitstt bebe, *e er 
dem Juristen als bekannt hätte voraussehe* düitfen*" 
Wenn aber dadurch dem Juristen Manche« vielleicht 
allzuverständlich geworden, so durfte diefc für die 
Jtaufleute wohl oft zu wenig Aer Fall seyn. In der 
Anordnung habe der Verf. MartenY Lehrbuch iü 
Grunde gelegt und sei darin Bender'* Beispiele ge- 
folgt, mit dem er auch fast ganz in den Abweichun- 
gen von jenem Lehrbuche übereinstimme. Was die. 
Behandlung des Wechselrech'ts im Besondern anlangt, 
so solle die Theorie des Verf«. das fergebinfs des Sttt- 
äiums aller vorhandenen Wechselordnungen seyn. 
Bei diesem Studium ging; sein Bestreben dahin, sicÄ 
iurch Eindringen in das Wesen des Wethselrechti 
eine möglichst deutliche Anschauung desselben zu 
Verschaffen und die Prindpien, worauf es beruht, zu 
/ergründen« . Die mitgoth eilte Theorie solle dann eine 
fintwickelung dieser Princrpien seyn» Die Richtig* 
keit seider einzelnen Rechtsgrundsätze beruhe da- 
her auf der richtigen Herleitung aus den Hauptprin- 
cipien, auf ihrer Üeberanstirhmuhg „mit dem Geiste 
äet Wechselrechts , " vorausgesetzt, dafs der Vext 
diesen überall richtig erfafst habe. Daher bedürfen 
diese seine Rechtssätze keiner von Auften hergenom; 
menen Stütze, es brauchen dafür keine Autoritäten 
angeführt zu werden, und namentlich habe der VT. 
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es vermieden, die in den verschiedenen Wec hseln »*» 
«rangen enthaltenen Bestimmungen zur Unterstützung 
seiner Meinung anzuführen, weil man dadurch leicht 
in Gefahr gerathe , eine beliebige Zusammenstellung 
paxticularrechtlicfaer Satte für ekle allgemeine Theo- 
rie des Wechselr. zu geben. Unzweifelhaft mochte 
wohl diese Ansicht des Verfs. über das Verfahren bei 
der Constrnction einer Theorie des Wechsehrecnts 
allgemein als richtig anerkannt werden. Allein diese 
Verfahrungsweise scheine weit mehr die Eigen&üm* 
lichkeit der Form, als des Inhah« «einet Werkes be- 
stimmt zu haben. Denn was den Inhalt betreffe, tö 
werde man auch in/ dem Werke des Verfr. auf eine) 
Reihe von Sätzen stofsen, die eben so wenig zu bil- 
ligen seyn dürften, als er sich mit allen, durch die 
Autorität einzelner Wechselordnungen belegten, An- 
sichten seiner Vorgänger einverstanden erklären könne. 
Unter manchen Sätzen, die hier hervorgehoben wer* 
den könnten, dürfte aber keiner Theils wichtiger^ 
Theils weniger zu billigen seyn, als der, worin der 
Verf. seine Ansicht über das Wesen des Wecheekoa- 
{ractes überhaupt niedergelegt habe. Da übrigens 
der Verf. seine Theorie nicht aua Wechselordnungen 
herleiten , oder daderoh auch nur unterstützen woll- 
te, so verfahre er bei der Auseinandersetzung, det 
einzelnen Puncte des .Wechselrechts, als wäre ni^ 
Etwas über das Wechselrecht aufgesetzt worden, er 
spinne gleichsam den Faden aus sich selbst heraus; 
er chire zur Bestätigung aeiner Lehrsätze «6 wenl£ 
Gesetze als Rechtslehrer. Die Letzteren i^irdett aus 
berücksichtigt, wenn der Verf. abweichender ftftei« 
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60 •-. Nachweisung der.Recensiftaeii ^ « 

tftrng sei Wenn er auf diese Weise die gemeinrecht- 

. liehe. Theorie über einen Paragraphen, durch Her»» 

Leitung au« der Natur der Sache , aufgestellt habe, 

so > führe er^ dann hinterher die Bestimmungen de* 

wichtigsten Wechselrechte an. , (jEUc Wilda.) 

! . A. L, Z. 18S2. Nr. 131. Sp. 403 — 407. 

., F..A. Schilling, animadversionum criticarunuad 

Ulpiani fragmenta Spec. HL et Spec IV. Lip*. 

*832* ; 

Enthalten Bemerkungen und Berichtigungen des 
Textet von Titel XI. bis XXL, über weiche Rec 
Bericht erstattet. (Rec* A. y. B.) 

A. L^Z. 1832. Erg, Bf. Nr. 67, Sp. 684— 536. 
M l&aminatorium in jus criminale Germaniae ooin* 

mune. Gothae 1831. 8. 

Ein für dicr Wissenschaft und den hier zu er- 
reichenden Zweck unpassender Katechismus über das 
Critn. Ä. von schülerhaftem Ansehen. Der Inhalt 
sei vornehmlich aus Meister, prindpia i jür. crinf. 
ei. VIL Gott. 1828. entnommen, worüber aber der 
ungenannte Verf. Nichts sage. Ganze Paragraphen 
dieses Compendiums seien hier in den Antworten 
wörtlich wiedergegeben. Dabei eine Menge von 
Druckfehlern und Sprachunrichtigkeiten. (Rec* I. F. 
H. Ab egg.) 

2) In den gött. gel. An.zei&en Jahrg. 1832. 
sL 66. 67. ,S. 668. u. 664. . 
, Lud. Per.nicis, quaestionum^ de jure publico 
: . gesrtajuco.pamtuOa^ec. HaJU 1831.4. . 

y Ent- 
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und Anzeigen im änderet* Zeitschriften. Bl 

Enthalte einen in ein «ehr reiches Detail eilige* 
btinden Coranaentar zu den beiden Bundetbeschliis- 
«en v. 18» Aug. 1825. und v. 18. Febr. 1829., zu 
Folge deren den Häuptern der vormals reichsständi- 
schen, jetzt standesherrlichen fürstlichen Familien 
dai^Pradicat Durchlaucht, den Häuptern der vor- 
mals reiebsständischen, jetzt gräflichen Familien 
aber das Frädkat Erlaucht gewährt worden ist. 

G. g. A. 18355. St. 69. S. 686 u. 688, 
Die Militär- Rechtspflege im KR. Hannover. Dar- 
gestellt von F. W. Ostermeyer. Hannover 
1832. 8. , 

Enthalte eine, mk dem grölsteh Fleifse u* mu< 
iterhafter Genauigkeit abgefafste vollständige und 
faßliche Ueberaicht der in dem KR. Hannover be- 
stehenden MilitärrRecbttpflege nach allen ihren Rieh- 
toggen, so <Ja£s nicht allein die rechtlichen Verhält* 
risse des Militärf, sowohl zu deq Civil-, als den 
Militärgerichten, sondern auch die Art und Weise 
der Ausübung der Militärgerichtsbarkeit, und die An- 
wmdftng der fetzt bestehenden Militär -Strafgesetze, 
auf eine völlig genügende Weise abgehandelt seien» 

G. g. A. 1832. St. 70. 71. S. 689—699. 
Savigny, Geschichte des röm. Rechts im Mittel* 
alter, Bd. VI. Heidelberg 1831. 8. > 
Anzeige von Hugo, worin sich derselbe insbtf» 
sondere über zwei ihn selbst angehende Verbesserun- 
gen und Zusätte (S. 447 und 449 dieses Bandes) er- 
klärt. 
ÄBaad. 6 
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G. f. A. im* Su 70. Tl. ?.,fi8i^ 79t. 
Hugo, Lehrbadt der Geschichte des rom. R*dtt* 
\ »eh luMinian. Dritt« Ausg. Berlin 1880» 8. 

Anzeige des Verfs. 

G. g, A. 18$t. S%. tf& 167. S, im-1068* 
Neues rhein» Museum fiifcr Jurisprudenz^ fterftus- 

gegeben von Blume, Böcking, Hollweg« Puohta> 

Puggö u. Unterholmetv Bd. I. H. J. Göjtting. 
t ; 1882. 8» 

Ref. (Spangenberg) will dieses erste Heft der 
neuen Folge einer mit Recht so sehr geachteten Zeit- 
schrift keiner Beurtheilung unterwerfen , ' sondern 
thellt nur zu dem S. 198 fl. Ws ein ineditum aufge- 
nommenen Bruchstücke über römisch • germanische 
Stadt- und Reichsterfessung eine diplomatisch ge- 
nau* Abschrift von dem Originale mit , welches sich 
in seinem Besitze befindet, und gibt eine Vermn- 
Ihung über den Verf. desselben« 

G, * A. 1832. St, 178. &.'t77fc 
Hugo, Rechtsgeschichte. Ute Auflage. BetKn 
. 1852. 8. 

Anzeige «des Verfs. 

. €h g. A.183& Sfc, m S.mi-rlM* 
Die Reichsgesetz* vjOn 900. bis 140$, nachgtwie- 

sen durch Job. Frjedr. Böhme*. Fr^if 4 a.M* 
. 18S2. 4 . ' , 

S$hr beachtenswerthe B w<^u**« w 4P|»1« 
neu dieser, Gesetze. (Rec. Blume.) 
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und «AuBtigen m «äderen Zeitschriften. 86 

S) In Ben beidelb. Jahrbb. Jahrg. 183* H« & 
a 78T-t771, 

Das Princip der Erblichkeit und die französische 

und englische Pairie. Berlin > - Stettin und Ei- 

hing 1832. 8, 

Die Idee, welche in dieser mit eben so viel 
SacMcenntnifs als Mä&igung ausgearbeiteten , auch 
durch den Vortrag sich auszeichnenden Schrift dar- 
gestellt und verfolgt werde, dürfte sich so. bezeich- 
nen lassen: In unseren pwnarcbischen Staaten lasse 
sich die politische und die bürgerliche Freiheit nu* 
auf die Verschiedenheit der Stände gründen» 
Ohne einen reichbegüterten, ohne einen grundherr« 
Sehen Adel, ohne Körperschaften, (Städte, Universi- 
1 täten,) keine Freiheit» weder bürgerliche noch poli- 
tische. Frankreich, das diese Elemente nicht mehr 
habe» sei fortdauernd in einem Zu$tanäe, in wel- 
chem Revolutionen auf Revolutionen folgen müssen» 
Das Gedeihen der brittischen Verfassung beruht nicht 
* erf ihren Fenne« , andern ai*S <ie* geschichtlichen 
Grundlagen, die. sie im Volke hat» auf dem Grued- 
xeicbt]iunae des Adels, auf den Corperationsrechten 
der $tädte» 

Heidelb. Jahrbb. 1832. H. 8. S. 88». 
K. S/ Z* c h «rr i S, .&ecbtsgut*chten in der gefen 
. ~. Frajsz Schlund -^ anhängigen Umerauchungs- 

sacbe. Mannheim 1832* 8* 

Es werde unter Anderem hier von den Qrund- 
figfeea gehandelt, *on welche» feine die Freiheit der 
übrnte bekräftigende Gesetzgebung auszugehen habe, 
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84 NAchwafrung dar Recensienea 

und die hierüber aufgertellte Theorie werde für Viele 
wenigstens den Reiz der Neuheit haben« (Zacha* 

Heidelb. Jahrbb. 1832. H/10, S.961 — 972. 
Dr. K, L. Lippert, Annalen des katholischen, 

protestantischen und jüdischen Kirchenrechts. 

IL Heft. Frank* 1832. 8. 

Vergleiche Rec. den Inhalt dieses zweiten Hef- 
tes mjt jenem des ersten,, so müsse er gestehen, dafs 
den Erwartungen, welche das erste Heft zu machen 
berechtigte, nicht genügt sei Während das 1. Heft 
10 Abhandlungen nach dem gemeinen in Deutsch- 
land geltenden Kirchenrechte und von allgemeinem 
Interesse liefere, enthalte das zweite deren nur zwei, 
und es scheine nicht Gewinn für die Annalen zu 
seyn, dafs nunmehr auch Abhandlungen des Parti* 
cularrechtes , wie hier mit zweien geschehen, eine 
Aufnahme finden* 

Heidelb. Jahrbb. 185«. H> 12. S. 1193—1195. 

1. Reprotestation. Oder das Protestationsrecht, mit 
Bezug auf die deutschen Bundesbeschlüsse vom 
28. Juni 1832. erwogen — w. Prot K*ug. v Leip- 
zig 18S2. 8. 

2. Bemerkungen zu dem K. K. Oesterreichischen 
Präsidialvortrage über die Maßregeln zur Auf- 
rechthaltung der gesetzlichen Ruhe und Ord- 
nung im deutschen Bunde und über diese Maß- 
regeln selbst. Vom Frejb. v. Wangenheim. 
In dem Archive für die neueste Gesetzgebung 
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«Her deutschen Starten. Herausgeg. von Alex. 

Müller. Band III. Heft 1. Nr. 1. Mainz 

1832. 8. 
,3, Noch ein wissenschaftlicher Versuch über das 

rechtliche Verhaltnils der deutschen Bundesstaa- 

ten zu der Bundesversammlung und über den 

wahren Sinn 'des §. 8. der Verf. Urk. für das 
: KR. Württemberg — v. Job. Heinr. Zirklet. 

Tübingen 188S. 8. 

Der Verf. der Schrift Nr. 1. .suche zu zeigen» 
dab durch, die Bundesbeschlüsse vom 28. Juni 18S2 
keine der Bedingungen der Rechtmäfsigkeit einer 
Proteitalion gegeben sei, indem alle diese Beschlüsse 
aus dem Zwecke des Bundes, so wie aus den frü- 
hem organischen Gesetzen des Bundes, als Folge- 
rungen, abgeleitet werden könnten. 

Dagegen suche der Verf. der Schrift Nr. 2. — 
locht die vorzüglichste von denen, in welchen Zwei- 
fel gegen die erwähnten Beschlüsse erhoben worden 
— zu zeigen, da£i in denselben, nicht blpfse Folge- 
rungen aus dem Zwecke und aus dem bisherigen 
Hechte, des Bundes lägen, dafs sie Best i m m ungeis 
enthielten, welche dem Interesse dar mittleren und 
kleineren deutschen Staaten keineswegs entsprächen, 
such mit den. neueren deutschen Verf. Urkunden 
tchwer zu vereinigen seyn dürften. 

Der Verf. der Schrift Nr. 8. endlich zeige, wie 
fitfn. scheine, mit siegreichen Gründen, dafs der 
§. 3. der württemb. Verf. Urk., weder seinem Wort» 
verstände nach, noch zu Folge der Verhandlungen, 
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M ^ Nachw>ds*ag tot Reaentmioti 

ans welchen di© Vörf, JMu des JSU Württemberg 
hwotgegtagett sei, de* Gikigktit jener Beschlüsse 
(für Württemberg) entgegenstehe« ' i 

4) In der jen. ailg. Tit. 'Zeit', tatirg« 1&?, 
Nr. 97, u. ?8« Sp. 289—298, . ' 

, 1, Einige Worte über den Entwurf der Zeheptah- 
lösung etc, im GH. Baden, Von iL Müjler. 
.Freiburg 1831, 8** '* " : * 

2. Ueber die Aufhebung der Zehnten. VonRuef, 
' Freiburg 1881. 81 
, 3« Einige Bedenken gegen die Abschaffung aller 
Zehentrecbte ohne Ausnahme im GH«' QadePt 
, . Freiburg 1831, & 

4. Senüschimb** an den Hofratfe Rotteck, *** 
Anlafs seiner Aktion über ZehsqtaufliebuÄg,- v, 
K. Müller«, Freiburg 1831. 8- 

5. Ueber den Ursprung des Zehnten« Ein« hisfc- 
reshtüche Erörterung« Freibuxg^ 183t« 8* 

Der Vferf« vtm H*. 1. werfe sich alt Vertheidlgtt 
s dtes Zehntel auf, indem er in einet sehr guteö 
, Schreibart zu -zeigen suche, dats er dem Staatshalts* 
fraite wohl rusage, die Tandwirthsehalt nieht gi- 
fahrde tmd dem Zeitgetae nicht widerspreche. ""'' 
' Iä Nr, 2, werde die Gefahr herausgehoben, wrf* 
che durch die Aufhebung der den Ptoreien, Schulen 
und Stiftungen gehebigen Zehnten, gdgt* «toe aas 
Jen Staatssassen ttfolgetide EmscWdignng, -erw** 4 
stfa würde. 

Nr. 4« *üge Äe in des Hm. v. Rettecks Vor- 



Digitized by VjOOQIC 



und AMtigM i* aäÄe©m lEtfttclirlften. $f : 

tr*ge Ar 4ir 2*heht*uttiebuäg in 4e# ttw&e» KatA^ 
«m der batensch^ ^^Versammlung gebraucht««* 
. Ausdrucke* > /■•••,, . • -' — ' 

In Nr« 2, werde die von den drei erstgenannten 
Schriften bestrittene Ansicht aiteiuhflich • entwickelt ; „ 
die ui derselben gegebene geschichtliche Ansicht v*m 
Zehnten aber ip Nr. 6, geprüft ufld berichtigt, und 
^beq sp die in Nr, 2. angenommene "Grundlage der 
rechtlichen Ausführung, dafs namtiqh der Zehnte 
öffentlichen Rechtens . und ursprünglich eine Steuer 
gewesen sei, in Nr, $, angegriffen und, wie Rec. 
dafür halte, vollständig widerlegt. (Rec, v — w.) 

- J.JU Z. 1882. Nr. 102, u, 108, Sp. 829 — 839; 

Staats wissenschaftliche Vorlesungeli für die gebil- 
deten StänÜe in cobstitatiöhellen Staaten., Von 
*. H. t; Pfflitfe. Bd, t Leipzig 1881. Öd. 11. 
1832. 8, ' 

Dem Verf, gebühre das Verdienst, in dem vor- . 
liegenden Werke die gesammten staatswissenschaft- 
fichen Kenntnisse, picht zunächst für den Gelehrten 
vom Fache bearbeitet, sondern nach Stoff und Form, 
-— entkleidet alter Polemik, Schultfcri&taologie und 

des literarischen Apparats den gebildeten höhere» 

wi& mittlere* Stauden milgetheilt zu haben, Da^ 
System des Verfev sei das von ihm sogenannt« Sy- 
stem der Reformen, das die Mitte halte zwischen 
den Systemen der Revolution tmd der fteaetfon; so 
wie er wieder zwischen da* Syrern der Reformen und 
der Resolution des Princip der Bewegung, und zwl- 
sÄen das Sytte» der Reformen und der Reaction • 
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dAi Princip derSuWliUt als Mitteigüoler stelle. Der 
Inhalt der einzelner^ VorJwong« wird nach ihrer 
Reihenfolge kurz bezeichnet. (Rec, A. e. X m.) 

I. L. Z.1882. Nr, 105. Sp. 339- 

Andeutungen über den staatsrechtlichen tmd poli- 
tischen Charakter des Grundgesetzes f. das Her- 
zogthum 'Sachsen -Altenburg v. 29. Apr. 1831. 
Von K. H, L. Bölitz. Leipzig 1831. & 

Rec. macht besonders auf das /kräftige Vorwort 
und auf die in der Einleitung enthaltenen allgemei- 
nen Grundsätze für Prüfung des staatsrechtlichen und 
politischen Charakters xieuer Verfassungen aufmerk- 
sam, weil sie ip der That den Mafsstab enthielten, 
nach welchem jeder neue Verfassungsentwurf geprüft 
und gewürdigt werden müsse. (Rec, A. e, f. m.) 

J. L. Z. 1832. Nr, 1Ö5, Sp. 358—360. 
Ueber die Stellung der Bekennet des mosaischen 
-Glaubens in Deutschland. Von Gabriel Rie> 
Iser, 2te Aufl. Altoüa 1831. 8. 

i Der Verf. schlage Vereine seiner Glaubensge- 
nossen vor, um nach und nach die Hindernisse zu 
beseitigen, welche der gewünschten Emancipation 
im Wege stehen; Rec, zweifelt aber, dafc dieser Vor«, 
schlag nützlich oder nöthig sei, Üebrigens würden. 
Schriften, wie diese, das Ihrige zur Hinwegrifumung 
vieler Vorurtheile beitragen, und ohne besonders zu 
treffende Anstalten denkenden Gesetzgebern Gele- 
genheit darbieten, auf weitere ForUchritte, ohne ge* 
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und Jbnrigii in festeren Zefesctuäftsm» t§ 

\raltsame Zerstörung der vodwidtnen Verhältnisse, 
bedacht zu *eyn. (Rec Z.) . 

I. L« 2. 1882. Nr. 126. Sp. 41 — 46. 
Das röm. Pmatrecht in autführlicher tabellarischer 

Darstellung. Von Dr. A. ©. H. von Hau- 

vitzsch. Leipzig 1881. 8. 

Der Verf. „.wolle durch seine Schrift Erstens das 
geisttödtende Dictiren und Nachschreiben in den Vor- 
lesungen über Pandektenrecht verhindern, und Zwei- 
tens den Studirenden einen Leitfaden geben, um 
«ich auf das Examen in diesem Theile des Rechts 
vorzubereiten. Beiden Anforderungen zu genügen*, 
habe er eine solche Darstellung gewählt, wodurch 
dieses System zwischen den Grundrissen und den 
specialen Ausführungen gewissertnafsen in der Mitte 
stehe« Rec. glaubt indefs an einem eigentlichen Be- 
dürfnisse dieser Schrift zweifeln zu müssen , weil 
durch dieselbe schwerlich die Wissenschaft gefördert, 
ja derselben vielleicht geradezu geschadet werden 
durfte« Das gewählte System sei in den Hauptum- 
rissen dem Haubold'schen verwandt; in der weiteren 
Ausführung dagegen sei der Verf. von diesem mei- 
stens abgewichen, und Rec. glaubt, dafs dasselbe 
weniger im Allgemeinen, als im Einzelnen tadelns- 
werth sei. Auch sei Vieles alis dem deutschen Rechte > 
und selbst aus dem Kircbenr echte aufgenommen,' was 
nicht in ein System des röm« R. gehöre. (Rec. C) . 

J. L. Z. 1882, Nr. 126. Sp. 46— 48. 
Das hessische Staatsrecht« Erstes Buch. Von den 
Verhältnissen des GH. Hessen zum deutsche» 
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» Bojätv bntt^HtiV Groi*^seu* 4es Bund** 
Darmttadt 183t. 8* ■•■* 

Dieses eWe Hpft .seile gevviwerrmrfseri als Probe- 
heft diesen. Schade dafen, daf* -es mir Aetenstüdke 
•bUhiU*, die ichp* längst uod ftilzuoft abgedruckt 
seien , und dafs in fon i wenigen ; beigegebeneri Be- 
merkungen nur selten ein Anhalt zur Beurtheilung 
des Herausgebers gebogen jei. (Rec, F* B.) 

$) In der Leipz, Lit. Zeit, Jahrg, 1832h Kr. 
*«Tu, 157. Sp, 1241 -W54, 
Die Selbstständigkeit des Richteramtes und die Un- 
abhängigkeit seines Unheils im Rechtsprechen w 
im Verhältnisse zu einer preufs/ Verordnung v. 
.$&. Jan* i$2S, Welche das Recht der Entschei- 
'* ctung aller Streitfragen, batreffend den Sinn, die 
Anwendbarkeit oder die Giltigkeit von Staats- 
vertragen, dem ftichteramte entzieht -und dem 
Ministerium der aiuwärtigen Angelegenheiten zu-, 
eignet. Mit einem Anhange, betreffend die 
Frage; ob und wie zu unterscheiden sei zwi- 
. sehen - dem Landesherrn und dem Staatsfiscus, 
dapn zwischen landeshohh ertlichen und fiscali- 
, sehen Rechtsverhältnissen« Von Job, Ludw, Kl ü* 
her/ Frankf. a. M. 1832. 8. 
Der Verf. habe die Argumente, welche sich in 
irgend einer Beziehung der für. die Gerichte verbind- 
lidhen Kraft der fraglichen Verordnung entgegen* 
stellen lassenv mit vieler Ümsioht zusammengetragen, 
«u4 »ein gegen' diese verbindliche Kraft ausgespro- 
öhatoe« UrtfeeU tttdgUahsten Fbifst» M begründen 
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gesucht* Allerdings möchte inafc auch bei defeev» 
tten Anblicke «eh* versucht *eyn, aeiner Meinung 
bcfeutreten; ba$ näherer Prüfung dtinge sieh aber 
fech noch Mancherlei auf, was da« Unheil zweifei« 
haö machen , ja den Prüfenden zu einer Reform** 
tarn stimmen ntöchte. Die* Gerichte mufften nem* 
Heb zwar allerdings» nach dem Waten und dem 
Eedsweck« ihrer Stellung im Organismus der öffisnt* 
lieben Verwaltung, sowohl in Beziehung auf die Auf- 
legung der Gcaette, die sie anzuwenden haben f al* 
mektichtiieh der Subsumtion de« Thatbestandt» dtif 
Sirekhandel unter das Gesetz, selbststäudig und ves* 
tadeeen- Behörden unabhängig eeynj aber in Bezug 
«*f das Faotnm, d* h, die Frage, ob die von ihnen 
tu beurtheiteude und unter dat Gesetz zu subsunw 
Mfrende Tkatsaehe wörtlich so sei, wie sie der ein* 
eAec der o»dere streitende Theil ihnen darzuUgeti 
•aahe, ermangeln sie jener Unabhängigkeit* des» 
de missen das Jactum so nehmen, wie es för sin 
las den zu dessen GonsUtiruug gebrachten Be^e»- 
«mein hervorgehe In sofern es also bei einen» 
«whigen Falle aunüohst darauf ankomme,, ob aus 
toa den, Parteien ab wirklich VoAenden angegehe- 
aes Factum* wh*lich vorhanden sei, totscheide über 
fe& Auegang des Preceseee und das von Richter zu 
BUende Urtheil eigentlich die Aussage der Zeuge», 
du Gutachten der Sachverständigen,' der Inhalt de* 
ftt w tfsu rhunde,/ Diesen hochwichtigen Puoct oben 
l»be der Vert bü seiner BeurtMlung der Verordne 
v « 86» Ja*. I62Ä übersehen, Diese ganze Verona 
*M»g gehe offenbar nur dahin» jdit Gerichte in den 
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Sutd zu setzen, das Factum; bei welchem Staats- 
vertrage zu v Grunde lägen, in «einer möglichste» 
Richtigkeit und Vollständigkeit, in allen seinen Be- 
ziehungen und- Gliederungen ausreichend übersehe» 
zu können. Da nun nach dem Geiste des preufc. 
gerichtlichen Verfahrens und der dabei zu Grande 
liegenden Untexsuchxufgsmaxime der Richter die Ve** 
bindlicbkeit habe, auth ohne Anregung von Seiten 
der Parteien, Alles in den Kreis seiner Verhandtun« 
gen zu ziehen, was in factischer Beziehung auf die 

«Beurtheüung vu Entscheidung eines gegebenen Streit-' 
fidles zu erfassen seyn möge; so Aue sich die ge- 
nannte Verordn, sehr gut rechtfertigen» Das zu be* 
fragende Ministerium der auswärtigen* Angelegenhei- 
ten sei dadurch nicht zum Richter erhoben, sondern, 
es spiele eigentlich nur die Rolle eines Sachverstand 
ügen, der. dem Richter die *nöthigen Data zur rieh* 
tigen Ermittelung und Anschauung des Wesens .^des 
zu beurtheilenden Factum* gebe. Diefs zeigen auch 
die dem dispeeitiven Theile der Verordn. vorherge- 
henden Motive klar. Noch leichter aber- lieben sich 

r die Desiderien des Verb, in Beziehung auf das Far- 
male der mebrgedachten Verordn. beseitigen. Diese 
kündige sich als ein förmliches Gesetz selbst nicht 
an, und sei auch in der Tbat mir eine den Gerich* . 
ten gegebene Instruction, die unbedenklich auch 

i blofs von dem Justizministerium hätte ausgehen kön- 
nen, da sie nur den angemessenen Vollzug. vorbau-, 
dener Gesetze zum Gegenstande und Zwecke habe.— 
Die im Anhange gegebenen Erörterungen betref- 
fen die durch eine Cabinetaordre vom 4* Dec« 1831 



y Google 



und Anzeigen in andern Zeitschriften. , 03 

genehmigte Belehrung , des Staatsminiiterrums ü^er 
die Grenzen zwischen landeshohheitlichen und fisca* 
tischen Rechtsverhältnissen, im Allgemeinen lasse 
«ich gegen das Raisonnetaent des Verfs. hierüber 
wohl Nichts einwenden« Unbestritten sei es, dafs 
Unterthanen, wenn sie durch die Uebung der Höh* 
lteitsrechte in ihren wohlerworbenen Privat« 
rechten beeinträchtigt werden, das Recht haben, 
defshalb Entschädigung vom Staate zu verlangen, 
und dafs der Fiscus diese Entschädigung leisten 
* müsse, auch hei Streitfällen durch die Gerichte dazu 
angebalten werden könne. Nur müsse hier vor al- 
len Dingeb vestgestellt werden, welche Rechte der 
Unterthanen unter die Kategorie der wohlerworbe- 
nen Privatrechte gehören« Der Begriff derselben sei 
wohl hei Weitem enger zu ziehen, als man mfelst es 
annehme. Alle Privatrechte nämlich, Welche dem 
bürgerlichen Menschen aus der positiven Gesetzge- 
bung oder aus vom Staate selbst- geschaffeneh Insti- 
tutionen zufließen, müssen wohl von dem Begriffe 
•oleher wohlerworbenen Privatrechte ausgeschlossen 
bleiben, und. für wahrhaft wohlerworbene 
seien blofs diejenigen zu achten, die der bürgerliche 
Mensch unabhängig von solchen Gesetzen und Insti- 
tutionen besitze. Wollte man auch auf jene die Ent- 
schädigungspflicht . des Staates ausdehnen, so würde 
damit die starrerte Stabilität des Staatswesens^ in je- 
der Beziehung ausgesprochen seyn , diese aber dem 
Wesen des Staates, der mit dem Leben fortschrei- 
ten solle, geradezu widersprechen. Verlange man 
auch für solche Rechte Entschädigung, wenn sie 
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durch die Uebung von Hohheätsreofcten beetafeäcfe» 
tigt werden, so könne der Grund einer eojlcben F*r> 
derung nicht qua dem Rechte entnommen werden, 
sondern au« der Billigkeit oder ans. > einer Staats» 
wirthsohaftlichen Politik; da» aber gebore alsdann 
nicht tot die Gerichte, sondern ver die verwaltenden 
Behörden, und mietet *or des Staatsoberhaupt seihet* 
Piese* vorausgesetzt lasse sich aber' die hier beben* 
deke Ministerialbeiehrung gewifs in den meisten Pun* 
cten sehr gut rechtfertigen, namentlich sei die* An* 
weHdung derselben auf die aus der Uefeung des höh» 
heitlkhen Besteuerungsrecbt* entspringenden KnUcba* 
digungsfoiderungen wohl nicht dem mindesten Zwei* 
fei unterworfen» » 

, L. L, Z. 1JÖ32. Nr. 168- \M64- Sp, 1897-1307, 
i Grundsätze des allgemeinen* katholische* u«. pro* 
testantischeo Kipcfeenrechta — tei* Dr* J. A* 
V. Grolmanm Fuankt a* U, 1833, 8» 
Dss vorliegende Bock sei niete feettima*, »eoe 
Forschungen darsiibieften, sondern xum Lekfaden hei 
akademischen Vorlesungen zu dienen» Wenn aber 
Hec» auch einten ausschlieMkb hieran bestimmten 
Abrif* des Kkchemeehte für ein Red&rfmTs hatte , in 
müsse er doch aussprechen» dafe der Verf. dieses Ute* 
ehes der bei der Auswahl, Anordnung ujid Behand- 
lung des Stoffe sich entgegenstellen ]e» Schwierigkeit 
t%H nicht völlig Meister geworden seju Schon da* 
▼ett ihm aufgestellte System scheine Reen; in ein» 
4efo«Q Puncten dfcut Bedürfnisse der Klarheit und- 
Faftlkfekeit nie*« <s* ewMprechess» und die Art' de» 
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At*sfthnrag : erscheine im höchsten Grade ungleich, 
indem namentlich die Quellengeschichte höchst dürf- 
tig behandelt s$i» , Aber auch .die Darstellung dessen, 
w*s der Verf. geliefert habe, entspreche den Forde- 
rungen der Wissenschaft in keiner Beziehung« Konnte 
und wollte er neue Fotecbunget), nicht liefet» * eo 
mufste er wenigsten* da«, utas andere Knopnisten 
xur Berichtigung lange fortgeführter Irrthümer ge> 
leistet haben, sorgfältig benutzen; es sf ien aber statt 
dessen sine Menge alter und neuer Irtthütner auf 
eine unverantwortliche Weise iu Merkte gebracht 
worden- Dagegen seien die in den sogenannten «per 
tialen Tbeil verwiesenen Lehren im Ganzen, hei 
vorherrschender historischer Method«, sorgfältiger u* 
mit gröfserer Liebe und mit genaue* Durchführung 
des »Prmcips der Unparteilichkeit behandelt, auch» 
was besonder* dankenswert^ sei /durch xajblrikha 
Verlegungen wf die Quellen begründet % und den 
Styl 4n V-erfi. fast oh** Ausnahme kUr und ver-> 
«ländlich. < 



Zusammenstellung der juristischen Vorlesungen auf 
den deutschen Universitäten im Winterhalbjahre 

-, Retli.n# 

, A) Professoren? 1. Gans: a) Naturrecht ^nft 
l^iv^sahecht^gesülnGhte; b) Geschichte und InttiU*- 
tjfcei^dl* tö|«I» Rt; mfc: vor»nge»diics;tei; kupt* Ifoi- 
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leitung in das gesamttite Rechtsstuditifö. % H elf- 
ter: a) deutsche» Staats« und fürstliches Familien- 
recht ; b) über die gerichtliche Behandlung bürger- 
licher Rechtsfälle , in Verbindung mit eineü* Cfvü- 
practicum (öffentl.); c) Criminalprocefs mit der Lehre 
von der gerkhtl. Vertbeidigtrags- urid ürtheilskunst; 
d) reinpreuls. Civilrecht, verglichen mit dem altpreu- 
fsischen. 8. Homeyer: a) deutsche Reich»- und 
Rechtsgeschichte; b) das altdeutsche Gerichtswesen 
(öff.); c) prent*. Landrecht. 4; K lenze: a) Ency- 
clopädie der B.W.; b) Institutionen und Alterthümer 
des röm. R.; c) Criminalrecht. 6. v. La nci tolle: 

a) deutsches Privatrecht; b) europ. Völkerrecht; ü) 
Lehnrecht. 6. Röfsell: a) Kirchenrecht; b) deut- 
sche Reichs- und Hechtsgeschichte. 7) Rudorff: 
•) rönu Rechtsgeschichte bis auf Juttküan; b) Erb- 
rechf; c) Erklärung der vaticanischen Fragmente; 
d) gem. deutscher Civilprocefs und preufs. Gerichts* 
Ordnung» in Verbindung mit prakt. Uebnngen. 8. 
Savigny: Pandekten. 

B) Privatdocent Dr. Göschen: a) Kirchen- 
recht; b) RepetitoHen und Examinatorien. 

Gesammtzahl der Studirenden: 1801; davon Ju- 
risten: 611. 

Anfang der: Vorlesungen: 21. Oct. 

Erlangen. ■ 
Die Professoren: 1. Bucher: a) Erbrecht; 

b) Institutionen ; c) Geschichte des röm. R.; d) Con- 
versatorium über die wichtigsten Lehren des röm. R. 
(privatisshne). %. Feuerhach: a) die Lehre von 

- de* 
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de& FamiHenfidekomiiiiswn nach ffctn. und baier. R. 
(öfftntl.) r b) deutsches Prif atrecht ; t) deutsche Staats« 
«nd Recbtageschiobtt* $> Hunger: a) Exegese des 
8& «ad 29» BucAei fiar Paad€kt»n<affentK); b) En* 
eyklep£die und Methodologie; c) * Pandektenrecht» 
4, Laug: a> Criminalre<tbtf b) Khrch^orecbt; c) Ci- 
ctra't Red© pro Tttltio. 5. Schuu^k? a) E*am4na- 
torium über einzelne Theile de* baierschen Staats* • 
mbte (öffenth); b) deutsches Bundesrecht; c) euro- 
pättthes Völkerrecht^ «. V» Wandt: a)Uebung det 
Mitglieder des juT*smt)h- praktischen Instituts (off.)-, 
b) gern» und baieriseher Crimifealftroetfsf c) juristi- 
lebe Praxis,; d) baierisches Civilrecht* 
Anfang der Vorlegungen; !&. Oct, 

Frqib^rg im Breisgau» 
A) Professoren: 1» Aman** a) Institutionen 
ttnd 'äufser* Qesohtchte des rötm R»; b) kath. und 
pretesu gern* Xkcbewrecht , urfd grofsb. bad* beson» 
derÄr Kirchenreckt der Katholiken. 2» Bauritt eli . 
t) Jurist* Encyklopädie; b) bad» Landrecht; c) bad. 
cwiluecbth Uebungscollegium ; d) geto* u. bad. Leim* 
te*k & Birnbaum» a) Naturreeht; b) deutsche 
Reichs* und Recblsgeschichtej c) übet die Grund- 
begriffe r 4es frenz« $trafrechts und Strafverfahrens, 
in Vargteichung mit dem engt. Rechte 4. Brrfst 
*) EncykiopSdie und Methodologie der Staats- und 
Ätcbtswittenschaften % b> gem. deutsches und beson- 
dete* bäd. Kircbeniecht der Katholiken und Prote- 
% stsmem; c) allg. Staatslehre; d) PoKcei Wissenschaft. 
& Du tt 1 itfg e r t a> Strafr€chts Wissenschaft ; b) Straf- 
21 Band. 7 
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procefs; c) Wechselröcht und Wechsel procefs; d) G- 
vilprocefspraxis mit Einschluls das Goncursprocesses; 
e) Relatoriura; f) tbeoret. prakt. Vorlesung über die 
neue bad. Procefsprdnung. 6. Fritze a) innere Ge- 
schichte des röm» R.; b) Examirlatörinm über die 
äufsere Geschichte des röm. R.j c) Pandekten; d) 
röm» Erbrecht . und die Lehre der in : integrum ; resti- 
tutio. . . . >i 
B) Privatdocent Mufsler: a) Institutionen 
und Geschichte des röm. Hyb) Exegese des Textet 
der Institutionen; c) ; Code Napoleon. . 
: Anfang der. Vorlesungen: 4. Nov. 

■ . ," ■ • -.*>< 

; , Göttingen. 

A) Professoren: 1. Albrecht: a) Geschichte 
des deutschen* Staats 3 und Privatrechts ; b) deutsches 
Staatsrecht ; c) Kirchenrecht der Kalb, und Protest; 
d) Geschichte des deutschen Staatsrechts und .des 
deutschen Privatrechts. 2. Bauer: a) Encyklopädie; 
b) Naturrecht * c). Criminalrecht $ d) nassauisches Lan- 
desrecht. 3. B er g mann: a) prakt. Collegium über 
den Procefoj » Rel^torium. 4. Göschen: a). Ge- 
schichte und t Altertbütne? d. röm. It.; b) Institutio- 
nen des röm. R.j c) Erbrecht. 5. Hugo: a) Ency- 
klopädie des gesammten heut, R. ; b) Geschichte des 
röm. R.; c) Exegese, mit vorausgeschickter Eiälei* 
tüng in die Dritttheile, Partei, Bücher und Titel 
der Digesten. 6. Kraut: deutsches Privatrecht, mit 
Einschlufs des Lehn- und Handelsrechts. 7. Müh» 
lenbruch: Pandekten, mit Einschlufs «des Erb« 
rechts. 8. Ribbentrop: a) Alterthümer des röm» 
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Rechts? b) Exegese; c) Institutionen «des röm. R., 
mit kurzer Erläuterung der Gesch. und d. Altartbü« 
mer des röm. IL 

N 

B) Privatdocenten: 4. Benfey: a) Institu- 
tionen des röm. B.; b) Privatissima, Examinatoria 
und Repetitoriä. 2. Grefe: Theorie des bürgert. 
Processus , verbunden mit einer Uebuüg im Lesen 
der Acten. 3. Möbius: a) Erklärung des Textes 
Ar Institutionen ;. b) Kirchenrecht der Katb. und 
Protest. 4. Quentin: ä) Staats- und Privatrecbt 
des KR. Hannover; b) preufs. Landr.; c) die sum- 
marischen Processe (unentgeltl.). 6. Rothamel: 
a) Pandekten (privatissime) ; b) Lehnrecht; c) Priva- 
tissitna, Examinatoria und Repetitoria. 6. Schu- 
macher: a) EncykLopädie; b) Naturrecht. 7. Th öl: 

a) Civilpracticum, als prakt. Pandekten-Repetitorium ; 

b) Privatissima über das röm. R.; c) deutsches Pri- 
vatrecht; d) Handelsrecht. 8. Assess. Valett: a) In- 
stitutionen und Geschichte des röm. R.; b) Pandek- 
ten, mit Einschlufs des Erbrechts; c) Theorie des 
bürgerl. Processes. 9. Wunderlich: a) Privatissima 
über das röm. R.; b) Geschichte des Givilprocesses 
der Römer und Erklärung der Rede Cicero's pro 
Caecina; c) Theorie des bürgerl. Processes; d) Edi- 
ctalprocefs im Concurse der Gläubiger (unentgeltl.)« 
10. Zachariä: a) Criminalrecht und Criminalproc. ; 
b) Instit. und Gesch. des rom. R.; c) braunschweig- 
wolfenbüttelsche Privat rechte ; d) Theorie des bür- 
gerlichen Processes. 11« Zimmermann: Privatis- 
sima , Examinatoria und Repetitoria, 

7 * 
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Gesamnitzahl der Studiienden: 84S; davon J*» 
ästen: 808, 

Anfang der Vorlesungen: 2t« Qct, 

.Greifswald«. * „ • 
A), Professoren; i, Bark,ow: a) Geschick 
der Quellen und die Institutionen des rönu R,* nebsj 
Erklärung derjenigen Paragraphen 4er Justiniapeij 
sehen Institutionen, welche das neueste Recht ejiv* 
halten; b) Erbrecht (öff.); c) Crimiualrechn &Ge« 
sterding: a) Systejm der Pandekten <(ön\); b)p?aku 
Uebungen (öffeutU)* ,3) Niemeyer: a) EncykJopä- 
die und Methodologie des. Rechts (öffenti,) » b) deut- 
sches Privatrecht; c^ preufs. Civilrecht. 4* Püttejr: 

a) deutsches Privatrecbt nebst dem Lehnrechte; b) 
gemeines, und preufs. Kirchenrecht; c) e^rop« Völ- 
kerrecht (offen tl ,). fiuSchildener; a) Geschichte 
der Stände, des Adel«, der Bürger und Bauern (öff). ; 

b) deutsches Bundesstaatsrecht (öffenti,)* 6u v. Ti- 
gerström: a) äufsere Geschichte des röm« B» mit 
einem Anbange über die Bearbeitung des yöm. R, 
bis auf unsere Zeit (öffenti,); b) Institutionen des 
röm, R,; c) innere. Geschichte des röm, R, (öffenti,)* 
d) Repetitorium über das röm. R« (öffenü,) 

B) Privatdocent Asscss. Feitscher: a) die 
kehre von den röm, Servituten (öffenti,); b) Civü- 
proceft mit bes. Rücksicht auf die preufs. Gerichts» 
Ordnung; c) katb. und protest. Kircbenrecht. 

Anfang der Vorlesungen: 21, Oct, 

Halle^Wittenberg, 
A) Professoren; 1, Diecfc: a) Lehureebt, 
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n. t. Grundrisse; b) Kit chenrecbt ; c) Handels- und 
Wechselrechu 2» Henke: a) Encyklopädie u. Me- 
thodologie der RW t , n. Falck; b) gern* und preufs. 
Criminalrecht. & Hohl: gerichtliche Arzneikonde, 
verbunden tmrprakt. Uebungen. 4. Ldspeyres: 

a) über das Gerichtswesen, der Uten Deutschen ; b) 
deutsches PrivAtrecbt ; c) preufs. Civilrecht. 5. -Meier: 
über das altröm. Gerichtswesen« 6. Pernice: a) 
Institutionen und Gesch. des rötn. R„ n. s. Grundr. ? 

b) deutsche Staats- und Rechtsgescbichte; c) über 
einzelne Theile des Privat -Fürstenrechts; d) europ. 
Völkerrecht. 7. HGR. Pfoten heuere a) Pandek- 
ten; b) Erbrecht; e) gern; und preufs. Crvilprotef j ; 
4) Uebungen in der jur, Praxis. 8. Wilda: a) En± 
c^klopädie Und Methodologie der RW,; b) öffentl; 
Recht der deutschen Bundesstaaten ; c) gem. ütid 
preuls« Criminalrecht ; d) gern* und preufs. Grim. 
Frocef*. 

B) Privatdoceriten; 1, v. Madair a) exege- 
tische Vorlesungen über Ulpiaii*s Fragmente; b) Pan- 
dekten; c) Erbrecht, 2, Pfotenhauer: a) Institu- 
tionen und Geschichte des röm, R.; b) Erbrecht; 

c) gem. u, preufs, Criminalrecht; d) gem. u. preufs. 
Crim. Procefs, 

Hr. GJR. Seh meiser ist, seiner Gesundheit 
wegen, auch für dieses Halbjahr von Haltung der 
Vorlesungen entbunden, ^ 

Gesammtöthl der Stwdirenden : 548; davon Ju- 
risten: 181.M 

Anfang der Vorlesungen: 21. Oct. 
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Heidelberg. 
A) Professoren: 1, Gayet; a) Jnbere Gesch. 
und Inst, de« röm. R«; b) Erbrecht; c)j Pandekten- 
Practicum nach mitzutheilenden Rechtafällen ; d) Piv 
vatissima und Exarainatoria über Pandekten -Rechts* 
geschiente und« Civilprocefs, in deutscher und tat. 
Sprache. 2. Mi tt er maier: a) deutschet Privat*;, 
mit Einschlufs des Handels« und Wechselrechts; b) 
gem. deutscher Critninalprocefs , mit bes. Rücksicht 
auf die neuen Gesetzbücher und den franz. Strafpro» 
, oels; c) Civilprocefs -Practicum; d) Relatorium. 3. 
Morstadt: a) Völkerrecht und Anleit. 2ur Diplo* 
inatie ; b) Staatsr. des deutschen* Bundes und der 
deutschen Bundesstaaten; c) Theorie des Civilproc; 

d) Nationalökonomie. 4. Rofshirt: a) Encyklopä- 
die der Rechts* u. Staats- (Kameral-) Wissenschaf* 
ten und Methodologie des akädem. Studiums; b) au- 
fs ere Gesch. und Instit* des röm. R.; c) Criminabr. 
5. Thibaut: Pandekten. . 6. Walch: a) jur. En- 
cyklopädie und Methodologie ; b) Exegeticum über 

. die Nov. 118«; c) ein auch für Anfänger bestimmtes 
Practicum, in welchem einfache Rechtsfälle £tir Ent- 
scheidung nach röm. R. vorgelegt werden. 7. Willy: 
a) Geschichte cfes röm. R, bis auf Justinian; b) Er- 
klärung der loca juris romani selecta von Cropp; c) 
schriftliche Uebungen im Interpretiren der Quellen 
des. röm. R., n. eig. Chrestomathie; d) mündliche 
Uebungen im Interpretiren der Quellen des röm. R*; 

e) Privatisslma und Exaininatoria über Gesch. und 
Instit. des röm. R. und über Pandekten, in deutsch» 
und latein. Sprache« 8. Zachariä: a) Naturrecht; 
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b) Verfassungsrecht der Eiahetrschaft mit einer Volks* 
Vertretung, mit Rücksicht auf d, Verfassung v. Ba- 
den, Baiern , Dannstadt, Hannoner, Kurbessen, Net» 
sau u. Württemberg; c) kalb* u, protest. Kirchenr.; 
d) philos. Straf recht. 

B) Privatdocenten: 1. D eurer: a) äulser* 
und innere Gescn. des röm. R,; b) Hermeneutik de* 
röm. R. f nebst einer Einleit. in das corpus jur. civ.j 

c) Literaturgesch. des röm. R.; d) Criminalrecht; e) 
Exanririatoria u. Privatissima über einzelne Theile d. 
Rechtswissenschaft* 2) Guy et: a) jur« Encyklop. uu 
Metbod.; b) gem. deutsch. Civilproe., c) Examinator 
ria und Privatissima über Pandekten, gem. u. bad, 
Civilproc. u. Kirchenr. , in lau u. deutscher Sprache« 
3. Jphannsen: a) jur. Encyklop»; b) über Verfas- 
sung u. Verwaltung der europ. Staaten; c) gem. deut- 
scher Civilproc, nebst An weis, zu prakt. Ausarbeit.; 

d) Examinatorium u. Privatissimum über röm. R. u. 
Procefs. 4. Uihlein: a) kath. u. protest. Kirchenr., 
n. eig, Plane, mit Verweisung auf Boebmer princi- 
pia und mit Berücksichtig, der Gesetze der einzelnen 
deutschen Bundesstaaten und der Concordate ; b) Li* 
teraturgescb- des kanon. R. 5. Zöpfl: a) Naturr. 
in Verbind, mit dem allg. Staatsr, und den Haupt- 
sätzen der Politik; b) deutsches Staatsr., mit beson- 
derer Rucks« auf das GH. Baden; c) Lehnr., mit 
Rucks, auf d. neueren Partie. Gesetzg. ; d) Criminalr. ; 

e) Privat, u. Exam. üb. einz. Rechtsth. in deutscher 
qud lat. Sprache. 

Gesammtz. d. Studirenden : 829 ; davon Jur. 406. 
Anfing der Vorlesungen: 4. Nov. 
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Jena, 

% A) Professoren: i. P, Asverus: a) den bes. 
Theii des deutsch. Civ. Proc.; b) Crim. Proteus, n. 
Martin ; c) die Lehre v, d. Intervention (äff.) ; d) Re- 
ftrirk. 2i OAGR, Francke: Institut, des röm. R, 
8. OAGR, Heimbach: «acht, Privatr, nebst dein 
Sachs. Citilproc. 4, OAGR. Kpn opak: a) Institut, 
d. röm. R„ n. s. Lehr b, ; b) Griminalr., n« Feuerbacb. 
$, GJR, Martin: a) den allg. Theil des deutschen 
Civllproa, u. s.Lehrb.; b) Criminalproc,, n. s, Lehrb« 
$. OAQR* Ortl off: protest. u, katb. Kirchenr, f, 
GR. SciimSd: Völkerr, (öff,) 8. P. Schmid: a) 
deutsch. Privat- u. Lehnr. , n. Eichhorn; b) Crito, 
Proc;, n. Martin, 9. P« Schnaub er t: ProcvPracti- 
cum, 10. OAGR. v. Schröter: Pandekten, nach 
v. Wening* Ingenheim. 11. JR. Wal eh: a) Gesch. 
des röm. R,*, b) Gescb, d. röm. R. im Mittelalter. 
* * B) Privatdocenten: 1. Danz: a) Gescb/ d. 
röm, R.; b) röm« Civilproc, {unentgeltl.) ; c) Exami* 
natörium über die Pandekten. 2. v, Hellfeld: a) 
Sachs. Privat?, nebst d. sächs, Civilproc:, b) Procefs- 
Practicam; c) Bxaminatörium über die Pandekten. 
3« Luden; a) jur. Kncyklop. u. Method.;\b) Crimi* 
palrecht, 4) Paulsseu: a) Wechselt, (uentgeltl.); 
b) Procefs-Practicura. 

Anfang der Vorlesungen : 21« Oct. 

'-. v Tübingen., 

A) Professoren: 1, Lang: a) vollst* Pandek» 
teil; b) Kirchenn 2. Mai er: a) Institutionen: b) 
Recbtsgeschichte. 3. Michaelis: a) deutsche Staats- 
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und Recbtsgeschichte; b) CWllprocefs; c) gern« und 
wikttemb, Lehnrecht; d) württemb* Pfandrecht, 4< 
M o h 1 ; württemb, und deutsch« Staatsrecht. 5« R ey- 
Scher: a) Encyklop, und Method.; b) deutsches Pi*» 
>atrecht; c) württemb, Privatrecht« & Scfeeurlena 

a) Strafrecht; b) lummar. Proo. mit Concursprocef* 
tftfd Ebegerichtsproceft, 7. Schrad^r; Pandekten 
mit Ausnahme des Erbrechts« 

B) Privatdocenten: 1. Huck: Examinato- 
riöü und Repethorien über die gesammte Rechtswif* 
senschaft, J, 1 einer: Anleitung zu prakt. Ausar- 
beitung der wichtigeren Geschaffte der freiwilÜgeti 
Gerichtsbarkeit, 

Anfang der Vorlesungen: 25, QcU 

• Wurzburg, " v 

Die Professoren: 1, Kiliani: *) Institution 
tielt des* röro, R,; b) Theorie des deutschen gern* 
bürgert« Processes; c) Con versa torium und Disputa- 
torium über gern« und baier, Civilprocefs, 2. Lip- 
per t; a) Encyklopädie der Rechtswissenschaft; b) 
kath, und p rot est, Kirchenr, 8. *< Moy; a) haier. 
Crvilr,; b) eurdp, Völkerr,; c) deutsches Bundesr* 
4« Riugelmann: a) Handels- und Wechselrecht; 

b) Cruninalrecht j c) Criminalprocefs, & Stahl: a) 
Rechtsphilosophie und Politik; b) Geschichte und 
Kritik der Philosophie, insbesondere des Narurrechts 
und der Politik; c) Familien* und Erbrecht« 

Anfang der Vorlesungen : 18. Oct« 
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IOC Verzeichnis der neuesten juris*. Schriften. 

IV. 

Verzeichnifs der neuesten juristi- 
schen Schriften. ~ 

Abhb. ' über einige d. Wichtigsten Thcile d. preuis. 
Städte-Ordn«, Städte-Verwalt. u.Coraraun.- Verfas- 
sung* In Verb, mit Mehrern herausgeg. t. Dr. I. 
£• Th. Janke. Eine Zeitschr. in Quartal-Heften. 
Ss H. Potsdam, Riege). 6 Bg. gr. 8. brosch. mit 
dem 4. H. zusammen 1 Thlr. 

Aurea bulla Caroli IV. Leipzig, Schaarscbmidt. 8J Bg. 
gr. 8. geh. 8 Gr. 

Arctyv, neues, des Criminalr,, herausgeg. v 4 d. Proff. 
J. F. H. Abegg, J. M. F. Birnbaum, A. W. 
Heffter, C. J.A. Mittermaier, C. G. Wäch- 
ter. Bd. XIV. St, 1. Halle, Schwetschk*. 10£Bg. 
8. brosch. 12 Gr. 

Archiv d. Kirchenrechts Wissenschaft, im Vereine mit 
mehr er n Gelehrten herausgeg. v. Prof. Dr. E. E. 
Weifs. Bd. III. Offenbacb, Brede. 21 Bg.gr. 8. 
brosch. 1 Thlr. 8. gr. 

Beiträge für das Hannoversche Landesrecht, in bes. 
Beziehung- auf die einzelnen Provinzial- und 
Local - Quellen. Eine Zeitschrift in zwanglosen 
Heften. Herausgeg. v. E. W. H. Schlüter, 
Dr. b. R. Kgl. Grofsbr, Hannov. Justiz-Rathe in 
Stade. Erstes Heft. Enth. : 1) die Vorredte des 
Herausg. 2) S t rück man n's Osnabrückisphes 
Markenrecht. Mit den Höltings - Protocollen. 
3) Schlüter, über die Quellen der Bremen- 
und Verdenschen Privatrechts* 4) Generale und 
speciale Nachrichten .von den Herzogthümern 
Bremen und Verden, lr Bd. ls Heft. Celle, 
Schulze. 12} Bgi gr. 8. geh. 1 Thlr. 

Ben t harn, Jeremies, des engl. Juristen, Principien 
der Gesetzgebung. Herausgeg. v. Etienne Du- 
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VcTÄichüifc der BranttB Jurist. Schriften. SOT 

nont. Kadi der neuesten AoiL übersetzt. Köln, 
Areud. 9| Bg. gr. 8. brosch. 20 Gr. 

Bergmayr, J. F., das bürgert Recht der k. k. 
Ostern Armee und der .MÄtär-Gränz Provinzen. 
2r Tb. Von dem Sachenrechte, 3r Bd, Wien, 
v. Mösle. 22J Bg. gr. 8. 1 Thlr. 20 Gr. 

Btich el, Dr. Koarad, ci verächtliche Erörterungen 
in ^iner Reibe einzelner Abhandlungen. isHfy 
Ä. vu ii T.: Ueber die Natur des Pfandrechts. 
Marburg, Garthe. 10± Bg. gr. & >r. 18 Gr. 

Bülau, Fr&d«, (aufserorefc Prof. d. Philos. an dir 
Univ. Leipzig), Darstellung der Verfassung und 
Verwaltung des Königreichs Sachsen. Aus Staats* 
rechtlichem und politischem Gesicbtspuncte. Er- 
ster Theil. Verfassung .und Verfasstingarecht. 
A. u. d. bes. T.: Verfassung und Verfassuiigsr« 
v des KR* Sachten. Dargestellt von — • .Leipzig, 
Göschest. 17£ Bg.gr. &; 1 Tbhr. 6 Gfc .« i 

Corpus juris -canonici emenaatam. et notationibus Il- 
lustration Gregorii XIII. P. rM. jüssu edhum. 
Post J. H/Boefcmeri eucas brevi adnotatiotke erf- 
. tica iöstfcuctum ad. exertjpButiromanum ienuo 
edidit Aem. Lud. Richter. Opus una vot ab« 
solutus* Lips., Kayser. Fase, L Disi. I— &XUC 
lfi Bg.gr. 4. 15 Gr. . 

Demo philos, Friedrichs des Grofien Gedafakea 
über Staat, Kirche, Fürsten und* Volk. Au» sei« 
nen Schriften gezogen und zusammengestellt. 
/ Leipzig, Bruggemann. 5$ Bg. 12. 16. &n 

Esselein, M. F., (Hofgerichts> Depositar Ren dant), 
Gebühren -Taxe für die OBer^ und Unteigerich- 
te , » fco" >vmt i f Sr ; die Justii- Commissarieii, und No* 
tarien in den Provinzen des KgL Preuli. Staates, , 
worin: idat^&llg. Ländrecht u. die Gerichtserdn. 
eingeführt worden. . Mit Zusätzen und Erttute- 
rungen. > Arnsberg, Ritter, (1832-) 24 u. ,3 Bgv 
gr. 1 1 TJWr. 12 Gr. . r , 

Fiat he,. Dx. Ludw., (auiseroji Prof. d. Pidlos.), 
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KM »ertckhfiifi der neuesten jaita;£ffaiftoi& 

. Geschichte des Kämpfet rwitchen fem. alftev und 
dem neuen Verfassungspriecipe der Staaten der 

.-! .helftesten Zeit, lr Tb» 1789 -r* 179h Leipzig 
* Barth* 27 Bg. gr*8. *r Th. 1701—1799. Ebea>> 

v , das. 88 Bg. gr. .& Th. L &1I./5 Thln: 

Grohmann» Dr. d» C» A*, (Prpf.), Mktheilungen 

ii lue Aufklärung der Criininal- Psychologie und 

.- < des Straf recht*/ Audb Lesefvikbu. ftis Heinrotbi 
.-. Crinünal'Psychologi*» Hridölberg, Groos* 6£Bg» 
gr. 8* brosch.: 54 Kr. 

Heb«, C W., (Justhratb), das Holidiehstahlgesett 
v» 7. Jörn 1821» mit Commentar, Ergänzungen 
tmd Beilagen. Handbuch für Fomrichter, Foist« 
heamte und Waldeigenthümer aller Provinzen» 
Breslau* Aderbeiz* 8. Bg* gn 6« bresch» 14 Gr. 

Hob*in, Theod. Ludw* Aug., (Ad vocat.feu Schwerin) 
,V Schutzschsifteni üy- des Hochverrate und der 
Demagogie, de! G&t -Mord«, Diebstahl*,, sträfli- 
chen Banquerats tmd anderer Fälsskungeu An* 
beschuldigte, nebst, beigefügte« örUnrilssprücben* 

-♦ ■ - Uerauigegt nach dem Töde^bt'VB« .r Schwerin, 

< Kürschner, und J}ermi, Plahn. 264 Bg» gr. 8t 
fcTMrv 

IfaJEmtmjt* Dr. Jtab^Augi L»/Kirteciüsijsftt derLan* 
desverffassung f # d* KB. Sachsen. %am Handge- 

5 : bpöawhe für gfebiUBtte Leser aller; Stände, inibe* 

• : - • solidere aber für VoUUschuUehrefc» : lste Abtb. 
Attg» Staatsverfassung nstch den Bestimmungen 
der Verfasstingslatk, und d$o Gesetzyorschriften 

, Star die ständische* Wahlen. Leipzig, Teübnwv 
8Bg.gr. 8. 6 Öd .. ■ '.- 'i-- 

feüfeby, Dr>* über da« Yetheltnifa de* Kgi. Preuf* 
Öfe. Reg* lUHn StreckfufsJ bub Bmanctpaüon 

.i der Juden* Hamburg r HeSmanD und .Campe» 

- S Bg. gr. a geh. 6 On . 

Jehftirare^i, Dr. JjCt&.i allseitige wissenschaftliche 
und historische Untersuchung dfer Äechttnäfsig- 

,{■ Keil der. Veipfskhtwag auX. ^mboüsAbe Buche« 
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y«««Mfa*ifr<;#r mmmm jäte Schofa* m 

^.;- überhaupt m^i die augib. Canfsirion ipffc»on- 
dem Aitona, Hammerich, 4*Bg* gr.g- 8Thlr. 

t: .«Gr. 

J ^t, Dr, J, M., oflenet Sendschreiben an HrmG A. 
Ob» Reg. Rath K. Streckfafs m Verttänctigung 

*- l > über einig« Buncte in den Verhältnisien öNir Ju- 
den. Berlin, Lüderitz. SfBg* gr» 8* bV. lÄGr» 

Jordan, Dr. 9ilv., (Prof. 2U Marburg), Aktenstücke; 

y zum TbeU tnit Anmerkk., über die Fragd: ob 

: der §. 71» äer kurbess. VerrV Urk» auch auf den 

" :i Abgeordneten der LapcresuirHersftät ^nwe^dbar 

*- 'sei? Nebst einer Einleite geschieht!, tiqd r^chtl. 

''[ Inhalts und einem Vorworte sammt Beiqerkk. 

über die rechtl. Erörterung^ der' obigen Frage 

\ von einem rheinpreuft. Recht «gelehrten (Bonn, 

183*)* A. m. d. T. au^ d. P*m t chlage: £rof* 

Jordan in Marburg und der^rhelnpreufs. Rdchts- 

Jelehrt«? über den §. 71. der kurbes«; VertUrk^ 
ctenstücke und Erläuterungen: Öffenbach a.ML; 
* 5 Brede. 6J B*. gr. 8. geh. 48 Kr* [ 
J.ulius, Dr. N< H,, Amjerifca's BfMejrungi-Sya^ 
' und dessen Anwendung auf Europa« ' Mit oinem 
Anb* über ^^a^-Anuedelung» und 28 Beilegen. 
"V Auf den^ Franz. der Herren, G A y. Beauntont 
N * und AI v. Tocquc^viUe* n^bst Erweiterungen 
und £u$8ue* *on — •' Mit $ £upfe?u, Ber^ 
^nj|in. 3ii Z& gr. 8* & Tbfcv . r 

£ämvte*«K, Qr* Fträ«» Beiträge, wir Lehre ;yom 
u . Scljlä$8*tr o*** Etard- Golfe* Ein* Erörterung 
aus dein djßutscjM» Becfet* ; {tafcock * Qcberg. 

Knapp, ,Hertn M Aödeutunge* **r Veelfetsemag der 
Rechtspflege im KR/ Württemberg» 6*e*gart, 
Lcfflmd Md Sohn. 8 B$ g%*. kr. i Ffc »Kr. 

Koch~$t**»£*l4, J». B* Bali« v**, Beroetkupgert 

übe» 4mX*m9t Af*Giw4B&mtb%Tm ggf** die 

/ QriwMwqttdriwfe k d»rf etfüt imd hiitthiiU *og 
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110 Verzeichtiiß 4er Hebelte* Juri*. Schriftei*. 

' •♦' ■ Ör/K. S. ZacharlH. -MÜtiA«l, Jaquet. 2§ Bg. 

g*. 8. geh. Ig Kn - :»•.•»« 

Kori, Dr. Ä. S., Erörterungen prakt. Rechtsfragen 

. ** *aus dem getihtitod sächs. GiVilr, ttjud GMlproc* 

mit Beziehung auf die 'darüber vom kgh aächs. 

: Appell. G«: extbeillen Enucfaeidnagfin. • Tln HL 

. Dresden, ArnoM. 8£ Bg. ;gr.l 8«. 18 Gr. 

Krause, G. Q. L», über Gemeinheitstheilung iindf 

landwirthschaftl. Abschätzungen* oder Entwicke* 

lung der Gesetze für die Gemeinheitst^eilungen 

und Ablösungen de? passiven Ber echt iguugei? des 

Landbaues u. s. w. Heft 8. Abth. 1. A. imter 

; <J. X«: Landwirthschaftl. Taxationslebje u. v «. w. 

\ Abth. 1. a. u. d. ^T.: Ueber die Landwirthschafts- 

estimmung, neb&t wis- 
ei d. Ablps. der Frohn-^ 
odsätze. Erfnrt, Hen- 
8, ; 1 Tblr. 8 r Gr. 
Kr her die Ablösung der 

eiten in den Forsten« 

• 6£ Bg.gr. 8.1 Thlr., 

Kr: £gl. Sachs. App. R.), u 

m und Entscheidungen 
derselben. Herausgeg. und mit wissensdhaftl. 
x Excursen versehen von — ; Ir Bd. Leipzig, 
J u »artb. 25 Pg- gr. 8. 2 Thlr. '*■'.• 
Krug, Prof., Verhh. des ersten Landtags im KR. 
Sachsen nafch der neuen * Verfassung. Ein Bei« 
k •- 'tng zur Gesch. der Entwicklung des coMtit«* 
7\ '• tionellen Lebens in 'Deutschland. Leipz., Teub- 
' ner. < 13£ B&. g?. 8. brosch. 1 Thlr. 
Landau, A. L«, das Judenthum in staatsbürgerlich. 
Beziehung, Au* den Quellen desselben in viei^ 
, . Abhb. entwickelt. Aus dem, Hebräischen über- 
setzt. 'Breslau, Korn. 6 Bg. 8. brosch. 12 Gr. 
Lex Dei sive moseicarum et romanarum legum col* 
latio. E codicibus manuscriptb Vindohonensi et 
• < Vercellensi nuper repertis auctam atque etaen- 

datam 
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.•: datam edidit notis i*diciln*sj|«* ülustravit Frid. 
1 Blume, Hämburgensis , in acad. Georgia Au- 
. , grata anteeessor, Magn. Brit. Hanneveraeque regi" 
.ab anlae cons. ftonnae, Marcus. 16 Bg. £r. 8. 

: i .Tfclr. 12 Gr. — 

Lpdprnm ex jure, rqtnano antejustiniiuieo ab incertp 
scriptore collectorum fragmerUa, quae diountur 
Vaticana. Edidit Angelus Majus, recognovjt Au- 
guitus Bethmann-Hollweg, Accesaerum in- 
dices et cod. ms. vaticani specialen. Bonnae, 
Marcus. 6 Bg^ gr. 12. broscb. 48 Gr. 

Minist er verant wort ucbkeit, die, in cqnstitutipneilen 
Staaten. Monographie eines alten Geschäfts- 
mannes. Leipzig, Köhler. l8fBg.gr. 8. broscb. 
1 Thlr. 12 Gr. 

Mirus, Alex., die Grundsätze der preufs. Handels- 
gesetzgebung, mit Rücksicht auf die neuesten 
Verordnungen, systematisch dargestellt von — t 
Berlin, Hirschwald. (Mit d. 3. Z. 1884.) 42 Bg. 
gr» 8. 2 Thlr. 18 Gr. 

Oppen, Otto Heinr. Alex, v., (Landgerichts- Präsid. 
zu Köln); Beiträge 2ur Revision der Gesetze. 

. : 1. Büchernachdruck. 2.. Btttell. 8. Ehe und 
' (Scheidung. 4* Gesinderechu "Köln am rlhein, 
Bachern. 11. B$. gr. 8. geb. 1 Fl. 48 Jür. 

Pölitz, K. H. L., die.europ. Verfassungen seit d. 
J, 1789. bis auf die neueste Zeit» Mit geschieht*, . 
Erläuterungen und Einleitungen« Zweite, neu- 
geordnete,; berichtigte und ergänzte Aufl. Bd. II. 
Die Verfassungen Frankreichs, der Niederlande, 
Belgiens, Spaniens, Portugal*, der italienischen . 
Staaten und der jonufclien Inseln enthaltend. 
Leipzig, Brockhaus. 81 Bg. gr. 8» 2 Thlr» 

Provinzialrechte aller zum preufs. Staate gehörenden 
Lander «nd Landestheile , ah soweit in densel- 
ben das AUg. Landrecht Gesetzeskraft bat, ver- 
fallt und nach demselben Plane ausgearbeitet 
von mehrern Rechttgelebrten. Herausgeg. von 
»Band. 8 
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112 VerzrichtoiÜi de? neueste« jttfiat. SchriftetfL 

Fr. Ä v v, StrombecL Th. IL' Bd.'S, A.n. 
d, T,: Pxovinzralrecht der Provinz Westphalen, 
•3r Bd. Provinzialrecht der ehem. kurkötoischen 
. Grafs ahaft.Reckünghausen. Von Cl. A. Sehlü» 
t er, Leipzig, Brockhaut. 20 Bg. gr. & t Thlr. 

Rfccbte, die; 4er kath. Kirche in Beziehung auf da* 
KR.. Sachsen, An eine hohe Stän^eversammK 
beider Kammern von der kathol. Geistlichkeit 
Sachsen«. Altenburg, Lit. Corript, 1| Bg« gr. 8. 
geh. 4 Gr. 

Reyacher* Dr. A, L„ (Prof* d,R, in Tüb in g.), Bei- 
träge zur Kunde des deutschen Rechts. Erster 
Beitrag, Ueber die Symbolik des germanischen 
Rechts. Tübingen , Fues. (JA Bg. gr. 8, geh« 
86 Kr, 

Salat, Dr, L, Ist der Priest ercölibat einf Ideal? Und 

( kann die^ Aufhebung des Cölibatgesetzes füglich 

geschehen ? Deutschen Ständeversarnmlungefi, zu* 

nächst den im KR. Wüvtemberg versammelten 

, * Ständen zugeeignet, Stuttgart, föflund u. Sohn. 

74 Bg.gr, 8, brosch, 1 Fl, £ Kr, 

Schumacher, F. C, spanisch. Handels-Gesetzhucb, 
Nach der amtL Madrider Ausg. übersetzt. Ham- 
burg, Hoffmann und Campe, 17* Bg, gr. 8, 
-broscfa, IThlr. 12 Gr. 

«£iel- Vertrag. Lotterie, Ausspifelgescbä'ffr. Darge- 
stellt von einem prakt. Juristen. Leipz., Schaar- 

1 schmidt, 8£ Bg. gr. 8. geh. 6 Gr, 

Theorie über die Ablesung de* Zehntens , verfafst 
von einem badischen Beamten, In Form einer 
Petition der 23 Gemeinden des Landamts Carls- 
ruhe. Carlsruhe, Marx, 7 Bg. 8. bresch. 1 Fl, 

< 3 Er. 

Wagner, Dr. J. G., Nachtrag zu den Grundzügen 
der Gerichtsverfassung und des untergerichtlichen 
Verfahrens in Kurhessen ; nebst einer Erörterung 
der wettntlichsten Mängel und der vorzugsweise 
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VersefchaU* dft neuiesten. Jurist« Schrifte*. 118 

tu wünschenden Verbesserungen derselben« Cai« 
_ sei, Krieger. 21 Bg. gr. 8. 1 Tbln 8 Gr. 

Weisfce, i)r, Jul,, commentatio de L, 11« P„ ad 
legem jul. de majestatis, , qua nihil inter perduel- 
lionem et crimen majestatis interesse probatur« 
Lips. , Schaarschmidt. 1} Bg« gr. 8* geh. 4 Gr." 

Zeitschrift für Civil- und Criminalrecht in gleichma- 
fsiger Rücksicht auf Geschichte und Anwendung 
des Rechts, auf Wissenschaft und Gesetzgebung 
von Dr. C. X F. Rofshirt u. Dr. L. A. Warn- 
könig« Drittes Heft« A. u. d. T\: Abhand- 
lungen civilistischen und criminalistischen In« 
halts von Rofshirt. (Erster Band.) Heidelb., 
. Groos. 9 Bg. gr. 8. brosch. 1 Fl 12 Kr. 

Zeltschrift für Civilrecht und Procefs« Herausgeg. v. 

Dr. J. T. B, Linde, Dr. Tb. G. L. Mare2oll 

und Dr. A, W, v, Schröter. Bd. VI. Heft 8. 

'Giefsen, Ferber. 10 Bg, gr« 8. geb. Der Band 

von 8 Heften 2 Thlr. 

Zeitschrift für geschichtliche Rechtswissenschaft, her* 
ausgeg. v. F. C. v. Savigny, C.F. Eichhorn * 
und Ciem, Aug. G. Klenre. Bd« VIIL Hft.2; 
Berlin, Nicolai. 8'Bg. gr. 8. 16 Gr. 
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BekanntmaclnmgsbMt 

N • zu den • • 

Jahrbuchern der juristiöchen Literatur. 

Nr.. I. 

T~~^ i "ii" •' |i i i i n i 

Bei j. Ricker in ßlefgen Ut enchienen: 

RS der, Dr. K., Abhandlungen über praktische 
Fragen des CMlrechts, Geh. 12 gGr. 

>h Untersuchung 4er Streitfrage über die Dauer der tacite 
relocatio urbanorum praediQrum, als Beitrag zur Interpretation 
jdes fr. 13. g, 11. und fr 14. I>. loc. coad., nebst einigen Be- 
jaadpngea über tac. reloc überhaupt H. Kann error überhaupt 
, prasumirt werden bis zum Beweise des Gegentheil* — und ins- 
totandere bei 4er 'indebiti condictio nach erwiesen#r9ftab{s*Jiftfcff 
ÜL Ja wiefern, darf e'\n streikender Theil zum Peweise eines be- 
hmupteteiilrillrän» turBktesieUtuag zugelassen, werden? IV. Ue- 
ber die Natur, und die xecbtHcheri Folgen der Vorausnähme (An- 
ticipirung). der Zinsen. V. Ueber das Zurückfordern gezahlter 
• nichtschuldtger Zinsen einer Schuld, und das Fordern ron Zin- 
sen einer gezahlten i Nichtschuld — ein Beitrag zur Auslegung 
der const. 10. C. de usuris und const 1. C. de cond. indeb. in 
Verbindung mit fr. 26. D. de cond. indeb. VI. Ueber die Amts- 
tbätigkeit des Richters im Falle ganz unterlassener oder falscher 
Benennung der Klage. 
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Recensionen und Anzeigen. 



Grundsätze des gemeinen deutschen Privat« 
rechts, mit Einschlufs des Handels -* Wechsel- 
und Seerechts von Dr. .& J. J\* Mittermai er, 
Geheimenrathe und Professor zu Heidelberg. In 
zwei Abteilungen. Vierte völlig umgearbeitete 
und sehr, vermehrte Ausgabe* Landshut, bei 
Philipp Krüll, üniversitäts -Buchhändler. 1830. & 
(Fortsetzung und Schluß.) 

Bei dem zweiten Buche: Von den dingli- 
chen Rechten, ist der entschiedene Einflufs nicht 
zu verkennen , den das gelehrte und tief in den Geist 
des germanischen Rechts eindringende Werk von 
Albrecht: Ueber die Gewehre (1828) auf die nun- 
mehrige Darstellung gehabt hat , dessen vielfache Be- 
nutzung nicht etwa blofs aus häufigen Citaten zu 
ersehen ist. Sehr grofses Interesse bietet die Wahr- 
nehmung, wie die Resultate, die jener Schriftsteller 
aus dem Studium der reinen deutschen Rechtsquel- 
len gewonnen hat, durch unseres Verfs. Forschun- 
gen in den französischen Coutumes und den alteng- 
lischen Rechtsquellen überall Bestätigung erhalten; 
(z. B. §.187 not. 4. 29.) so dafs hier auch für die 
»Band. 9 
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116« C. I. A. Mittermaier, 

späteren Zelte» -des Mittelalter» der fortdauernde Zu- 
sammenhang des germanischen Rechts, der localen 
Trennung ungeachtet, nachgewiesen wird. — 

Im Einzelnen mag Folgendes bemerkt werden : 
Zum §. 136 über die Bezeichnungen des Eigen- 
tumsrechts in den Quellen des Mittelalters, beson- 
ders über den Begriff von. Eigen, sind nachzutragen 
die Zusammenstellungen von fiömeier in den Ber- 
liner Jahrbüchern für wissenschaftliche Kritik , April 
1850, S. 549 — 551. Wenn aber von dem echten 
Eigenthunae an Grundstücken gesagt wird, dafs dar- 
in lagen nicht blofs die Rechte der römischen Pro- 
j>rietas, sondern auch „»gewisse" mit dem Grund- 
stücke zusammenhängende Rechte , die später häufig 
Regalien wurden, so ist diese Angabe Theils sehr 
unbestimmt, Theils fehlt die der wichtigsten öffent- 
lichen Rechtsbeziehung, dafs nämlich die zu echtem 
Eigenthunae besessene Güter, abgesehen von 'der 
Freiheit von Privatlasten, ursprünglich keinen Staats- 
lasten und insbesondere keiner Besteuerung unter- 
worfen waren« 

. Der §. 136. a. gibt eine sehr vollständige Dar- 
stellung der- vorkommenden verschiedenartigen Be- 
schränkungen de$ deutschen Eigenthums {besser des 
Grundeigentums in Deutschland, da das deut- 
sche Eigenthum, als solches, gar keinen Beschränk 
kungen unterliegt.) Wenn hier aber bei den Be- 
schränkungen durch Frivatlasten als verschiedene 
Fälle unter <v und d, unterschieden werden; diejeni- 
gen, die eine Folge der leben -t, schütz- und guts- 
herrlichen Verhältnisse sind i und^ diejenigen, die zun* 
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Vortheile eines Privatmannes gereichen, so fehlt es 
an einem das Eintheilungsglied bedingenden Gegen- 
sätze , in Sofern nicht wenigstens zu d. hinzugefügt 
•wird: „ohne Grundherrlichkeits-Verhaätnifs/' 

Der §. 137 a. über die Pfändung ist in mehrern 
dogmatischen Puncten, besonders durch Benutzung 
von Kreitmaier's Bemerkungen zum bayerischen 
Codex Maxiinilianeus Bd. IL S. 1271 u. d. f. sehr ge- 
ändert worden. — Abweichend von seiner frühem 
Lehre , nimmt der Verf. nunmehr an : dafs das Pfand 
von der Verpflichtung des erlittenen Schadens nicht 
befreit, was auch, wenigstens ül* Rücksicht seines 
Betrages, ganz richtig ist; und dafs ein Pfandgeld 
als eineConventionalstrafe neben dem Schadenersatz^ 
sowie die Pflicht zur Anzeige bei Gericht eine be- 
sondere particularrechtliche oder gewohnheitsrecht- 
liche Begründung erheischen. Indessen dürfte es 
•wohl nirgends in Deutschland an einer solchen 
Sanction fehlen. 

Im §. 138 und 180 a. sind zur Erklärung der 
noch im heutigen Rechte vorkommenden Beschrän- 
kung des Vindicatiönsrechtes an Mobilieti und der 
Bedeutung der 'Regel „Hand müfs Hand wahre»/ 4 
<die Quellenbelege über die Natur des -Eigenthums 
an fahrender Habe im altern deutschen. Rechte in 
einer Vollständigkeit gesammelt und zusammenge- 
stellt , wie solche Recn. noch nirgends begegnet. Al- 
lein die Verarbeitung und Läuterung dieser Quellen- 
Ergebnisse zu einer klaren Ueb ersieht des altern 
Rechts und seines Verhältnisses zu den Bestimmun- 
gen deutscher Statuten scheint Weniger gelungen und 

9 * 
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ist fiix eine folgende Ausgabe dem VerL zu beson- 
derer Berücksichtigung zu empfehlen» Insbesondere 
möchte (etwa in einer Note), der Unterschied de« 
Anevang und der Voderung in den Rechtsbüchern 
anzuführen sßjn, sowie der Grund, wefshalb hei be- 
weglichen Sachen eine den Besitzer schützende recht« 
Gewehre nicht Sta^t finden konnte; und auch dar- 
über wäre eine Erklärung des berühmten Verfs* zu 
wünschen r ob er den Grundsatz: Hand mufs Hand 
wahren, in der Bedeutung» dab dadurch die VincbV 
cation g*nz. ausgeschlossen wird, mit Eichhorni 
(Einleitung §, 171f) . erst für. eine spätere Umbildung 
des ursprünglichen Rechtes hält, oder ob, nicht in 
den deutsqhen Rechtsbücberu dieser Grundsatz schon 
enthalten ist und nur erst in seiner spätem Auffas- 
sung in Particular- Rechten Modificationcn zu Gun- 
sten des Vindicanten erjbielt? 

Zu den deutschen Gesetzgebungen, die, wegen 
Begünstigung des bürgerlichen Verkehrs ♦ die Vindi- 
cation der beweglichen Sachen gegen das. gemeine) 
Recht, bei den Erwerbungen mittels Kaufcontractea 
beschränken,, ohne jedoch sonst das Princip: Hand 
mufs Hand wahren, anzuerkennen, gehört nunmehr 
auch (zu §. 138 a. Note 17*) die würtembergjscbe, 
(nach dem Gesetze vom 21. Mai 1828* Art. 16. 

Der ,§. 139, über das Gesammteigenthum, ist. sehr 
gut umgearbeitet worden. — Ueber die Begründung 
dieses Begriffes und sein Vorkommen im altern deut- 
schen Rechte insbesondere , wäre nachzutragen Phil- 
lips deutsches Privatrecht Bd. 1. S. 2?S. 305. Deut- 
$be Geschichte Bd. 1. S. 163, sowie zu §, 141 Ober 
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die Gründe wefshalb, obgleich nach den Rechtsbü- 
chern des Mittelalters zur rechtsbeständigen Veräu- 
fserung Von Erbgut nur die Einwilligung der näch- 
sten Erben erfordert wurde, gleichwohl nach den 
Urkunden so häufig auch die entferntem Etben ihre 
Einwilligung erklären, die scharfsinnigen Bemerkun- 
gen von Albrecht in den Berliner Jahrbüchern der 
Kritik von 1830. S. 512. 513. 

Die Lehre von den Fid ei com missen (§. 142) hat 
zwar in der jetzigen Darstellung mehrfache Berich- 
tigungen erhalten, jedoch scheint dieselbe« noch ver- 
schiedener Verbesserungen zu beduifen. Wir rech- 
nen dahin: 1) den Mangel einer scharfen Unterschei- 
dung zwischen den Stammgütern der heutigen deut- 
schen Particularrechte und der eigentlichen deutschen 
Familien - Fideicomnsissen , indem es unangemessen 
ist , wenn das Wesen der Stammgüter darein gesetzt 
wird, dafs bei ihnen „eine beschränkte Veräufser- 
lichkeit des Inhabers und das alleinige Erbrecht 
der Männer ausgesprochen" sei. Dann 2) die Be- 
hauptung, nach welcher Testament oder Erbvertrag 
für die Begründungsart des Familien - Fideicommisses 
xegelmäfsig erklärt wird , während Haus - und Stamm- 
verträge unter Lebenden ebenfalls nicht selten der 
Entstehungsgrund gewesen» 3) . Sollten bestimmter 
unterschieden werden die verschiedenen Systeme, die 
in den Gesetzen über das den Familien -Fideiconv» 
missen zu Grunde liegende Rechtsrerhältnifs ge- 
fanden werden, wonach den Agnaten ein Dominium 
directum , oder ein condominium zustehen kann, — 
so dafs der zeitige Inhaber nur Miteigentümer und 
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alleiniger Nutzniefser ist; — - oder endlich dem trf» 
haber das volle, aber seinen Atisflüssen nach' be- 
schränkte Eigenthum zusteht, welche letzte Ansicht 
dem gemeinen Rechte entspricht. Endlich kamt 
auch 4) die Behauptung: „derConsens der Anwärter 
kann die Schuld nicht zur Fideicommifsschuld machen" 
vorausgesetzt, dafs alle zur Zeit der Aufnahme ei- 
ner hypothecarischen Schuld am Leben be* 
Endlichen Anwärter einwilligten , nach der frier ent- 
scheidenden Analogie von den Xehnschulden , nicht 
für richtig anerkannt werden. 

Der §. 144 Üi, der das Institut der gerichtlichen 
Auflassung nach seiner heutigen Gestalt erörtert, 
würde dadurch Hoch gewinnen, wenn zunächst die 
verschiedenen Formen , in welchen in den noch jetzt 
geltenden deutschen Rechtsquellen dieses Institut vor- 
kommt, bestimmter dargestellt würden; dann aber 
die gemeinrechtliche Theorie von particularrechtü* 
chen Vorschriften — (deren Anführung in den No* 
ten, wie z. B. das nach dem württembergischen 
Rechte begründete Reurecht so lange die Insinuation 
und gerichtliche Confirmation des Veräuberungs Ver- 
trags nicht erfolgt ist, gerade hier nicht umgangen 
werden sollte) — schärfer gesondert würde. So ist 
namentlich die Behauptung unter 7), dafs derjenige, 
der ohne gerichtliche Investitur das Grundstück be- 
sitzt, in dem Verhältnisse des römischen dominium 
naturale sich befindet, also der Actio püblidana sich 
bedienen könne, gemeinrechtlich keineswegs anzuer- 
kennen, sondern nur eine Bestimmung des sächsi- 
schen Rechts; und wenn weiter bemerkt wird, dafs 



y Google 



Grundsätze d. gem. deutsch« Prlvatr. Ate Ausg. 12\ 

dieses Eigenthum durch die Verjährung in volles bür- 
gerliches Eigenthum verwandelt werden kann, so i$t 
diese Behauptung wenigstens nicht in solcher Allge- 
meinheit, sondern nur für die 30jährige ^Verjährung 
begründet. Diese erfordert näinlich nur Besitz und 
bona ftdes, und wird daher hier ihre Anwendung 
finden, während die ordentliche Verjährung defshalb 
nacht anwendbar seyn kann, weil sie auch einen ju- 
' stus titulus erheischt , der in einem negotium domi- 
nium translativum besteht. Ein solcher ist aber erst 
mit der gerichtlichen Auflassung vorhanden. 

Wenn der. Verfasser ferner unter 6. bemerkt, 
dafs da, wo die Investitur gehörig vollzogen wurde, 
es nicht des Beweises der vorgegangenen Tradition 
bedürfe * so kann man, in sofern dadurch der Grund« 
satz ausgesprochen werden soll , dafs durch die blofse 
gerichtliche Auflassung der Eigenthumsübergang er- 
folgt, für das heutige gemeine deutsche Recht die- 
ser Behauptung nicht beipflichten; denn das römi- 
sche Recht, ist in der Lehre % von der Eigenthumser- 
wetbung die Grundlage des gemeinen Rechts gewor- 
den, demnach die Tradition der modus acquirendi, 
neben welchem die deutsche Investitur nur als Titu- 
l>us oder justa causa stehen geblieben. 

Zu §. 144 Not. 20, kann auch nochJrinzugefügt 
werden die kurbess. Verordnung vom 9. Jan. 1732, 
(Sammlung der Landes -Ordnungen Bd« 4. S< 84,) 

An der Spitze des §, 145«, der übet die deutsch- 
rechtlichen Occupationsarten die reichhaltigste Lite- 
ratur aus den s£mmtlichen germanischen Rechtsquel- 
len zusammenstellt, verwifst man ungern eine ge- 



y Google 



t£8 C. L A. Mittermaier, 

Schichthöhe Einleitung ah Grundlage zur Erklärung 
dieser vielfachen Abweichungen* vom römischen Rechte, 
den Zusammenhang dieser Bestimmungen rnit den 
Grundsätze^ der Gewehre nachweisend» Auch b>&€> 
sich die neuere particularrechtlicbe Literatur /über* 
die Beute, alsiErwerbuagsart, noch sehr vermehren, 
z» B« durch württembergisches Dienstreglement * für 
die Infanterie Gap. 2. Art» 22. §. 1 — 10., württem* 
' berg. Miütär-;Strafgesetze v^n; 1818. §. 87/— 9Lt 

Im §. 146. hätte unter, den ursprünglich deutsch-- 
rechtlichen Verjährungsfristen auch noch; angeführt 
werden sollen die von SO Jahren. Zeugnisse dafür 
gibt Grimm d„ IL A. & 284-^S85 ;.jui*dzi*m§. 147. 
über die Alluvion, die merkwürdige Urkunde über- 
das cleviscbe Alluvionsrecht, ebenda*. <S. 184* 

Zu der Lehre von den Servituten (S. 148) ist 
unter den particularrechtjiphen Abwetehungetfcin An-» 
sehung. der Verjährung noch hinzuzufügen,* dafs, als. 
sanctionirter Irrthum älterer Praktiker über das rö+ 
mische Recht, Servitutes discontinuafe nur.; durch un*/ 
voidenkhchen Besitz erworben vferden können ^ b. B, 
nach Codex civil. Bavaric. Max, IL 7. §.5., 

Die Darstellung der Lehre von der Weidege~ 
rechtigkeit (§♦ 150.) hat dadurch sehr gewonnen, 
dafs in einem besondern §• 160« „ a« die Grundsätze 
über die Koppelweide sehr vollständig zusammenge- 
stellt worden sind. Nur in der Note 4, nach wel-> 
eher die Servitus compascendi für eine ihrer Natur 
nach bedingte Servitut (?) erklärt wird, scheint «He 
Darstellung nicht völlig klar zu seyn, und das Näm- 
liche gut von dem $. 151*, wenn hier gelehrt wird :. 
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„an» dem Hechte dar Schafweide auf deol fremden 
Gruridstücke folgt noch . kein Pferchrecht **, indem 
nicht getagt ut, eh für den We4de*ervftut* BeTech* 
tigung oder Verpflichteten, die Pferehberechtigtmg 
sich aber auf Beide begehen könnte. J " 

Nach §. 152. Mastgerechtigkeit, wird* behauptet« 
dafs nur bei voller Mast dieses Hecht;* wenn es als 
Servitut bestellt worden, ausgeübt werdet* 'darft Aui 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen scheint aber* diese Be* 
schränkuag nicht gerechtfertigt zu werderi, daher die 
Angabe einet nähern Grundes ßir diesen Lehrsatz ?u 
wünschen wäre. * - M f '" c * ' ; '"' ' ' 

1 In der Lehre von der* Reallasten*, über dereri 
rechtliche Natur so wesentlich verschiedene Ansich- 
ten noch : bei den • neueren Germanisten ' gefunden 
werden; so data auch der Vferft in den frühem Aus- 
gaben schwankende Grundsätze aufstellte, hat er sich 
nunmehr dahin erklärt: dafs sie als eine besondere 
Art deutschrechtlicher dinglicher Hechte aufgefaßt 
und hiernach in dem Systeme des heutigen Hechts 
' einzufügen sind. Auch wir pflichten, besonders nach 
den Ausführungen von Albrecht und Mauren- 
brecher, dieser Ansicht bei, und finden zu §. 154, 
wo die allgemeinen Rechtsgrundsätze über die Real- 
lasten abgehandelt' werden , nur die Behauptung be- 
denklich: dafs zur Klage der Realberechtigte befugt 
seyn soll auch wegen solcher Leistungen, die unter 
seinem Vorfahrer fällig, aber nicht von diesem bei- 
getrieben wurden. Denn die einzelnen verfallenen 
Leistungen gehen in das Vermögen desjenigen Be- 
rechtigten über, der zur Zeit ihres Fälligwerdens die 
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Reallast« besafs, sie bilden also ein von dem Real- 
rechte selbst gesondertes Forderungsrecht , und k'öm 
nen daher von dem Activ» Singular -Successor so wei 
vig in Anspruch genommen werden« als der Pasaiv* 
Singular- Successor für die Rückstände seines Vor* 
gängers verhaftet ist; 

-- Zum g. 154. könnte noch angeführt werden f 
dafr bei der Thetlung gültpflichtiger Güter der Gült? 
herr nach den deutschen Particularrechten einen so- 
genannten Gültträger verlangen kann, damit aus des* 
sen Hand die ungetheilte Rechnung des Zinses Stau 
linde, und zur Note 7., dafs die Frage: ob die so 
häufig von dam Zinsherrn bei der Ablieferung zu ge~ 
bende Gegenleistung durch Verjährung erworben 
werden könne, nicht aufser Streit sei. (Struben 
de Jure Villicorum Access» Obs. 18.) Auch ist das 
Recht der Steigerung der grundherrlichen Prästatio- 
nen im Falle der .Wiederverleihung eines, heimgefal? 
lenen Gutes, welches der Verf« unbedingt dem Guts- 
herrn beilegt, nach den Particularrechten sehr ge* 
wohnlich beschränkt oder ganz ausgeschlossen« 

Im §♦ 158, bei der Angabe der verschiedenen 
Namen und Bezeichnungen der Gültpn , könnten bei 
dem Gohhuhn und Rauchhuhn, auch die Ausdrücke 
Herdhuhn und Gewalthuhn angeführt und erklärt 
werden ; und im §. 159« Nr, 6. sollte wohl die Fra- 
ge: ob der Zinspflichtige wegen Unglücksfällen Nach- 
lau fordern kann, bestimmter dahin entschieden seyn, 
dafs diefs gemeinrechtlich nur dann der Fall ist« 
wenn das Recbuverhältnib auf einem wahren Zeil- 
pachte beruhe .-. 
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v Der §. 162. enthält, verglichen mit dem §.161* 
Wiederholungen in Beziehung auf die schon an letat 
lerem Orte gegebene Nach Weisung, dels die Zehen« 
den auch vielfach als weltliche Gutsabgabe betraoh* 
tet worden sind. Die Behauptung aber, dafs nach 
irgend einer deutschen Landes -Staatsverfassung der 
Zehend als eine Grundsteuer betrachtet worden sei, 
hätte naher bewiesen werden sollen. Auch könnte 
zu den in der Note 5. angeführten , als eine der aus* 
f Jährlichen Zehntordnungen, noch die Calenber? 
gische von 1718 beigefügt werden« . > 

Im §. 163. sind der Schmalzehnten und dex 
Blutzehnten als verschiedene Arten unterschieden* 
während doch beide Bezeichnungen Dasselbe bedeu> 
ten, (Hage mann, Landwirthschaftsrecht 1. Ausg* 
S# 488.) — Ebenso wird auch der im g* 164. aufge* 
stellte Grundsatz: „Ist die allgemeine Zehntpflicht 
dargethan , so erstreckt sie skh auf den groben und 
kleinen' Zehend gleich, wenn sie unbestimmt allge- 
mein vertragsmäßig aufgelegt war, nicht aber da, 
wo der Zehend, ohne diese Bucksiebten:, .als weltli- 
che Gutsabgabe gefordert wird," künftig eine nähere 
Bestimmung oder- andeie Fassung erhalten müssen* 
Denn Gutsabgaben können ihrem Rechtsgrande nach 
nur *uf einem Vertrage beruhen. Auch sollte bei 
der Zehentverpachtung (§, 165.) die Frage berührt 
werden, ob der Zehentpäcbter Remission verlangen 
kann? Uebrigens- sind die von dem Verf. über den 
Zehnten, defsgleichen über. die. Frohnen (§. 169 — 
176.) aufgestellten Grundsätze zum Theil sehe ab» 
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«reichend von den 'der ftühern Ausgaben , und über« 
all sehr berichtigt worden« 

Zu g. 172« „Grundsätze der Ausübung des Recht* 
auf Frohnen'* dürfte die Bemerkung noch hinzuzu* 
fügen seyn, dafs der Strenge des Rechts nach de* 
Pflichtige durch Alter oder Krankheit zwar nicht frei 
wird, wohl Aber in Folge der Mehrzahl der Dienst* 
Ordnungen, nach angetretenem siebenzigsten Lebens- 
jahre; und im §• 175. über die ungemessene Frohn- 
den ist der Grundsatz bestimmt auszusprechen, dafo 
der Berechtigte an das bisherige Herkommen nichts 
gebunden sei, w&in sein eigenes Bedürfnifs sich ver- 
mehrt, indem diefs aus dem Begriffe und Wesen die- 
ser Art von Frohnden von selbst folgt, % 

In der Lehre von' den Begtündangsarten äet 
Reallasten (§. 176.) scheint der Verf., indem er Hut» 
in einer Reihe einzelner Fälle und unter bestimmten 
Voraussetzungen, den biofsen Vertrag unter den Par-* 
teien als Entstehungsart der Reallast, auch gegen* 
über von allen Singularsuccessoren, anerkennen will, 
eine Consequenz seiner frühern Ansicht von der 
rechtlichen Natur der Reallasten vestzuhalten. Wenn 
die Reallast für ein Obligations- Verhältnis erklärt - 
wird, so kann allerdings, auch bei der Obligatio in 
rem scripta, der Successor singularis durch die ver- 
tragsmäfsige Uebernahme einer solchen Leistung nicht 
verpflichtet werden (L. 81* §. 1. D. de contrahendo 
Emptione) und der blofse Vertrag , auch nachdem 
die Ausübung hinzugekommen, kann die Reallast ge- 
genüber von dem sidgulären Rechtsnachfolger nicht 
begründen. Anders sollte aber der Verf« nunmehr 
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diese Frage * entscheiden > nachdem er die Real last 
ihrer rechtlichen Natur nach als dingliches Recht be* 
.trachtet* Wip hei den Servituten, so vertritt auch 
hier ihre Atisübung die Stelle der Tradition, und so» 
mit mufs auch gemeinrechtlich» durch die blofce 
Übereinkunft, zu der die Ausübung hinzugekommen 
ist , die Reallast gegenüber von jedem Erwerber de» 
verpflichteten Grundstückes ihre Entstehung erhalten* 
Aber auch nach der Lehre des Verfs. über die Be* 
gründungsarten der Reallasten, ist nicht einzusehen* 
wie Reallasten durch Vertrag begründet werden kön* 
neu, ,»wo stillschweigendes Efandrecht wegen 
de* Reallast et ipulirt in?" 

Schwankend und nicht ganz klar ist auch die 
Darstellung in Beziehung auf die Frage, ob nach ge- 
meinem Rechte durch Verjährung Reallasten ^erwor* 
ben werden können? Es wujd zugegeben werden 
müssen, dafs die praescriptio longi temporis nicht 
dazu genüge, weil dieselbe keineswegs eine allge* 
meine Erwerbupgsart ist, «ondern als solche blofs 
auf das Eigenthum und die tSesvkuten sich bezieht; 
allein es kann ebenso wenig) behauptet werden, dafs; 
ausschlielslich die unvordenkliche Verjährung genüge^ 
vielmehr mufs auch #e praescriptio longissimi tem- 
poris von SO und beziehungsweise 40 Jahren schon 
nach den Grundsätzen des gemeinen Rechts als Ent* 
stehungsgrund der Reallasten anerkannt werden» 
Denn man betrachte sie als ein dingliches Obligations« 
verhältnifs oder a.ls ein dingliches Recht , jeden Falls' 
ist hier eine quasi -possessio vorhanden; dann aber 
findet I*. 8. $. 1« GL de praescriptipne.ßO vej ,40,an* 
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fconrra Anwendung , und für das ' Zehntrecht ist 
diese Acquishiv Verjährung auch ausdrücklich aner- 
kannt in Cap. 6. X« de praescript. Cap. 1. in 6to eo*- 
dem, demnach ist auch eine Schlufslolgerong auf alle 
Reallasten gerechtfertigt.' . 

Im §. 178. wird zwar richtig gelehrt , dafe nach 
gemeinem Rechte zur Aufhebung der* Reallast en 
durch Verjährung die blofse Nichtausübung ungenü- 
gend in, vielmehr usucapio libertatis hinzukommen 
mufs; allem es hätte nicht unbemerkt bleiben sol- 
len , dafs aüfser dem jeden Falls genügenden Nicht- 
gebrauche seit unvordenklicher Zeit , nach vielen Par- 
ticularrechten auch der dreifsigjährige Nichtgebrauch 
fcls Erlöschungsgrund anerkannt wird. 

Die Darstellung des Pfandrechts (§. 180— 187.) 
gibt zu folgenden Erinnerungen Veranlassung : 
' Beim §. 181. a. sollte zur Literatur des württem- 
bergischen: neuen Hypothekenrechts die Schrift von 
Georgiif Entwurf einer Pfand* und Hypotheken^ 
Ordnung für das Königreich Württemberg mit beson- 
derer Hinsicht auf den Concurs. 1823., und B ol- 
le y's Bemerkungen zu dem Pfondgeietze etc. $ Bde. 
1827— 1880 nicht unerwähnt bleiben. 
' Im §. 189* wate passend, bei • Gelegenheit der 
Unterpfandsbriefe und Recognitionsscheine, auch der 
Informativ -Unterpfandsscheine zu gedenken, als ei- 
ner Art vorläufiger Unterpfandsbriefe, die zur Grund- 
lage -des Eintrags in das Unterpfandsbuch dienen 
(Württemb; Pfandgesetz von '1825. Art. 174.) Det 
Begriff der Vormerkung wird zu enge bestimmt : als 
eine Bemerkung zur Sicherstellung' der noch nicht 
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zur • definitiven Eintragung reifen Pfandrechtstitel. 
•Denn sie findet auch Statt, wenn der, Pfandrecht*» 
*itel vollkommen gereift und auch die Summe der 
su versichernden Forderung ausgemitteit ist, aber für 
jetzt nur ein Object der Unterpfandsbestellung fehlt. 
(Würtemb. Pfandgesetz Art. 32. 35* 80.) 

Der §.137. enthält, ebenso wie der §* 183. Wie- 
derholungen; und zum §. 187. a. können, .als sehr 
belehrend über das Wesen der neuern Creditvereine, 
angeführt werden: die >, Verwaltungsgrundsätze de» 
Württemberg. Creditvereins, Stuttgart 1831. u 

Das dritte Buch: Vom Rechte der Forderuni* 
gen, zeichnet sich im Allgemeinen durch den Reich- 
thum seines Inhalte» au«, indem hier über manch« 
Verträge sehr angemessen und genügend eine ge*- 
meinrechtliche Theorie aufgestellt worden ist, z. B„ 
über die Staatspapiere (§• 189.), die Viehverpach*» 
tung (§• 201.) , die von andern neuern Lehrbüchern 
übergangen werden. Dagegen ist der Schenkung»» 
Vertrag unerwähnt geblieben, obgleich die deutschen 
Particularrechte viele Abänderungen des römischen 
Rechts enthalten, und ebenso vermifst man Grundsätze 
über die Forderungen aus unerlaubten Handlungen« 

Immer mehr verengt sich der Raum ; alle» Treff- 
liche in der Darstellung und alle neuen Verbesser* 
rangen hervorzuheben , ist uns versagt, und so müa- 
aen wir — ungern genug — auch hier, den Haupt- 
zweck dieser Anzeige verfolgend, auf einzelne kriti- 
sche Bemerkungen uns beschränken* 

Der Behauptung des §. 188.:. dafs nach dem äl* 
tern deutschen Rechte die Abschhefsung mancher 
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Verträge vor Gericht nothwendig war, weil der Be- 
klagte von dem außergerichtlich abgeschlossenen Ge- 
schaffte durch einen Eid sich losmachen konnte , kann 
man , wenigstens für das Recht des Mittelalters, nicht 
beipflichten, da, nach Sachsenspiegel I.Art. 7., dem 
Beklagten allgemein bierin ein* Mittel gegeben ist, 
die von ihm eingegangenen Verträge wirkungslos zu 
machen. 

Die Begriffsbestimmung des Papiergeldes im §. 
188.; >, als eine Art von Urkunden, welchen «in No- 
minal werth beigelegt, so dafs sie auf Vorzeigen bei 
•gewissen Kassen/ ab dem Metallgelde gleich im 
Wertbe stehend, bis zum Betrage der in dem Zettel 
angegebenen Summe gelten/ 4 ist eine zu enge, in 
sofern das Hauptmerkmal der in dem Staate, wo die 
Emission erfolgte, Statt findenden gezwungenen Wäh- 
rung dabei übergangen ist. 

> Die gemeinrechtliche Klagbarkeit der Lieferungs- 
^erträge von Staatspapieren au porteur, dievondqm 
Verf. stets vertheidigt wurde, ist jetzt wohl überall 
in Deutschland anerkannt und durch die Gerichts* 
praxis bekräftigt worden* (Bender der Verkehr mit 
Staatspapieren 2» Ausg. §. 82«) Aber sehr zweifelhaft 
müfste in der Mehrzahl der zur gerichtlichen Ent- 
scheidung kommenden Fälle der Obsieg werden* 
wenn man mit dem Ver£. genöthigt wäre, bei die- 
sem Geschaffte die Analogie der Wette geltend zu 
machen: da nach der nicht undeutlichen Vorschrift 
der L. 3. D. de Aleatoribus die Wette unter den 
Grundsätzen des Spielvertrages steht , (Warnkönig 
Commentarii Juris Rom» Privati II. §. 719») also jeden 

Falls 
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|£pUs unmäfsige .Wetten nicht zu Recht bestehen 
würden (Thi baut Pandekten System §.. 917.) — *Nä- 
her zu bestimmen und zu berichtigen ist auch die 
^Behauptung: dafs der Verkäufer auf Lieferung zum 
Verkauf der Staatspapiere, die der andere Contra- 
Jbent. nicht annehmen will, nicht berechtigt sei, 
indem dieses. Recht wenigstens in dem häufigen Falle 
begründet ist, wann dem vesten Zeitkaufe die Clatt- 
«el des Erlöschens an einem bestimmten Termine 
hinzugefügt wird (Bender a. a r O. §. 82. 'Note 6., 
§. 88. Note 4») Mit Recht hat aber der Verf. die 
Behauptung der 3. Ausgabe zurückgenommen, dafs 
bei den lettres.au porteur die .Vindication und die 
Amortisation, gemeinem Re.chte nach ausge- 
schlossen sei, denn diese. Staatspapiere sind kein Pa- 
piergeld! 

Zum §. 191. a. .über das Erfordernifs der ge- 
richtlichen Bestätigung der Verträge, könnte in Note 
2. auch noch angeführt werden: die Galenbergische 
Polizeiordnung von 1620 und die preufsische Ge- 
richtsordnung T. 2* T. 1. §. 8 — 6. 9,. 

Zum §. 198.. sollte auch wohl noch des soge- 
nannten Schlüsselgeldes, »das bei der Veräufserung 
von Gebäuden häufig neben dem Kaufpreifse vor- 
kommt, gedacht werden» — Von dem Leihkaufe 
(Note 5.) handelt auch der Schwabenspiegel Art. 152. 
§..2. (Ediu Senkenberg.); und zum §. 194. . sind in 
der Lehre vom Kaufe noch die Einschränkungen an- 
zuführen, die, nach verschiedenen deutschen Parti- 
cularreehten , bei der Rescissio ex capite laesionis 
enprmis in Rücksicht der zu dieser Rescission be- 
Ä Band. 10 
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% rechtigenden Summe Statt finden, «♦ B. nfteh dem 
Württemberg. Rechte (Weishaar Württemberg. Pri- 
vatrecht Th. 8. §. 978—983.) 

Mit den Grundsätzen über die Versteigerang und, 
den gerichtlichen Verkauf (§. 194.) sind noch pas- 
send zu verbinden die Vorschriften des württemb. 
£*ecutionsgesetzes vom 15. Mai 1825. §. 55. 60. 
68. 66. 

Die Lehre vom Retract (§. 196. 197.) ist mit- 
tels Benutzung der französischen Coutumes und der 
Schriftsteller über dieselben , wesentlich umgearbeitet 
und berichtiget , auch durch Hinzufügung der Para- 
graphen (196. a. 197. b.) über den Unterschied von 
verwandten Rechten, vermehrt worden. Wir bemer- 
ken nur zu §. 196« Note 4. , dafs ältere SchrifsteUev 
auch auf L. Un. G» non lkera habitator — zum Be- 
weise des römischen Ursprungs des Retracts sich be- 
rufen haben , und (zur Note 28.) dafs über den Rei» 
nigungseid, dessen Ableistung im Falle des Verdachts 
der Simulation dem Retractsberechtigten angesonnen 
werden kann, zu vergleichen, ist Leyser spec. 193'. 
med. 6., 8. — Zu §. 197., dafs Eichhorn (Einlei- 
tung §♦ 101.) von der Ansicht: der vertragsmäfsige 
Retract erzeuge nur ein persönliches Recht zwischen 
den Contrahenten und ihren Erben, nicht aber ding« 
liehe Rechte gegen jeden Dritten , so wenig — wie 
Note 3. behauptet — abweiche, dafs er sogar der 
hinzugefügten Hypothek diese Wirkung versagt. 

Nicht richtig ist ferner die Bemerkung §. 197. a«, 
dafs das Loosungsrecht nur bei der Veräufseruag von 
Immobilien ausgeübt werden kann , indem nach man- 
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eben Eandesgesetzen auch Mobilien demselben un- 
terworfen sind; (Kap ff D. de jure retrahendi ree 
mobiles, speciatim württembergico. Tub. 1771.) und 
zu allgemein scheint auch die Behauptung» dafs bei 
dem Mengekauf das Loosungsrecht Stttt findet und 
für die dem Loosungsrechte unterworfenen Gegen- 
stände , nach Verhältnifs des Kaufpreises , der Wertfa 
auszumitteln sei« Dieser Ansicht kann man nämlich 
nur dann beipflichten, wenn die Mehrzahl der im 
Mengekaufe ' veräüfserten Güter nicht in einer solchen 
Verbindung stehen, die ihre Trennung nachtheilig 
machen würde. Denn unter dieser Voraussetzung 
ist solches nur eine andere Form des Verkaufs als 
die gewöhnliche, der That nach aber ist es so, als 
ob jedes derselben für sich verkauft worden wärfr» 
Wenn dagegen umer 'den verschiedenen Objecten des 
Gesamtntkaufes ein solcher Zusammenhang Statt fin- 
det, der ihre Trennung nachtheilig machen müfste^ 
— z. B. die mehrere Güter bilden im Continuum 
mir einem Gute des Käufers, welches durch die Aus-» 
Übung der Loosung unterbrochen werden würde <— 
dann kann der Retract bei eibem solchen Menge- 
kaufe nicht geübt werden. Der Käufer darf ja durch 
dessen Ausübung keinen Schaden leiden, was doch 
bei der Zulassung des Loosungsrechts gegen das ein- 
zelne betreffende Gut der Fall wäre; es kann aber » 
auch der Retract nicht gegen die sämmt liehen unter 
dem Gesainmtkaufe begriffenen Güter ausgeübt wer- 
den , weil auf die übrigen Güter ein Recht des Re- 
trahenten nicht begründet ist. 

Zur Note 17. solke auch nicht nnbenierkt biet« 

10 * 
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ben, dafs die Frage: ob gegen die retrabirenden Kin- 
der de» Verkäufer» die exceptio xe$ venditae et tra- 
ditae vorgebracht werden könne? keineswegs aufser 
Streit ist.* Behauptet wird diefs z. B. von Hub er 
Praelect. od Pandectas üb. lfr Tit. 5* ^16« ; 

Bei dem §. 197, b» wäre darüber ■ eine nähere 
Aufführung, zu wünschen: weiche Nebenforderungen 
bei der Ausübung der Loosupgsrechte van dem Loser 
und an den Löser, gemeinem Rechne naeji zu Jeisfen 
sind, in 'Beziehung av£ Früchte, Zinsen, JExnensen, 
Impessen* Tragung des Zufalls um so mehr „ ab 4er 
Inhalt der deutschen Partix:ularrecbte über dies^ rech- 
lichen Beziehungen wesentlich von einander <a}>- 
weicht» *— » , ,/ , 

Dox §. 202* „Gesinde -Vertrag" ist« jetzt in Ver- 
gleichung mit der frühern Darstellung sehr verbes- 
sert worden , durch Absonderung und Bezeichnung 
derjenigen Grundsätze, die. ,blo£s dem partiqqlaren 
Rechne angeböiön. Allein Rec, kann,, nicht bergen, 
dafs er mit der* Stellung dieser Lehrte unter dem 
Bechte den Forderungen sioh nieinals zu be&eundeii 
vermochte. Abgesehen nämlich davpn, dafs das Gesin- 
de -Verbältnifs nicht imnier auf Vertrag beruht, indem 
es bisweilen auch als eine Folge des gutsherrlichen 
Verbältnlsses^ verkommt, is* doch auch nach dem 
heutigen Rechte nicht zu. verkennen ^ dafs durch die 
häusliche Verbindung, in welche das Gesinde mit 
seiner, Herrschaft sich begibt, das ursprünglich ver- 
trägst« äfsige Verhältnifs in den Hintergrund tritt und 
die Rechte der Hausherrschaft und der Gesichtspunct, 
dafs das Gesinde einen Theil der Familie bildet , das 
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Ueberwiegende werden ,< wie denn dieser Gesiebte 
punc^^en- Bestimmungen der Gesindeordnungen auch 
wirklich zu Grunde liegt. Es möchte daher, selbst 
für das System des heutigen deutschen Privatrechts, 
das Änschliefsen dieser Lehre an die Familienver- 
hältnisse wohl angemessen seyn, in sofern dadurch 
die Vorschriften ''des altern, wie die des nfcuern deut- 
schen Rechts in den Polizei - und den GesindeortU 
nungen vollständiger und nati&lioher sieb 'erklären. 

Im §• 204. ist der Begriff des Verlagsvertxag* 
wenn der Verf. 1 anstatt des „Verlegers** immer nur 
etes „ BächhSndlers l * gedenkt, zu enge Jrufgefafit, 
und auch die Seite des Rechtsverhältnisses V dafs der 
Verleger nicht nur berechtiget, sondern in ^er Regel 
auch Verpflichtet ist , die abgfedrudktex* Exemplare auf 
dem TmcbhändWtiscfceä 'Wege zu verbreiten , sollte m x 
der Definition enthalte** sey»^ 

' Die Behauptung, dafs 1 das Honorar, wenn nichts 
Anderes bedungen wird, erst nach beendigtem Dru- 
cke an den Verf. bezahlt wird, ist wohl zu allge- 
mein, indem: sie nur auf den freilich häufigem Fall 
pafsi, wenn das Honorar nach der Bogenzahl be- 
stimmt wird, dann aber nicht pafst, wenn eine Aver- 
fcalsumme für die Handschrift ausbedungen worden 
ist, wie denn auch wohl unter dieser Voraussetzung 
die allgemein aufgestellte Lehre: dafs das Recht .des 
Verlegers sich auf eine Auflage beschränke, keine 
Billigung verdient. Allerdings wird in diesem Falle 
der Verf. nicht verhindert werden können, eine neue 
umgearbeitete Ausgabe, wenn der erste Verleger 
ihren Debit verweigert, einem Andern in Verlag zu 
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geben; allein nach däm Grundsätze* pfopositio inde- 
finita pro generali habenda est , - kann et den ersten 
Verleger nicht hindern, ebenfalls neue unveränderte 
Auflagen von dem Werke zu veranstalten* So ent- 
scheidet auch das preub. Ländrecht Tbeil 1. Tit« 11« 
§. 1018. — 

In der Lehre vom Verticherungsvertrttge^. 210) 
führt es zu Irrthtimern, wenn blofs bei der Feuer* 
assecuranz die Versicherung auf Prämie von der 
wechselseitigen Versicherung unterschieden wird. 
Denn kein Grund ist vorhanden, die Lebensversiche- 
rung und die gegen Hagelschlag u. a. ebenfalls in 
beiden Formen einzugehen , .wie denn Beispiele bei* 
der Art sich hier wirklich anführen lassen, — In dien 
neuesten Zeiten hat auch der Assoriationsgeist gegen- 
seitige Versicherungsverträge gegen die Gefahr der 
Conscription , mit verschiedenartiger Modification, 
aufgestellt. 

Zur Literatur über die Lebensversicherung könnte 
(Note 30 noch beigefügt werden: Bau mann Dar- 
stellung der Verträge über das menschliche- Leben , 
nach Rechtsgrundsätzön, 1828. * 

Im §. £28. wird der Begriff äes Präsentanten zu 
eng bestimmt, wenn er bezeichnet wird als „der, 
weicher am Zahlungsorte den Wechsel zur Zahlung 
dem Trassaten vorweiset, ** indem ja auch difc Prä- 
sentation zur Acceptation nöthig ist; und bei Gele* 
genheit der Wechselreuterei vermifst .man ungern die 
Erwähnung der übrigen Geschaffte mit Wechseln, 
die als Auswüchse des ordentlichen Wechselverkehrs 
zu betrachten sind, z. B. des Kellerwechsels. —-* 
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Der §♦ 229. enthält in Betreff der Tratten, an 
eigene Ordre Wiederholungen, und bedarf daher in 
sofern, einer zusammenziehenden Umarbeitung. Der- 
gleichen stimmt der. Inhalt des §. 23$. über die Va- 
luta fast ganz überein mit den im §, 232. über die« 
sen Gegenstand enthaltenen Bemerkungen, 

Bei dem §• 230. über den Grund des Wechsel- 
rechts sollten auch, noch die Ansichten von Eich born 
(deutsche Staats- und Rechtsgeschichte 4« §» 674.) 
und Philipps (Grundsätze 2« S. 2580» wonach die 
Wechselstrenge keineswegs etwas dem Wechselge^ 
schaffte Eigentümliches iat, sondern dem altern 
deutschen Schuldproqesse allgemein angehörte, und 
axrs diesen für dieses J&inzelvefhältnifs im heutigen 
Rechte sich erhalten hat, berücksichtiget werden. 

Die Behauptung im §. 231. a. „wegen Nicht- 
zahlung der Valuta kann der Trassant die Austeilung 
des Wechsels nicht verweigern, u scheint den all- 
gemeinen Rechtsgrundsätzen nicht zu entsprechen, 
indem bei zweiseitigen Verträge»! in der Regel die 
Pflicht zur Leistung von der einen. Seite durch die 
gleichzeitige Leistung von der andern Seite bedingt 
ist. ~ Ebenso ist auch die Ansicht der Mehrzahl 
französischer Schriftsteller: dafs ein Kaufmann» der 
Schuldner eines Andern ist, seinem Gläubiger das 
Recht nicht bestreiten könne , die Forderung durch 
Wechsel einzuziehen, die unser Verf. §, 231. a,, §. 
235», §« 241« als eine gemeinrechtlich -deutsche gel- 
tend machen will, wohl nicht als solche zu begrün- 
den, weil ohne einen besondern Verpflichtungsgrund 
de« Schuldner nicht verbunden seyn kann, die be- 
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•opdgrfc und «bwe»e; Verhaftung , die eioe Folge der 
Wechselverbindlichkeit ist, zu übemehinen; — Ueber<* 
haupt scheint es, dafa der Verf. in der über die De«: 
cku$g aufgestellten Theorie (§• 286., insbesondere 
zur Note & und 11.) Prinzipien der Jranzöaischea 
Gesetzgebung. und Jurisprudenz als gemeines Recht, 
aufgenommen habe» die nach 4en allgemeinen Gennd- 
sätzen des gemeinen deutaehen Rechts ocfonidfoieobfr*. 
fertigen lassen. i 

Wenn §, 2S6.' bemerkt wird , „auch der Wecb- 
seifähige kann ein Interesse haben , öffentlich auf 
die Wechselfähigkeit zu,verziel)teB," so; scheint dieser 
Bemerkung eine massige zu seyn, weil • einem % ao4^ 
chen Verzicht kaum rechtliche Wirkungen beigelegt 
werden können« Unrichtig f ist aber/ die Behauptung^ 
da£s Gesandte nicht. a\s Wechsel Whig gelten« in dem 
Lande , in welchem «ie accredUirt find,, kann ihre 
Wechselfähigkeu nvaMiifth* die regelmässigen gesetzt 
liehen Folgen haben. :. ,.- . x k l- 

Dem §. 247, *gimfi^efe, hei der DarfteHnng der 
Erfordernisse zum Indossamente- ^ die gehörig* Scäew 
tien; Während z> B*<4#t, Text: behauptet: idas. In- 
dossament muls , darrte .seynt -iÄ giekbwdhl »achf? 
Note 7. die Angabe der Dfefcum nicht ^Wesentlich.- —* 
Auch scheint es, dafs die J)aTSte)1i*ng>dßs Verfs. über' 
das Procura -Indossament mehrfacher Berichtigung 
bedürfe. Bei der Frage: ob im Zweifel ein Eig en- 
tbums - Indossament oder ein Procura -Indossament, 
anzunehmen sei, möchte es schwer seyn, ohne be^f 
sonderes Gesetz (wie z. B; im preufsischen Landrechte 
Th. 2. Tit. 8. §. 802.) Gründe für die Präsumtion 
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dc«^Eig€iitb*m6^IiiddWWfl#flPts ; fftizugöbi;». Vielmehr 
rävd? -t— — da <dfrtft»de*samebt; wetehes* «ich- nicht 
sdföB seiner Faännaöb als ein 1 hlofses Procura ^In« 
dDsstoenti'.dartteilfc f beid* Arten von Indossamenten 
bezeichnen katon,— *i*e Präsumtion sie** hier gar nicht 
auhttflen. lassen, tontmü wer «eine Anspräche auf 
ei»Ti»do«ement> < gewisser Att «tüffct* mul* dasselbe* 
hvk&iää^; xkbth auch die Führung de» Beweises ei- 
nes blofsen Procura -Indossament es kann in diesen* 
FäHe doch > «rur§0gett den Indossat or selbst recht- 
Hcbe Folgen haben v nicht ab^r gegen den, der mit- 
tel* wöiterA Indossamentes von dem Procura -Indos- 
satar Wechsel erwarben hat. Denn in dem nicht 
atosdrüc&li<äi '«1s? bfofte Procura bezeichneten Indes**« 
BEtent kt'füt den Indossat or eine öffentliche Voll- 
mtefet enthalt«, <die allgemein gefafts Ist, und der 
IBM eiM ihrer* Form nach nicht ansehen kann, ob. 
eilt Eigenthuths wieder ein Procura -Indessement vor- 
handen sei. Hier tritt also der Fall ein, dafs der 
kHntetaiy KariÄ seine* öftettlMeheti Vollmacht, zur 
VtewÄtfseöing f l^himirt^ war, atoe* settie Privat - Voll- 
matte fcbetadatittettl hat; ; Dann gilt aber die Regel, 
däüs de* tMatutaüt alle Rechte genehm halten mufc, 
die vetat dem» Mandat*? Aft dritte Perionen üjjertra- 
gen worden sind« (L. ; tt/ §. 2. 5\ 4* D. de Instito- 
ria Act, Patfdessurf Du contract du change L. §» 
ISO« ISO.) < — ; Endlich kann man gemeinrechtlich 
auchvd -er Behauptung nicht beipflichten: „dafs jeder 
Mangel eine* s nach dem Landesgesetze zum vollen 
Indossamente wesentlichen Erfordernisset" das Indos- 
sameiat^ als bkfse Pracnra> darstellt," weil es auch, 
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Mängel gibt, weicht Nichtigkeit de» gesammten lo- 
dossaibentes xur Folge heben können» und für die 
Behauptung, dal* eine, Cession de» Wechsels auf 
dem Wechsel. Selbst nicht gemacht werde, gibt es* 
keinen Grand, .de» wenn solches auch nicht häufig 
geschieht, doch dem Wechselinhaber, der nur die 
Verhaftung eines Cedenten und nicht die Verpflich^ 
tung eines Indossanten gegen seinen Hintermann 
übernehmen will, frei stehen mufs, auf der Weck-* 
selurkunde selbst eine blofse Cetsion in dar Formel; 
ich cedire diesen Wechsel an Herrn N # N* u, e*w^ 
vorzunehmen« 

Im $.248. übet das Rechts verhältnifs der Ac» 
eeptation heilist es; „der Trassant bandelt rechtswi- 
drig,- wenn er contremandirt, sobald der Wechsel in 
die dritte Hand übergegangen ist und derselbe 
auf Ordre gestellt war, 4 * Dieser Zusatz ist nur 
ein müssiger, er kann aber sogar, würde er als, et|i 
wesentliches Requisit aufgefaßt , tum Irrthume füh- 
ren, weil ja nach gemeinem Rechte der Wechsel, 
um in die dritte Hand transportabel zu seyn, nicht 
an die Ordre gestellt seyn mufs. Hiemach wäre denn 
euch der §. 244* zu berichtigen, wo der Verf, bei 
der Frage: ob der Acceptant auch vor dem Verfall* 
tage Zahlung leisten dürfe, ebenfalls darauf Rück- 
sicht genommen wissen will, ob ^der Wechsel auf 
Ordre lautet. — Da jedoch diese Rücksicht gar nicht 
entscheiden kann, so sollte auch diese Frage unhe* 
dingt verneint werden. 

Im §, 246» "ist die Bestimmung des Begriffe* vom 
Contraprotest nicht recht klar, und die Behauptung 
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des- §,248,, „dafs der Wechselinhaber, Wenn nicht 
Statuten anders entscheiden, nicht verpflichtet ist, 
sich eine Acceptation par henneur ohne von dem 
Ehrenacceptanten geleistete Caution gefallen zu las- 
sen, u dürfte schwerlich den allgemeinen Rechtsgrufcd« 
sätzen entsprechen und als Regel des gemeinen Rechts 
gelten. Vielmehr wird wohl eher behauptet werden 
müssen , dafs der Wechselinhaber in jeden» Falle zur 
Annahme der angetragenen Intervention verbunden 
sei, wenn solche nur nicht von einem notorisch zah- 
lungsunfähigen Subjecte angeboten' wird« Denn der 
Wechselinhaber hat nicht bloüs für sich ein Recht 
auf Zahlungsforderung , sondern er ist zugleich Man- 
datar aller Wechselinteressenten, und daher zu aller 
Sorgfalt verpflichtet, um die richtige Bezahlung des 
Wechsels zu befördert. Durch die Intervention wird 
ihm aber dazu ein Mittel angewiesen, welches ihm 
.selbst gar nicht nachtheilig ist, da er, wenn der In* 
tervenient nicht Zahlung leistet, seinen Regrefs kei- 
neswegs verliert, sondern auch dann, mittels de*. auf« 
genommenen Protestes, denselben geltend machen 
kann. Die verweigerte Annahme der Intervention 
zur «Acceptation würde also dem Wechselinhaber mit 
Recht die Einrede einer eigenen Verschuldung zu« 
ziehen. 

Im §. 249;, nach -welchem der Bürge der auf 
dem Wechsel selbst sich unterzeichnet bat, wechsel- 
rechtlich haftet „sobald nur die Absicht als Wech- 
selbürge sich zu unterwerfen klar 'ist, " scheint die- 
ter Zusatz unnöthig. Denn nach dem allgemeinen 
Grundsatze , dafs derjenige , der seine Handschrift auf 
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eine Wecbselurfciinde setzt /auch wechselihäfrig ver-, 
haftet wird, bedarf es keiner Untersuchung über diese 
Absicht* indem- dieselbe hier thäisächHch erklärtvör- 
liegt. — Ebenso ist auch die Behauptung des §. 254.: ^ 
dafs die particularrechtliche kürzere Verjährungsfrist 
der Wechsel nur die Wechselklage, nicht aber auch 
die civOrechtüche Folge der Förderung ausschliefst, 
zu absolut hingestellt, indem es Wechselordnungen 
g£bt (§. B. die Württembergische <5ap. 4. §. 86.) de^- 
ren Bestimmungen befr einer solchen Auflegung Ge- 
walt angethan würde, weil nach dieser Wechselord- 
nung' durch den Ablauf von vifer Wochen nach 5 dem 
Verfalltage aus trassirten Wechseln jede Klage 
aufgeheben "werden soll, — Endlich ist es eiüe un- 
statthafte Ausdehnung - der französischen Recttsbe- 
Stimmungen über das billet a Ordre, wenn der Verf. 
(§. 255.) nur 'dann alle'wechselrechtlicben Vorscfirif- 
teto auf den eigenen Wechsel anwenden will, Fatls 
derselbe auf Ordre gestellt ist. Wie bei dem trassif- 
ten, bedarf es gemeinrechtlich auch bei dem eige- 
nen Wechsel dfeser Ordrestellüng nicht, um seine 
wechselmäfdge Umsetzbarkeit zu begründen, und, 
wenn er indossrrt worden ist, die Anwendung aller . 
Grundsätze und ^Förmlichkeiten des Wechselrechts zu 
rechtfertigen. 

Zum" vierten Buche: Von den' Gerechtig- 
keiten, die aus Hohheitsrechten des Staats 
hervorgehen und damit zusammenhängen, 
haben wir nur Folgendes zu erinnern : 

Beim <§• 257, könnte über den Ursprung der Re- 
galien . in Deutschland noch . angeführt > worden : 
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Grimm deutsche ftectos-A|t9rl)tiimef S v 247-^250* 
und zur Note 13. ajs eines der merkwürdigsten Bei* 
spiele über d$n nach und nach unglaublich gestei- 
gerten Umfang der Regalität in einzelnen kleinen 
deutschen Territorien, die, Nachrichten über die Ab- 
gaben und Gefälle in der Grafschaft Castell/ die 
fürstlich Wittgenstein -Berleburgisqhe Herrschaft Hom- 
burg und die gräflich Leioingischen Herrschaften 
Westerburg und Sycbadeck* bei ,V,ollgr*f Die dct*t* 
scben SuiwJ.e«herren (1824,X ?• JJ6a 261.278— 281* 
ung Beilagen Nr. VII. VIU./ :, 

Im §. 26p. Ervyerhur^g vqn Rechten der 1 
Privatpersonen an Regalien gibt der Verf. 
nunmehr £wa,r den Grundsatz zu: dafs wenn ein Re- 
gaj, bei welchem Abstufungen vorkommen , an einen 
Unterthan verliehen worden , im Zweifel nur die nie- 
dere Gattung als verhehen an genommen werden darf; 
jedoch mit 4 er Beschränkung: d?Xs dieser Satz un- 
r^cfytig ifttV- wx> ein bestimmte* Recht nur ^wrch die 
Verleihung des Regenten erworben wurde. Allein da 
hier lediglich vqn verfassqngsmäfsigen Regalien die 
Rede ist, also von solchen Rechten, die nur durch 
Coucession der £taa^gewalt p in aUe Hände einer Pri- 
vatperson kommen können , so scheint dieser beschrän- 
kende Zusatz ein unnöthiger. 

Der §• 272. der vom Jagdregale und der Jagd- 
hohheit handelt, enthält unter VI.) den Lehrsatz: 
„Bei dem Jagdrechte des Adels mufs darauf gesehen 
werden, ob er diefs Recht im Streite gegen den Fis- 
cus oder gegen eine andere Privatperson behauptet. u 
Uns ist nicht klar, welche praktische Folge an diese 
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Bemerkung zu knüpfen ist; zumal' stich die dabei 
(Not. 91.) angeführten Schriftsteller nur Erörterun- 
gen über ganz speciale Fragen enthalten. — Urne* 
den deutschen Staaten , in welchen« verfassungsmässig 
das Jagdregal besteht , könnte {Note 6. a.) auch Würt- 
temberg angeführt werden (Breyer Jus public* 
württemb. §. 312.) 

Der §. 2Ä3., wo das Recht der Gesetzgebung 
über das Deichweten aus dem Rechte der Oberauf- 
sicht über dasselbe abgeleitet wird, dürfte wohl eine 
andere Fassung fordern , da, auch nach den Grunde 
Sätzen des Verfc», Gesetzgebung und Oberaufsicht 
coordinirte allgemeine Hohheitsrechte sind. — Das 
Nämliche gilt von dem §. 284. in der Definition der 
ordentlichen Deichlait, und wegen der hier vorkom- 
menden Wiederholungen. 

Im §. 291. pafst die Bemerkung der Note S« 
nicht zum Texte, sondern gehört zur Note £., und 
im §• 295* vermibt man die nähere Ausführung 
von Rechtsgrundsätzen über das Verhältnils mehre- 
rer Mühlenbecitzer an demselben Flusse in Bezie- 
hung auf die Flufsbenutzung , worüber auch Kori 
und von Langena Erörf. prakt. Rechtsfragen IL, 
12. angeführt werden kann. 

Zu der trefflichen, -zugleich eine seltene Kunde 
des Technischen beim Bergbaue offenbarenden Dar- 
stellung der bergrechtlichen Verhältnisse (§. 296. a^ 
— 812.) kann zti den Sammlungen der Bergordnun- 
gen (§• 296. b.) noch beigefügt werden: Schmid 
Sammlung der Berggesetze des Königreichs Böhmen, 
der Markgrafschaft Mähren und des Herzogthüma 
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Schlesien (1832.) Bd. 1. 2.? sie ist wichtig^ indem 
die böhmischen Berggesetze die Grundlage aller euf- 
ropäischen Bergordnungen geworden sind; — und 
über das Salpeterregal (zu §. 298.? Not. 14.), welches 
auch in Württemberg besteht, Breyer Jus public. 
Württ. §. 323«, Württemb. Regierungsblatt von 1817« 
S. 77. — 

Das fünfte Buch: Familienrecht, ist auch 
sonst schon als der gelungenste Theil dieses Werket 
anerkannt worden,, zumal die 2te Abtheilung über 
das eheliche Verhältnis. Gemäfs der ganzen Anlage 
und Tendenz dieser Anzeige beschränken wir uns 
jedoch an diesem Orte nur auf folgende Bemer* 
kungen: 

Der §. 318* über den mütterlichen Niefs- 
brauch scheint unvollständig; uns wenigstens ist 
der Inhalt nur mittels Hinzuziehung der jüngsten 
frühem Ausgabe dieses Werkes in die Sätze unter 8» 
und 4* verständlich geworden. 

Im §. 320. der Legitimation könnte noch 
(zu Note 8. und 10.) bemerkt werden, dafs selbst in 
solchen Statuten, die in dieser Lehre völlig dem 
Römischen Rechte folgen» der Widerwillen der deuf 
sehen Rechtsansicht gegen dieses Institut in sofern 
noch zu erkennen ist, als die Legitimirten im Erb- 
rechte wohl gegen die ehelichen Kinder zurückste- 
hen, z. B. nach dem Württemb. Landrecht T. 4« 
T f 17. §• 3. 6., und dazu Reinhardt Commentar 
TM. 8. S. 175. folgen. 

Zum §• 325. scheint die Behauptung, dafs für 
die Aufhebung der väterlichen Gewalt durch abge* 
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änderte Haushaltung die Grofc)äbrigkeit des Sohnes 
nicht als Bedingung erheischt werde , dem heutigen 
gemeinen Rechte nicht zu entsprechen. 

Es gründet sich diese Aufhebungsart der "väter- 
lichen Gewalt in dem Hin wegfallen der Schutzbe- 
dürftigkeit und der Fähigkeit des zum selbststäudigen 
Bürger im Staate herangereiften Sohnes zur eigenen 
Vertretung hei Rechtsgeschäften wie vor Gericht; 
bei dem unselbstständigen, eines Vormunde* bedürf- 
tigen Minderjährigen aber findet die Ratio des In- 
stitutes keine Anwendung. Auch stimmt hiermit die 
Mehrzahl der Particularrechte überein. 

Der §.329. enthält über die Bedingungen £ur 
Giltigkeit der Ehe nach gemeinem Rechte, in V&~ 
glekhung mit den frühern Ausgaben mehrere we- 
sentliche Berichtigungen. Nur gehören die *Ck«te 
der Note 14» zur Note.. 15., und die Noten 15> und 
16% sollten vereiniget seyn. 

In der trefflichen upd in seltener Weise voll- 
ständigen Uebersicht der verschiedenen Güterrechte 
in Deutschland . (§. 388 — 342.) vermtf*t man zu §. 
338. (in dem Verzeichnisse der Land- und Staats- 
rechte, .welche das System der allgemeinen Güter- 
gemeinschaft sanctioniren) die hieher gehörigen Städte - 
und Gebietstheiie von Schwaben, die nunmehr zum 
Königreiche Württemberg gehören. (S* hierüber 
Hufnagel Ueber das württemb. Pfand.- und Prjo- 
ritätsgesetz. 4. Auflage. S. 68 ff. 

Der §. 849. , über die eheliche allgemeine .Gü- 
tergemeinschaft , hat in Vergleichung mit den. frü- 
hem Ausgaben durch * klarere Darstellung sehr ge- 
wonnen 
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wonnen. Doch bleibt euch jeffct aoeti^Be gemeiti- 
lafslichere und bestimmtere Unterscheidung und Er- 
örterung der verschiedenen Grundaösiqhten über die- 
ses Verhält nifs, wie solche die Doctrin zur Erklärung 
des so sehr von einander abweichenden Inhaltes der 
Particularrechte aufzustellen hat , der künftigen .'Um- 
arbeitung vorbehalten, wobei der Verf* die neuern 
Schriften über diesen Gegenstand von Philipps/ 
Deiters und Maurenbrecher gewUs nicht unbe- 
rücksichtigt lassen wird» > ' t . . , 

^ tlm^ 354> wird in den Grundsätzen über die 
fortgesetzte Gütergemeinschaft geehrt : „der Ueber- 
iebettdaist; der Verwalter und Niefsbräucher des Ver- 
ZBö|ens ohne Ver aufs eritngsrechfce, bis ein 
Tbeilungsgrund eintritt» u Dieser Ansicht karra maij 
jedoch; nach dem Wesen und der rechtlichen Be- 
deutung dieses Institutes, wohl nicht zustimmen, zu- 
mal dann nicht, wenn der, Ehemann and Vater sWc 
überlebende Theil ist, von welchem mit' den Kin- 
dern che. Gütergemeinschaft fortgesetzt wird» Das 
Institut der fortgesetzten Gütergemeinschaft gehört 
seiner Entwickelung nach der Zeit und den Statuten 
an, in welchen man die, eheliche Gütergemeinschaft 
auf dem Prinzip des Gesammteigenthunts gründete 
urid nicht -nur während der Dauer der Ehe, sondern 
auch bei der Trennung derselben wurde es geltend 
gemacht« Mag man nun der Communio prorogata 
die Deutung geben, dafs in derselben eine mög- 
liehst unveränderte Fortdauer der Güterverhältnisse 
nach dem Tode des einen Ehegatten, wie sie wäh- 
rend der Dauer der Ehe bestanden, enthalten sei, 
» Band. . }1 
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oder wie in sofern veränderte Portdauer jener Ve*- 
hältnisse annehmen , alt an die Stelle des verstorbe- 
nen Ehegatten die Kinder treten, die nunmehr wie 
früher dieser, mit dem überlebenden Ehegatten sich 
in. der Gemeinschaft der Güter befinden: — immer- 
hin bleiben die bisherigen für die Ehe bestehenden, 
Güterverhältnisse , ungeachtet des Todes des einen 
der Ehegatten , die nämlichen, und die Kinder be- 
finden sich in der nämlichen Lage wie zuvor, eben 
weil die Gemeinschaft der Güter, wie sie während 
der Ehe bestand, fortgesetzt wird. Demnach mufc 
der Mann, als überlebender Theil, die nämlichen 
Rechte behalten, die er vor dem Abstexben «einer 
Frau gehabt hatte, also auch das Veränberungtrecht 
über alle zur Communio prörogata gehärigen£tücke» 
die er schon in Folge seiner ^ormqndschafdkhen 
Gewalt über die Frau besaCs; und derselbe Grund* 
»atz rauf« auch für die Frau, als überlebenden TheO» 
angesprochen werden , da bei dieser fortgesetzten Gü- 
tergemeinschaft die Rechte des Mannes auf sie über* 
geben, so weit nicht das Statut eine Beschränkung 
ausdrücklich vorschreibt. (Pufendorf Observ» Tom:. 
L Obs. 86. §. 7. 8. Seh er er die Lehre von der 
Gütergemeinschaft 1. S. 355. Eichhorn Einleitung 
§. 509. II. Wigand Ueber die eheliche Güterge- 
meinschaft fan Fürst enthume Paderborn (in von 
Kamptz Jahrbüchern der preußischen Gesetzgebung 
Heft 68) $. 53. 39. — Diese Anskh* wird auch 
durch viele Particulfcrrechte bestätigt. (Bei Sehe* 
rer a. a. O. 1. S. 104. 359. 342. 354.) Wenn nun 
gleichwohl Statuten $ aus Rücksicht auf die an der 
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Gemeinschaft für den überlebenden Ehegatten und 
für die Kinder , in Folge des Todes de* Verstorbe- 
nen, angenommenen idealen Antheile an dem Ver* 
mögen (wie solche auch unser Verf. als gemeines 
Hecht behauptet) Beschränkungen in der Dwpositions- 
fähigkeit des überlebenden Ehegatten vorschreiben 
(z. B. Lübisches Recht B. 2. T. 2. Art. 8. Preufs. 
Landrecht T. 2. T. 18. §. 4ia) : so kann das bei dem 
Institute der fortgesetzten Gütergemeinschaft nur als 
ieine Anomalie betrachtet werden, keineswegs aber 
Ififst sich darauf die von dem Verf. gebildete Regel 
begründen. 

Aus dem Vorstehenden folgt dann auch, dafs 
von der Vormünderbestellung und der Ertheilung 
des richterlichen Consenses zu Veräufserungen, wenn 
die- Mutter der überlebende Theil und die Kinder in 
der Wehre •*— minderjährig sind , in der Regel ' (A. 
M. ist unser Verf. Not. 19.) keine Rede seyn könne, 
(zu vergl. auch Wigand a. a. O. $. 889.) und dafs 
man eben so wenig, wie unser Verf. Not. 23. wilf, 
des," was der überlebende Ehegatte nach der Tren- 
nung der Ehe,' gleichviel durch welchen Titel, er- 
wirb«; von dem ursprünglichen Gesammtgute au4- 
scfaliefsen dürfe.' 

In der Lehre von den Aufbebufigsgrihiden der 
allgemeinen Gütergemeinschaft führt §i 356. als ei- 
nen solchen an auch die Nichtigkeitserklärung de* 
Ehe, mit der Bemerkung, dafs „wenn nicht Betrug 
der Verschuldung von Seiten eines der Ehegatten 
begründet ist , die Gemeinschaft , so lange als die 
Ehe dauerte, ihre Wirkungen äufiert." Allein diese 

11 * . 
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Ansicht dürfte wenigstens in dieser * Allgemeinheit 
Widerspruche unterliegen. Der Verf. setzt hier den 
Fall des Matrimonium putativem voraus. Dieses er* 
zeugt aber, auch nach der mildesten Ansicht, die 
Wirkungen der rechtmäfsigen Ehe, bier also die Gü- 
tergemeinschaft, nur zu Gunsten des in gutem Grau« 
ben befindlichen Ehegatten (T h i b a u t Pandekten- 
recht §. 409.) daher also , wenn nicht beide Ehe- 
gatten in gutem Glauben sich befinden, dem «inen 
die Wahl zustehen mufs, ob er für die Zeit der 
Dauer der putativen Ehe die Wirkungen der Güter- 
gemeinschaft eintreten lassen will oder nicht. 

Im §. 358. Errungenschaftsgemeinschaft 
ist die Behauptung: „Jeder Ehegatte kann auf den 
Vortheil der Errungenschaft Verzicht leisten, um 
sein Vermögen „zu retten," auch wohl zu allgemein 
gehalten, indem die deutschen Statuten nur der 
Frau und auch ihr nur unter Einschränkungen diese , 
Befugnifs . einräumen^ das Nämliche gilt von der Be- 
merkung im §♦ 560. über die Eheverträge, wo es 
heifst : „der Inhalt der Eheverträge hängt ganz von 
der Willkühr der Ehegatten ab und nur da, wo das 
eheliche Mundium eingeführt ist, wird ein die dar- 
aus fliefsenden Rechte des Ehemannes vernichtender 
Ehevertrag; iri diesen Puncten un gilt ig seyn.** Denn 
das Mundium (und die daraus für den Ehemann ber- 
fliefsenden Gerechtsame über die Frau und ihre Gü- 
ter) gehört nicht zum öffentlichen Rechte, mit allei- 
niger Ausnahme der gesetzlichen Gura maritalis. Es 
ist daher kein Grund vorhanden, warum, abgesehen 
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von der letzten Beziehung , solche EbevertrSge nicht 
xechtsbesändig seyn sollten? 

Desgleichen ist §. 362. bei der Erörterung der 
Grundsätze über den Einflufs der Ehescheidung auf 
das Güterverhältnifs, die Behauptung: „Auf rein 
deutsche Vermögensarten, z. B. Morgen gäbe , oder die 
als eine Gegenleistung, z, B. Leibgeding für ein dafür 
dem andern Theile hipgegebenes Vermögen gebüh- 
renden Arten, ist eine Scheidungsstrafe nicht auszu- 
dehnen " wohl nicht zu begründen. Den Verlust des 
Leibgedings spricht cap. 4. X. de donat. inter virum et 
uxorem geradezu aus, und dawider kann für das heu- 
tige geltende Recht die entgegenstehende Bestimmung 
des Sachsenspiegels Buch 3. Art. 74. nicht geltend 
gemacht werden. Wegen der Morgengabe entschei- 
det aber nicht npr eben diese Stelle des Sachsen- 
spiegels für den Verlust , sondern auch das argumen- 
tum a majore ad minus, indeiQ, wenn selbst die von 
der Frau eingebrachte Dos und deren Surrogat, das 
Dotalitium und ihr Antheil an der Gütergemeinschaft 
verloren gehen (cap. 4. X, cit. cap*, 10. X. de.con- 
suetud.) um so gewisser auch auf die Morgengabe, 
die in der Regel in einer Liberalität des Mannes be- 
ruht, diese Strafsanction bezogen werden mufs. 

Nach §. 371., Verpflichtungen des Vor- 
mundes, soll „die Eintragung der Vormundschaft 
da, wo Hypothekenbücher bestehen , selbst, von der 
Obervormundschaft veranlafst werden müssen. " Al- 
lein das ist in keinem der neuem Hypothekengesetze 
vorgeschrieben, sondern überall gewähren sie nur 
den unter Vormundschaft gestellten Personen einen 
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Darstellung in dtr 3te» Aufgabe vqu der nuiuBehrir 
gen den .Vorzug verdiene, .. , 

Efcer §.386. enthält beiläufig die Behauptung, 
dafs bei den Stammgütern d}e Aszendenten -Sueces- 
»on nicht Statt ßadet. Dieser Grundsatz läfo sieb 
jedoch nur für die. Lehnsuccession gemeinrechtlich 
darthun (2. F. 60.) , Keineswegs aber web für die 
Stammgutsfolge. 

Bei der statutarischen Portion (§«392.) stellt der 
Verf« unter VI.) den Grundsatz auf: dals der (Jeber- 
lebende in Ansehung seiner Portion als Erbe zu be- 
trachte» sei», ; , 
. Diese Behauptung scheint aber ebenfalls eine zu 
allgemein gefafste, indem nur, nach dem Objecto die 
rechtliche Natur der statutarischen Portion sich beur- 
ibeilen lädt* Richtig, ist diese Bestimmung freilich 
dann, wenn diet portia statutaiia einen quotativen 
Theil des Nachlasses des Verstreuen begreift, nicht 
aber auch dann, wennder Ueberiebend^eijpien NieXs- 
braueban dam ganzen oder au einem Theile des Nach- 
lasses als pprtio statntaria erhält, oder wenji sie in ein* 
zelnen Stücken demselben besteht* (Leyser Med« ad 
Pand« Spec. 45i>) und nur so yid mufs allerdings zu- 
gegeben werben, dab wenn der. überlebende Ehe- 
gatte als portio stat utaria das ganze Mobiliar- Vermox 
;gen des Verstorbenen, oder einen quptativen TheU 
davon erhält, solches nicht als res singulae, sondern 
als pars hetedkaiis angesehen werden muts. .(Kind 
Quaest, Forent . L Nr. 65» 67.) . . / , 

Auch w&oa bei der F^age: in wiefern die statu- 
tarische Portion für Pflichttheil zu Halten sei* -y 
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die der Vertat* V») unbedingt zu bejahen scheint — 
ali Regel anzuführen, dafs sie, wie jedes gesetzliche 
Erbrecht nur ein Intestaterbrecht enthält, (was auch 
Particulargesetze z. B. das- österreichische Gesetzbuch 
lind die frankfurter Reformation ausdrücklich bestä- 
tigen,) sobald nicht gesetzlich die Portio statutaria 
ganz oder theilweise (z. B* im Württemberg. Land- 
rechte zu | des gesetzlichen Betrages) für" einen 
Pflichttheil erklärt worden ist« 

Im §. 897. ist bei der bekannten Streitfrage über 
die Erbfolge und das Vermöge« des Verschollenen, 
ob darin ex tunc oder ex nunc suceedirt wird, nach 
der jetzt wohl allgemein angenommenen Ansicht 
für die Succession er nunc entschieden worden. 
Abweichend ist aber die Begriffsbestimmung , ;: die der 
Verfc, von der succeasio ex nunc gibt, von der sonst 
gewöhnlich angenommenen (welche letztere er auch 
noch in der 8 t en Auflage dieses Werkes beibehielt) 
und überhaupt scheint Recn: die dort : aufgestellte 
Theorie richtiger, ah die, für' welche nunmehr der 
Verf. sich erklärt» * Dar die Todeserklärung ausspre- 
chende Urthett ist nur eine sententia ^declaratoria, 
begründet ist aber das Recht zur Nachfolge in das 
Vermögen des Verschollenen schon mit dem Zeit* 
puncto/ wo derselbe das 70. Jahr zurückgelegt J hat, 
oder wo der in denn Landesgesetze angenommene frü- 
here Termin fürdie Todes vermuthung eintritt, folglich 
mufs auch darnach die Frage: welchem Intestater- 
ben das Successionsrecht zusteht, beurtheilt werden. ' 

Unter den rein deutschen Successionsordnungen 
werden blofs (§. 399.) die sogenannten successiones 
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«xclusivae '(Primogenitur, Majorat, Seniorat, Mino* 
rat) erwähnt. Sicher hätten aber auch die deutsch- 
rechtlichen Soceessiones simuhaneae in den ganzen 
Nachlatf (die reine linealfolge, die Lineal -Gradual- 
folge und die Parentelarfolge,) die keineswegs blofs 
für das Lehörecht wichtig sind, eine ausführliche 
Darstellung erhalten sollen. Aber nur der Parente- 
lordnung ist im §. 887. gedacht worden« 

Im §. 400. wird die Apanage blofs auf den ho« 
hen Adel beschränkt , während doch auch bei Fami- 
lien des niedern Adels, deren Güter Stammgutseigen- 
schaft haben, dieses Institut gefunden wird. .' 

Der §. 402. behauptet wie früher die Gittigkefr 
auch der Erbverträge, welche die künftige Erbschaft 
eine» Dritten betreffen. Allein die dafür angeführ- 
ten Gründe scheinen Reco, nicht haltbar. Bekannf- 
lieh hat L. ult. C. de pactis diese Art von Etbretv. 
trägen ohne des Erblassers Zustimmung für nngiltig 
erklärt,- und zwar nicht nach dem allgemeinen Prin- 
cipe, nach welchem das römische Hecht dergleichen 
Dispositionen verbietet, sondern aus dem besondern 
Grunde, weil es darin eine Beleidigung für den Erb* 
lasser erblickt; — eine Ansicht, der ein seh» feines 
und edles Billigkeitsgefühl zu Grunde liegt. Das all« 
gemeine Prinzip der Giltigkeit der Erbverträge in 
Deutschland kann dagegen nicht geltend gemacht 
werden; ebenso wenig aber auch — wie unser Verf. 
will _ die Praxis, und die Analogie des Lehenrechts 
in den Bestimmungen über die Eventualinvestitur 
und die Exspectanz. — Denn nicht nur die .Mehr- 
zahl, sondern auch gerade die bessern und wissen- 



y Google 



186 . • C h Äv'Mitte*m*iejv v f 

seitlichen Praktiker, ' wie Pufend orf ♦ (zu vergl« 
die Zusammenstellung, derselben idt Carpzov in de 
Hahn De auctoritate paed de beredkate tertii in 
jure remane et genjianico, Heidelb, 1882. & 62* 
Not. 127.) erklären sich für die Gilügkeit des röm* 
tchen Rechts \ die Eventoaünvestitur ist aber überall 
nicht mit dem Erb vertrage über die Erbschaft eines. 
Dritten zu vergleiche*, da hier der Lehnsherr über 
•ein eigenes Recht für den Fall der künftigen Aper« 
tur eine Verfügung trifft, und den hiniutretenden 
Consent it$ besitzenden Vasallen an sich nicht, be* 
darf , obgleich y vermöge einer singuUren Bestimmung 
in 2. F. 8., diesem Consente besondere Wirkungen 
beigelegt worden sind» 

Wenn der Verf. ($, 403.) nunmehr auf den Erbr 
vertrag die. s&mmtliohen Grundsätze des Nother> 
benrecht* anwenden will, und nicht blofs die des 
Pflichttheüs, so scheint biet Recn. die 3» Autgabe 
vor der jeuigen den Vorzug an verdiene», indem 
nicht wohl einzusehen ist, wie bei dem Brbvertrage 
auch die Vorschriften über die nothwendige Erbet* 
einsetzung der Deszendenten und Ascendenten im 
Testamente* — ■ als ein Keoht, welches nur auf die 
innere Form der Testamente sich bezieht — an- 
wendbar seyn sollten. Ebenso wenig vermag Rec 
dem Verl beizupflichten, wenn er lehrt: „der Ver- 
tragserbe erwirbt-die Erbschaft sogleich t braucht da- 
her eueh kerne Erbschaf tsantretnng, weil schon in 
der Abschüebung des. Vertmgs die nöthige Erklärung 
lag, daher er auch auf seine Erben die Erbschaft, 
trammittirt und in der Kegel selbst dann; wenn der 
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Vertragserbe den: Tod des Erblassen nicht erlebt 
hat," und zwar scheint die Entscheidung der hiev 
berührten alten. &#n&oversen im entgegengesetzten 
Sinne geboten zu seyn in folge des Allgemeinen 
Grundsatzes* den der Wk selbst mit Recht an dip 
Spitze seiner Theorie über die Erbverträge (§. 403*> 
gestellt hat,: Hier heifit eg,Dämliohj „Jeder univer- 
sale Erfev4rtrag ist als Erbanfallstitel anzuseilen , da* 
her auch alle römischen Grundsätze* die vqu die- 
sen Titeln überhaupt gelten, auf diesen Erbvertrag 
anzuwenden sind/' Ist aber tler Erb vertrag nur ein 
Dehtionsgrtttid dar, Snceession, wie der gesetzliche 
find der testamentarische Erbfolgetitel, so bedarf ee 
auch einer besondern Antretung, es gibt ohne, dich 
selbe keine Transmission auf die Erben des Vertrags- 
erben , und der. Tod des Erblassers ist auch hier die 
Bedingung der Erwerbung des Nachlasses. -Der nän>- 
liehe Grund scheint Kien, ferner entscheidend .gegen 
die weitere Behauptung; „dals später ; einseitig und 
ohne Consens des Vertragserben errichtete Vermach«-, 
nisse den Vertragserbeö nicht binden,** Denn abge». 
sehen davon, dafs ihn als Erben auch die gewöhn-^ 
liehen Pflichten eines Testaments* oder Intestaterben 
treffen, tritt, hier «och hinzu, dafs überhaupt eine 
jede Freigebigkeit im Zweifel stricte zu inteipretken 
ist, demnach nicht angenommen werden kenn, der 
Erblasser habe sich des Rechtes, den Erben snit Le- 
gaten zu beschweren, entäuCsern weUeu* — Eine 
Erwähnung verdienten, auch nojch , die v Streitfra- 
gen i ob. dem heces partiarkis, ex pacto das Anwach- 
sungsrecht zusteht? und ob neben ihm blofs ein, In- 
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testaterbe oder auch ein testamentarischer Erbfolger 
vorkommen kamt? 

Bei §.408-, wo von dem heutigen Rechte der 
Testamente gehandelt wird, könnte noch der Auf« 
hebung de« Grundsatzes: nemo pro- parte testatus pro 
parte intestatus decedere potest, gedacht werden, die 
in neuen deutschen Gesetzen , z. B. dem- österreichi- 
schen Gesetzbucbe und dem badischen Landrechte 
verordnet ist ,- und zwar allgemein und nicht blofs 
da, wo sich das deutsche Stammgutssystem erhärten 
hat, wie nach §. 384. scheinen könnte». " 

Im §• 416 V wird die Minoratsfolge künstlich zwar, 
jedoch nicht befriedigend erklärt , als veranlagt durch. 
Billigkeit und vorkommende Auswanderungsverbält- 
nisse, während doch, da diese Successions Weise hau pi- 
sächlich bei den Bauergütern sich findet, der näher 
liegende Grund zu suchen ist in dem Interesse des 
Gutes, dem ein häufiger, bei der Minoratsfolge am 
Wenigsten eintretender Wechsel, sowohl an sich, als 
besonders auch wegen der Laudemialpflichtigkeit, 
leicht zum Naohtheile gereichen kann. 

Zum- siebenten Buche: Von besondern 
GüterverhKltnisien bemerken wir Folgeades: 

Naeh dem Begriffe» den der Verf. selbst im §. 
421. über die- NobHitas realtf der Rittergüter auf- 
stellt: als Rechte* die ohne Rücksicht auf den Stand 
von einem jeden Besitzer eines Gutes ausgeübt wer- 
den können, scheint es nichuganz folgerichtig, wenn 
im §. 422. gelehrt wird: „Da, wo der Nichtadelige 
-gewisse Vorrechte von einem Gute* dessen adeliger 
'Besitzer solche Prärogative hatte, behauptet, mub 
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er auch datthun,.d*l««lem Gute ebne Rücksicht auf 
derf Stand des Besitzers die Vorrechte ankleben. u 
Denn insofern es sich hier von Gutsrechten han- 
delt, ist eben damit auch die Regel begründet, dafs 
ein' jeder ExWerber zu ihrer Ausübung befugt sei, 
und es mufs daher vielmehr gegen ihn der Beweit 
geführt werden, dafs nach der Landesverfassung das 
in Rede stehende Recht- zu seiner Benutzung auf den 
adeligen Stand bei dcfm Besitzer voraussetze. 

In die rechtliche Begriffsbestimmung des Bauern- 
gutes ist das Merkmal: ,.dafs es von einem dem 
Bauernstande angehörigen Besitzer selbst bewirtschaf- 
tet werde" (§. 429.) wohl kaum mit Recht aufge- 
nommen werden, da diese thätlichen Verhältnisse nur 
factisch als Nebenumstände einzutreten pflegen, und 
nur darein kann der juristische Charakter eines Bauern- 
gutes im eigentlichen Sinne gemeinrechtlich gesetzt 
werden, dafs es neben den gemeinen Öffentlichen 
Lasten besondern Privat- oder Grundlasten unterwor- 
fen ist und im Grundbark eits Verhältnisse sich befindet. 

Im §; 431«* wo von den Entscheidungsnormen 
über die bäuerlichen Verhältnisse gehandelt wird, 
solhe die- Frage über das VerhältniTs des Jüngern zji 
dem altern Maierbriefe, und welchem der Vorzug 
gebühret , wenn beide verschiedenen Inhaltes sind, 
nach Verschiedenheit der Fälle genauer entschieden 
werden. Im Ganzen kehrt hier dieselbe Gontroverse 
fc wieder, die im Lehnrechte über die- Frage von dem 
Vorzuge des* ältetn oder jungem Lehnbriefes sich 
zeigt (Böhmer Princip* Jur. Feudal» §* 116.) und 
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ea[ «ind hier dieselben Grunde alt entscheidend tu 
betrachten* i . ; / 

Bei der sehr vollständigen Darstellung der ve* 
ichiedenen in Deutschland vorkommenden Arten von 
Bauergütern (§. 432 — 440.) Vermifsr man allein im 
§.455. bestimmte und praktisch anwendbar«? Grund- 
sätze über den Unterschied zwischen der römischen 
«od der deutschen Emphytetose; die Bemerkungen 
des Verls, halten sich zu sehr im Allgemeinen. 

Im~§. 441., der bei dem Grundsätze der Ün- 
tbeilbärkeit der Bä per gut er auch von der Reunions- 
klage handelt , die im Falle der widerrechtliche^ 
Trennung einzelner Parceilen von dem Hatrptgnte 
dem Erwerber desselben zusteht, möchte wohl das 
eigentlich entscheidende Moment in Beziehung auf 
die Frager ob der Reunkmskläger dem Besitzer des 
Tbeils den Kaufpreis erstatten mufs , übersehen seyn. 
Allerdings mufs das Lande$ge*etz, damit diese Klage 
überhaupt zulässig werde, die Veräußerung für nich- 
tig erklären oder Vitidication gestatten ; allein die 
Frage wird noch näher danach zu bestimmen seyn, 
eb det Vindicant der Veräufserer selbst oder dessen 
UniversalsuccessOr ist, oder ob ein Singularsuccessor 
die Reunionsklsge anstellt, und nur im letzten Falte 
kann der Besitzer die Erstattimg des Kaufpreise» nicht 
ansprechen. 

Bei dem Laudemium behauptet der VerE ($f 
444.) dessen Wegfallen >■ wenn die Veräußerung nlch* 
tig wird; Da aber das Laudemium für die neue Ver* 
feihung zu bezahlet! ist, so kann- dieser Lehrsatz nur 
unter der Voraussetzung , dafs eine Solche noch ntent 
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erfolgte, für richtig gebalten werden; wie denn auch» 
wenn die Veräußerung erst nach erfolgter Verleb 
bung und Ausstellung der neuen Maierbriefe rück* 
gängig wird, das Laudemium wegen der nunmehr 
aufs Neue erforderlichen Verleihung des Gutes von 
dem ursprünglichen Inhaber zwei Mal entrichtet *wei» 
den mufs. — Ebenso läfst es. sich bezweifeln» ob die 
Auslobung (§. 446.)» auch wenn sie aus dem Hofe 
selbst geschieht» eine Realleat teu Denn selbst ak 
Erbengeld betrachtet , würde, ohne besondere parti« 
cularrechtliche Sanction , die Natur einer Reallast ih? - 
nicht beigelegt werden können. 

Im §. 449« ist Note 2* zu den preuhischen Ver- 
ordnungen über die dermaligen- Verhältnisse der 
Bauerngüter hinzuzufügen: die Verordnung vom 11* 
April 1825 und die Ablosungsotdming vom IS. JuU 
1829. 

Zu dem achten Buche: vom' Privatrechte 
der Gewerbe, bemerken wir nur Folgendes: 

Im §. 475. a. : Von den Bannrechten , wird be- 
hauptet , dafs* in der Regel das Wort Bannrecht auf- 
zufassen sei als eine Befugnif» gegen die Gonsumen* 
_ten und nicht' gegen die Exercenten» > Da aber die 
Bannrecbte, rücksichtlteh ihres Umfanget, im Zwei- 
fel einschränkend zu erklären sind ,- und die erstem 
eine schwerere Belästigung und Einschränkung de» 
natürlichen Freiheit enthalten, als die' letzter*, so 
zollte die Regel- umgekehrt werden. — Bei §.476»b; 
fehlt die Darstellung der Grundsätze über. die recht- 
lichen Evlöschungsanen dieser Lasten > insbesondere 
auch durch neuere Gesetze, die in §. 17«. und 179* 
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der 1 Sten Aufgabe angedeutet sind und nunmehr hier 
auszuführen getreten wären« 

Der §. 486. sollte doch auch. der Eintheilung 
der Mäkler in öffentliche oder geschworne Mäkler 
und in Privatmäkier gedenken, wenn auch nur in 
negirender Beziehung. 

* Im §. 498. Verkaufscommission wird hei 
den Wirkungen des Del credere, welches der Com- 
missionär übernimmt, bemerkt: „Es liegt darin keine 
Novation oder Expromission des Hauptschuldners» u 
Da aber eine von dem Hauptschuldner verschiedene 
Person — der Commissionär — mittels des Del cre- 
dere die subsidiarische Haftungspflicht übernimmt, 
so ist der Zweck dieser Bemerkung nicht recht 
klar. 

; Zu der Lehre von der stillen Gesellschaft 
(§. 602.) sollte bei den Grundsätzen über den Um* 
fang der Verhaftung des Commanditisten auch er- 
wähnt werden, dafs derselbe dritten Personen direct 
gar nicht verhaftet sei , und daher von ihnen in der 
Regel gar nicht belangt werden kann. — Für die 
Behauptung kn §. 515. : „die Beweiskraft der Han- 
delsbücber erlöscht nur durch die gemeinrechtliche 
Verjährungszeit, wenn das Landesgesetz nicht kürzere 
Fristen setzt , " weift Rec, gar keinen rechtfertigen- 
den Grund sich zu denken, , indem die Verjährung 
nur, auf Forderungsrechte , aber niemals,/ ohne be- 
sondere gesetzliche Bestimmungen, auf die Beweist 
kraft von Urkunden sich bezieht, — eine Unterschei- 
dung' , die, wenn Einreden durch das Handelsbuch 
bewiesen werden sollen, wichtig wird. 

Im 
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* • : Im $. '520. ftt das Stapelifecfit ' von d*m Nieder- 
lage - oder Stadt -Einlagerrechte in d6r Begriffsbestim- 
mung* nicht ganz scharf unterschieden. Das. erste 
dieser Rechte Schliefst näinK<Jh nicht in sich, dafs, 
wie der Verf. behauptet , notftv/endig „den Bürgern'* 
der Stadt die Waaren zum Kaufe angeboten werden 
müssen. * 

Bei einem so ausgezeichnet wichtigen und viel- 
verbreiteten Werke, wie dasjenige, zu dessen Ver- 
vollkommnung die vorstehenden aus reinem Interesse 
an dem Gegenstande hervorgegangenen kritischen 
Bemerkungen Einiges beizutragen beabsichtigen , jst 
auch das, Register nicht ganz gleicbgilüg , und daher 
lassen wir auch die in demselben noch auszufüllen- 



n. a. m. 

Irisbesondere ist es Recnt. lebhafter Wünsch, dafs 
der verehrungswürdige Verf. bei der nächsten Wie- 
deraüflage seines Werkes auch der Form der Dar- 
stellung überall diejenige Aufmerksamkeit zuwenden 
möchte, welche dem innern Gehalte entspricht; und 
diesem nicht blofs entspricht, sondern aus höhern 
Gründen als etwa von wegen der Stylislik, mit Strenge 
von der Kritik gefordert' wird. Zeigt zwar die Ver- 
- 22. Band. 12 
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gleichung mit den frühem Aufgaben auch, bereits in 
dieser Beziehung fleifsige Sorgfalt 4er verbessernde!* 
Hand , immer "bleibt noch für Klarheit, Einfachheit 
und Rundung des Vortrags da und dort Manches zu 
wünschen übrig» Für den Meister genügt der Wink 
und macht, speciale Nachweisung unnöthig. Freilich 
ist bei einem Lehrbuche des deutschen Rechts, wo 
niemals das Antiquarische und Historische von dem 
Dogmatischen ganz getrennt werden kann, die völ- 
lige Losung dieser Aufgabe bei Weitem schwieriger 
41s bei der Darstellung des Civilrechts ; eben defshalb 
gerade bedarf aber auch die Einkleidung des nur zu 
oft widerstrebenden Stoffes um so mehr der sorgfäl- 
tigsten Berücksichtigung. Es handelt sich hier kei- 
neswegs von sprachlicher Mücken Jägerei , sondern Von 
einem sehr* wichtigen praktischen Interesse für den 
gröfsteri Theil der zur Rechtsanwendung Berufenen. 
Selten sind dem Praktiker die Quellen dieses Theils 
unserer Wissenschaft zugänglich ; vollständig fast nie. 
Für ihn nimmt daher das Lehrbuch gar leicht die 
Bedeutung eines Rechtsbuches an, und diefs allein 
schon begründet die gesteigerte Anforderung an die 
ganze Behandlungsart und hauptsächlich an scharfe 
Vräcision der Darstellung. Aber der Geist, dem e» 
gelungen, einem, dar Hauptzwecke der neuern ger- 
manistischen Literatur seine Entstehung zu geben, 
wd gewifs nicht ermangeln, so ihm nur die nöthig» 
Müde b* schieden ist , auch durch die formale Volt* 
endjaag des in immer rastlosem und immer fruchtrei-i 
chem Streben nach licht und Wahrheit errichteten 
Lehrgebäudes» seinen , Ruhm zu verherrlkfcen und 
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die freudige Anerkennung der wahren Freunde de* 
Wissenschaft 211 erhöhe». • l 

A. Michaelis ' 



1. Lehrbuch des gemeinen deutschen Criminal» 
Processes, mit besonderer Berücksichtigung des 
preußischen Rechts« Mit einer Abhandlung über 
die wissenschaftliche Bei bs Criminal- 

Processes von. Dr. Juli rieh Hein- 

rich Ab egg, ordentl. I r Rechte an 

der königl. Universität % Königsberg 

1833. Im Verlage der Bornträger. 

XLIV und 882 S. 8, 

■> ' . • ■* , 

2« Historisch - praktische Erörterungen aus dein 
Gebiete des strafrechtlichen Verfahrens von Dr« 
Julius Friedrich Heinrich Abegg etc» 
Erster Theil. Berlin bei FercU Dümmler. 18S5t 
XIV u. 265 S. 8. 

Fast zu gleichet Zeit sind die genannten beideri 
Werke in Druck erschienen zu verschiedenen Zei- 
ten und in längern Zwischenräumen» die durch 
andere Geschaffte des täglichen Berufes in An* 
Spruch genommen wurden, sind die Vorstudieri 
und Ausarbeitungen gemacht, beide Werke abefr frt 
ein« solche Beziehung zu einander gesetzt wor- 
den, wie man sie' bei Arbeiten desselben' Schrift- 
stellers über verwandte Gegenstände erwarten darf. 
Der Verf. macht von seinen! Rechte als Mitheraus- 
geber der Jahrbucher Gebrauch, indem er mit eini- 
gen Andeutungen über die Ansichten, von denen er 

12 * 
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ausging, und über die Weise, wie er diete Auszufüh- 
ren gesucht hat, seine neuen Versuche der wohlwol- 
lenden Aufnahme der Freunde wissenschaftlicher Be- 
strebungen zu empfehlen sich erlaubt. 

Die dem ersten Werke vorausgestellte Abhand- 
lung „ über die wissenschaftliche Behandlung des Cri- 
minal-Processes" nach ihren verschiedenen notwendi- 
gen Seiten, erscheint , mit Ausnahme einiger jetzt hin- 
zugekommenen s Anmerkungen , unverändert zum 
zweiten Male, Theils als eine unentbehrliche Ein- 
leitung für das System selbst, Theils weil die dersel- 
ben gewordene günstige Aufnahme utad Berücksichti- 
gung in neuern Schriften über die Metbeden, dem 
Verf. wünschen lieft , diese Arbeit, nicht das Schicksal 
des Grundrisses theilen zu lassen , dem sie zuerst vor- 
ausgeschickt war und der nun durch das an seine 
Stelle tretende vollständiger ausgeführte Lehrbuch, 
entbehrlich geworden ist , wenigstens rücksichtBch sei- 
ner bisherigen Hauptbestimmung bei den Vorle- 
sungen des Unterzeichneten als Leitfaden zu dienen. 
Indefs wird die jenem beigefügte Chrestomathie von 
Beweisstellen vielleicht noch neben dem neuen Buche 
mit Nutzen bei exegetischen Vorträgen gebraucht, 
wofür es erlaubt ist, die eigene Erfahrung geltend 
zu machen und die Verlagshandlnng hat durch Her- 
absetzung des Preises diesen Zweck zu befördern ge- 
sucht. Was aber das jetzige Lehrbuch betrifft, so 
ist es nach den früher vorgelegten Grundsätzen einer 
Verbindung der verschiedenen Methoden ausgearbei- 
tet, so jedoch, daftdie dogmatisch -praktische Rück- 
sicht in Verbindung mit der systematisch«! billig, 
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wie. es der Gegenstand und Zweck bedingt, die vor- 
herrschende, die historische Entwickelung aber und 
die Dogmengescbichte, Theils dem ergänzenden 
mündlichen Vortrage, Theils besondern Erörte- 
rungen vorbehalten ist, von denen der erste 
Theil gleichfalls vorliegt, dessen Fortsetzung erfol- 
gen wird, wie Zeit und Gelegenheit und die Hoff- 
nung gestatten werden, ferner durch solche Ver- 
suche einen Beitrag zur Lösung der wissenschaftli- 
chen Aufgaben der Zeit. zu liefern. Der Form nach 
ist das Lehrbuch dem Grundrisse in sofern gefolgt, 
als die Hauptabteilungen und entsprechenden Un- 
terabschnitte nach logischen Principien und den hier 
geltenden Kategorieen, selbst die Ordnung der §§. 
meist beibehalten , letztere aber der Zahl nach ver- 
mehrt, zu erstem aber einige ausführliche Einleitun- 
gen hinzugekommen sind, die mehrere sonst ge- 
wöhnlich übergangene Puncte erörtern, z. B. die 
Dogmengeschichte 9 die Charakteiisirung der äkern 
Hechte, der Quellen, an welche sich gemeines Recht, 
Gesetzgebung, Praxis und Wissenschaft, dann die 
spätem Landesrechte anschließen, wodurch eine Vor- 
bereitung für die Würdigung des Standpunctes dieser 
drei integrirenden Theüe des Rechts unserer Zeit 
und deren verschiedenen Bestrebungen gewonnen 
wurde (§. 12—24.) Auf die Ausbildung despreufs. 
Procefsrechts auf der Grundlage . gemeinen Rechts 
und besonders gemeinrechtlicher Wissenschaft ist um 
so mehr Rücksicht genommen ,, je mehr dieses Ver- 
hältnils in neuerer Zeit unbeachtet und verkannt 
erscheint. < 
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Dem Inhalte naöh und nicht ntft die eintet 

» 

ften §§. so ausgeführt, wie es der Piste und Styl ei« 
Bei Compendium* fordert, d. h, so, dafs mit Vermeid 
düng aller dit Grenzen des Lehrbuchs* überschrei* 
tenden Weitläufigkeit doch hoffentlich kein wesent- 
licher Punct, kein noth wendiges Glied der Organa 
sehen Gestaltung übergangen oder in seinem Rechte 
▼erkürst ist, sondern es sind euch durchgängig unter 
jedem $• längere oder kuriere Excurse in engen» 
Drucke gemacht, welche der Form nach über oom<* 
pendiarische Darstellung hinausgehest durften* und 
bald Erläuterungen, bald weitere Ausführungen* die 
Rechtfertigung der Stellung, d& Erwähnung einer 
Streitfrage etc. zum Gegenstände haben. So war:«* 
dem Verf. möglich, nicht nur einen Zusammenhang 
der §§. und Anmerkungen ,' sondern auch entere al- 
lein und sa zu unterhalten, dafr während jene vor* 
rugsweise das gemeinrechtliche Strafverfahren 
im engern Sinne schildern, letztere zugleich durch 
Vdrgteichung mit den' Bestimmungen neuerer Lan- 
desrechte, den Ergebnisseh neuerer an diese sich an** 
knüpfendeh Arbeiten der Gesetzgebung, Praxis und 
Doctrin , vornehmlich durch die Berücksichtigung^«* 
Verfahrens mit Oeffentlichkeit , Mündlichkeit und ge- 
•chwornen Gerichten einen reichhaltigen Stoff für 
das Selbststudium, wie für den Vortrag gewähren. 
Indessen mufste vermöge der ursprünglichen Bestim- 
mung des Werkes hier eine Grenze gesetzt und es 
durfte nicht 'ausführlicher* der Inhalt aller neuem 
wichtigen Landesrechte und Gesetzesentwürfe mitge- 
theilt und mufste besonders darauf gesehen werden, 
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dhifs das. Geltende von dem Geforderten, da« Gesetz* 
tiehe von dein durch Gebrauch Eingeführten, daa 
Gemeinrechtliche von» dem Particularrecbtlichen ge- 
nügend gesondert werben. Der Verfl darf aber selbst 
hier nicht ausführlicher über das Buch sprechen, 
dornen Inhalt^ Athn« solche Bemerkungen mitznthei- 
len, die eine kritische .Anzeige lehrreich und interes- 
sant machen könnten, «He. aber eine Selbstanzeige 
unmöglich liefern kann., ohne ihr J?xincip nach ir- 
gend einer Seite hin xu verletzen — eine entbehrt 
liehe Arbeit wäre. • Was .nämlich in de? Methode der 
Darstellung dep gegebenen Stoffes, in der Begrün- 
dsing einiger neuer Ergebnisse und sonst etwa ab 
XLigenthümlichkeit, und, wie ich. hoffe. und wünsche* 
als eine nicht ganz verwerfliche an diesem Werke zu 
betrachten sei, das mögen einsichtsvolle Beurtbeiler 
und Kenner ermessen,, deren Erinnerungen, sofern 
sie von objeetivem Standpuncte der £ache ausgehen, 
ich eben- so dankbar aufnehmen werde, als ich in 
den Vorreden, auf welche ich. mich. noch besonders 
beziehe, es anerkannt habe,; was ich andern treffli- 
chen Vorgängern verdanke« Dürfte- ich auf Einzel* 
<3aes aufmerksam machen, so möchte ich bitten, die 
in ihrem logischen Fundamente eigentümlich ent- 
wickelte Beweistheorie, vornehmlich die Darstellung 
der Lehre von der Wahrscheinlichkeit (§, 89—91*; 
92—94., 132—13&) und der rechtlichen Folgen 
derselben, §• 139., nicht unbeachtet zu lassen. Der 
Praktiker, der leicht und aus erklärlichen Gründen 
geneigt ist, den Indicien und der Wahrscheinlichkeit 
ein höheres Gewicht beizulegen, als wenigstens die 
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gemeinen Rechte gestatten , ja wohl die s, g, ju- 
ristische Gewifsheit mit der Wah>schein~ 
lichkeit für. völlig eins auszugeben und es da« 
durch zu rechtfertigen sucht, « wann an. lautere die 
äufsersten strengsten Folgen» sei es auch mit dem 
Vor wände eines nur aufserord entliehen Strafe, ge- 
knüpft werden, und der denn den Verf. und die 
Gleichdenkenden einer übergroßen Aengstlkkeh zei~ 
hen möchte, der lese aus Voltaire oeuvras oesja* 
pletes den ganzen dreißigsten Theil , insbesondere 
den Essai sur les probabites an fait de ja* 
stice, und er wird finden» dafs sich» auch abgese- 
hen von der Unterstützung durch das positive ge- 
meine .Recht, auch au* allgemeinen Gründen gar 
Viel gegen die entgegengesetzte und für die von mir' 
vorgetragene Theorie sagen lasse, wie ich es von 
andern Vordersätzen aus und in anderer Weise ge- 
than habe» als jener berühmte französische Philosoph, 
den ich zwar nicht überall als Muster folgen möchte, , 
der aber in dem, wa* er< bekanntlich hiar theore- 
tisch und praktisch, als Schriftsteller und als.Mentch 
geleistet, die vollste dankbarste Anerkennung seines 
Scharfsinnes und seiner guten Gesinnungen verdient. • 
Bei. Ausarbeitung der histori*ch-prakti-. 
sehen Erörterungen etc. sind dieselben Grund- 
sätze befolgt worden, welche »der Verf. in seinen 
Untersuchungen- aus dem. Gebiete der 
Straf R. W» auszuführen gesucht hat* Es. sollte, 
so Viel es der Gegenstand und die Beschaffenheit 
der Quellen zuläf&t, in einer das Ganze umfassenden 
systematischen Darstellung die historische Entwicke-» 
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lung de» Instituts oder Rechtsbegrrffes nach römi- 
schen , .kanonischen Und germanischen Principien 
(oder gerade nur diejenigen, worin eine be- 
stimmte Lehre ihren Ursprang hat) so dargelegt wer- 
den, dats dann gezeigt werden konnte, wie unter 
Vermittelung späterer Sitten, Gesetze und Dogmen- 
Geschiebte sich die 'praktischen Ergebnisse unserer 
Zeit herausstellen, in welchem Sinne sie jetzt zu 
▼ersteben , was daran im Verhältnisse zu de* ursprüng- 
lich«! Bedeutung verändert erscheine oder nicht, 
was ein fortwährendes oder, ein neues selbstständiges 
Reckt auf Geltung, und was feine Berechtigung auf 
solche nunmehr verloren, habe* Mehr, Theits über 
diese Methode, die sich nicht irgend einer beson- 
dern entgegenstellt und keiner in ihrer Eigentum»* 
lichkeit die gebührende Anerkennung verweigert, 
vielmehr Alle, zu vereinigen strebt und daher ihrer 
Seits auf Anerkennung Anspruch macht , welche ihr? 
auch au^ des Verfs. Freude zu Theil geworden ist, 
Theih Aber die Abhandlungen und die Wahr ihres 
Gegenstandes, ist in der Vorrede gesagt worden, und 
er 'ist nur hier zu erinnern, dafs eben nach* einer 
solchen Methode, sowie nach dem organischen Zu- 
sammenhange der Lehren in ihren historischen natio- 
nalen Wurzeln die Untersuchungen sich nicht streng 
auf die als Hauptthema in den Ueberschriften bezeich- 
neten Institute beschränken durften» sondern einen 
erweiterten Gesichtspunct zu verfolgen nöthigten , wo- 
durch denn der Vortheii entstanden ist, tiefere Bli- 
cke in die Geschichte des Strafrechts überhaupt thun 
zu können, und so ist denn namentlich die geschieht- 
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liebe Entwicklung der altgermanisch'en Princi-f 
pien dt« Strafrechts und der Eigentümlichkeiten de*^< 
selben, die der Verf. in den Untersuchungen 
begonnen und für den damaligen Zweck aulgeführt 
bat, .jetzt erat durch die in der ersten Abhandlung 
über den .Reinigungseid —-dessen Zusammen- 
hang mit dem Beweiaayateme und dem dadurch 
bestimmten Charakter des Strafrechts und Verfahren* 
hier näher vorgelegt wird« +-** weiter aufgeführten 
Bestimmungen , sowie durch die aus .dem Systeme 
der Familienrache und ihrer Uebenreste näher 
begründete Lehre vom sichern Geleite vervoll- 
ständigt uad.es wird hoffentlich» wenn nur am noch, 
mehr besondere Lehren, im Hinblicke aufc das Ge« 
meinsame {geschichtlich erörtert würden, wozu der 
Verf. andere Mitarbeiter anzuregen wünscht, dann 
gelingen, eine innere Geschichte des Strafrechts in 
liefern, an der es noch gebricht. 

Was nun die erste Abhandlung betrifft, sa 
enthält sie „Beiträge zur Geschichte des Be* 
weisverfahrens, und insbesondere zur Ge- 
schichte und Kritik de« Reinigungeeides.« 
Die Stelle einer hier nicht unmittelbar zulässigen s- 
g. philosophischen Erörterung vertreten, die den An- 
fang machenden allgemeinen Betrachtungen über den 
Eid vor Gerichte in bürgerlichen und peinlichen 
Rechtssachen, denen sioh die geschichtlichen über: 
römisches» kanonisches und germanisches Recht. an- 
echliefsen. Ei steres bietet - für den Reurigungseid 
nichts Erhebliches dar, vielmehr sind die beiden. lau- 
ten, die germattis che Sitte, Thpüs bestätigt, 
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Theik modificirt durch die Kirche* als Grund det 
jur» purgat. anzusehen, und es ist hier nach ek 
Her Veststellung det nationalen und kirchlichen Ge» 
sichtspünctes im Allgemeinen und insbesondere bei 
dem Eide das Verhältmf* der purgatio canonica 
und vulgaris» der • Uebergaug zu dem germani* 
sehen Recht*, die Verbindung mit dem Rechte der 
Fehde und Compositionen , denn nach der hier ak 
wesentlich gezeigten Bedeutung der Eideshelfer, die 
Stellung im allem, sowie in dem spätem Beweis- 
systeme, im Zusammenhange mit der Entstehung 
und Ausbildung des Untersuöbungsverfahrens nach« 
gewiesen. Hier ist es nun, wo die Dogmen-Ge« 
schichte den Uebergang zu der Praxis macht, und 
es wird demnach in einer Weise, die wohl auch für 
andere kehren einiges Interesse da^weten dürfte, zu* 
erst von den italienischen Praktikern gebandelt, 
dann von den Deutschen, die der Bamb. und 
P. G. G. Karls V. vorausgingen, worauf diese Rechts* 
büoher selbst mit ihrem Beweissysteme, wo derRei* 
Bigungseid nicht vorkommt, erörtert werden« Die 
Frage, ob dessen Einführung oder Beibehaltung mit« 
tels des Gerichtsgebrauches Bedürfnifs war, wird mit 
besonderer Berücksichtigung des Untersuchung s* 
Verfahrens und der Lehre von den Wirkungen der 
Anzeigen untersucht, woran sich die spätere 
Dogmengeschiobte der in Gerichten befolgten gleich* 
zeitiger und späterer Praktiker nach Damheudes 
bisCarpaov und der Nachfolger, und endlich de» 
neuem Ansichten schliefst. Zur Unterstützung der 
als. Resultat sich ergebende* Re han pt ung der Unan* 
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gemessenheit des Rcinigungseide« im beutigen Recbta- 
sy steme, wo er seine wahrhafte Bedeutung entbehrt 
und als s. g. geistige Tortur weder der bisori* 
sehen Stellung, noch der Erwartung entspricht , 
welche für eine gedeihliche Rechtspflege davon ge- 
hegt worden , ' sind einige praktische Fälle ausführli- 
cher und mit Aufdeckung der groben in dar Sache 
selbst liegenden Mifsstände vorgetragen, welche den 
Schlufs der Abhandlung bilden« 

„Einige praktische Bemerkungen 4 * über 
denselben Gegenstand hatte der Verf. für das neue 
Archiv des. Crltn. Rechts schon längst vor dem Er- 
scheinen, der Erörterungen eingesandt, in denen er 
auf das Bach , als em noch nicht herausgekommene», 
nur vorläufig verweiset. Unterdessen ist letzteres frü- 
her im Drucke erschienen $ als entere, die jetzt 
erst in dem so eben herausgekommenen ersten 
Stücke des XIV. Bandes S. 129. ihre Stelle gefun- 
den haben. Dasselbe Heft enthält «auch S. 39. raten 
verdienstlichen Aufsatz von Heffter „über die 
Anwendung van Haupteiden im deutschen 
und gemeinen Criminalprocesse, a der mit be- 
sonderer Berücksichtigung und einer mir wichtigen 
Zustimmung meiner geschichtlichen Versuche und 
durch sie « veranlagst , abgefafst ist. *-* Auf eine be- 
reits im Jahre 1880 erschienene Dissertation eines 
Dresdner Theologen, des kürzlich verstorbenen Gül- 
demann: de juramento ptrrgatorio, quod 
praesente clerico praestari solet, bin ich erst 
kürzlich aufmerksam gemacht worden , nämlich, durch 
den Nekrolog in der Leipz. Lit. Zeil. Febr. 1833, 
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Nr., 6. der InteHig. Blätter, wo' e« vorn dieser Schrift ' 
S. 54. heilst: „dafs deren Verf. auf die endliche Ab- 
schaffung dieser höchst bedenklichen Art; der Gewiss " 
sensrührung «ehr nachdrücklich angetragen, und bei 
Ueberreichung an Se. Königk Höh. den Prinzen Mit- 
regen ten die Zusicherung erhalten- habe, dafs bei 
der neuen «Criminalgesetzgeburig seines Wunsches ge- 
wiss gedacht werden solle.* 4 . So darf ich mich denn 
auch von dieser Seite der Bestimmung erfreuen. — ' 
Die zweite AbhandL: Versuch einer geschieht-' 
liehen Begründung der Lehre von dem s. g* 
sichern Geieite, ist bereits im Zusammenhange 
mit der Geschichte des germanischen Strafrechts er- 
wähnt worden; sie hat Gelegenheit gegeben, meh- 
rere Artikel der Bamberg, und Karls V. P. G. O. itt 
ihrer ursprünglichen Bedeutung zu erläutern, wäh- 
rend sie sonst fast massig stehen. Endlich imter de* 
Rubrik: „Beiträge zur Lehre vom Geständ- 
nisse, dem Verhältnisse desselben zur Ue* 
berführung und den weitern rechtlichen 
Folgen, mit besonderer Berücksichtigung 
des preufsischen Rechts, tc gibt (die dritte Ab- 
handlung einige mehr aus dem praktischen und 
legislativen Standpuncte geführte Untersuchungen, 
die hier nur mit Angabe des Gegenstandes genannt 
werden sollen: I. Ueber. den Werth und die Bedeu- 
tung des Geständnisses und den s. g. Lohn des 
freiwilligen Bekenntnisses. IL. Ueber die Verurthei- 
lung bei unvollständigem Beweise und insbe* 
sondere die Form des Urtheils. III. Ueber das wei* 
tere Verfahren gegen einen zu aufserordent- 
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licher Strafe Verürtheilten,, rücksichtlich spätem 
Beweises* IV« Ueber die an eine 4 aufs eror deut- 
liche Strafe zu knüpfenden Nebenübel. 

' Der Verf. dieser Selbstanzeige seiner Schriften 
darf wohl picht erst versichern» wie er bei dem Be- 
ttreben und der Hoffnung, der Wissenschaft zu 'nü- 
tzen, stets das Mangelhafte seiner Versuche im Ver- 
hältnisse zu den grofsen Aufgaben der Zeit erkennt 
und gegen sich selbst ein strengerer Richter ist , als 
es irgend Jemand seyn könnte, der unparteiisch die 
Leistungen mit den Aufgaben vergleicht, die sich der 
Verf. "sicher nicht 1 leicht zu machen pflegt. Er darf 
dabei geltend machen, dafe er sich stets angelegen 
seyn läfst, seine Polemik, wie es die* Würde dqr 
Wissenschaft und ihrer Bekenner heischt, rem ob» 
jectiv zu halten* und se wünscht er auch ausführli- 
chere, ihm zur Belehrung dienende Beurtheüungen in 
solchem Sinne , die ihm und der Wissenschaft für* 
derlich #eyn möchten» 

Breslau im August 183& 

J. Fr. H. Ab egg. 



Beiträge zur nähern Kenntnifs der Gesetzge- 
bung und Verwaltung de* Grofsherzog- 
thums Hessen, zur Berichtigung der Urtheite 
des Publicums über den innetn Zustand , beson- 
ders über die Besteuerung dieses Staats, von Dr. 
Aug. Conr. Freiherrn von Hofmann, 
Grofsh. hess: wirkl. "Geh. Rathe und Präsidenten 
des Finanzministeriums, Commandeut etc. ineh- 



y Google 



K,enntn. d. Gesetz^ u. VerwV d. GH. Hesteä. 177 

jerer Orden* Giefsen 1832. 243 S. gr* 8vo. 
<l fL48kr.) 

Der lierr Verf. dieser eben so wichtigen als in- 
teressanten Schrift verbreitet sich darin: 

1 # über die Gesetzgebung des GrofsherzogV 
thums, Hessen, und zwar; 

a. unter der Regierung Ludwigs I. vor Grün r 
düng der jetzigen Repräsentativ -Verfassung (S. 1 — » 
26«), sodann 

b. über die Fortschritte dieser Gesetzgebung 
seit Einführung der landständischen Verfassung 
(S., 27 — 51.), und geht hierauf 

2. zur Fiuanzgesetzgebung in ihrem der- 
ma li gen Zustande, insbesondere über (S. 62 ff.), 
wobei im Einzelnen gehandelt wird : 

a. von der Erleichterung in den Staatsabga- 
ben, welche den Bewohnern des Grofsherzogthum* 
eeit den Jahren 1820 und 1£21 zu Theil ge-i 
worden sind (S. 108 — 125.) 

b. von den Wirkungen der Steuergesetzgebung 
des <jrofsherzogthums auf die Beitrags Verhält- 
nisse der Steuerpflichtigen, Theils in Beziehung auf 
die directen Steuern, Theils in Beziehung auf die 
die erheblichsten indirecten Abgaben (S. 125' — 
170.) 

c* von dem Budget äes Grokherzogthums (S. 
171—207.) und 

, d. von der Vergleichung der Besteuerung 
des Grofsherzogthums mit der Besteuerung in an- 
deren Staaten, & 208 ff. 
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Von 1806 bis 1820, also 14 Jahre hindurch, be- 
stand im Grofshcrzogthume eine absolut monarchische 
Regierungsform, allein der Souverän war von dem 
bersten Geiste beseelt. Er hob vorerst alle Steuerbe- 
freiungen auf, wodurch er insbesondere den Bauern- 
stand ungemein erleichterte, und verband damit 
Gleichheit vor dem Gesetze; indem er zu- 
gleich überall darauf Bedacht nahm, eine möglichst 
freie DispositionsbeTugnifs über das Grundeigen- 
tum herbeizuführen, da das GroCsherzogthum ein 
hauptsächlich Ackerbau treibendes Land ist. Daher 
die Verordnung , das Beweiden des Brachfeldes betr., 
vom 9. Oct. 1808, das Gesetz, die Vergütung des 
Wildschadens von Seiten der Jagdberechtigten, betr*, 
vom 6. Aug. 1810, die beiden Gesetze vom 9. Febr. 
1811, die Vertheilung der Grundstücke und geschlos- 
senen Güter betr., das Gesetz vom 25. Mai 1811, 
die Aufhebung der Leibeigenschaft betr., die Verord- 
nung vom 24. Jan. 1812 zur Förderung des Tabaks- 
bäues, das Gesetz vom 15. Mai ej. über Aufhebung 
des Retracts, das Gesetz vom 13. Maiej., dieFrohn- 
den betr., das Gesetz vom 15. Aug. ej. über Beeden 
und sonstige Abgaben in den standesberrlichen Be- 
zirken , die Verordnung vom 5. Mai 1813 zur För- 
derung des Handels mit Landesproducten , das Gesetz 
vom 7. Sept. 1814, die Gemeinheits-Theilungen betr., 
das Gesetz über Zehnten - Ablösung (in wieweit 
Kröncke über die Nachtheile der Zehnten und den 
Erfolg der bisherigen Zehntverwandlungen im Für- 
stenthume Starkenburg, Darmst. 1819, mit Recht 
sagen konnte: dem Grofsherzoge von Hesseri gebührt 

der 
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* 
xler Ruhm und der Pröis, der erste aller deutschte 

Regenten zu seyn, der die Zehnten, und zwar nach 
Bestimmungen , wie. sie milder nicht erwartet, noch 
gerechter Weise gestartet werden können, aufhob, 
und die Landwirtschaft von dieser schlimmsten aller 
Fesseln befreit, die einer jeden bessern Cultur. mäch- 
tig entgegenwirkt), das Gesetz vom 21. Mai 1817, 
Verwandlung der fiscaliscben Sqhaafweide - Berechti- 
gungen in ständige jährliche Grundrenten betr.\ die . 
Verordnung vom 8» Oct» 1818» die Aufhebung des 
Zunftzwanges hinsichtlich der Bauhandwerker betn, 
(der Zunft - Districtsbann wurde späterhin, mit Zu- 
stimmung der Landstände, völlig aufgehoben), das 
Gesetz vom 8. April 1819 über Aufhebung der Staats- 
irobnden, dasEdictvom 17» Febr» 1820 über die stan- 
desherrlichen Rechtsverhältnisse im Grofsh erzog thume, 
dergleichen über öffentliche Dienstverhältnisse der 
CJJivil- Staatsbeamten (Dienstpragmatik späterhin) die 
Gesetze zur Regulirung des Militär -Straf wesens vom 
25. Nov. 1819 und 22. Sept. 1820, die Gründung 
mehrerer. Wittwenkassen in den Jahren 1804, 1807, 
1808 und 1809, die neue und ausgedehnte Brandas- 
securations -Anstalt nach Verordnung vom 18. Nov» 
1816 u. a. m» Der Verf* durfte wohl mit voller 
Ueberzeugung (S. 21») den Satz behaupten : Niemand 
wird aus diesem Zeiträume irgend eine Verordnung 
des Grofsherzogs nachweisen können, welche auf 
Beschränkung der bürgerlichen Freiheit oder auf Un- 
terdrückung der Aufklärung berechnet gewesen wäre. 
Es ist diefs eben so wahr, als weiter, dafs unt^r 
-Ludwig I. der höchste Grad sowohl von rejigiö- 
22. Band. ^ IS 
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ser alt politischer. Toleranz herrschte, welche 
letzte einzig und allein in soweit beschränkt war, 
eiset die Rücksicht auf andere Regierungen 
gebieterisch forderte, und, es weifs Jedermann, da£s 
nirgends mehr politisirt wurde , als gerade in der Re- 
sidenz« Ueberdjefs mub anerkannt werden, dafs in 
diesem Zeiträume für Besserung der. Erziehung 4- 
und Bildungs-Anstalten Vieles, gethan wurde 
(Errichtung des Schullehrer -Seminars in Friedberg, 
9* Sept. 1817, Gründung der Unterstützung!- Anstalt 
für Witt wen und Waisen der Sihullehrer, 18. Dec. 
1819.} Was die Rechtspflege beitrifft, so war sie 
damals von dem Einflüsse der. Regierung eben so 
unabhängig, als seit der jetzigen Verfassung, von 
Cabinetsjustiz oder Begünstigungen des Fiscu? aber 
pirgends eine Spur zu finden« > - * 

Ungeachtet dieser unleugbare^ Tbatsachen entj- 
wickelte sich seit dem Jahre 181ß im GroCsherzogr 
thume ein Geist der Unzufriedenheit, welcher, wenm 
er sich auch aus den ^eitverhältnissen leicht erklären 
läfst (S. 24 ff.) , gleichwohl pur durch Entstehung 
der jetzigen Repräsentativ- Verfassung be- 
schwichtigt werden konnte. Jeder der zeith erigen 
vier Landtage hat unstreitig dem Grofsberzogthume 
neue Wohltaten und Erleichterungen gebracht, in 
wieweit nur erinnert zu werden braucht an die Re-, 
gulirung der Kriegsdienstpflicht (Verordn. vom 21* 
Juli 1830) , an die Gemeindeordnung (C^esetz vom 30. 
Juni 1821 und 30. Juni 1827), Abtretung des Eigen-» 
thums für öffentliche Zwecke (Gesetz vpm 27« Mai 
1821), Verantwortlichkeit der Minister (Gesetz vom 
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& Juli 182t und 8. Jan. 1824), Zehnten -Gesetzge- 
bung (Gesetz vom 7* Febr. 1821, v. 18. Märfc 1824) 
Abkauf fiscalischer Grundrenten ( Gesetz* vom 11. Juli 
1821, vom 25. Juni 1831), Aufhebung der Frobnden 
(hierüber Vergl. Goldmann die Gesetzgebung des 
GH. Hessen in Beziehung auf Befreiung des Grund« 
eigenthums und der Person von alten drückenden 
Beschränkungen und Lasten, Darmst. 1831 , insbes. 
. S. HO ff., eine sehr verdienstliche S6hrift) und meh- 
rere unter verschiedenen Namen früher bestandene 
steuerartigen Abgaben (Goldmann a. a. O.S. 62 ff., 
Gesetz vom 6. März 1824), Beförderung der Rechts- 
pflege, in wieweit freilich sehr bedeutende Schwie- 
rigkeiten , insbesondere wegen der gänzlichen Ver* 
schiedenheit der gerichtlichen Organisation ulid des 
Verfahrens in Rheinhessen und den beiden übrigen 
Provinzen des Grofsherzogthums, obwalteten und 
noch immer hemmend einwirken (Vergl. übrigens die 
Verordnungen und Öienst - Instructionen vom 28. IsTö v^ 
und 3.' Dec. 1821, 13. Juli und 27. Aug. 1822, vom 
§. März 1824, 16. F6br. 1825, 17. Mai und 28. Aug. 
18(27, vom 51. Dec. i829, 1. Mai 1830 u. s. w. 
(S. 47 ff.) 

Was die Finanzgesetzgebung seit 1821 bis 
heute betrifft, so kann hier darüber nicht näher ge- 
redet werden, vielmehr mufs man diesen Gegen- 
stand und alle folgenden der Schrift , S«' 52 bis zu 
Ende, den Cameralisten und Finanzmännern zur nä- 
hern Beurtheilung überlassen. Nur kurz mag jedoch 
berührt werden; daf$ man bemüht gewesen ist, die 
Rückstände aus der Verwaltung*- Periode vor deiri 

13 * 
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Jahre 1821 gehörig zu behandeln, dafs das Staat*- 
schuldern vvesen in eine sehr lobenswertbe -Ori* 
nung gebracht worden (das in der Schrift: der Ver- 
kehr mit Staatspapieren im In- und Auslande,, 2te 
Ausgabe, Göttingen 1830, S. 52 und 137. hierüber 
gefällte Urtheil kann ich nur buchstäblich hier wie- 
derholen) und dafs das Steuersystem de» Grofs- 
herzogthums keineswegs drückend genannt wer- 
den kann, vielmehr aus einer genauen Berech* 
nung und Vergleichung sich bündig herausstellt, dafr 
seh den Jahren 1820 und 1821 den Bewohnern des 
Landes bedeutende Erleichterungen in den Staatsab- 
gaben zu Theil geworden sind, dafs man sehr be- 
trächtliche Einschränkungen und Ersparnisse in allen 
von, der Finanz : Verwaltung abhängigen Rubriken 
«der Staatsausgaben seit 1820 bewirkt hat, und dafs 
-es insbesondere ganz falsch i#t, weh n man behaup- 
ten will, die Darmstädtischen Untertbanen seien här- 
ter als Nachbarstaaten besteuert. Hierüber , mufs 
man das Nähere in der Schrift selbst nachlesen* 
welche auch die Ungläubigen überzeugen wii;d, da 
sie. überall auf urkundliche Belege gestützt ist, und 
nirgends in den Lüften schwebt« 

Wird im Grofsherzogthume Hessen der grofse 
Ci v i 1 d i en e r s t a n d , der (besonders hinsichtlich der 
höhern Charge) kostbare Militäretat und der 
durch beide Lasten nothwendig herbeigeführte grofse 
Pensionsetat allmälig in die natürlichen Grenzen 
zurückgeführt, so müssen diese wahren St aatsbiutegel 
(Verkehr mit St. P. S. 150*, Not. 5.) je früher desto 
-besser abfallen , und dieses Land kann alsdann mit 
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Kenntn. d. Gesetzg. u. Verv*. d. GH. Hessen. 183 

gerechter Zuversicht einer! schönern' Zukunft entge- 
gensehen. Die dermalen in Gang gesetzte neue Or- 
ganisation wird diese Uebel sicher um Vieles verrin- 
gern. Hoffentlich kommt es, was Gesetzgebung 
und Rechtspflege betrifft, bald auch dahin, daf$ 
im Lande zugängliche und verlässige Samm- 
lungen der noch giltigen Verordnungen er- 
scheinen, und dafs über. Landesrecht auf der Lan- 
desuniversität umfassende Vorträge gehalten wer- 
den,, wodurch angehende Beamten Gelegenheit be- 
kommen, die Gesetzgebung" des Landes klar und be- 
stimmt kennen zu lernen* Zwar sagte. mir einmal 
ein hoher Staatsbeamter, ihm scheine hierin keine 
Lücke vorhanden zu seyn; allein ich wüfste nicht, 
wodurch dieselbe bis jetzt genügend ausgefüllt 
wäre, in der Art, dafs Bürger und Bauern das Ex- 
perimentiren angehender Beamten nicht länger theuer 
genug zu empfinden hätten. — 

Wenn durch das Vertrauen ihres Fürsten hoch 
gestellte Männer über, ihren Wirkungskreis sich Öf- 
fentlich in Druckschriften äüfsern, so haben diese 
schon darum von. Vorn herein eine besonders anzie- 
hende Seite; den wahren Werth bekommen sie aber 
erst,, wenn sie mit wirklicher Sachkenntnifs und 
Wahrheitsliebe geschrieben sind. Eben darum 
verdient die oben angezeigte Schrift die ehrenvollste 
Auszeichnung. Dazu kommt noch die. schone' Ten- 
denz derselben, das Volk: mit der Regierung 
auszusöhnen, eine Tendenz , die in höchstem 
Grade zeitgemäfs ist, und nicht stark gonug aner- 
kannt werden, kann, wenn, wfc hier, auf gleifsne- 
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iM Pr. C, Kröncke, 

rfcche Redensarten, auf leere Hofspracbe, auf dein 
Mäntel christlicher lieb« völlig Verzicht geleistet, 
und niir von der Hand der Wahrheit' und der acten- 
mäfsigen Geschichte die Feder geführt wird. Dem 
Herrn Verf, ist die in gegenwärtiger : bewegter 
Zeit doppelt Schwierig« Aufgabe, Wahrheiten über 
d«h politischen Zustand des Grofsherzagthums Hes. 
sett zu tagen und zu beweisen, ««streitig gelungen, 
uöd es ist nicht m hez weifein, dtfi diese» Wahrhei- 
ten Eingang und Glauben darin verschafft, dals.sei* 
iten Absichten Gerechtigkeit «ugedeihen 'gelassen 
Werde; Noch mufe ich, auf das gediegene ürtbeil 
*ber die Tendenzen unserer Zeit, weichest 
der Einleitung (XX Seiten) ausgesprochen uj&d ge* 
schicfettieh ^begründet ist/ besonders aufmerksam ma- 
chen , Indem «es wesentlich datubeitiurget» kann, den 
bessern* Theil des Publicums über die wahre Lage 
der Zeit Verhältnisse aufzuklären. Die Schwindler und 
ßtomrpfßscher werden freilich ven dem klaren reinen 
Bride der Wahrheit und Wirklichkeit ihr echeuei 
Auge wegwenden * allein trügt nicht Alles?, so-' haben 
ihre verächtlichen öder doch bedauerlichen Absichten 
\den Stachel bereits verloren. 

■ Dr. Bender. 



Ueber Aufhebung, Ablösung und Verwandlung der 
Zehnten, sowie über den Abkauf der Grund- 
renten, Zugleich als Beleuchtung eines Auf- 
sätze» de* Staatsraths- vonStnsburg, über die 
Abschaffung der Zehnten. V*n Dr.'C. Kröne* e, 
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üb. Aufheb., AbU*. u. Verwandld. Zehnten. 185 

; Groftherzogl, Hessischen pirector der Qber-Bau- 

Dirctioq , des GroftherzogL Haus ' - und .Verdienst t 

Ordens Commandeur«. Darmstadt 1851« . Verlag 

von Joh* Wilh, Heyer. II und 58. ($QL kr.) 

Es ist bekannt, dafs die. Staatsregiertrag de» 

Groisherzogthums Hessen den übrigen Regie* 

rungen der deutschen Bundesstaaten mit Reformen 

zum Zweck« der Befreiung des Grundeigentjbums von 

lästigen Beschränkungen' und drückenden Berechti- 

< gütigen voranging*), indem tie f was namentlich das 
alte Rechtsinstitut des Zehntens betrifft, die V«r T 
Wandlung der fiscalischeh Zehnten durch eine 
Verordnung vom 15; August 1816**) gestattete und 
durch spätere Gesetze***) nicht nur den Novalzehn- 
ten aufhob****), sondern auch den Pflichtigen das 

< Recht der Verwandlung der Zehnten der Gemeinden, 



*) 8. die Schrift: Goldmann, die Gesetzgebung des Grofc- 
nerzogthums Hessen in Beziehung auf Befreiung des Grtmd^ 

. «igeotfraras und der Person Ken alten drückenden Beschrank 
fangen und Lasten. JDarmstadt 1831. 

**) Goldmann a. n. 0. S. 61 etc. 20Tetc f — Eigenbodt, 
Handbach der Grofsh. Hess. Verordnungen. Band 2. S. 312. 

•*') Goldmann a. a. O. S. 69 etc. 212 etc. 

•***) Kühl, Das gemeine deutsche Privatrecht, mit vorzügli- 
cher Hinweisung auf die besondern Privatrechtsquellen im 
Grofsherzogthume Hessen nnd mit Brlänteruagen derselben. 
Darmstadt 1824. S. 179.— Mitter maier, Grundsätze des 
gem. deutschen Privatrechts. Vierte Aösg. S. 168. Note 
12.-«- Maurenbrecher, Lehrbuch d. heut gem. deutsch. 
Rechts. Abth. 1. Bonn 1882. S. 268. Note oi — Alex. 
Müller, Archiv für die neueste Gesetzgebung aller deutsch. 
Staaten. Bd. 3. Mainz 1832. Heft % & 328-343. 
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18$;. Dr. CX Krönck«, 

8tifttmgeii n. s. w.**), sowie der Ptfvatzehnten **) 
einräumte. Es. ist öffentlich anerkannt, dafs der Verf« 
obiger Schrift in seiner Stellung als Staatsdiener und 
Mitglied der a weiten Kammer der Stände des -Grob- 
berzogthuins wesentlich zur Förderung dieser Werke* 
der Gesetzgebung beitrug ***), Schon im Jahre 1819 
trat er mit einer Schrift: Ueber die Nachtheile 
der Zehnten und den Erfolg der bisheri- 
gen Zehntverwandlungen im Fürstenthu« 
me Starken barg (die den dritten Theil des Wer*, 
kes des Verfs,: Abhandlungen über suatswirthschaft- 
liehe Gegenstände bildet) vor das Publicum* 

Gegen diese Schrift und. das Gesetz vom 15, 
August 1816 ist ein Aufsatz des Staatsraths v, Sens- 
burg: „Die Abschaffung der Zehnten- zum 
Vortheilf. der Zehntpflichtigen. und ohne 
Nachtheil der Zehntberechtigten" im 13« 
Jahrgange der Zeitschrift: Sophronizon von Pau- 
lus, worin der Verf, mehrere Anstände gegen beute 
Erscheinungen, hervorbebt und bespricht, gerichtet. 

Als ein eifriger Bekenn er des System/ der Ver- 
wandlung der Zehnten in Grundrenten, im 
Gegensatze anderer Systeme über Verbannung der 



*) Goldmann a. a. O, S. 69. 

■•*) Golduann a. a. O. S, 21fr>-2t0. — Miller, Archiv 
a* a. O. & 844— 80&* 

•**) v. Hof mann, Beitrage aar nähern Kenntnif* der Gesetz- 
gebung und Verwaltung des Grofeberzogthums Hessen, zur 
Berichtigung der Urtheile des Publicum» über den Innern 
Zustand, besonders über die Besteuerung dieses Staates, 
Gkfcenl83* S. 11, 
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üb. Aufhob., Ablöt. u. Vferwandl. 4 Zehnten. 4B7* 

Natural -Bezehntung ist Kröncke in dem obige*/ 
Schrifteben gegen v. Sensburg aufgetreten, w«U 
eher das Sy stein der Ablösung der Zehnten (durch 
eine einmalige Capitalzahlung) in Schatz nimmt und 
vertheidigt und dessen Vorzug vor dem System« 4ex 
Zehnt- Verwandlung darzuthun versucht« 

Nach eitler Einleitung in den S ersten §§♦ geh.! 
Kröncke in den folgenden §§« zur Erörterung der 
Frage über, welches System den Vorzug verdiene? 
Bei dieser Erörterung folgt er dem Gangs des von 
Senshurg'schen Aufsatzes, indem er die Einreden, 
welche dieser gegen das Gesetz vom 15* Aug. 1816 
und gedachte Schrift von 1819 vorbrachte, beleuch- 
tet. Am Schlüsse beschäftigt sich der Verf., nach- 
dem er zugleich darzuthun versucht hatte, dafs der 
vVSensbürg* sehe Vorschlag, wonach die Gemein« 
den. den, Zehnten abzulösen hatten ,. keinen Beifall 
verdiene, damit darzuthun, dafs die Zwischenkunft 
der Gemeinden bei Ablösung der Zehntrente so- 
wohl, als auch der altern Grundrenten, sehr 
heilsam werden könnte. 

Es würde zu weit führen, den Erörterungen des 
verdienten Verfs. Schritt vor Schritt zu folgen, da 
ein Auszug die Grenzen einer Anzeige des Schrift« 
ohens überschreiten würde.. Es muff genügen, das 
Publicum darauf aufmerksam zu machen. Das Schrift« 
eben verdient um so mehr Aufmerksamkeit, da das 
Streben, im Wege der Gesetzgebung auf die Be- 
freiung des Gründeigentbums yon drüpkend^n Rechts- 
verhältnissen, hinzuwirken f - seit. Kurzem, so rege ge- 
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188 Nachw.ebu»g jtej\Recen«ionen 

worden ift *) uüd namentlich die Verhandlungen de* 
Siändeversammlung des Grofsherzogthums Baden auf 
dem denkwürdigen Landtage vQn 18S1 so lebhafte 
Theilnahme erweckt und heilsame Reformen ange- 
regt haben» 

Als Anhang hat der Verf. eineh Aufsatz, den ex 
schon im Jahre 1819 in der Nummer 245. des allg, 
Anzeigers der Deutschen "hatte abdrucken lassen und 
welcher der Erörterung der Frage gewidmet ist; 
f , Müssen die Zehnten verwandelt odeg aufgehoben» 
werden ? " wieder abzudrucken für gut. gefunden, , , 



Nachweisung der Recensionen und An- 
zeigen in anderen Zeitschriften, 



* 1) Inder allg. Lit, Zeit, Jahrg. 1832. Nr. 182. 
8p. 409 — 415. 

1. Sammlung merkwürdiger Rechtsfälle Baierns. 
Herausgeg. v« Friedr, Aug. Freih, v. Zu-Rhein 



«) Das feadbcfce Qtmt* vber dfe Aaftetang des Blotr «ad 
Etaferetixehnten», die Sachsen- G^Üuüiche Verordnung vom 
12. Januar 1899, die Verkeilung der Gemeinheiten zum 
Dehnte ihrer Cultivirung betr. (Mullers Archiv Bd. 1. Heft 
3, S. 495—533.). das kön. fäduische Gesetz vom IT. B^&ni 
1898 tber Abttgnugca und GemeUeiUtlieHangea {MfiUers 
Archiv IM. * Heft 1. S. 108^1*.) n. *. w. 
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und Anzeigen hl anderen Zeitschriften, 189 

und Job, Bapt, Sartoriut. Bd, I, Erlangen 
185CU 8, 

2. Vermischte Jurist, Aufsätie mit Erkenntnissen 
und Gemeinbescheiden des Civil -Senats des kön, 
württemb. Obertribunals, vom Obertribun, Dir* 
H, E. F. BolUy- Bd. I, Stuttgart. 1831«, 8, 

Nr, \ m Rec. tnusse offenherzig gestehen , dafa 
die, wenigstens in diesem ersten Bande -getroffene 
Auswahl ihn nicht befriedigt habe, TheHs weil nur 
nackte Rechtsfälle mit den Entscheidungen, ohne 
eine wissenschaftliche Begründung derselben , Theils 
Darstellung einzelner Processe ohne die gerichtlichen 
Entscheidungen , Theils gerichtliche Entscheidungen 
als blofse Prä Judicien, ohne Darstellung des Rechts- 
streites gerbst, Theils einseitige Rechtsdeductionen 
und Gutachten, bei denen die baierischen Gerichte 
nicht mitgewirkt haben, Theils endlich Rügen gegen 
einzelne Gerichte geliefert sind, was Alles dem vor- 
gesetzten Zwecke des Werkes nicht entsprechend 
seyn dürfte. Dieses allgemeine Unheil wird dann 
durch Angabe des specialen Inhaltes vom Recn, zu 
begründen gesucht. 

Nr, 2, enthalte Darstellungen , die zürfc grofsten 
liierte aus den gerichtlichen Vorträgen des Vft, selbst 
entnommen seien ; wefshaib denn die bei dem vnter 
Nr. 1. genannten Werke gerügten Mängel in der Regel 
nicht zuträfen, da es* sich von selbst verstehe, dafs 
dergl. Vorträge , in welchen Jemand als selbsttbätiger 
Referent auftrete •* eine weit wissenschaftlichere Be- 
^nindang erfordern, äh die blöken Enttcheidungs- 
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190* Nach Weitung' der Recensionen 

gründe eines! Erkenntnisses wiedergeben können. Aus- 
nahmsweise sei aber in Betreff einzelner Nummern 
dieselbe Klage zu führen. Auch die hier mitgetheil- 
ten Rechtsfalle werden einzeln genannt und zum 
Tbeil mit kurzen Bemerkungen begleitet. 

iLZ, 1832. Nr. 144. u* 145. Sp. 606 — 617. 
XI Schriften, die innern Angelegenheiten des Kö- 
nigreichs. Hannover bis zur Eröffnung de* allge- 
meinen StSndevertammlung (Mai 1832) betref- 
fend. 

Eine kurze Bezeichnung des Inhaltes und Gei-; 
sf es dieser Schriften. 

A.L. Z. 1882, Nr. 162, Sp. 669 — 676. 
. Die unbeschränkte Fiirstenschaft. Polit. Ansichten 

de« 19. Jahrhunderts. Von Friedr. Murhard. 

Kassel 1881. 8. 

Eine gedrängte Analyse des Inhaltes und Mit- 
fheilung einiger dem Buche entlehnten Hauptideen 
des Verfs., wobei die Bestrebungen desselben im We- 
sentlichen gebilligt werden. 

A. L. Z. Ejrg. Bl. Nr. 76 u. 77. Sp. 607—612. 
Franz v. Spaun'a politisches Testament. Ein Bei- 

trag zur Gesch. der Preisfreiheit im Aligem. u. 

in besond. Hinsicht auf Baiern, — hefausgeg. 

von Dr. Eisenmann. Erlangen 1831. 8. 

Herr v. Spaun beklage sich über ungesetzliche 
Beschlagnahme von Schriften u. s. w. Davon und 
von baieoschen Prefsgesetzcn von 1803 und 1818 
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und Anzeigest Jft anderen Zeitschriften. :ljft 

handle 1) das politische Testament, ehie Bittschrift 
an den König; 2) vergleichende Kritik der neuem 
haier. Gesetzgebung; 3) über Censur polit. Zeitungen 
und polit» und Statist. Zeitschriften in Baiern; 4) die 
Schlufsbemerkungen enthielten meist nur Wiederho- 
lungen., und auch diese wohl eher schwächer, als 
stärker» Rec. liebe und wünsche die Prefsfreiheit 
glaube aber sich von dem praktischen Standpuncte.^ 
nicht entfernen zu dürfen, von dem herab die Leset 
übersehen können, wo und. wie bisher -Prefsfreiheit 
gewesen sei und was sie behindert* Das Resultat der 
interessanten Andeutungen des Reco» hierüber ist$ 
dafs man noch nie vollkommene Prefsfreiheit gehabt 
habe, und dafs die meiste dort gewesen sei, wo es 
wie unter verständigen Hausvätern zugehe, die unter, 
sich Alles reden und besprechen, aber vor ihren auf» 
blühenden Söhnen und Töchtern Manches nicht sa- 
gen lassen und Anderes vor Fremden nicht zur Spra- 
che bringen. Das Schlimmste sei eine betrügerische 
Prefsfreiheit, die einer siegenden Partei Alles erlaube 
und von der besiegten Nichts dulde , und davon sei 
das gleifsnerische Verfahren wenig verschieden, öf- 
fentlich mit sanften und süfsen Worten die Prefsbe- 
schränkungen zu verschleiern und sie insgeheim hart 
und rauh durchzuführen* 

A. L. Z. 1882. Nr. 153. Sp. 577 — 580* 
, Die heutige Gemeiudeverfajsupg in ihren Wirkun- 
gen auf Gemeindewohl, nebst Gedanken zu ei- 
nem Entwürfe für die Rheinlande aus dem Ge- 
sichtspunkte eines Verwalteten* Von Anton 
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' 192 ttachvreisung der Recemioneh 

I r 

'Freiherrn von Myliut; Köln arä Rhein» 

1830. 8. 
' In der Einleitung suche der' Verf. zu zeigen, dafs 
die Rheinlande an den Mängeln und mehr noch an 
dten Entartungen der franz. Communalverfassungkrän« 
lein» Der wesentlichste Mangel bestehe darin , daß 
die Gemeinden ihse Beamten nifcht selbst wählen, son- 
dern diese ihnen von der Behörde ernannt werden 
Die eigentliche Erörterung handle dann in zwei Ab* 
schnitten von den ernannten und von den ge- 
wählten Gemeindebeamten. In dem beigefügten 
Entwürfe sei das Vest halten des historischen Prinzips 
lobenswerth, und überhaupt zu bemerken, dafs die 
gante Behandlung des wichtigen Gegenstandes die 
mannigfachen Kenninisse desVerfs., seinen Eifer und 
sein ernstliches Streben für das allgemeine Befste in 
feinem guten Lichte erscheinen lasse. 

2) In den gött. gel. Anzeigen Jahrg. 1832« 
St. 170. 171. S. 1689 — 1702. 

Corpus juris civilis. Ad fidem codicum manuscripto- 
x -'' xum aliorumque subsidiorum criticorum recen- 

suit , commentario perpetuo instruxit. Ed. 

Schrader, Jctus. In operis societatem acces- 

serunt Th. C. F. Tafel, Philol. , Gualth. 

Fried. Clossius, Jctus. Post hujus discessum 

Ch. • J. Mai er, Jctus. Tom. primus. Institu- 

tionum libri IV. Berol. 1832. 4. 

Nachdem Rec. Nachricht über die Eihrichtung 
dieses Werkes gegeben hat, erörtert er einiges Ein- 
zelne, wfes er gerade nachgeschlagen habe, wäl es 
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mid Anzeigen iij anderen Zeitschriften. 493 

ihm schon lauge naber angebe, ynd kehrt dann zur 
Schilderung der Ausgabe im Allgemeinen zurück, in* 
dem er bemerkt, dafs diese bei Weitem dievollstän* 
digste sei, welche wir von den Institutionen haben« 
ja man könne sagen, die einzige, welche auch nur 
nach Vollständigkeit strebe» Von Handschriften wisse 
Rec. keine anzugeben, welche hier vermifst würde; 
von Ausgaben hingegen wisse er sich nicht recht zu 
erklären , wie die bis jetzt bekannte erste Ausg. von 
1468 dem Herausgeber unzugänglich geblieben sei, 
und dann auch, warum er auf die gewöhnliche Aus- 
gabe des Corpus juris, die vielen von und nach Gotho? 
f red us, keine Rücksicht genommen habe* Was den 
Commentar betreffe , so habe . er eher Vorgänger» 
freilich nicht an allen Institutionen-Commentareip, abe* 
doch gewifs an Accursius u$d Gothofredus. Der Un- 
terschied, gevvifs zum Vortheile des gegenwärtigen, 
liege dann schon in dem Zeitalter. Die Vergleichung 
mit nicht juristischen Schriftstellern sei gewifs* nir- 
gends so häufig und bei der Verweisung auf die 
neuesten Erörterungen , namentlich in deutschet! 
Zeitschriften, könne man für unsere Nachkommen 
und für unsere Nachbarn ängstlich werden. (Rec. 
Hugo*) 

G. g. A. 188&'St. 178. S. 1721 — 1725. 
Ueber das bremische Güterrecht der Ehegatten. 
Von Dr. Theod. Berck. Bremen 1832. 8. 

Unstreitig gehöre das vorliegende Werk tu den 
beachtenswertesten Erscheinungen auf dem Felde 
des germanischen Rechts, indem es durchaus selbst- 
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194 tNacfawetauig tför Recenjionen 

Ständige und viele neue Ansichten hervorhebende 
Untersuchungen über einen der wichtigsten und ver- 
wickeltsten Gegenstände jenes Rechts enthalte, <und 
sehr wesentlich zur Aufklärung desselben beitrage» 
Die Ausführung zeichne sich durch Klarheit und un- 
gemeine Gründlichkeit, besonders durch die vollstän- 
dige Benutzung der einschlagenden Rechtsquellen 
und einer Menge archivaüscber Urkunden und Prä- 
Judicien, sowie durch Beibringung einer sehr reichen 
und ausgewählten Literatur aus; Ref. müsse das W^rk 
für ein Muster einer Monographie über einen Gegen« 

'stand des deutschen Rechts erklären. 

G. g. A. 1832- St. 193. S. 1921 u. 1922. 
Constitutionen? Fhantasieen eines alten Steuerman- 
nes in den Stürmen des Jahres 1832. Hamburg 
• 1832.8. 

Eine Sammlung von Aufsätzen, welche in der 
hannoverschen Leitung erschienen und ihre nächste 
Veranlassung in der Berufung einer - allgemeinen 
Ständeversammlung des KR. hatten, welche skh -mit 
einem Grundgesetze beschäfftigen sollte; sie enthiel- 
ten aber auch auf andere Staaten Anwendbares und 
allgemein Lehrreiches. Unter der Vorrede habe sich 
» der geh. 'Cabinetsrath Rehberg als VerL genannt. 

G. g. A. 1832. St. 198. 199. S- 1969 — 1979. 

Ueber das deutsche Credit-» und Hypotbekenwesen 
mit besonderer Berücksichtigung des kön. hau-* 
novisrscuen und de* herzogt, braunschweigischea 

fcajjid- 
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und Anzeigen in anderen Zeitschriften. 195 

Landrechts, von Dr. K. Reck. U Heft. Göt- 
tingen 1830. 2s Heft ebendat. 1832. 8. '• 
Irihaltsanzeige vom Verf. 

G. g. A. 1882. St. 200. S. 1993—1995. 

Ueber die Lage der Juden nach gem. deutschen 

Rechte und die Mittel, dieselbe zu verbessern, 

mit bes. Berücksichtigung des KR. Hannover. -*- 

Von Moritz Cohen. Hannover 1832. & 

Die Tendenz der Schrift gehe dahin, zu zeigen, 

dafs nur eine im Allgemeinen vollkommene Eman- 

cipation der Israeliten die Nachtheile zu entfernen 

vermöge, die aus der gegenwärtigen Lage derselben 

für sie selbst und den Staat hervorgehen, und dafs 

die längere Vorentbaltung dieser Emancipation eben 

so ungerecht als unpolitisch sei. Dafür habe aber 

der Verf. nicht nur keine neuen Gründe angeführt,' 

sondern auch die schon längst bekannten nur mit 

der gröfsten Einseitigkeit wiederholt, und sich auf 

die Widerlegung mancher wichtigen Gegengründe 

nicht einmal eingelassen. Auch sei die Schreibart 

des Verfs. höchst leidenschaftlich und bitter. 

G. g. A. 1832. St. 200. S. 1996—2000. 
Der Stadt Stralsund Verfassung und Verwaltung; 
von C. F. Fabricius. Stralsund 1831. 8. 
Die Schrift gebe ein sehr lebendiges und wegen 
der Ausführlichkeit, womit sie ihren Gegenstand be- 
handelt habe, höchst deutliches Bild der Verfassung 
von Stralsund, einer Verfassung, av eiche zu den 
befsten der älteren städtischen Verfassungen ge- 
22. Band. 14 
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höre und von manchen Mängeln frei geblieben sei, 
die sich in andere angeschlichen haben. (Rec. 
Kraut.) 

G. g. A. 185?. St. 208. S. 2071 —2079. 
Zerstreut e Blätter aus den Hand- und Hilfsacten 

eines Juristen. Herausgeg. von K. F. Göschel. 

Th. I. Erfurt 18S2.' 8. 

Anzeige des Hrn. 6. I. R. Hugo, der, was er 
sonst picht jgethan haben würde, das ganze ziemlich 
grofse Buch durchgelesen habe, weil Hr. Frof. BeüV „ 
xnann - Holiweg in der Vprrede zur dritten, Ausgabe 
seines Grundr. zu Vorlesungen über den preuJf. Cjv, 
Fror, sage, dafs das vorliegende Buch das Verhält* 
nifs des (juristischen) Rechts zum Sittengesetze mehr 
betvorheb*,. als> sonst geschehe > und ganz geeignet 
■ sei, den nach höherer Weisheit dürstenden Jüngling 
mit seiner; Beruft Wissenschaft auszusöhnen , indem es 
ihm auch hier, die Spure«* j^uer höhern Wahrheit 
nachweise« 

3) In den beide Ib. Jahrbb. Jahrg. 1832. H. 
12. S. 1195 — 1198. f ; ' 

Beiträge zur Förderung des Gemeinsinns und re- 
publicanischen Staatslebens. In zwanglosen Hef- 
ten herausgegeben von Joh. Schmidt, Erstes 
Hefu Bremen 1831. 8. 

Die hier mitgetheilten Abhh., mit 2 Ausnähmet* 
insgesammt von. der Hand des Herausgebers» trügen 
einen Charakter, der an die Schriften eines Rehberg 
und anderer Schriftsteile* derselben Zeit und Schult 
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erinnere: ' Ih ihnen spreche toichi bloß der wissen- 
schaftlich , sondern zugleich der durch mannigfaltige 
Erfahrungen gebildete Mann, ein Mann, der, ob- 
wohl mit. den Grundsätzen keineswegs, unbekannt, 
doch überall das berücksichtige und heraushebe, was 
nach Zeit und Umständen, nach den in der Wirk- 
liebkeit bestehenden Verhältnissen zweckmäßig oder 
billig sei , sollte es auch mit der Strenge der Grund- 
sätze nicht vollkommen übereinstimmen. Der Inhalt 
der einzelnen Abhb. wird näher bezeichnet: Andeu- 
tungen zur Erörterung "der Begriffe von Volkssouve- 
ränität und göttlichem Rechte, über die Elemente 
und Organe des Staates und die vernunftmäfsige Be- 
deutung einer repräsentativen Verfassung ü. s. w. 

Heidelb.Jahrbb.18S2. H. 12. S. 1240— 1245. 
Geschichte der deutschen Reichs- und Territorial- 
Verfassung , auch zum Gebrauche bei akade- 
mischen Vorlesungen. Von Dr. Ludw. Freih. 
v. Low. Heidelberg 1832. 8. 
Anzeige des Verfs., in welcher er das Eigen- 
genthümliche seiner Schrift und ihr Verhältnis zu 
ihren Vorgängern zu bezeichnen sucht. Sein Haupt- 
streben sei gewesen» den organischen Ent wickelungs- 
gang der deutschen Staatsverfassung möglichst leben- 
dig und möglichst wenig mit fremdartigen Bestand- 
teilen, namentlich äufserer Geschichte vermischt, 
der Seele des Lesers vorüberzufuhren und als uner- 
läßliche Bedingung dafür habe er rücksichttich der 
Form der Darstellung ein möglichst enges Anschlich 
£sen an die Zeitfolge betrachtet. 

14 * 
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Heidelb. Jahrbb, 1832. H. 12. S. 1244. 
* Ueber die Duelle auf deutschen Universitäten, in 
besonderer Beziehung auf das GH. Baden. Von 
Freihrn. v. Stengel. (Aus dem Archive für 
Rechtspflege und Gesetzgebung f. d. GH. Baden 
besonders abgedruckt.) Freiburg 1832. 8. 
v Ein Vorschlag zu einem Ehrengerichte, dessen 
Plan, nach Refn. Meinung, im Ganzen eines Ver- 
suches vollkommen werth sei. 

Heidelb. Jahrbb. 1832. H. 12. S. 1245u.l246. 

Ueber Widerstand, Empörung und Zwangsübung 

der Staatsbürger gegen <ne 'bestehende Staatsge- 

, walt in sittlicher und rechtlicher Beziehung. Von 

Friedr. Murhard. Braunschweig 1832. 8. 

Jone ziemlich vollständige Aufzählung aller der 
Meinungen, welche über den bezeichneten Gegen- 
stand in der Vergangenheit oder in neuern Zeiten 
von stimmfähigen Männern aufgestellt worden seien, 
liebst einer Beleuchtung dieser Meinungen. Der Vor* 
trag sei überall klar, gemeinfafslich, wenn auch viel- 
leicht zuweilen zu wortreich. Der Verf. scheine sich 
zu der Meinung derer hinzuneigen, welche die Frage 
für gewisse Fälle bejahen. 

Heidelb. Jahrbb. 1882. H. 12. S. 1245. 
Einiges über den Mifsbrauch der gesetzgebenden 

Gewalt. Frankf. a. M. 

Die Veranlassung zu dieser Schrift sei die Rechts- 
verwahrung, welche die Fürsten von Löwenstein, 
als Standesherren des GH. : Baden, gegen die Be- 
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Schlüsse des badenschen Landtages vom J. 1831 we- 
gen Ablösung grundherrlicher Lasten eingelegt ha- 
ben* Sie enthalte jedoch nicht sowohl eine wissen- 
schaftliche Begründung und Ausführung des Rechts» 
satzes, dafs auch die gesetzgebende Gewalt die wohl- 
erworbenen Rechte Einzelner, den Besitzstand der 
Einzelnen nicht antasten dürfe, als vielmehr eine 
Darstellung der Folgerungen, die aus dem ihm ent- 
gegengesetzten Rechtssatze abgeleitet werden können. 
Sei diese Darstellung auch gelungen zu nennen, so 
vfcrrathe doch der Ton der Schrift den Partei-Schrift- 
steller« * •> 

4) In den Jahrbb. für wissensch. Kritik, 
Jahrg. 1832. Bd. IT. Nr. 41. u. 42. S. 321 — 3S2. 

■s 

Zerstreute Blätter aus den Hand- . und Hilfsacten 
eines Juristen. Wissenschaftliches und Geschieht* 
liches aus der Theorie und Praxis. Herausgeg. 
v. K. F. Göschel. Th. I. Erfurt 1832« 8. 

Nicht „zerstreute Blätter", sondern der gedie- 
gene Zusammenhang einer echt philosophischen und 
echt religiösen Rechtslehre', einer Lehre, die in allen 
ihren Theilen eng mit dem Leben verschwistert, auf 
das Let>en bezogen und aus der Innern und äufsern 
Erfahrung des Lebens hervorgegangen sei, biete das 
vorliegende Buch. Es vermähle auf eine höchst in- 
teressante ^nd erspriefsliche Weise jene tiefsinnige, 
philosophisch -religiöse Lehre, von. der der Verf. im 
Innersten durchdrungen, und die er zu einer wahr- 
haft und im tefsten Sinne originellen Gestaltung in 
seinem Geiste ausgeprägt habe, mit der bistorisch- 
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positiven Theorie des Redit* und nah der Kunst der 
Ausübung, und gebe m diesem ersten Theile, frei- 
lich nicht sowohl eine unmittelbare Anwendung, de* 
philosophischen Theorie auf das Praktische oder den 
einzelnen Fall , ' als vielmehr eine Nachwebung de« 
Philosophischen oder der Idee in der • besondern* 
scheinbar 'iufälligen und oft grillenhaften Gestaltung 
des äufserlicHen Rechtssystems und der Gesetzgebung; 
oder, wenn man wolle, eine Ausdeutung Theils der 
Gesetze selbst > Theils insbesondere jener Juristischen 
AeufserBchkeit, des gesammten Formalismus sowohl 
der juristischen Schule, als auch der Gerichtsverfa*» 
sung, nach den Principien der Idee und der ewigen 
Wahrheit« (Reo G H. Weifse.) 

J«hrbb, f. wisj. Kritik, 1852. Bd. |L Nr. 70— 
78. Sp, 601^084. . 

. 1. Handbuch des Criminaftechts und dei Griminal« 

polkik von Bd. Henke. Berlin u. Stettin. Tb* 

I. 18», Th. II.» 1829 9 Tb. III. 1850., 8. 

8, Handbuch des gem. deutschen Strafreefat* mit 

Rücksicht auf die Bestimmungen der preub* 

ftstenv, baier. u. franxös. Gesetzgebung. Vo|i 

Dr. C. F. Jarcke. Bd< III. Berlin 185a 8, . 

Von einem Gelehrten, wie Henke, reichbegabt, 

Zeuge der wechselnden Metboden und Selbst vielfach 

thätig eingreifend, habe man erwarten können, da£i 

er in seinem neuen Werke den allgemeinen wissen* 

tchaftlichen Standpunkt auffassen und zugleich , als 

Verf. einer für ihre Zeit trefflichen Geschichte des 

deutschen peinlichen Rechts, dieses auf einer hkta- 
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.lisch positiven Grundlage aufführen werde, und jo* 
jedem Principe sein Recht widerfahren lassend, die 
geschichtliche Seite mindestens nach ihrer praktischen 
ütedeutung gelten lassen werde, Dieies sei aber nicht 
geschehen* und vielmehr eine schwer zu cbarakteri- 
sirende* nicht selten schwankende Behandlungsart 
gewählt, die weder für jenen . Geskfrtspunct befrier 
dtge , noch überall den Forderungen einer quellen- 
muffig historischen und praktischen . Bearbeitung des 
positive**?. Stoße? des gemeinen Rechts entspreche* 
Was die philosophische Methode des Verls, be- 
treffe, so sei sie unvollständig. In Beziehung auf 
die geschichtliche Methode des posit. Rechts ergreife 
der Verf. mit einer gewissen Af ngstlichkeit die Gele- 
genheit zu versichern, dafs er nicht zur historischen 
Schule gehöre; eine Versicherung, die schon durch 
seine ganze Darstellung entbehrlich werde, denn dafs 
von ihm auf älteres Recht, insbesondere in*. dritten 
Bande, der überhaupt der gelungenste sei,. Rücksicht 
genommen werde, dafs bei den einzelnen Lehren die 
Bestimmungen des römischen, kanonische» und ein- 
heimischen Rechts angefahrt werden, sei .schon für 
den unmittelbar praktischem Zweckunerläfslich , aber 
damit sei noch nicht das noch gas mancher Vermitt- 
lung bedürftige historische Rand angeknüpft, der in« 
nere Zusammenhang und Gedankengang bestimmt. 
Auf die rein praktische Seite sei die meiste Sorg- 
falt verwendet, in Verhältnils zu den beiden andern 
nnd so weit sie namentlich ohne die eigentlich histo? 
tische Grundlage, besonders aber ohne eine genauere 
ßognxengeschichte^ bearbeitet werden könne« B« 
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Mangelhafte der Angaben über Praxi«, als gemeinen 
Gerichts gebrauch» habt Wächter in einer Kritik der 
beiden ersten Theile nachgewiesen, selbst aber in sei« 
nein gerade bieför so. verdienstlichen Lehrbucbe eine 
Reibe von Erörterungen gegeben, die dem Verf. bei 
dem dritten Theile sehr zu Statten gekommen seien. 
Wenn nun , diesen dritten Theil, der einen sehr guten 
Totaleindruck mache, bei Weitem weniger manche 
Vorwürfe träfen, als die beiden ersten: so sei doch, 
wie früher, das Gelungenste, was der s. g. Criminal- 
politik und dem vergleichenden Gesetzstudium ange- 
höre. Man folge, mit steigendem Interesse an vielen 
Stellen den scharfsinnigen Erörterungen, den nicht 
, selten mit eindringlicher. Beredtsamkeit verfochtenen 
würdigen Ansichten , und freue sich der lebhaften 
Darstellung, die nur hie und da durch die zu langen 
Excerpte aus andern Schriften unterbrochen werden, 
und was ihre Form anlange, zuweilen aW minder 
sachverständigen Leser bestechen könnte, den Inhalt 
auf Treu und Glauben anzunehmen. Kenner, die', 
es verstehen, gehörig zu sichten, was gem. Recht; 
was wirkliche Praxis, was historisch begründet sei 
von alle Dem , was sonst in dieser Verbindung all- 
gemeiner und oft mehr speculativ hingestellt seij 
werden das Werk mit Belehrung lesen ; Anfängern 
sei es nur mit grofser Vorsicht zu empfehlen. 

t Der dritte Band des Handbuchs von Jarckesei 
nach denselben Grundsätzen bearbeitet, die der Verf. 
für die frühern als die ihn bestimmenden ausgespro- 
chen und durchzuführen gesucht habe. Dafs sich 
übrigens der Verf. zu einem Extreme neige und sich 
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hüten müsse; die, Unbefangenheit «seines Quellenstu- 
diums nicht präoccupiren ztr lassen, werde er viel- 
leicht seibat erkennen. Sehe man nun auf die Dar> 
ateliungswebe ihrem Stoffe nach, so sei auch dieses 
Mal die Aufgabe des Verfs., den im Allgemeinen 
nach ihrer rechtlichen, politischen, sittlichen und, 
soweit sich diese wirksam zeige, religiösen- Seite er- 
kannten Charakter der ahndungswürdigen Handlungen 
und ihrer Be,urtheilung in der historisch -rationalen 
Ent Wickelung nachzuweisen, jedoch mit Beschrän- 
kung auf den ausgesprochenen Zweck, das „gemeine 
Straf recht" vorzutragen* Ein sehr dankbar hervor- 
zuhebendes Verdienst habe, sieh aber der; Verf. auch 
diefs Mal durch die, grofse Sorgfalt erworben, mit 
welcher er die verschiedenen spätem Lahdesgeset*- 
gebungen, die mit wenigen Ausnahmen als Verstel- 
lung der Praxis des gemeinen Rechts für ihre Zeit 
gelten können, benutzt und dadurch die Dogmen- 
geschichte in ihrer Bedeutung anerkannt und ihr 
durch seine Beiträge — $o nenne sie Rec., ohne 
ihren Werth herabzusetzen,- — > vorgearbeitet habe. 

Die Art und Weise, wie die neuesten Gesetzge- 
bungen' in beiden* Werken ■ benutzt seien , bestimme 
sich durch die Verschiedenheit der Ansichten ihrer 
Verfasser. Henke führe sie mehr aus dem Gesicht Sr 
puncto der Politik an , und leiste hier erhebliche . 
Dienste; Jarcke schliefse diesen Gesichtspunct nicht 
aus, zeige aber mit grofser Gründlichkeit ihren Zu- 
sanimenhang mit dem unmittelbar vorhergehenden, 
selbst historisch entwickelten Rechte,' den Gesetze* 
in ihrer Unmittelbaren Modification durch Gerichta- 
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gebrauch. Schon eine fiüfchiige YergleichnTig des 
Aeufsero der Behandlung, und des bei derselben auf- 
gewendeten Stoff» lalle hierzu» Vprt heile des HancU 
buchet von farcbe aus» (Rec. J. F. HL Ab egg«) 

5) In der jen. allg. Lit. Zeit. Jahrg. 1832. 
flrg, BJ. Nr. 51. Sp. 17— 20. 
Annelen des katholischen* protestantischen und jü- 
dischen Kircbenrecbts. Herausgeg. von Dr. H. 
L. Lipp#rt. Erstes Heft. Frankfurt a. Main. 
1881.8* 

Rec findet den Plan dieser Zeitschrift sehr zweck* 
sniWg und ist überzeugt, dafs durch Befolgung des- 
selben den Anforderungen unserer Zeit entsprochen 
werde. (Rec — R.) 

J. L.Z. 1»32. Nr. 142. u. 145. Sp. 169—181. 

Das Corpus juris civilis, ins Deutsche übersetzt 
von einem Vereine Rechtsgelehrter und heraus- 

, gegeben vop Dx f C. E. Otto, Dr. Br. Schil- 

. ling und Dr. C F* F. Sintenis. Bd. I— III, 
Leipzig 1830 u, 1881. 8. 

Was die Form betreffe^ in welcher der Shm der 
einzelnen Stellen ausgedruckt sei, so möchte wohl 
der vorzüglichste Grund eines Tadels in dem Bestre- 
ben der strengen Wörtlichkeit der Uebersetzung und 
in der Sparsamkeit der erklärenden Noten liegen. 
Um diese Noten zu ersparen, sei man nämlich in den 
Fehler verfallen, eine grobe Anzahl technischer Aus* 
drücke, statt sie zu erläutern, in »einer weit unver- 
ständlichem Verdeutschung wiederzugeben. Dasübea- 



y Google 



und Ameigen inr ' anderen Zeitschriften, 205 

gfofse Streben nach« WörtKcbkeit habe aber nicht 
blofs auf die Bildung einzelner Phrasen, sondern auch 
auf die Bildung ganzer Sätze bisweilen nachtheilig 
eingewirkt , indem Deutlichkeit ' und echt deutscher" 
Anstrich dadurch verloreh gegangen seien. Frage 
man dagegen, zur Prüfung des innern Gehaltes der 
Uebersetzung, wie der Sinn der einzelnen Stellen 
getroffen und wiedergegeben sei, so könne man sa- 
gen , dafs die Uebersetzung mit grofsem Fleifse und 
viel Umsicht ausgearbeitet sei/ dafs r aber alle Wortn 
untadelig, alle Stellin unverbesserlich seyn und im- 
mer nur den richtigen Sinn treffen sollen,, werde 
Niemand ohne Unbilligkeit verlangen können. (Rec, 
G. Z.) 

J. L. Z. 1832. Nr. 148. Sp. 181 — 184. 
Die leges restitutae des Justinianischen Codex, ver- 
zeichnet und geprüft von Karl Witte. Breslau 
1830.. 8. 

Herr W. habe mit ausgezeichneter Sorgfalt die 
leges resthutas der Reihe nach angegeben und bei 
jeder einzelnen Stelle nicht blofs die Quellen; son- 
dern auch die Literatur, jedoch mit einzelnen Be- 
merkungen verzeichnet. Seine Arbeit zeige genü- 
gend, dafs noch Manches berichtigt werden könne, 
und Manches noch zweifelhaft sei, was man bisher 
für ausgemacht angesehen; endlich, dafs noth Man- 
ches vollständiger xestituirt werden möchte, als es 
bis jetzt geschehen sei. In letzter Hinsicht müsse der 
Anbang des Buches ausgezeichnet werden^ indem in 
demselben neunzehn veridiiedeae Consiüutic»en vvie- 
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derbergestellt seien, welche in unserer Ausgabe des 
Just. Codex entweder ganz fehlen oder nujr in man* 
gelhafter Form angetroffen werden. Die ganze Schrift 
sei reich an treffenden Bemerkungen , und eben dieij 
müsse von der Einleitung gesagt werden , in welcher 
der Verf. über die Quellen und Hilfsmittel mit Aus* 
führlichkeit berichtet habe. (Rec. Gw. <L) 

6) In der Leipz. Lit. Zeit: Jahrg. 1832. Nr. 
165. Sp. 1318 — 1320. 

Ueber den dreizehnten Artikel der deutschen Bun- 
desacte, die Einführung landständischer Verfai- 
sungen betreffend. Von Otto Wank er. Frei- 
burg 1830. 8. 

Der Verf. suche nach den historischen Grund- 
lagen die Frage zu beantworten: was die Verfasser 
des hier einer nähern Würdigung unterworfenen Ar- 
tikels der deutschen Bundesacte unter landständischer 
Verfassung verstanden und welche Rechte sie damit 
in Verbindung geglaubt haben. 

L. L. Z. 1832- Nr. 166. Sp. 1321 — 1825. 
Literärgeschichte des lpngobardischen Lehnrechts, 

bis zum 14. Jahrh. ihren Hauptgegenständen 

nach dargestellt von Dr.K. J. Dieck. Halle 

1828. 8. 

Der Verf. stimme im Allgemeinen mit der Patz** 
sehen Ansicht: dafs das Ganze nicht aus einer Zeit 
und demselben Verf., sondern im 12. Jahrh» ans ein- 
zelnen Abhandlungen entstanden sei , überein , weiche 
aber im Einzelnen von ihrer nähern. EntwickeluBg 
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ab. Welche Titel de« L. L. R. die eine, weiche die 
andere Abtheilung bilden, wer ihre Verfasser seien, 
zu welcher Zeit sie geschrieben u. s. w. untersuche 
der Verf. mit vielem Scharfsinne und tiefer Gelehr- 
samkeit. Die Resultate werden mitgetheilt. Doch 
könne es bei solchen Untersuchungen nicht fehlen, 
dafs auch andere Ansichten denen des Verfs. entge- 
gengestellt und auf ähnliche Weise durchgeführt wer* 
den können; daher es denn nicht zu verwundern sei, 
dafs bald nach dem Erscheinen dieses Werkes Las- 
peyres dieselben Fragen oft ganz anders beantwortet 
habe. 

L. L. Z. 1832. Nr. 176. und 177. Sp. 1401 — 
1411. 

Politische Freiheit. Von Franz Baltisch. Leip- 
zig 1852. 8. 

Dieses Bnch sei keineswegs , wie Manche aus 
dem Titel vermuthen könnten, eine Parteischrift mit 
einseitigem Bezüge auf gewisse Zeitinteressen,, son- 
dern nicht mehr und nicht weniger, als eine an alle 
Gebildete gerichtete Belehrung über das* Wesen und 
den Begriff einer freisinnigen Staatsverfassung , und 
Rec. kenne kein Buch , welches er in höherm Grade 
für geeignet; hielt, diese Belehrung zu gewähren. 
Der Verf. vereinige Reinheit und Tüchtigkeit der Ge- 
sinnung mit .klarer und gründlicher Einsicht , umfas- 
senden historischen Kenntnissen und scharfem , prak- 
tischem Blicke in einem seltenen Grade und seine 
Darstellung sei populär im bebten Sinne. 
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J. L. Z. 1882. Nr. 17,8. Sp. 1422. u. 1423. 
Widerlegung einiger in neuerer Zeil verbreiteten 
falschen Nachrichten in Bezug auf den Ursprung 
des hochfüntl. Hauses Löwenstein- Werthheim 
und dessen Successiortsrecht in Baiern. Mit ei- 
nein Urkundenbuche. Werthheim 1831. 8t 
Solle zugleich eine wiederholte Verwahrung der 
Rechte dieses fürstlichen Hauses seyn, wonach die- 
selben nach dem Absterben des ganzen Wittelsbach- 
icben Mannsstammes und noch vor den königlichen 
Prinzessinnen des jetzigen königl. Hauses würden in 
Kräh treten müssen. 

J. L, Z. 1882, Nr. 212. Sp./ 16*9-1696. 
Die deutsche privilegirte Lehn - und Erbaristökrk* 

tie f vernunftmäCngj und geschichtlich gewürdigt 

— von Dr. J. Cb. Fleischhauern Neustadt 

a. d. O. 1881. 8. 
Eine mit einem ungewöhnlichen Aufwände von 
moralisch -politischem Raisonnement und mühsam 
zusammengetragenen, für den Zweck der Schrift ge- 
deuteten, historischen germanistischen Notizen aus- 
gestattete und zu begründen versuchte Anklageacte 
gegen unsern Adel , worin diesem Alles zur Last ge- 
legt werde, was unser gegenwärtiges Geschlecht im 
bürgerlichen Wesen drücke, und was in' unserer be- 
wegten Zeit im Mittelstande und in den untern 
Volksclassen Unzufriedenheit und Unduldsamkeit ge- 
gen den Adel aufregen könne. 
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A) Miscellen. 



1. 

Es ist schon oft darauf aufmerksam gemacht wor* 
den > welcher heillose Mifsbrauch mit dem Allegiren 
von juristischen Schriften gemacht wird, und wie 
nothwendig es ist« wenn das Anfuhren der Werke 
Anderer von wahrem Nutzen seyn soll, dab man sie 
sorgfältig und planmäfsig studirt habe« Die neuer* 
Zeit hat auch in dieser Beziehung gewifs Viel gebes- 
sert. Um so betrübender ist es, in einem ausge- 
zeichneten Lehrbuche ein Beispiel dafür finden zu 
jpü>*fq f * wie wenige Aufmerksamkeit man dem Stu- 
dium der citirten Schriftsteller widmet. Linde sagt 
in. dem Lehrbuchs. des Civilprocesses §• 153. der 3. 
Auflage: „bei gemischten Klagen endlich ist der 
Hauptzweck, zusammengesetzter Natur" und in der 
NotQ 2. macht er die Bemerkung: »denn die actio* 
nes naixfae entstehen aus der Zusammensetzung ding- 
licher und persönlicher Klagerechte, u wofür er sich 
beruft auf v. Löhr's Magazin für R. W. und Ge* 
sletzgeb^ Bd. IV. Heft 1» Aber dieser Gelehrte sagt 
ja dort mit dürren und klaren Worten gerade das 
Gegentheil von der Behauptung Linde'?, indem er 
nachweist, dafs es actiones mixtae in dem von die- 
sem vertheidigten Sinne gar nicht gibt* 

Aus einer voriges Jahr in Berlin über preulsi- 
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«ches Recht erschienenen Schrift : (Sietze Grundbe- 
griff einer preufs., Staats- und Rechtsgeschichte XLII 
u. 702 S.) entlehnen wir folgende Stellen, welche 
die in ihrer Art einzige Richtung des rechtswissen- 
schaftlichen Studiums einer gewissen Partei in Preu- 
fsen hinlänglich charakterisiren : 

„Preufsen ist eine Riesenharfe, ausgespannt im 
Garten Gott es ^ um den Weltchoral zu leiten." 

„Das ganze göttliche Gesetz, nämlich das schon 
offenbarte und das in alle Ewigkeit zu offenbarende 
hat nur erfüllt der Gottmensch., Das offenbarte 
allein erfüllt auch Jeder, in dem Christus durch die 
Erkenntnifs wirkt, welcher der Mensch nicht wider- 
strebt. Das noch nicht offenbarte Gesetz erfüllt 
Icein einzelner Mensch und diefs ist die Schuld, wel- 
che jedem Menschen um Christi willen vergeben 
werden mufs: denn es ist nur der Mangel der Liebe, 
der uns das Gesetz noch verdeckt. — Die fortge- 
hende Offenbarung des Gesetzes bildet dann die Pe- 
rioden der Geschichte, und der Staat, welcher nur 
durch diese Erfüllung des ganzen Gesetzes fortschrei«» 
ten mufs, ist Preufsen. Wiewohl auch hier jedes 
einzelne Individuum noch das Gesetz unerfüllt läfst, 
welches nicht offenbart ist, so bleibt dieser Mangel 
* nur innerlich ; er erscheint nicht in der äufsern , für 
den Staat wirksamen Handlung, sondern nur indem 
subjectiven Gedanken, und wird hier durch den 
Staat vernichtet. Defshalb ist Preufsen die Offenba- 
rung der göttlichen Liebe, als Vergebung der Schuld. 
— Die Handlung wider das offenbarte Gesetz ist 
die offenbare Sünde oder das Verbrechen. Diese Er- 
kenntnifs 
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kenntnifs allein^ schliefst das preufsische Recht auf, 
als die Frucht des Selhstbewufstseyns von Europa, 
welches die Schuld sich vorgeben sieht» Es wirä bis 
in das kleinste Detail nachgewiesen werden als Ver- 
körperung des göttlichen Gedankens, des göttlichen 
Wortes, und erst dann wird die Revision der Gesetz- 
gebung beendet seyn, wenn diese nothwendige Be- 
ziehung aller Sätze des Rechts auf religiöse Offen- 
barung dem gebildeten Theile der Nation klar ist.-« 
Alle Systeme des preufs. Rechts , welche von dieser 
Totalität abstrahiren, mit einseitiger Beziehung, gleich-, 
viel ob auf römisches oder deutsches Recht, müfsteh 
ein gesundes Gefühl empören, wenn es sich nicht 
mit dem Gedanken kräftigte, d$fs auch zu soieher 
Weise der Verarbeitung nur durch höchste Zulassung 
ein Reichthunv von Talenten sich hingeben könnte, 
damit 4ie Stumpfheit des Sinnes erst überwunden, 
und »das Volk zur Erkenntnifs vorbereitet würde, 
dafs es die Gemeinde, den Leib des Herrn 
darstellt." -*-:*'' 



$J Zusammenstellung der juristischen Vorlesungen 
auf den deutschen Universitäten im Winterhalb- 
jahre 18f}, '(SdUiifs.) 

Bonn. 
A) Professoren: i. Bethmann-Hollweg: 
a) Institutionen des Gajus; b) preufs. Landrecht; 2. 
Böcking: a) Institutionen; b) ausgewählte Lehren 
des röm. Rechts;'' c) Kirch enreclit. 3. Deiters: a) 
Tacitus Germania, mit Rücksicht auf die deutschen 
Ä Band. lö 



y Google 



212 - Zusammenstellung d. jur. Vorlesungen 

Rechtsalterthümer; b) deutsche Staats- und Rechts-, 
geschiente; c) Lehnrecht; d) Criminalrecht. 4. Mi- 
ckeldey: a) Institutionen« b) Erbrecht; c) ausge- 
wählte Lehren des röm. Rechts; d) gern* deutsch« 
und preufs. Civilprocefs«. 5. Maurenbrecher: a) 
l&ncyklopädie u. Methodologie ; b) das gem. u. preufs. 
Lehnrecht ; c) das rheinische Civilrecbt ; d) Criminal- 
recht; e) code p&ial in Vergleichung mit der preufs. 
Criminalordnung. 6. Pügge\* a) Pandekten; b) 
deutsches Staatsrecht; c) Geschichte des Naturrechts» 
7. Walter: a) röm. Rechtsgeschichte; b) deutschem 
Privatrecht ; c) ausgewählte Lehren des deutsch« R» 

B) Privatdocent Arndts: a) Encyklopädie, 
u. Methodologie; b) röm* Rechtsgeschichte; ^Erb- 
recht. 

Anfang der Vorlesungen: 21. Oct. 

Gesammtzahl der Studirenden: 774; davon Ju- 
risten: 224* 

Breslau: 

A) Professoren: 1. Abegg: a) Rechtsphilo- 
sophie u. Naturrecht; b) Examinatorium über gern« 
u. preufs. Criminalrecht und den Civilprocefs, mit 
prakt. Aufgaben; c) gem. u. preufs. Criminalprocefs ; 
d) gem. u. preuff. Concursprocefs. 2. Gaupp: a) 
Encyklopädie u. Methodologie; b) deutsches Privat- 
recht, mit bes. Berücksichtigung der germanisch- 
rechtlichen Jnstitute des preufs. R. ; c) Handels-, 
Wechsel- u. Seerecht; d) gem. u. preufs. Lehnrecht. 
3. Huschke: a) Pandekten mit Inbegriff des Erb- 
rechts , aber mit Ausschlufs des Sachenrechts ; b) Per- 
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«onenrecht. 4. Regen brecht: a) deutsche Staats- 
und Rechtsgeschichte; b) deutsches Staatsrecht; c) 
Examinatorium über deutsches Staatsrecht ; d) europ. 
Völkerrecht. 5. Unterholzner: a) Geschichte u. 
Institutionen des röra. R.; b) Geschichte des röAj. 
gerichtlichen Verfahrens. 6. Witte: ä) Sachenrecht; 
b) Literärgeschichte des corp. jur. civ.; c) preufe; 
Landrecht. 

B) Privatdocent Dr. Geyder: a) deutsches 
Privat- und. Handelsrecht; b) gem. Lehnrecht; c) 
deutsche Rech tsalterthümer; d)üb. d. Sachsenspiegel. 

Prof. der Phil. Dr. Thilo: Grundsätze d. phi- 
losophischen Staatsrechts. 

Anfang der Vorlesungen: 21. Oct» 

Gielsen. 
A) Professoren: 1) v. Grolman: a) philo«, 
historische Einleitung in das Studium der Rechtswis- 
senschaft; mit Hinweis, auf Falck; b) Naturrecht u» 
die Philosophie der posit. Gesetze, nach v. Gros; c) 
deutsche Staaten- und Rechtsgeschichte; d) deutsches 
Bundes- u. Staatsrecht, mit bes. Berücksichtigung d. 
offentL R. des GH. Hessen ; e) Jurist» Disputatorium, 
Theils in deutscher, Theils in lat. Sprache (öfientl.) 
2. v. Löhr: a) Institutionen des röm. R. in Verbin- 
dung mit der Geschichte desselben, nachMackeldey; 
b) röm. Erbrecht, nach v. Wening- Ingenheim. 3. 
Mar ez oll: Pandekten, nach v. Wening- Ingenheim. 
4. Müller: a) französisches Civilrecht, mit Hinweis, 
auf Zachariä; b) gem. deutsch. Criminalprocets; c) 
französ. Civilprocels , nach Berriat- Saint -Prix; d) 

15* 
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Examfaatorram über ä» Pandekten; den deutschem 
bürgert, u. Strafprocefs. 5. Stickelt a) Lehnrecht, 
»ach PStz; b) Staatsrecht der deutschen Bundesstaat 
ten; c) bürgerl. Proceft. 6. Weifs; a) d. heutige 
deutsche Pritatrecht, mit Einseht» des Lehn* , Hand- 
lungs* und Wechselrechts , nach Eichhorn; 4») das 
heutige deutsche Kirchenrecht, nach s, Grundrisse; 
c) Concursprocefs (offentL); d) Examinatorium übet 
beliebige Rechtsthetle. 

B) Privfetdocenten* 1. Röder: a) Philoso» 
ph& des Rechts; b) Poliaeirecht ; c) gem. deutscher 
Crim. Proc; 2. Seil: e) gem. deutscher Criihinalpro- 
cefs; b) Concursprocefs, nach Lindfe; c) Anleitung 
zur jur. Praxis im AUgem», mit Binschlufs der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit, verbunden mit Ausarbeitun- 
gen, jedoch ohne Beziehung auf Prozessualisches j d) 
Processuhte pittcticuni, int Verbindung mit Ausarbei- 
tungen; e) Examinatorium über Qvilrecht, Civilprc* 
cfefs, Crfminalrecht und Crimmalpröcefs.' 

Anfang der Vorlesungen : 28. Oct. > 

Königsberg. 

A) Professoren: 1. Backe: a) Pandekten; 
1>) Erbrecht (offentl.) 2. v. BuchhoU: a) Ency- 
klop&üe u. Methodologie des Rechts, nach Hugo; 
b) röm. Rechtsgecchichte; c) Institutionen des afrofe 
R.; d) die Lehre von der Ehe, der väterlicheil Ge* 
weh und der Vormundschaft (öffentl.) 3. lacofe- 
ton: a) gern» u. preufs. Lehnrecht; b) Kirchenrecht, 
bfcch s. Versuchen; c) Lehre von deüFfcsten, Satir*» 
inenten und heil. Handlungen (öffeml.) ; d)€ivilproc 
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nach der allgero, Gerichtsordnung, mit Rücksicht auf 
dos gemeinrechtliche Verfahren. 4, Rejdenitz: ») 
preufs. Staats« und Rechtsgeschichte (öffentl); b) 
Handelt -, Wechsel- und Seerecht, nach Martern; 
c) preufs* gerichtl Praxis nach der Procetsordnuug, 
Hypothekar* und Depositalordnung. £. Sanio: a) 
Fortsetzung der Interpretation des Gajus (öffentl); 
b) Geschichte, Alterthümer und Institutionen d. röm* 
B. 6) Schweikart: a) Eherecbt (öffentl); b)geu* 
deutsches u. preufs. Crim. R.; c) deutsches Privatr. 
in Verbindung mit dem allg. Landr. u# d. ostpreuf*. 
Prpvinzialrecbte. 7) Sietze: a) deutsche Staats- u* 
Recbtsgescbichte, b) vergleichende Theorie des Civil- 
proc, nach eig. Handbuche, (öffentl.) 8. S im ton: 
a) Pandekten ; b) Repetitorium der Pandekten (off.) 
B) Privatdocenten: 1. Nicolovius: a) 
Staatsrecht des deutschen Bundes und Preußens ins« 
besondere; b) allgemeines Kircbenrecht für die preufs, 
Staaten (öffentl). Z Riedel: a) Handel*-, Wech- 
sel- und Seerecht (öffentl); b) gem. Cirilproc. mit 
Berücksichtigung des preufs. Prozeßverfahrens. 

Anfang der Vorlesungen: 21. Oct. 

Leipzig. 
A) Professoren: 1. Beck: a) über den Con* 
cwspxoceb; b) Referir- u. Decretirkumt, unter B«r 
nutzung von Acten. 2- Günther: a) ordinär, und 
mmmir. Civilproc, mit Ausschlaft des Concursproa, 
n. s. Säuen; b) Concursrecht und Concursproc. u. H 
Sitzen. Ä. Hänel: a) eufsere Geschichte d, röra. 
IL, n. Haubold« b) Iniütutiojien u, innere Geschichte 
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des rom* R., n. Hdttbokf* 4. Klient *) allgem.Kir* 
fchettrecht in seiner Verbindung mit dem allgem- 
Staatsrechte, und zugleich Geschichte der Kirche u» 
ihres Rechts, Hebst Quellen und Subsidienkunde; b) 
das* öffetotl. und Privatkirchenrecht der Katholiken vu 
Protestanten nach den in Deutschland und Sachsen 
geltenden Grundsätzen , n. Böhmer; c) deutsches u. 
sächs» Lehnrecht. 5* Krieg el: a) Fortsetzung der 
eteget. Erklärung der justinianischer! Pandekten (B* 
II. u. III.); b) Pandekten, n. Haubold; c) Disputir- 
Übungen in lat. Stracke. 6« Br. Schilling: a^üb. 
das gem. in Deutschland geltende Kirchenrecht, n.s* 
Sätzen; b) gem. n. sächs. Lehnrecht, n. sY Sätzen; 
c) Examinirübungen üb/ einzelne ausgewählte Theile 
des föm. R.; d) Examinirübungen über diegesamm- 
ten Theile der Rechtswissenschaft« 7. Fr. Schil- 
ling: a) kön. sädhs. -Privatrecht, mit Ausschluß des 
Wechselrechts $ n. Haubold; b) Disputir* u.Interpre- 
, th>Uebungen über das röm. R« 8. Steinacker: 
») sächs. Privatjecbt, Fortsetzung und SchluFs; b) 
Referir- u. Decretirkunst unter Benutzung v. Acten. 

9. Wächter: a) Pandekten, n. Thibaut; b) der 
bes. Theil d. gem. u. sächs. Strafrechts, n. s. Lehrb. 

10. Weiske: a) deutsches Staatsrecht; b) deutsches 
Privatrecht j c) Bergrecht; d) Leitung der Hebungen 
der juristisch -Staats wissenschaftlichen Gesellschaft; e) 
deutsches Staatsrecht* 

B) Privatdocenteü: 1. Berger; a) königl. 
sächs. Privatrecht, n» Haubold; b) das gesammte Cri- 
minälr. 2. Busse: Examinirübungen über sämmt- 
liehe Theile der R. W. 3. Claudius: a) Geschichte 
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des Patronatrechts; b) Kirchenrecht der Katholiken 
und Protestanten in Deutschland u. Sachsen, n. $. 
Sätzen«, 4. Herr mann: a) Examinirubungen über 
sämmtliche Rechts discipl inen ; b) Disputirübungen üb* 
streitige Satze des philosophischen Rechts ; c) Natur- 
recht, n. s. Sätzen*. 5. Kind: a) die* neuesten Fort-; 
schritte in der Rechtsw. und Gesetzgebung nach den 
einzelnen Doctrinen* unter Anleitung seiner Zeit«; 
Schrift: Summariutn u. s* w.; b) das gern* deutsche 
Privatr*, n.Wei&e; c) gern» deutsches u« partik. sächs» 
Handels*, Wechsel-, See- und Assecuranzrecht , n, 
von Martens. & Krug: a) Institut, des rönu R.; b) 
Obligationenrecht; c) Examinirubungen über beliebige 
Rechtstheile; d) Disputirübungen* 7« Lehmann:, 
a) Obligationenrecht; c) Examinirubungen über be- 
liebige Theile der R. W. 8. Merkel: Examinir- 
ubungen über Pandekten u. Civil proc 9J?etscbke: 
a) Institut, nebst der äufsern und innern Geschichte 
des röm« R., n. Mackeldey; b), gern* u« sächs, Lehn- 
recht, n. s. Sätzen; c) Examinirubungen über alle 
Theile des Rechts* 10. v. Planitz: a) Institute des 
röm. Rechts mit der äufseren Rechtsgescbichte un4 
dem Gerichtswesen der Römer; b) Pandekten, n. 
Haubold; c) deutsches u. sächs. Privatrecht; d) die 
Rechte der verschiedenen Stände Deutschlands; e) 
sächs. Privatrecht, u. Haubold; f) gern» -u. sächs. 
Lehnrecht; g) ordinär, u. summar. Procefs, n*s. Leit- 
faden; b) Examinirubungen über alle Theile des 
Rechts. 11) Richter: a) gern» u. sächs* Kirchen jv 
n. eign. Sätzen; b) Examinirubungen' über Kirchen.» 
u.. Civilrecht. 12. Rüffer: a) ordentl. Civilprocefs, 
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defsgL die sunjmar. Procefsarten , Beides nach Biene* $ 

b) Examinirübungen über' Procels. , 15 # Sachsse: 

a) Kirehenrecfct der Katholiken tu Protestanten ia 
Deutschland; b) gemein« und sächs. Lefanrecht. 14. 
Schneider: a) Encykiepädie und Methodologie, xu 
•• Sätzen; b) Institut, in Verbindung mit der anisern 
und innern Geschichte des röm. R. f n. Mackeldey; 

c) Examinirübungen über beliebige Theile d. Hechts« 
15. ScKän ernannt Examinirübungen üb* das ganze 
R. n. einzelne Theile desselben. 16» Treitschkec 
m) cd* Lehre von den Klagen und Einreden; b) Re- 
ferh> und Decretirkunst. 17. Vogel: 41) Geschichte 
«u Institut* des röm» IL, nach s. Grandrisse; b) deut- 
sches Prtattrecht, mit Rücksicht auf Weibe; c) phi- 
losopb. Criminalrecht, n. Tittmann; d) Leitung der 
Uebungen der Otto'schen dogmatisch- exegetischen 
Geteilschaft.. 18. Wendler: Examinirübungen über 
Pandekten und Institutionen* 

Prof« der Philosophie Dr. Pöliti: allgemeines 
Staatsrecht. 

Prof. der Philosophie Dr. Bulan; Darstellung 
der Verf assu ng und Verwalt. der europ. Staaten; ' 
■ Anfang der Vorlesungen ? 21. Oct. 

Marburg. 

A) Professoren: 1. Endemann: a) auser- 
lesene Stellen der Taticajiischen Fragmente; b) Pan- 
dekten; c) Erbrecht; d) Examinatorhtm über Pan- 
dekten und Erbrecht, verbunden mit schriftl. Arbei- 
ten. 2. Jordan: a) allgem. n. deutsches Staatsr.f 

b) Lehnrecht; c). Criminalprocels; d) Digngtafnrhim 
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über auserlesene Controversen des gttamrmen R*, ist 
lat. Sprache« 8. L ö b e 1 1 : a) Encyklopadie u. Metho- 
dologie der R. W.; b; einige Titel der Digesten; c) 
Institut, d. röm. R.; d) Oimmaireoht, 4«.Multer: 
kethol. und protest. Kirchenrecht. . 5. Fiatner: a) 
Naturrecht; b) Institut, des Ga jus; e) Fragmente d* 
Ulpian; d) Rechtsgeschichte, 6« Robert: a) Theo«, 
ri* des Civilprocesees; b) Examinftteriam über den 
Givilprocefs; c) Jurist» Practicum. 7. Voligraifs 
deutsches Privatrecht. ' r 

B) Frivatdocenten-: l.Büchel: a) J&ncy*- 
Mopädie und Methodologie der R. W.; b).Text der 
Institutionen Juttinians; c) Institut, d» röm, R>; d) 
Examinatorium über die Institut.; e) Lehre ton der 
Klagender jährung; f) kath. u. protest, Xizchenrechif 
g) Examioatorien und Repetitorien üb. d. gesammte 
Rechtswissenschaft und einzelne Theile derselben* 
8. v. Meyerfeld: a) rönu System des classtscbea 
Pandektenrechts; b) kurhess. Privatrecht; c) Theorie 
des Civilprocesses; d) Civilpracticum. 3* Y. Waage* 
row: a) prakt. Pandekten - Repetitorium ; b) Gesch. 
des röm. Privatrechts; c) Examinatorien, «u Repetito- 
rien über die ganze Rechtswissenschaft vu einzelne 
Theile derselben. 

Anfang der Verlesungen: 28. Oct. 

München* 

Die Professoren: 1. Bayer; i) Institutionen, 

verbunden mit der äufsera Geschichte de» röm. R^ 

n. Mackddey; b) Theorie des gem. Civilprocesses, n. 

Martin u. seinen Vorträgen «(München 1850*) & 
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Freih. v. Bernhard: a) gern, deutscher Privatrecht 
in seinem ganzen Umfange mit .Inbegriff d. Lehnr.? 
b) deutsche Reichs- u, Rechtsgeschichte* 8. Ministe* 
xialrath u.. Praf. v. Dresch: baierisches Staatsrecht* 
to. s. Grundzügen. 4. V. Link: deutschet Bundes» 
Staatsrecht in Verbindung mit einer geschichtlichen 
Uebersicht des vormaligen deutschen Reichsstaatsr. 
$. Mayr: a) deutsches Privatr. mit Einschlufs des- 
Handels-, Wechsel- u. Lehnr., letzteres .n* s. Hand- 
buche; b) franz. Civil- u. Crita. Procefc, nach eign. 
Grundrisse; c) Pandekten - Repetitorium und Exami- 
featorium. 6) Puchta: a) Pandekten n. s. Systeme 
des gem. Civilrechts ; b) über die Institutionen des 
Gajus (öffentl.) 7. Schmidt lein: a) Encyklopädie 
und Methodologie der R. W., n. Falk; b) Grimmal- 
^practicum als Anleitung zum Inquiriren, Defendiren 
und Referiren aus Criminalacten, mit schriftlichen 
Ausarbeitungen« 8. Z eng er: a) baierisches Landr.* 
b) über Klagen und Wiedereinsetzung in den vorig. 
Stand (öffentl.) 

Ministerialrat]! Dr. v. Stürz er: baier. Civilproc, 
to. d. Gesetzb. u. dem Gesetze v. 22. Juli 1819. 

Hofr. u* Prof. der Gesch. Dr. Berks: Staats- 
lehre, historisch - philosophische Entwickelung der 
Idee des Staates mit vorzüglicher Rücksicht auf die 
Staatsverfassungen, des Alterthums u. d. Gegenwart. 

Prof. der Philosophie Dr. Buchner: deutsche 
Reichs- und Rechtsgeschichte. 

Prof. d. Cameralwiss. JDr. Oberndörfer: «11g* 
Staats- u* Rechtslehre. 
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Dr. Philipps, Prof« d. Rechtswits, auf Berlin: 
a) deutsche Reichs- und Rechtsgesch. ; b) kanoni- 
sches Recht. 

Anfang der Vorlesungen: 18. Oct. 

Gesammtzahl der Studirenden: 1528; davon Ju- 
risten: 450. 

Rostock. 

A) Professoren: 1« Diemer: a) deutschet 
Privatr. , n. Eichhorn; b) meckienburg. Staats- und 
Piivatrecjit , n. eigenen Sätzen. 2« Elvers: a) In- 
stitut, und Gesch« des röm. R.; b) den zweiten ThL 
der Pandekten , einschliefslich des Erbrechts; c) Er- 
läuterung auserwählter Stellen d. röm, Rechtsquellen ; 
d) Civilpracticum. 8. Gründler: a) Cmlprocefs, 
nach Martin; b) Kirchenrecht , n. Wiese. 4. Kam* 
merer: Pandekten, mit Ausschlub des Erbrechts, n. 
Heise« 5) Raspe* a) jur. Encyklopädie , n. Falk; b) 
Criminalrecht, n. Bauer* 6. Türck: Lehnrecht» 

B)Pfivatdocent Dr. Gaedcke: a) über den 
Gajus(unentgeltL); b) Civilprocefs ; c) Civilpracticum^ 
d) Examinatorien und Repetitorien. 

Anfang der Vorlesungen : 21. Oct« 



IV. 

Verzeichnis der neuesten juristi- 
schen Schriften. 

Ablösung*- Ordnung für das Königreich Hannover v. 
25. Juli 1833 , nebst der vorangegangenen Ver- 
ordnung über die Ablösung der gr und- u. guts- 
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herriichen Latten u. *• w. vom 10. Nov. 1831, 
sowie der Verordn» über die Verhältnisse der, in 
Folge der Verordn. v. 10. Nov. 18S1 durch Ab- 
lösung frei gewordenen Güter u. s.w. vom 23. 
Juli 1833' und der Verordn. über .die erbliche 
Uebertragung von Gütern und Grundstücken 
unter Vorbehalt einer Abgabe, von demselben 
Tage. Hannover, Hahn. 7£ Bg. gr.,8. gfeb. 8 Gr. 

Auslegung, über richtige, des kön. Minist« ReScripts 
vom 19. März 1799, wegen Injurien v zwischen 
Militär- und Civilpersonen, in specie wenn letz-« 
tere höhern , erstexe geringern Standes sind. KcW 
nigsberg , Unzer. 1\ Bg. 8. geh. 2 Gr. 

Beiträge zum cönstitutiondlen deutschen Staatsrechte. 
ls Heft A. u. d. T.: Betrachtungen über das 
constitutionelle deutsche Staatsrecht im Allgera, 
sowie die Staatsgewalt in der constitutionellen 
Monarchie und das Verhältnifs der Polizei zur 
Cri'minäl Justiz insbesondere. Vier Abhandlungen 
eines deutschen Staatsrechtsgelehrten, aus der 
deutschen Vaterlands -Zeitung besonders abgedr. 
Darmst., Pabst, 10 \ Bg. gr. 8. broscb. 54 Kr. 

Betrachtungen üb. die Repräsentat. in oral. Personen, 
bes. des Staats. Von einem k. preufs. Bearhten«. 

- Glogau, Heymann. 4f Bg. gr. 8. br. 12 Gr. 

Droste-Hülshofi, Prof. Dr.* C. A. v., Grunds. $. 
gem. Kircbenr. d. Katholiken u. Evangelischen, 
wie sie iri Deutschland gelten'. 1. Bd. enthalt, 
die Einleit. u. d. äufsere Kircbenr., nebst einem 
Anhange , worin sich die neueste Quelle d. deut- 
schen Kirchenr. u. d. franz. u.'niederländ. Con- 
cordat befinden. 2te verb. u. verm. Aufl. Münster, 
Coppefrratb. $5$ Bg. gt. 8. 2 Thlr. 4 Gt. 

Engelbach, des Hofgerichtsadv. Dr., zu Giefsen, 

rechth Vertheid. wegen angescbuld. Unziemlich- 

■ keiten u. Beleidig, gegen d. GH. Hofger. zu Giefsen 

u. GH. Oberapp. u. Cassationsger. zu Därmstadt. 

N* mehrern Anlagen. Giefsen, Ricker. 20f Bg.8. 
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.Verzeichnifs der neuesten Jurist. Slhtfftett J2fl 

Gesetzsammlung für das Herzogth. Anhalt -Berrlburg. 
lr Bd. enthaltend Staatsgrund-, Gerichts-, Kir- 
chen- u. Schulgesetze vom J. 1720 — 1332. Des«* 
sau, Fritsche u. Sohn. 60 Bg» gr. 4. 2 Thlr. 

Grundler, Hofr. Dr. C. A., Polemik des germ.R. 
Land- u. Lehn rechts (jus controvers um , german. 
privatum et feudale) 2r Th. Nach d. Systeme d. 
Hn. Geh. R. Dr. Mittermaier u. Geh. R. Dr. Böh- 
mer. Merseb., Weidemann. 28| B. gr, 8. 2 Thlr. 

Gustafs on, Oberst, über die unbeschränkte Prefs- 
freiheit. Aachen, Mayer. 3 Bg. 8- br. 6 Gr. 

Hassold, Em« Eduard, (juris utr. et phil.Dr.) Syn- 
opsis variarum immutationum et ambitus et ac- 
quisitionis solutionisque patriae Romanorum po- 
testatis. Onoldi, Brügel. 9 Bg. gr. 8. 

Heinze, C. Th« E.-, die preufs. Gesindeordnung 
nebst den dazu gehörigen Erläuterungen u. spä- 
tem Verordn. Ein für jede Haushaltung unentb« 
Haudbüchl. Liegnitz,Kuhlmey. 7B. -8. br. 9 Gr. 

Justizwesen, über das, im KR. Hannover. A. u.d. 
T.: Ergänzungshefte zur Jurist. Zeitung für das 
KR. Hannover. Nr. 17.- Lüneburg, Herold u. 
Wahlstab. 1£ Bg. gr. 8. 8 Gr. 

Quellen des öffenti. Rechts der deutschen Bundesstaa- 
ten oder Samml. der wichtigsten Urkunden, die 
zur Kenntnifs des allg. deutschen fiundesstaats- 
rechts dienen. Venu* Aufl. (Die beiden im J. 
1821 erschienenen Bände mit einem dritten Bde 
verm. und zusammengebunden. Karlsruhe and 
Baden, Marx. 43 Bg. gr. 8. br. 4 fl. 30 kr. 

Sanio, Frid. Dan., de antiquis regulis juris origi- 
nem atque progressum disciplinae Ictorum roma- 
norum optime declarantibus speqimen primurn. 
Königsberg , Unzer. 4J Bg. gr. 8. geh. 10 Gr. 

Schweickart, F. C., Napoleon und die küibess. 
Kapitalschuldner. Ein Erkenntnis üb. d.. Rechts- 
bestand der in Napoleonsauftrage einem kur- 
hess. Capitalschuldner ertheilten Quittung. Mit 
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224 VerzeichniEs der neuesten Jurist. Schriften« 

Anmerkungen. Königsberg, Unzer. 7J Bg. 8» 
brosch. 12 Gr. 

Tausch, Dr. Jos., (k. k. Appellationsr,)* das Berg- 
recht des österr, Kaiserreiches. Systematisch dar- 
gestellt und erläutert von — . Zweite umgearh. 
und verm. AufL Wien, Mösle. (M. d. J. Z. 
1854.) ^Oi Bg. gr. 8. 2 Thlr. 16 Gr. 

Thilo, Dr. Ludw., (a. o. Prof. der Philosophie an 
d. Universität Breslau), die Volkssouveränität in 
ihrer wahren Gestalt» Nebst «inem Anhange: 
Ist Friedlich Murhard ein Corapilator? Breslau, 
Hentze. 18} Bg. gr. & 1 Thlr. 12 Gr. 

Weber, Dr. C. G. von, über die bevorstehende Um- 
gestaltung der Kirchenverfassung des KR. Sach- 
sen, in besonderem Bezüge auf die Behörden 
für die evangelische Kirche. Leipzig, Barth. 6± 
Bg. gr. 8. brosch. 12 Gr. 

Zeitung, juristische, für das KR. Hannover. Herausg. 
von Dr. E. Schlüter und Dr. L, Wallis. 
Achter Jahrg. Heft 1. <u. 2# Erstes Heft. Lü- 
neburg, Herold u. Wahlstab. 121 Bg. gr. 8. br. 
mit den noch restir. 2. Heft. 2 Thlr, 
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I. 

Recensionen und Anzeigen. 



Ueber das Recht des correus debendi von dem an* 
dem correus theilweisen Ersatz der .gezahlten 
Corre&lschuld zu verlangen. Ein civilistischer 
Versuch von Dr» Wilhelm Seil. Giefsen 1830. 
VI und 72 SS. 8. *) 

In vorliegender Schrift sucht der Verf* die An- 
sichten derer zu widerlegen, die dem das Ganze zah- 
lenden correus nur in dem Falle eine Klage auf 
theilweisen Ersatz gegen Seine Mit verpflichteten ein- 
räumen, wenn diefs besonders bedungen worden, wenn 
sich der correus die Klagen des Gläubigers cediren 
liefs, wenn derselbe mit seinen Mitschuldnern in So- 
cietäts- Verhältnissen steht, wenn er im Auftrage der 
Mitschuldner Zahlung geleistet oder durch die Zah- 
lung eine wahre negotiorum gestio begründet wor- 
den sei und zu beweisen, dafs auch in allen 
übrigen Fällen dem correus gegen seine 
Mitverpflichteten eine actio negotiorum 
gestorum utilis zustehe« — Refn. scheint jeN 



*) Diese Abhandlung steht auch in der Zeitschrift für Civilr. 

und Proc. Bd. III. 
22. Band. ' 16 
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226. Dr. Willi. Seil, 

doch dieser BeweiV keinesweg* gefangen ?u eeyn. — 
Der. Verf. beruft »ich sowohl auf allgemeine Gründe, 
als auch auf mehrere Gesetzesstellen« Ans den er- 
steren kann auch nicht das Geringste für die Ansicht 
des Verfs. abgeleitet werden. Derselbe geht von der 
Idee aus, daCs die negotiorum gestio, die Anfangs in 
enge Grenzen eingeschlossen gewesen, sei, sich nach 
und nach durch die Billigkeit und das prätorische 
Recht erweitert habe. So werde die actio negotio- 
rum gestoxum auch dann gestattet, wenn ein Irr- 
thum in der Person des dominus Statt gefunden habe, 
wenn man in dem Glauben, man sei beauftragt, ne- 
gotia gerirt habe, wenn ein Auftrag von Seiten eines 
Andern als des dominus geschehen sei u. s. w. Es 
sei daher tuofe wohl den Grundsätzen der Billigkeit 
angemessen und der Natur der negotiorum gestio; 
nicht wijlecstreitendj in unserem Falle eine, actio 
uüU* auzuuthmtn, Ref. glaubt übrigens > dafs auch 
die Billigkeit ihre natürlichen Grauten habe, dab auch 
hier oV ho a aaixe h e Vers angewandt werden können 
est modus in rebus, sunt certi deniau« fioes, quos 
ultra citraque nequk consislero rectum, und dafe mit 
der analogen Anwendung kein unnützes Spiel zu 
treiben sei. Sodann scheinen aber auch die oben 
angegebene* Grundsätze nicht sowohl aus.'der aequir 
tas, als vielmehr aus der Natur und dem Wesen der 
negotiorum gestio leibst ausgeflossen au seyn* Vor*- a 
aussetzung der letztern ist ntrnüch , dal* man, frei- 
willig, ohne dem dominus, sei es durch., einen Auf- 
trag des läutern oder durch, Gesetze verpflichtet zu 
seyn und zwar animo negotia gerandi dia Geschaffte 
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über das Reibt de* cofreus) debendi etc. S27 
t 
eines Dritten besorgte. Es ist hierbei gletettgiitig, 

ob von Sehen eine* Andern *ls des dominus ein Atrf* 
trag Statt gefunden bat, da dieser alt solcher *wi- 
ecben dem dominus nnd Gescfafcfftsfübi'er, als eiae 
res iater atios acta, keine rechtlichen Wirkungen er- 
zeugen kann. Der Ankrag des Dritten begründet 
vielmehr deswegen die actio negotiorum gestortim 
zwischen dem dominus und dem Geschäfftsfüfarer; 
weil der Letztere durch die Uebernahnve des Auf* 
trage alt einer freiwilligen Handlung die Geschafft* 
des deminus zu geriren angefangen h*t, und des An* 
gefangene fortzusetzen und »u vollenden verpflichtet 
ist. Aus einem gleichen Grund* ist attch der man^ 
dans dem dominus aus- der acwe rtegotkmum gesto* 
ram verpflichtet. -* Efconso gleicbgiltig ist es zum 
Begriffe der negotiorum gestin , Welches die Motive' 
der freiwilligen Uebernahmer de* ©eschäffnÄhrttog 
waren , ob der Glaube, »afcan sei recfctifch verpflich- 
tet^ oder eine ähnliche Ursache. — - De* Verfc 
gtaibt jedoch seihst, defis durch diese allgemei- 
nen Gritode, sriwifr die* für $en* sprechenden Ge* 
setöessfeUen (F*'8ft digi ifc, U «, Fr> 20<d*g.27,&) 
die s/ufgesteHt* stand* noch nicht völlig erwiese» sei» 
Dieter Meinung ittfteft amti»; keineswegs aber kann 
derselbe hierin mh dem Verf.. übereinstimmen, dafs 
durch die sptter Von demtfelbefo citirten Gesetzesstet' 
len eine speciale Anwendung des aufgestellten Ge- 
afchtsptanetes auf verschiedene Fälle der Correaldbfi- 
getkm unwiderleglich angedeutet sei. 

Die Hanptsteile, die der Verf. für sein* Ansicht 
anführt udd die einzige r worin die actio negotiorum 

16 * 
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tS» Dr. Wilh. Seil, ' 

gestorum namentlich genannt • wird , ist* das Fr. SO. 
dig. 3, 5., das gleichsam den Grundstein des Gan- 
zen bilden' soll. Es ist jedoch in diesem Fragmente 
nicht sowohl^ von der actio negotiorum gestorum con- 
traria, als vielmehr von der actio directa die Rede. 
In der angezogenen Stelle wird nämlich gesagt, dafs 
der curator, der dadurch, dafs er den Ersatz wegen 
des vom Subcurator verdorbenen Waizen hat entrich- 
ten müssen, Schaden gelitten hat, sich mit der actio 
negotiorum gestorum an den Subcuratorhalten könne, 
da in einem solchfen Falle dem tutor gegen den con- 
.tutor diese Klage zustehen würde. — Die Tutoren 
standen ngmlich gewissermaßen in einem Gesämrrtt- 
verbande und ihufsten sämmthch negotia geriren. Der 
tutor, der nicht gerirte, konnte wie der tutor gerens 
belangt werden» Jedoch konnte der tutor gerens, 
weil er nicht blofs seine Geschaffte, sondern auch 
die der Conttttoren geführt hatte , v von den letzteren 
mit der actio» negbtiorcrte gestorum belangt werden. 
Von dieser.Klage iit in änsetfer Stelle die Rede, de- 
ren Anwendung" in > Beziehung ^aiff • den ' Subcurator 
keinen Schwierigkeiten unterliegen konnte« ^Ebenso 
ist hr dem angefügten F*v 24. dig.< 27, & und Ft. 
29. dig. 3 ," 5. von 'der- actio negotiorum gestorum di- 
recta und nicht contraria die Rede. Itt dir ersteren 
entscheidet Paulus mit gewohnter Subtilität, däftöer 
Strenge nach gegen den tutor, der für einen postu- 
mus negotia gerirt habe, nieHt die actio negotiorum 
gestorum Stauenden könne, weiLkeine,Person i vor- 
handen sei, zu deren Befoenr die Geschaffte geführt 
würden« Bie in dtm^ Fr. 1. §. lfc, dig. 27 > 3., und 
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über das Recht des correus debendi etc. 229 1 

der const. 2* cod. 5* 58. erwähnte actio utjlis kann 

keine andere seyn, als die, welche auf der Fiction, 

dafs die Klagen cedirt seien, beruht. In der erstem 

Stelle wird gesagt, daf* der tutor, der für seinen 

Collegen gezahlt, aber verabsäumt habe, sich die 

Klagen -feediren zu lassen, die actio utilis gebrauchen 

könne; in der zweiten wird behauptet > dafs der tutor 

der für seinen contutor angefangen habe, zu bezah- , 

len, die Wahl habe, ob er sich die Klage cediren 

lassen oder ob er mit der, actio* utilis gegen seinen 

Collegen auftreten wolle,. , Schon 4*V Gegensatz, in 

dem .diese actio utilis xuäerCession 4er Klagen steht, 

lä£$t keine ärgere. Auslegung zu, *U}£ 0* würde überr 

flüssig seyn, hierüber ftoch Mehre^es sagen, au wol* 

len. — Ebenso wenig, rbew^iscfnd füj?r4e# Vei£sK.An-, 

sieht ist. das Fr, 76» digj 4& t S> dfemv*v*nn auch 

nach demselben -die Ceision, der Klagen, wg»tf ein- 

mal gezahlt wur<U , . <nicj*t ajebr möglich .ist, so ist 

defshalb doch nicht die a#f der Fictio* geschehenet 

Cession beAhende actio .utilis ausgebe Wo«sjtn , v|ek r 

mehr setzt dieselbe gerade zu ihrem Segriffe vorsjus» 

dafs die Cession 4er. Klagen verabsäumt wurde. -r- 

Ein besonderes Gewicht legt derVert a»uf die const. 

2. cod., 8. 40., worin demjenigen, der x*it einem 

Andern gemeinschaftlich ein Darlehen empfangen 

und in soüdum belangt, das Ganze gezahlt hette, 

gegen den Mitscjmldne* eine. Klage eingeräumt 

*ird. "Der Verf. glaubt „4a& diese- keine andere, als 

die actio ,neg. gest. utij^sje^^ & ei& Societäts- Ver- 

haltnifs zwischen *en /beiden correjs nicht unterstellt 

werden müfste, weil eine Correalobligation ohne eine 
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comtnunio unter den correis sich denken lawe und 
iraf eine «flehe in concreto auch nicht «us dem Werte 
commnniter zu schlieften sei. Wenn aoehdem Verf. 
eingeräumt werden mufs, dafs eine Correalobligatfoa 
ohne eine comtnunio gedacht werden kann, so liegt 
ea doch Wohl in der Natur der Sache begründet, 
dafs bei einem Rechtsgeschäfte, wobei mehrere «or- 
rei debendi coneurriren, wenn dasselbe, wie inr na« 
aerem Falle» den Vortheil* der einzelnen Contrabet* 
ten zum Zwecke hat, ein Soeiet$tt<- odfer ähnliche« 
Verbäitnifs unter den correis in der Regel Statt fin- 
den wird, und ea kann daher auch woM angenom- 
men werden, dafs in unserem Falle eih solche* 
vorlag. <-* Es ist wenigstens »cht wohl anzunehmen, 
dafs irgend lemand ero «einen Vortheil bezwecken*- 
det Rechtsgeschäft, fcus dem er nur thetlvteittn Ge- 
winn ueht , und doch in solidum verpflichtet üt, ab- 
schliefst, ohne steh durch rechtliche Ansprüche ge- 
gen teinen Mit Schuldner gesichert t^ habend Dieft 
kann nun in der Art Statt finden, daft > irgend ein 
gemeinschaftliches (Sedefät*.) VerbähiiiiV, {dessen 
Endzweck natürlich die bessere Beförderung des Eri* 
vatvorthehY ist ,) schon früher bestand 4 'üirfd dafs die 
Abscbliebung des fraglichen Rechtsgeschäfte* ' eines 
der möglichen Mittel war, dfen gemeinsamen Zweck 
zu erreichen. Es kann aber aruch der Ftll ieyir, da£s 
durch das eingegangene Geschafft unmittelbar das 
Privatinteresse jafdes Einzelnem bezweckt wurde, nnd 
dafs die Gontrahenten bloft defswegen das~Becl}t»g*> 
schafft ab correi promhtendi gemeinschaftlich abgc- 
schlossen haben, ton den 'Gläubiger, durch «Mo Be» 
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über das Redt de« correus debendi etc. .- SU 

üugnifs sich an jeden Einzelnen in sotidum Inhalten, 
zHt Eingebung des Rechtsgeschäfts zu bewegen« In 
diesem Falle werden die einzelnen correi debendi 
schon dahin sich vertragen haben, dafs der Eine mit 
der Regrefoklage sich an, den Andern halten kann« 
Ein anderes Verhältnis findet dagegen beiden Rechts- 
geschäften Statt. d%s den Vortheil des Gläubigers 
oder wie bei der Bärgschaft eines dritten «Schuldners 
bezweckten. In diesem Falle Hegt gerade in dem 
gemeinsamen Interessantem Dritten das Band der 
Vereinigung, zwischen den beiden Contraheuien. *+* 
Von einem ähnlichen Verhältnisse redet wohl das 
Fr. 4* dig. 9i 3., worin dem ejnep Bewohner des 
Hauses, der mit der actio de effusis et dejectis be- 
langt wird, gegen' den Mitbewohner eine Societäts- 
oder eine dieser ühnjiche Klage (actio utilis) einge- 
räumt wird. . t > ; j . 
< Da eine speciale An wepdnng des von dem Verf. 
angegebenen Gesichtspnnctes auf verschiedene Fälle 
der »Correalobligation in den Gesetzen nicht enthal- 
ten tot, so kann woh^ von einer analogen Anwen- 
dung derselben nonh weniger die Rede seyn«. In der 
zweiten Abtheilung sucht der Verf. die zu widerlegen, 
die namentlich auf oonst« 10. und; 11. cocL 8y 41. 
gestützt, worin dem Bürgen, der gezahlt b*t, gegep. 
seinen Mitbürgen keine Klage eingeräumt wird, dem 
das Ganze zahlendem Correus gegen seinen Mitschuld* 
ner das Regrefsrecht absprechen, und stellt die Be- 
hauptung auf , dafs bei der Bürgschaft aus besondem 
Gründen vermöge der access arischen Natur der letz- 
tern strengere Grundsätze gejten müfoen. Ref. vex- 
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mag dea* Grand hiervon picht «4*2ti4ehen, auch ist 
der. Verf. den Beweis seiner Behauptung schuldig ge- 
blieben« Namentlich sollen bei dej Sdedjussio die 
Folgen des jus strictum länger gedauert haben , aht 
bei. andern y er wandten. I*st*jt,uten , wie bei der spon- 
sio und fideipromissio. Auch dieft mnifsÄefe bestrei- 
ten. DiQ sp&nsio und. die fideiputfmissio waren viel« 
mehr ihrer Natur nach streawger t alt. die fidftijume, was 
gerade aus der gröfsern Beschränktheit der ersteren 
hervorgeht, indem diese nur bei verborum obligatio- 
nibus Statt finden konnten, an eine Zeitfrist ge* 
bu&deri wa^ren^uJöfd «Ätf»t6UfeöBiger den einzelnen cor- 
reus nur auf ein«) ' Rate-ulmd liefet. den Erben des- 
selben belangen nke mite* Atitth wmrtdie frdeijussfo die 
gewöhnlichste Aißt dQtxBü^adiaft und die einzige, 
die sich bis auf die neueste Zeit erhalten hat. was 
gewifs nicht der Fall, gewesen^ wäre, wenn bei ihr 
strengere Grundsätze, fds v bei der nSf^ipromissip, und 
sponsio gegolten hatten. Kuh hat freilich die fidei- 
jussio durc! in, eine wesentlicne Veränderung 

' erhalten , i; n, einzelnen correis das, benehcium 

divisionis, ;s aus BiUigkei^gründ,ep , einge- 

räumt wart i ist dieselbe t audi in ihrer neuen 

Gestalt dei ideijussto ähnlicher, als der spon- 

sio und fideipromissio, indem dem Gläubiger hoch 
immer das .Reckt auf dds fia&fee defc *8i&u!d! züiteht, 
u&d er nur zuvor v*rjachenihuf*^id%n^ einzelnen cor-* 
reus auf die Rate auszuklagen. Ist es., dem Gläubi- 
ger unmöglich, den Mitschuldner zu belangen, oder 
kann er Nichts erhalten, so darf der a^nder^ Mit ver- 
pflichtete auf das Ganze in Ansp^ueli^enomj»en wer- 
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den, was, bei der sponsio und fideijtfotnissiö niciit 3fer 
Fall war. 

Wa» nun noch sehliefslich den Werib der vor- 
liegenden Abhandlung im Allgemeinen betrifft, so 
laftt sich zwar Fleifs im Ganzen nicht verkennen, 
alieiq die Argumente *ii*d schwach, schwankend und 
nicht schlagend; die Ausführung und Behandlung ist 
weitschweifige ohne'gründfidi zt* seyn. 

J ri. k . *n« 



tk Lehrbuch des im Königreiche Sachsen geltender» 

' GriminalrechW von * Dr. Julius Volk mann. 

. Erstes Bändeben. XVI utwl 180 S. 8* Leipzig, 

i8Sl *) , kv der Baha'säie» Ve^gsbfedhfettridl. i > 

' t , 

2. Handbuch des 

den peinlichen 

Daniel Erha 

besorgt von D 

(Auch ujater w 

1 eben nechts« 1 



^ifr . J-iL i 



bahalung. , . \ 

. In dg^Ataicbf* ingiafc bfcutth^ilenäön Anzeigen^ 
in einem hesütpMiaten Zusammenhange zu erhalten,? 



*) Zweite« Bandche^, J832, (unter demselben Titel, den Cd- 
minai-Procefs enthaltend) mit dem Register über beide 
Btedeoen. 2äß&-Ö. - 
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weicher sie selbes als Beiträge zur crirninaltsthchen 
Literär- Geschichte erscheinen lasse, habe ich soviel 
als möglich die Betrachtung von Schriften einer ge- 
wissen Classe an andere frühere anzuknüpfen und da-! 
durch zugleich ohne Wiederholungen einen allgemein 
Ben Staddpunct herzustellen gesucht. tSo wird es 
mir denn auch hier erlaubt seyn, midi auf meine 
„ B em e r k u nf«a u über das Verhäknifs des g e m ei- 
nen Criminarrechts , der Wissenschaft und Praxis 
desselben zu den auf derselben Grundlage beruhen- 
den Landesrechten und das, was sich sonst bei die- 
sem «Gegenstände dein Beobachte» darbietet f zu be- 
ziehen. Die Anzeige von Knapp 9 * wüsttemb. Crim. 
R. (Jahrb. XIV. S. 1—24,) gab mir die Veranlas- 
sung, in specialer Berücksichtigung eines- solchen 
Landesrechts auszuführen , was ich über? den innern 
und äufsern Zusammenbang det Strafrechts deutscher 
Länder, unerachtet der Selbstständigkeit ihrer Ge- 
setzgebungen (zum Theil vielmehr, wegen derselben) 
in ellgemeinere Andeutung bei Gelegenheit der An- 
zeige von Hit zig' s Anxralen gesägt chatte (Jahrb. 
XI. S. 294—3090» woran sich endlich schliefet ^ waa 
icjb in den „Bemerkungen über das Stu- 
dium etc." und in einigen Kritiken ivon Werken 
über preufs. R. in Betreff der Stelluttg dieses letztem 
zum gemeinen Rechte, den Theil nehmenden Le-> 
sern vorzulegen mich bestrebt habe. Die nachstehen- 
den Betrachtungen über die genannten beiden, das 
k, sächsische Straf recht betreffenden Werke werden 
sich an jene frühern Arbeiten anknüpfen und durch sie 
ihre Grundlage und Vervollständigung «fhaHcfe. Wenn, 
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wie billige eine Kritik alt geistige« Erzeugnils sich 
leibst einem Urtheile unterwerfen rauf«, so ist esge- 
wib auch billig» dem Verf. derselben zu erlauben, sich 
auf seine Arbeilen im gegenseitigen Zusammenhange 
au beziehen. Dieft . vorausgeschickt, wird es nun 
möglich seyn, sogleich dem Gegenstände dieser An* 
feeige näher zu treten. . . 

In der Reihe der deutschen Staaten, denen die 
Aufgabe gestellt war, mit Abt Anaprägung: der eigen* 
tbümliohen Volk*' Individualität; zugleich iür die Aus» 
bildung der gerdeinschaftlicben^ germanischen Ideeen 
thatig und wirksam zu seyn, nimmt *— hier nur vom 
Rechte au erwähnen, was auch weiter, namentlich 
für religiöse und wissenschaftliche Entwickelung, gilt, 
Sachsen eine höchst bedeutende -Stelle ein. Sach-* 
sen aber selbst nehmen wir. in der umfassenden , na* 
tionalea und alten geographisch -politischen Beden* 
tung (terra juris saxonici) und ohne die Beschränk 
kutfg und Theilung früherer. oder. späterer Zeiten, 
die auf jenen Charakter ohne Einflufs sind. Abe* 
aucst Sachsen im engern Sinne bat seinen erheb« 
liehen Antheii an der Lösung jener Aufgabe. Man 
darf nur erinnern an den Einflufs der sächsischen 
Praxis und Partioulargesetagebung auf die gemeine 
Praxis, auf die Re&cbsgestftzgebung* vornehmlich im 
Gebiete des bürgerlichen Rechtsverfahrens, dann aber 
auch, seit Carpzov besonders, auf die strafrecht* 
liehe Praxis, obschon hier manches Particularrecht« 
hebe nur durch Mifrverständnifs für gemeinrechtlich 
genommen worden ist. So ist denn dieses Land auf 

würdige Weise . stets der Mktelpunct gemeiusa- 
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mer classiscber Studien des gemeinen Recht« und 
gelehrter Bildung in Deutschland geblieben, unter 
Anderem durch den Einüufs der von da ausgegange- 
nen Reformation durch seine tüchtigen Anstalten, 
uurch den Besitz des Mittelpunctes des literarischen 
Verkehrs für ganz Deutschland, unterstützt durch 
einen Volkscharakter , dem man , wie der Regierung, 
die Anhänglichkeit an Hergebrachtes mehr als billig 
zum Vorwurfe gemacht hat. Wenn diese Eigenschaft 
— hier hauptsächlich das Vesthalten.an dem alten 
Sachsen- Rechte nicht selten, wenigstens ,der Form 
nach, eine Richtung gegen das gemeinsame deutsche 
Wesen annahm, — ich, sage der Form, nach, weil 
im Inhalte, auch, in dem sächsischen, der germani- 
sehe Charakter Vielleicht reiner und unabhängiger 
von fremdem Eingüsse sich zeigte, — so \f% eben/ 
dadurch in einer Z'ei£|, w r elche geneigt war, ,eigen- 
thümlich * putsche Rechts - Einrichtungen leicht auf- 
zugeben, der Vortheil erreicht worden, das anver- 
traute volksmäfsige Gut zu bewahren, wie man esj 
einer selbstständigen Ausbildung fähig, überkommen 
hatte. So ist es z. B. Sachsen (Kursacbsen und die 
Herzoge von Sachsen) gewesen, welche die s, g, sal- 
vatorische (ilausel bei der Publication der P r G. O. 
15&2 veranlafsten: „doch wollen wir durch diese .gne- 
dige erinnerung Churfursten, Fürsten und Stenden 
an ihren alten wohlhergebrachten xechtmefsigen un4 
billichen gebreuchen Nichts benommen habend* P* 
Krefs führt in der Praef. seiner Gommentatio 
in C C C. §. 22. aus den Verhandlungen an : . ^Von 
wegen der Kux- und Fürsten zu Sachsen ist pro- 
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testirt. worden , in diese Ordnung nicht anders zu ge- 
hen, »als . dafs .sie den sächsichen fechten an den 
Enden, wo etwas in peinlichen fällen anders sta- 
tuirt, unverbrüchlich sei." (Verf. Erhard §. 24») 
Aber wiederum Sachsen war es, welches in Bezie- 
hung auf die oft gemifsdeutete Aeufserung des Art. 
2. der Rheinbundes -Acte, als seien alle Reichsge- 
setze aufser Kraft gesetzt, die richtige und allein 
zulässige Bedeutung ausdrücklich aussprach, wie dann 
in der Praxis aller deutschen Läiiäer das Resultat das 
nämliche war *). 

Das Verhaltnifs des sächsische :s und 

der Praxis zii dem gemeinrechtlicl ü nun 

folgendermafsen bezeichnen. Was eig< : s c h e 

Elemente in unserem Rechte sind remde 

Recht Theils bestehen liefs, Theils nur niodificirte, 

: so Enden sich diese, und in grösserem Umfange so- 
gar, als irgendwo, Im sachs. R. r? — : gleiche Ansich- 

■■ ten, gleiche später erkannte Mähgel und Bedürfnisse, 
und in Beziehung' hierauf ein schon früh sichtbares 
Bestreben der Gesetzgebung dcuxh einzelne Gesetze, 
Mandate eta abzuhelfen , woran sich die oft vorbe- 
reitende und relativ* bessere "Praxis der Gerichtshöfe, 
tfaQtfitäten und ^chöppenstijhle schliefst. Das ge- 
meine Recht ist in der. angegebenen Beschränkung 
Theils unmittelbare, Theils subsidiäre Quelle, aber 
der Gebrauch des romischen Rechts, wenigstens 4er 

y Form nach, beschränkter und in. viel er tiinsicht is^ 
die Landesgesetzgebung von abweichenden Principien 

,.'*) Meine Bemerkungen über das Stadium der' R. W. etc. §. 3. 
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ausgegangen, ' 8b' sind besonder» die Ueberreste de* 

altern gennaftiseben Systems in dem, wiewohl sehr 

modificirten Institute de» Wehrgeldes, der Sffduen- 

Bulse und dem auf ttiinder schwankenden Gruipfc» 

Sätzen beruhenden Gebräuche des Reinigungseide* 

sichtbar. Nicht minder zeigt sich oft ein Bestreben 

der Gesetzgebung, * diä Fortschritte der Zeit gegen 

Unangemessenes gehend zu machen, aber meisten« 

ist dieses nicht' durchgreifend genug, nicht überall von 

der Art** dafe ein fctfreckmäfsiger Uebergang gemacht 

oder auch nur vorbereitet würde, wie denn überhaupt 

die Periode, hi der sieb* nebet*' der neuest eö, die 

legislative Thätigkeit am Meisten beurkundet, so arii 

Wenigsten günstig war; eine Reihe von Gesetzen gebeil 

vielfach /besonders abefc bei den SträfbesthnmungeA" 

und der Angabe von Graden, dein Zufalle uhd de* 

Willkiihr sehr gefährlichen Raum und ''beobachten 

kein Verhalttoife , <wedißr ufaker steh und zur den Vertf } 

brechen , noch- zu andern Stt^fanordnunFge^av ' Attch 

bat man , wie die irieüere £eit woM erJtemft , tiefet ' 

gana richtig die zeitgemäßen itätöereb Gttmdt&z* 1 

und Aufhebung mancher Mifebtäuche he^v^keWerf ^ 

Verordnungen nicht öffentlich bekannt gettraefat "än# f 

so alt wirkliche Gesetze pubMcSrt, senfler*^«* ; a*# : " 

Anweisung für «die Behörden diesen zur Naebachren$ ;/ 

mitgetheilt. Es liegt dabei eine unhaltbare Ansicht; 

die Abschreckungstheorie zu Grunde, deren fötitie* '- 

dem nüax problematische) Wirkungen man zu schwa* 

chen glaubt, werin Ve*bsecher oder ttx Uebertretur** 

gen geneigte Personen mit ihnen bekannt Wären. Er 

läfst steh nicht berechnen, welche VertbeSe erreicht 
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werden konnten , wenn ■ betfeie Grundsät*» all Gesetz 
ausgesprochen worden wären , da tie dann begreife, 
lieh, die Herstellung einer durchgängigen Harmonie 
begünstigt hätten« Pur diesen Zweck liegen nun 
mehrere Gesetzes -Entwürfe -vor, der neueste von 
dem verdienstvollen S tu bei, aber es ist bei den 
Veränderungen der Verfassung und Verwaltung im 
Königreiche . gewifa eine, lobeaif werthe Vorsicht , ein v 
solche« Werk nicht zu übereHen» Fa&t man so dem 
allgemeinen und besondevn Standpunkt auf, den dar 
täetakche Recht «darbietet, so liefae sich auf einer 
tüchtigen. Grundlage historisch -praktischer Studien 
ein, Werk liefern f . das nicht nur für jenes Land; son- 
dern für ganx. Deutschland md tie Wissenschaft des 
gemeinen Rechts, sowie dar Landesrechte recht be» 

deutend wanden kqänfte. , . 

Mqu kann weder, nrit dem f* Erhard, dessen 
im J* 1789 erschienene* Handbuch jetzt Heer Dr* 
Schilling in einer theüvrase neuen Bearbeitung 
vorlegt, noch, mit diesem und Her» Or % Volk* 
mann rechten, aber bedauern. • kam* anan es, dafs 
ea nicht in ihrem Planen oder i» dem einet der vie- 
len gelehrten Praktiker, deren «ch dat Königreich 
Sachten erfreut, gckgeae bat, em solches Werk zu 
unternehmen x man, null iaa viekaehr dankbar erken* 
nen, dafjS sie «ich. nicht, wia es anderwärts geschieht, 
auf einen wörtlichen Abdruck der oft genüg gedruck- 
ten Verordnungen beschränkt,, sonstern gesucht ha* 
he*, ihren, Arbeiten ein* wissenschaftliche Gestalt zu 
geben*, Aber es jat: nacht 2« leugnen, dafs selbe« in 
der 1 Beschränkung auf einen andern. Plan beide ge-» 
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wistermafsea mtJisirend* Werk« Viel sea wünsch en. 
übriglassen. Unbestimmtheit mancher Begriffe, hie 
und da offenbare Undichtigkeiten und hinsichtlich der 
Literatur, die doch die Verf. ergänzen wölken, nicht 
nur eine grobe UnvoUständigkeit , sondern auch , wo 
sie angeführt ist, in der Regel ein blofses Citiren, 
ohne auf die neuen, für die Wissenschaft gewonne- 
nen Ergebnisse Rücksicht zu nehmen , diese Vor- 
würfe treffen beide Werke fast gleich. Ueber das 
System will ich hier nicht sprechen, obgleich die 
Weise, wie besonders Herr V. classifkirt und andere 
Anordnungen beurtheilt, dazu Anlafs gibt. In dem 
Erhard' sehen Werke, so bezeichne ich es hier« 
ohne dem Verdienste des zweiten Heransgebers zu 
nahe, zu treten, faslet man aber einen gründlichem 
Plan befolgt, — in sofern einmal nur das sächsische 
praktische Recht vorgetragen werden sollte:- es 
wird nämlich eine kurze, aber zweckmäßig ausgear- 
beitete Geschichte der Strafgesetzgebung in Sachsen 
vorausgeschickt, dann aber das gemeine Recht und 
was die wissenschaftliche Behandlung desselben bie- 
tet, billig vorausgesetzt, wie &*mn diese Voraus- 
setzung ein» unerläfsliohe für Studium u»d Anwen- 
dung ist. Auf diesen Grundlagen und mittels einiger 
Anknüpfungen konnte dann das sächsisch« .Recht 
kurz in seiner EigenthümHchkeit geschildert werden. 
Herr Volkmann trägt dagegen häufig gemeines Rjecht 
oder was er dafür hält, mit vor, und wenn .die- 
ses vielleicht in einer Hinsicht seiner Arbeit einen 
.höhern Werth zu geben scheint, so verschwindet die- 
ser wieder, wenn, man bemerkt, daü hier durchaus 

~ nicht 
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nicht der Smtodpunct erreicht ist, deä die neuesten 
Bearbeitungen "des* Straf rechts darbieten. Kattm möchte 
de* Vtfrretme« , Hrin Dohaherrn und 'Ordinariat Dr. 
©-ürither, Bemerkung, «lafs wenn dein V*f. (der sich 
selbst in seiner Vorrede bescheiden über seinen 
Ctandpiimcr ausdruckt): die erforderlichen Eigenschaf- 
ten itf einer solchen Unternehmung nicht in dem 
Mafse zu Gebote stehen, wie sie mer Bedurfoifs sind 
imd bei nicht, wenigen Männern in Sachsen gefun- 
den werden, — er doch Eines besitze, was diesen "ge- 
bricht, nämlich Zeit — hinreichen** seyn , um 1 eine 
Arbeit allgemein zu entschuldigen , die er selbst r ge- 
wifsbei gröfserer Erfahrung nicht wird überall ver- 
treten wollen. In beiden Werken vennifst man, was 
bei partkuUrrechtlichen BeftrbehuhgA sehr wichtig 
ffst, eine gehörige Dogmen- Geschichte underne Dar- 
stellung de* jus controirersum. Ob de* Vf. Recht 
habe, die Präventionstheorie, die art die Stelle der 
Gerechtigkeit die Zwecke der Sicherheit setzt, an 
'die Spitze eines Werftfes dieser Art zu stellen, will 
fch fcifct nicht entscheiden: unhaltbar, wie sie an 
üfch i$t,*lftegt Sie drfm säuhv* R. schon defsbalb 
jSiebt W Grunde, weil dieses, wie alle nach und 
tufcfr ärrtstandefte Gesetzgebungen, im Gegensatze 
'de* modernen • allgemeinen Gesetzbücher, nirgends 
#ih bestimmtes ^rihdp ausschlief send verfolgt, 
Sondern m^ticherlei Verschiedene Zwecke, z.B. wenn 
einer ausgesprochen wird, am Häufigsten den der 
Abschreckung zu erreichen strebt, übrigens aber, wie 
alie frühere Rechte, entschieden erklärt, dafs es der 
weltlichen "Obrigkeit gebttbre, Gerechtigkeit zu band» 
».Band. 17 
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haben und -daher ihre Pflicht *ei, Verbrechen zu 
»trafen», In. dieser einfachen Erklärung, welche nach 
der P, &..Q. die meisten Landesgesetze wiederholen 
und oft in einer Naivität geben , die weit über de« 
*eoer.n künstlichem Begründungsweisen stehen, — - 
rücksjcbtüch deren, die Theorie der Abschreckung, so 
wenig ich sie vertheidigen will, doch weit natürli- 
cher und der Erfahrung näher liegend ist, als die der 
Ziwdrkenunung , <~n. Hegt die. richtige Anerkennung, 
dato es «ich hier 9&ht urn diesen oder jenen Vorr 
ibeil handle % sondesn um Gerechtigkeit, und daiji 
das Strafrjeobt nieb* ei* willköbrlich - politisches Sy- 
Hern, sondern die Folge der Erfüllung einer Pflicht 
und eines aicham Auftrages «ei. Der Hr. V* hat daher 
£anz Rech£, wenn, er §• 21* -Note*) sagt: „dafs da* 
jsäeh*. fi. weder das. Feue^bech'sche Princip Jtennq, 
jauch dai Erhiird^ohe, dftü.iiph das . Straf r. auf einan 
Vertrag grfind* 9 " ^er ex feJaAß*, wen* er daselbst die 
Präveaüpnstbeoiie > dem #aoba* Ä* und noch datn • bei 
Gelegenheit, die Bemerkung unterschiebt , ^afc nickt 
gerade ein UnterthanSubject.de» Verbrechens ^eyn 
müsse, da man diese Folge tauch aus de)) Besaerunga- 
jnnd SeJbstxertheidigungs- und am Ende au* jeder 
andern relativen Thjfeiwäe abUÜJpn könnteu Im X>Tr 
tard'acben Werke t w# der folgern, ThiÄl sehr hu« 
behandelt ist/ hath*& läehtige* T*ct dahin geführt, 
die aubjeetiven Ansichten aurfokafchalttn . und nkht 
in das positive Hecht hineinzulegen; eher es ist sne 
nicht minder schiefe Ansicht von; dein Grunde und 
Zwacke der Strafen und der. Bedeutung des Straf - 
rechts > wenn es §. 4- h«ifst: „d*i genaeine deutsche 
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peinliche Recht ist die Wissenschaft derjenigen Rechte 

de* deutseben Reichs auf Strafen gegen Alle deut* 

sehen Unterthanen, welche auf Reicbsprivatgetetze 

gegründet waren, €t „das particulare ■**• ist die W* 

der Rechte einzelner Staaten auf Strafen , gegen ihre 

Unterthanen > welche durch Pro vinclalgesetze begrün» 

de* worden sind," Hier sind beinahe eben so' viele 

Fehler oder Ungenauigkeiten , alt Worte* Das gern« 

Recht, welches übrigens weder blofsauf Gesetzen, 

noch bleu auf Reicbsgesetzen beruht > gibt nicht 

Rechte auf Strafen, — denen consequent entsagt 

werden dürfte,— Begnadigung let etwas Anderes,«* 

sondern ist AusfluCs eines schon begründeten Straf» 

, rechts, welches wesentlich zugleich Straf pi lieht 

ist? es geht nicht gegen alle deutsche Unter* 

thanen, sondern nur gegen die, welche sich eines 

Verbrechen» schuldig, gemacht babeö, wefshalb man 

denn gewöhnlich' sagt, — gegen die» Bürger, ab 

mögliche Subjecte eine* Verbrechens; ferner nicht 

blof« gegen Unterthanen* da auch Fremde. und. Aus* 

iänder unter bestimmten Voraussetzungen bei uns 

zur Surafe 1 geigen werde« müssen» Der Unterschied 

töw gemeinem und Parrieular&chie bestimmt sich aber 

zunächst durch die Quellen, Rechte, Gesetze, GeWtfhw» 

, besten, dadurch geht er denn auf Ort und Umfang und 

erst mittelbar auf die sokhen Rechten unterworfenen 

Individuen. Der Gegensatz flon Untertbaaen des Reich« 

und der einzelnen Länder, findet eine ganz andere 

Anwendung in Beziehung auf das Reich*- und 

Landef-Criminalrechty welcher mit der Auflösung 

des- Reiches aufgehört hat , übrigens nicht auf Reichs- 

17 * 
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Privatgesetzen beruht, sondern auf Grundsätzen, 
die, wie das Strafrecht überhaupt, dem öffentlichen 
Rechte angehören und einen jeden Einflufs des Pri- 
vatrechts und was diesem eigenthümlich ist, Verfü- 
gung und Verzicht über die dem Privatwillen unter- 
worfenen Befugnisse ausschliefsen. Hierauf gründen 
sich so erbebliche noth wendige Verschiedenheiten des 
strafrechtlichen Verfahrens und desjenigen in bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten, dafs man nicht genug ge- 
gen die Verwechslung warnen kann* Man sieht nicht 
reicht ein, was zu der Bemühung geführt hat, eine 
so unhaltbare Definition den gangbaren , meist rich- 
tigem, zu substituiren. Bei der .Darstellung eines 
Particularrechts ist es erlaubt , das gemeine Recht 
und die wissenschaftliche Begründung desselben vor- 
auszusetzen: allgemeine Begriffe und die leitenden 
Principien bedürfen hier nur so weit der Erörterung, 
als sie eigenthümlich modificirt erscheinen; und es 
ist offenbar besser, auch durch solche Methoden dem 
nicht selten herrschenden Vorurtheile zu begegnen; 
als mache das Studium des Landesrechts das allge- 
meinere entbehrlich und so auch die oben gerügte 
Gefahr zu vermeiden, Etwas in letzteres, gegen die 
Wahrheit, hineinzutragen. Oder sollte es sich ir- 
gend aus den Quellen des sächsischen Rechts nach- 
weisen lassen, was schon an und für sich unrichtig 
ist, dafs, wie es bei V. §. 9. heifst, die Strafe, de- 
ren Bedeutung Praeventionsz wang, deren Ben en- 
nung aber unpassend seyn soll , nur eine Noth wehr 
gegen bevorstehende Widerrechtlichkeit wäre,- 
wonach also, die gerechte Beziehung auf das Vergan- 
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gene das begangene Unrecht ganz geleugnet wird, 
Soll das Unrecht nicht' als solches bestehen bleiben, 
soll es, wie es nothwendig geschehen mufs, aufge- 
hoben werden , so ist dazu der einem andern Gebiete 
angehörige und nur beschränkt Statt findende Ent- 
ischädigungszwang unzureichend, und wenn der V* N. 
6. versichert: „Eine andere rechtliche Vergeltung als 
Zwang zur Entschädigung läfst sich nicht den- 
ken," so führt er doch gleich hinterher einen 
Schriftsteller an : „Richter, das philosphische Straf- 
recht, begründet auf die Idee der Gerechtigkeit 9/ ' c 
der dieses angeblich Undenkbare doch gedacht 
hat. Und der verstorbene Richter hatte es , obgleich 
nicht zuerst, gut gedacht und das Gedachte gut 
ausgeführt, wie ich in einer "Würdigung seines Wer- 
kes gezeigt habe. Dieser Theil unserer Wissenschaft 
hat unter andern Mißgeschicken auch dieses, dafs 
xnan ihn für äufserst leicht halt und nicht selten mit 
grofser Zuversicht, ohne tiefere philosophische und 
historische Vorstudien ah die 1 Bearbeitung dessen geht, 
was als eine schwierige > obgleich wohl auflösbare 
Aufgäbe erscheint; aber noch schlimmer ist, wenn 
Statt der Bearbeitung sofort Resultate behauptet 
und diese vollends dem positiven Rechte und einer 
bestimmten Gesetzgebung untergelegt werden. In 
§. 12. Note a. lesen wir: „Nur Recht thun ist vor 
der Vernunft nothwendig , nicht aber , dafs Je- 
dem sein Recht widerfahre; dafür liefert die welt- 
regierende höchste Vernunft selbst den befsten 
Beweis in der Weltgeschichte. " (?) Gegen diesen 
eben so unrichtigen, als für das Verständnifs. des 
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sächsischen Rechts fcleichgiltigen Satz erbeben sieh 
gegründet« Bedenken; alleih es würde zu weit fuh- 
ren, hier und bei anderen Veranlassungen', welche 
beide Werke darbieteri, in eine Erörterung einzuge« 
heil, die wir lieber an Schriften über? die Begrün- 
dung des Strafrechts anknüpfen, als an Lehrbücher 
Über Particularrechte. Selbst eine ausführliche Be* 
trachtung des Inhalts, Systems und der Darstellung 
des Einzelnen gestattet der Raum hier nicht. Indem 
-ich daher alle Bemerkungen unterdrücke, die sich 
Auf die Darstellung des allgem, und gem. Strafrechts 
und dessen Anwendung für sächsisches Recht , in der 
Art, wie es hief geschient, beziehen, Tut letzt er es aber, 
mit Vorweisung auf die vorausgeschickte Charakteristik 
das Studium der beiden Werke 'empfehle, will ich nur 
Einiges aus dem besondern Theile Hervorheben, um 
in irgetid eiHer Lehre beide tu vergleichen. Bei Er- 
hard findet sich mit Grund ein Abschnitt von den 
yerbrechW^videt die Religion — und das erste 
Capitel nandelt von der Gotteslästerung. §.180. Hier 
wird, wie 1 sonst iri dem ganzen Werke, bei der Be- 
trachtung der einzelnen Verbrechen" nicht wiederholt, 
was im Particularrechte bilHg Vorausgesetzt werden 
darf, sondern in angemessener Kürze das praktische 
Recht gelehrt. Bei Vdlkmann kommen diese Ver* 
brechen unter den Gesichtspunct der Polifceiv ergehen 
*u stehen. §. 116. 117. Aber indem er wieder den 
Standpunct allgemeiner auffafst und eine Binteitüfag 
tu geben sucht, so kommt die Religion in eine noch 
untergeordnetere 'Stelle, als seirie Rubrik und selbst 
der Schlüfs des §.117. ertfarten x lässeil , wo sich ein 
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besserer Sinn oder eine überhaupt nicht seltene In- 
cop sequenz gegen das sonst wo Aufgestellte kundgibt« 
Das Criminalrecbt und auch das sächsische braucht 
die Religion nicht zu beweisen , aber es setzt sie vor« 
aus, schützt sie upd kann ihrer nicht entbehren, 
und welcher Mann möchte wohl im Ernste behaup- 
ten , dafs für ihn durch höhere Bildung, und wel- 
che Bildung? fragen wir, die Religion entbehrlich 
sei? Wenn man solche Behauptungen und daCs die- 
selbe to allenfalls für geringere Leute nützlich und 
gut sei, um sie zu zähmen — nicht selten hört, so 
erwartet man sie mindestens nicht in den Lehrbü- 
chern, "zumal wenn sie Ansprüche machen, über den 
Inhalt des blofs Dogmatischen durch eine umfassen- 
dere ^Betrachtung hinauszugehen, wodurch doch die 
Ahnung eines tiefern Zusammenhangs sich anneh- 
. xnen rläEst. „ Der Grundpfeiler alfcr Sittlichkeit und 
..somit auch des bürgerlichen Wohlverhaltens ist •*«* 
so heifst es §. 117. — zumal bei .denen, die 
nich-t auf den höheren Stufen der Bildung 
et eben — * die Religion."" Wir haben schon bei an- 
deren Gelegenheiten erinnert, dafs es im Gebiete un- 
serer Wissenschaft eine Reihe von Wahrheiten gebe, 
die nicht blofs aus einer mit juristischer Auslegungs- 
kunst angestellten Betrachtung der Gesetze entnom- 
men werden , sondern eine tiefere Einsicht und eine 
Gediegenheit erfordern, zu denen man sich nur all- 
mälig und nicht ohne Mühe hinaufarbeitet; dabin 
gehören unter anderen alle die Lehren, wo Reli- 
gion und Sitte mit v in das Recht eingreifen, und 
selbst jene juristische Betrachtungsweise vermag ohne 
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die*e wes entliehe Grundlage nicht überall von Erfolg 
zu seyn. Mit dem Jüngern fleifsigen Schriftsteller 
rechtet man nicht darüber, dafs ihm gebreebfe, 
was das Ergebnifs fortgesetzter längerer Forschung 
und wenigstens einiger Erfahrung ist, sondern dafs 
er, ohne diese zu besitzen und jene angewendet zu 
haben,. seine Behauptungen hinstellt und noch dazu, 
wo sie für den nächsten Zweck, den er sich vorsetzte* 
entbehrlich sind, ja noch mehr, wo, sie, wenn ihnen 
irgend ein Gewicht z. XL für sächsische Praxis beige- 
legt, werden sollte, nur , Mifsverständnisse herbeifüh- 
ren können« — Betrachten whj. aber, eine mehr prak- 
tische Lehre, eipe solche, wo 4ie Begriffe im Ganzen 
positiv genügend vestgestfcllt, wissenschaftlich begrün- 
det und selbst im gnmeiflen Leben geläufig sind -^ 
die von. der *Tpdt;ung. Zunächst mufs man hier 
bedauern, die nicht schwierige Aufgabe . in, dem Er- 
hard' sehen Werke so .sehr verfehlt zu finden, dafs 
die einfachsten begriffe entstellt sind und ein völliges 
Rückschritt gemacht scheint* 

Todtschlag. und Mord haben, als.Unterarten 
eines Gattungsbegriffes — der rechtswidrigen Tödtung 
— ihre bestimmten, sie cherakterisirenden Merkmale, 
und ihre Unterschiede, ; welche die. Gesetze, sowie 
der durch Volksaq sieht gebildete Sprachgebrauch an- 
erkennen. Hier aber wird zunächst in §. 198* Note 
1. eine Ansicht aufgestellt, dje Theils, unhaltbar ist, 
Theils kein Kriterium für den Unterschied darbietet: 
„Der Ausdruck: Todschlag wird gebraucht , wenn 
die Tödtung durch äufsere Gewalt z. B. durchschla- 
gen und Stofsen geschehen ist; Mord aber braucht 
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man von qualificirten Tödtungen." Allein, uai 
mit Uebergehung anderer Gegenbemerkungen nur 
dieses zu erinnern, so kann auch der Mord durch 
äufsere Gewalt verübt werden und dieses ist ein 
sehr gewöhnlicher Fall, und dann zerfällt der Mord 
selbst in den einfachen und qualificirten. Der 
psychologische Grund des Unterschiedes,' der hier von 
der Art der Willensbestimmung entlehnt wird, ist 
dabei gänzlich unbeachtet geblieben. Weiter heifst 
es z. 211.: „Mord ist eine aus gewinnsüchtiger 
Absicht und ohne Auftrag eines Dritten verübte 
-Tödtung." Selbst die Bemerkung, „der Gewinn 
könne auch ein mittelbarer seyn , z. B. um das nächste 
Erbrecht zu erlangen, " und „er könne auch in an- 
deren, als Geld* und Sach-VdrtheiTeri'nestehen, z. 
B. in Erlangung einer ehelichen Verbindung" ist 
nicht hinreichend, om diese BestimoiurV^rnrndestens 
von dem Vorwurfe zu grofser Beschränktheit zu be* 
freien. Mord wird hier als latroeiriStTrh bezeich- 
net und vielleicht eine dem sächsischen Rechte eigen- 
tümliche Bedeutung ausgeführt — ; aber, wenn es 
auch für das allerdings zum Morde gehörige latro- 
cinium richtig ist, was §♦ 215. lehrt: „Ob der be- 
absichtigte Gewinn beim - Morde erlangt word en ist 
oder nicht, w}rd nicht berücksichtigt," so entspricht 
doch jene Bestimmung nicht dem gemeinen , gerade 
hierin Sachsen aufgenommenen Rechte und Volk- 
mann's Darstellung ist in dieser Hinsicht ungleich 
besser. Für diese Uebelthat-nün, welche vorzugs- 
weise Mord seyn soll, wird §. 212« als Strafe das 
Bad angegeben, mit der Bemerkung: „die P. G. O. 
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bestimme Art. 187. die Strafe für alle vorsätzliche 
Tod t schlagen". Wieder falsch. Denn die C. CG. 
verordnet Tbeife diese Strafe* für Mörder über- 
haupt, und nkbt für To dt seh läge*, diedasSchwett 
trifft, Tbeils sagt sie nirgends , dafs der Todtschlag, 
wie der Gegensatz lauten müfste, eine un vorsätzliche 
Handlung sei* senders drückt sich sehr entschieden 
♦aus» „fürsetzMehe Mörder und — der einen Tod* 
schlag auf* Jähheit nnd zorn getban." Bleiben 

• wir aber bei dem §. 211« stehen, so fragen wir* ist 
Bon eine vorsätzliche nrämeditirte Tödtung -^ ein 
Mord, ohne gewinnsüchtige Absicht, z. B. ' 
ans Rache, nach sächsischem Rechte kein Mord? 
Und ist die Handlung, wenn sie zu Folge Auftrags 
eines Dritten verübt wird, kein Mord? Aber der 
§. 216. lehrt; „Der gedungene Mord ist der »von 
einem gedungenen Menschen verübte T od ts ebl ag. u 

• Wenn die §§. 211. und 216; richtig sind, wenn, also 
mit und ohne Auftrag, verübte Tödtungen Mord 
seyn können* so war es falsch, letztes Merkmal 
zum Gattungsbegriffe des Mordes überhaupt zu erbe- 
ben, wie denn hier eine Unterart willkürlich zum 
gen us gemacht ist. Uebrigens müfste im §* 216. 
der gedungene Mord nicht als To dt schlag bezeich- 
net werden, denn wenn gleich derVerft, wie gesagt, 
den innern wesentlichen Unterschied bei Seite gesetzt 
bat und demnach jenes Wort, wofür Tödtung ste- 
hen solke, nicht in technischem Sinne nimmt, so 
war doeb der offenbare Widerspruch zu vermeiden, 
der nun mit der angeführten Note L zu §• 198* sich 
ergibt,« deren. Unrichtigkeit selbst noch mehr hervtr- 
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tritt. Die Darstellung von Volkmann, der die von 
den neuern Rechtslehrern aufgestellten Ansichten auf- 
genommen und im Ganzen gut wiedergegeben h*t, 
zeigt, dafs das sächsische Recht hier keineswegs so 
erhebliche Abweichungen enthalte , aus ' denen man 
sonst geneigt seyn könnte, jene im Erhard*schen 
Werke" vorkommenden Definitionen zu rechtfertigen. 
Noch ein Punct sei erlaubt hervorzuheben, weil er 
Von besonderem Interesse ist, — « die ausnahmsweise 
erlaubte Tödtung, worüber man fast: bei allen frü- 
hern Schriftstellern und auch bei vielen neuern ganz 
unhaltbare und selbst gesetzwidrige Behauptungen 
findet. Bei* Erhard heifst es §. 207,: „Es gibt vor« 
ichiedene Fälle, in welchen Tödtungen gir nicht be- 
itraft werden. Diese sind vorhanden, wenn der Ge* 
tödtete entweder überhaupt <>der blofs in Beziehung 
auf das Leben rechtlos gewesen ist» Es gehört da* 
hin : 1) der Fall der Not h Wehr, 2) der Fall eitler 
freiwilligen Entsagung des Lebens, 5) der Fall, wenn 
Jemand im Ehebruche betroffen wird*" Wäre das 
Prinrfp richtig, so würden schon mehr Fälle hierher 
gehföeii, z, B, wie Volkmann mit den meisten 
Neuern annimmt, — er führt nur Grolman an, 
~ die Tödtung (d, h. feuch MoTd: er spricht §.1-78, 
nur vom Todtschlage, aber wie man aus der Nene 
sieht, nicht um einen Gegensatz gegen den Mord 
aufzustellen, sondern aus Ungenauigkeit) — eines 
zum Tode Veruttheilten, Volkmann will Wäch- 
ter, der hier die richtige Ansicht aufstellt , durch 
folgende Argumentation widerlegen. „Ist auch der 
Weg zur Begnadigung schon abgeschnitten, so ist 
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wohl die Grolman'sche Ansicht die richtige. Demi 
hat der Staat das Recht auf Leben unwiderruflich 
abgesprochen, so ist es nicht mehr dieses Recht, 
was durch Todtschlag verletzt werden kann, sondern 
nur das Recht , auf die gesetzmäfsige Weise das Le- 
ben zu verlieren. Letzteres aber durch Androhung 
von Todesstrafe zu schützen, hat gewifs keine Ge- 
• setzgebung für nöthig erachtet. " — Mit solchen, 
man kann wohl sagen, Machtsprüchen, wie sie dieser 
Satz enthält, ist aber weder der Wissenschaft noch 
der Gerechtigkeit gedient. Hätte Herr V. die Zeit, 
die er nach der Vorrede Vor Andern hat, benutzt, 
sich mehr in den Quellen umzusehen, so würde er 
sich vom Gegeathfeile überzeugt in haben: Schon vor 
der Herausgabe meine* ^Untersuchungen, wo. ich in 
der Abhandlung: „Revision der Lehre der angeblich 
straflosen T&ÄtungenH alle hier zur Spräche kom- 
mende Fälle, Tbeils im Allgeftntfncn , TheiU histo- 
risch und praktisch und zwar mit besondere* Berück- 
sichtigung der sächsischen Gesetzgebung und der 
neuen Entwürfe ausführlich geprüft habe — wo 
namentlich die irrige Ansicht widerlegt ist , als wenn 
es eine solche Rechtslösigkeit , eine rechtliche Mög- 
lichkeit der Entsagung und der willkührlichen Ver- 
fügung in Betreff dessen gebe, fräs kein, Gegen- 
stand des .Privatrechts ist , — - habe ich in einer Ab- 
handlung im neuen Archive des Crim. R. „über die 
angebliche Rechtlosigkeit der zum Tode Vertrrtheil- 
ten" dip gewöhnliche Ansicht widerlegt und zwar 
nicht blofs aus allgemeinen Gründen, sondern durch 
. deutliche > nur ; meist 4 übersehene Gesetze und 
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Andere, z. B. aufser dem angef. Wächter,, auch. 
Roishirt, sind mir beigetreten, ^und rücksicbtlich 
der von Erhard behaupteten Straflosigkeit der Töd- 
tung des Einwilligenden hat z. B. Feuerbach 
längst die irrige, in der ersten Ausgabe seines Lehr- 
buches ausgesprochene Meinung zurückgenommen. 
Meine Abhandlungen aber , jdie der Herausgeber des 
Erhard'schen Werkes S, 53. anführt, hätte bei meiner 
so wichtigen Frage wohl verdient, berücksichtigt zu 
werden, wenigstens um, wenn man nicht beitreten 
zu können glaubt, sie mit Gründen zu widerlegen* 
Indefs sind sie nicht die einzigen neuern Forschun- 
gen, die bei den hier vorliegenden Bearbeitungen uö* 
benutzt geblieben sind; es raufs vielmehr auch bei 
vielen andern Lehren der Mangel sorgfältigen Stu- 
diums dessen, was jetzt an den gangbaren Compen« 
dien -Ansichten berichtigt ist, gerügt werden. Wäh* 
rend übrigens bei , Erhard kurzweg Tödtüng inNoth* 
Wehr nach sächs. Rechte für straflos ausgegeben wird, 
und ebenso bei Volkminn §.' 179., so hat doch Letz- 
terer §. 81. in der Reihe der Verbrechen die 
Nothwehr in einem eignen Titel abgehandelt und 
zeigt auch, was mit dieser unpassenden Form und , 
Stellung versöhnt, Jm §. 84* , dafs sie, wenigstens 
nicht unbedingt, in Sachsen straflos sei, indem — 
worüber wir nicht rechten wollen — bei starker Ver- 
muthung des Notbstandes auf Gefängnifs und Zucht- 
haus und bei halbem Beweise auf Reinigungseid er- 
kannt werde," 

Vergleicht man nun beide in der neuen Gestalt 
mit einander rivalisirende Werke — die Vorrede zum* 
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Volkmann'scben sucht die jetzige Unbrauchbare** 
des andern Werkes und seines Planes darzqthun, die 
des andern aber dasselbe gegen solchen Vorwurf in 
Schutz zu nehmen , — so wird man jedem derselben 
einige eigentümliche Vorzüge zugestehen können, — 
dem altern die reinere Darstellung des sächsische» 
Rechts und der Praxis, jedoch nicht frei von detri 
Einflüsse längst aufgegebener Ansichten ; dem andern 
aber die größere Ausführlichkeit -und einen unseren 
jetzigen Verhältnissen mehr entsprechenden Stand- 
punct. Was aber gegen beide sich erinnern lasse* 
ist gelegentlich erwähnt worden. In wiefern die -Qdel- 
, len des jetzt in Sachsen geltenden Redhts, die he* 
kanntiieh nicht alle publicirt waren , erschöpfend and 
überall richtig benutzt seien ».kann aus den Werken 
selbst, die meist nur Citate geben, nicht Vollständig 
ersehen und mufs den Urtheilen sächsischer Prakö* 
ber überlassen werden. Keines aber entspricht in 
der jetzigen Form den oben aufgestellten Fordern»* 
jpeo an eine wahrhaft wissenschaftliche Behandlung 
eine* Particultrrf chts and selbst nach dem beschränk* 
ten Plane, den sich die Herausgeber, wiewohl de* 
Eine weiter- gehend, als der Andere, gestellt bäten, 
t>l*ibt nicht Wenig zu wünschen übrig. Sollte ein 
Handbuch zur Aushilfe für die Praxis geliefert wer« 
den, so wäre mehr Rücksicht auf neuere Eattchti* 
düngen Bedürfhifs, — doch sind diese, wo sie nicht 
durch herausgegebene Rechtsfälle geboten werden, 
freilich schwerer zu erlangen. Zum Gebrauche für 
Vorlesungen, wenn überhaupt solche allgemein zu- 
tmpfehlen seyn sollten, d. h. auf jeden Fall sieht 
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alt Ersatz für gründliches g*meinm:htlicb es Studium, 
nach welchem eigne Vorträge über das im Lande 
geltende Straf recht recht nützlich, aber nicht gerade 
Bedürfnifs sind, Statt dessen sie aber nur schädlich 
wirken und mit Übergebung des Wichtigern, All* 
gemeinern den Anfanger mit Einzelnheiten unterhal- 
ten, die er mit Hilfe des Buche« und in der Praxis 
selbst um so eher für »ich erlernt, als er eine tüch- 
tige Vorbereitung mitbringt a -*- zu jenem Gebrauche 
Acheint zwar das Vojkmaon'scbe Buch wegen des 
ujmfa$$enden Planes vorzügiiej»«*» aber de«? Mangel 
scharfer Begründungen , die Unreife mancher Ansichr 
taq, 4te in der Vorrede offen iaad rühmlich gattast*, 
dene Arfängexsch^taWerjle» aur au häufig dem Voi * 
tragenden au Controver^en mit dem Buche Anlafi 
geben. Der, Verf. meint, «* sei nicht Wsllig, seinen 
Versuch Hofs ,aua Aem Stendpvwctc <dec Wissenschaft 
zu beurtbeilen und nicht zu hetücksiQhtigß» , ob « 
\q» einem Anfänger oder eifern 4er als Schriftsteller 
bereiu benihmten Qromin^ten iWoe* Vaterlandes 
herrühre. Eine wj^enfcbafU&he ßeurtheüung kann 
aber nur, einen wissenschaftlichen: Mafsstab anlegen* 
und die Entschuldigung, „dafs in jetziger Zeit der 
keine rechte Beachtung hoffen dürfe, der nicht wer 
niggtens sein Streben 4»rch eia^ö^mliclwsSpecimea 
der gelehrten Weh und denen, <M* auf sein künfti-» 
gas Leben Einfluß ausüben, bewährt habe*." ist an 
sich und in ihrer Tendenz zu swbjectiv, iunx der Bet 
urtheilung eine andere Rücksicht! unterzulegen, als 
die der «Sache. Indefs, wem» meine wohlwollenden 
Erinnerungen auf eine spätere, be&ieiligendeie Um* 
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arbeitung wirksam seyn sollten, so glaube ich sie. 
auch, als Zeichen der Anerkennung einer immer ver- 
dienstlichen Leistung, die ihrem Verf. sicher zum 
Lobe gereicht, geltend mactien zu dürfen. Bei dem 
• Erhard'scberi Werke wird der Docent mehr Raum 
für selbstständige wissenschaftliche Begründung ohne 
Polemik finden, weil die Form, die Beschränkung 
auf das sächsische Recht, gröfsere Freiheit für die 
allgemeinen und gemeinrechtlichen Grundlagen ge- 
stattet. Was zu nicht seltenen Ausstellungen Anlafs 
gibt, findet meist seine Entschuldigung in der Scho- 
nung, mit welcher dex Herausgeber die Darstellung 
des s. Erhard glaubte meist unverändert lassen zu 
müssen. Letzterer hat den von seinem Vorgänger 
nicht gelieferten Procefs verheifsen, der aber noch 
nicht erschienen ist. Von dem Volkmann 9 sehen 
Werke ist aber das zweite Bändchen, das in Sachsen 
geltende strafrechtliche Verfahren enthaltend, 
bereits bekannt gemacht worden. Auch dieses ist in 
der Weise, wie das Criminalrecht , bearbeitet, so daß 
nicht blofs die Abweichungen des im Lande gelten- 
den Rechts, sondern der ganze Umfang desselben, 
mit den allgemeinern Grundlagen in compendiarischer 
Form vorgetragen ist. Diesen zweiten Theil halte ich 
für weit besser ausgeführt, als den ersten. Man mufs 
dabei berücksichtigen, wie seit langer Zeit gerade im 
Verfahren das sächsische Recht und der Gerichts- 
gebrauch so entschiedenen Einflufs auf die Bildung 
dieses Theils des Rechts und der Gesetzgebung in 
Deutschland ausgeübt , wie sich der Bearbeitung dös« 
selben die meisten Kräfte zugewandt haben und dafs 

wir 
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wir sächsischen Gelehrten, Stübel» Tittmann» 
Martin, die jetzt gangbarsten Werke verdanken. 
Und sowie hier der Verf. tüchtige Vorgänger hatte» 
so bat der Umstand, dafs der Procefs mehr auf ge- 
setzlichen Bestimmungen und auf Gerichtsgebrauche 
beruht und eine veste, von willkürlichen Theo« 
xieen unabhängige Ausbildung erlangte, die Nach- 
theile entfernt, welche im ersten Bändchen durch 
Substituten fremder, dem positiven Rechte unbe- 
kannter Theorieen häufig zum Vorscheine kommen. 
Gerade im Verfahren offenbart sich am Ehesten das 
wahre Recht, und die unbefangene Ansicht £egen 
solche Willkür und Vorurtheile. 

> Zwar beginnt auch hier (§. 283.) die Darstellung 
wieder mit der Praeventionstheorie und umdbse ge- 
gen den künftigen möglichen Verbrecher anzuwenden, 
werde seihe frühere Missethat untersucht. Allein 
bald wird in der weitern Darstellung dieser Satz, — 
wenigstens der That nach, — aufgegeben. Auch in 
Sachsen soll der Uebelthäter eine gerechteStrafe 
erleiden für seine Schuld» er wird beurtheilt nach 
dem, was er gethan hat, nicht nach irgend einer 
Rücksicht auf die Zukunft, nicht nach Umständen, 
die aufserhalb seiner Verschuldung Hegen. Da indes-' 
sen diese Darstellung keine Eigentümlichkeiten dar- 
bietet, ich selbst aber meine Ansichten nicht nur in 
verschiedenen Abhandlungen, sondern auch in mei- 
nem so eben erschienenen Lehrbuche des Crimi- 
nal-Processes, wie in einem frühern, auch von dem 
Verf. benutzten kürzern Abrisse dargelegt habe, so 
versage ich mir für jetzt eine gröfsere Ausführüch- 
22. Band. 18 
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keit. Vielleicht gibt die Erscheinung des zweiten 
Theilf des Erhard-Schilling'scben Werkes Ge- 
legenheit, auf den Gegenstand zurückzukommen und 
die Theilnahme zu betätigen, die ich jedem guten 
Streben auf dem Gebiete unserer Wissenschaft widme. 

J. F. H. Abegg. 



Verordnung über die Einfuhrung eines Wechsel' 
rechts in der Stadt Offenbach, nebst den in die- 
ser Verordnung bemerkten gesetzlichen Quellen 
dieses Wechselrechts. Zusammengestellt von Try- 
grophorus, Grofsherzoglicher (tn) Hofgerichts« 

• Secretariats- Accessist (en) in Darmstadt (jetzt 
Stadtgerichts .Assessor daselbst.) Darmstadt 1829. 
Druck und Verlag von Karl Wilh. Leske. 56 S. 
gr. 8. (Preis 8 Gr. oder 80 kr.) 

In den beiden altern Provinzen des Grofsherz« 
Hessen auf der rechten Rheinseite gilt gemeines 
Wechselrecht, während in der Provinz Rheinhessen, 
da dasselbe bekanntlich die französische Rechtsgesetz- 
gebung beibehalten hat , die Bestimmungen des Code 
de Commerce über Wecbselrecht praktisch sind. 

Schon auf dem ersten Landtage von 18|f baten 
die Stände, auf Anlafs eines Antrags des Abgeordne- 
ten, Buchhändlers Hey er in Giefsen, die Staatsre- 
gierung darum, 1) dafs bei der Bearbeitung der neuen 
Civil -Gesetzgebung 3 * 1 ) auf Einführung eines allge- 



*) Ä. diese J*>b. Bd. 20. S. 80 Not* 
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mein en Wecbselrecbts nach gleichförmigen Bestimmun- 
gen für das ganze Grofsherzogth. Rücksicht zu nehmen 
sei; 2) das Frankfurter Wechselrecht sogleich für 
die nahe Stadt Offenbach *) provisorisch einzuv 
führen, da die Verhältnisse dieser Stadt diesen Schritt 
besonders wünschenswerth ~ erscheinen liefsen. Die 
Staatsregierung sprach sich hierauf in dem Landtags- 
abschiede dahin aus : sie werde den ersten Antrag bei 
der angeordneten Bearbeitung des neuen Cinlgesetz- 
buches beachten. Dem zweiten Antrage stehe der 
Umstand entgegen, dafs das Frankfurter Wechsel- 
recht, an dessen nöthig gewordener Verbesserung 
man dort schon seit mebrern Jahren arbeite, ans ver- 
schiedenen altern und neuern Bestimmungen bestehe, 
die mancherlei nur auf dortige Particular-Verhältniste 
sich Beziehendes nnd Passendes , enthielten , so dafs 
anf jeden Fall der Einführung derselben in der Stadt 
Offenbach eine gena,ue Prüfung und Revision vorher- 
gehen müsse. 

In der Zwischenzeit bestrebte sich die Staatsre- 
gierung, die als Fabrikort nicht unbedeutende Stadt 
Offenbach auch als Handelsstadt zu heben. In Folge 
des Beitritts des Grofsherzogthums Hessen zum preu- 
fsischen Zollverbande beschlofg sie im Jahre 1829 die 
Abhaltnng zweier Messen in Offenbach während der 
Dauer der beiden Frankfurter Messen. In der defs- 
halb erlassenen Verordnung vom 9. Febr. 1829 be- 
, 18 * 

*) Diese Stadt kam im Jabre 1816 mit dam ganzen auf dem 
Buken Ufer des Mains gelegenen Tbeile des Funtenthoms 
laenbnrg an das Grofeherzogthum Hessen. 
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260 Trygrophorus, über die Einführung etc. 

hielt sie sich die Erfassung njrtii ; über 

die Einführung eines Wechselte« h und 

über das gerichtliche Verfahrep n vor« 

Dies^e näheren Bestimmungen e r Ver- 

ordnung vom 4, März 1829 *) c ig des 

Wechselrechts der Stadt Frankfurt mit einigen Mo- 
dificatipnen. 

Djese Verordnung hat die Herausgabe unseres 
Scl^riftqbens veranlafst, welches in r 5 Abschnitte zer- 
fallt. Der erste Abschnitt enthält den Abdruck der 
Verordnung, der zweite bis fünfte den Zusammen- 
druck der in dieser Verordnung angezogenen , gesetz- 
lichen Quellen' dieses Wech««elr^c*ht«j als l)^der 
Stadt Frankfurt Ordnung im Wechsel- und Kauf- 
manns -Geschaffte vom 18. Juni 1789, u 2) der „Taie 
der Wechselnoturien- Gebühren vom 26. Mai 1739," 
S) des „Senatsbeschlusses vom 19. Oct. 174t, ent- 
haltend Erläuterung und Bestätigung des Art« 5. und 
6. der Wechselordnung vorn J8. Juni 1739," 4) des 
Senatsbeschlusses vom 4. Sept. 1798, enthaltend eine 
authentische Erklärung des Art, 27. der Wechselord- 
nung vom 18. Juni 1739 **). Der fünft« Abschnitt 
betrifft den Wechselproce Es, der in der Adoptipn 
des 3. Capitels des 2. Titels der am 8. Febr. 1820 
publicirten Verordnung über das bei den Gerichten 



*) Siehe diese Jahrbücher, Bd. 19. S. 83a 331. Bd. 20. & 
104. 105. 

") Autor diesem geschriebenen Rechte wtivleu«** 
die zu Frankfurt geltenden Wecb*ei-U*in*eu*U Nor» 
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und Justizämtern der Stadt Frankfurt einzuhaltende 
Verfahren (mit Ausnahme des Art. 77. V der die öe- 
xichtscompetenz betrifft, und des Art. 98., der von 
der Zuziehung der Handels -Assessoren bei der Ent- 
scheidung handelt) besteht. 

Das Schriftchen ist, wie aus dieser Uebersicht 
seines Inhalts hervorgeht, zunächst ein Handbüchel- 
chen zum praktischen Gebrauche, dabei ein kleiner 
Beitrag zur Geschichte der Literatur des Wechsel- 
rechts« 



Deutschlands Constitutione!*, enthaltende die bei* 
den Hairatgrundverträge de* deutschen Bunde», 
und die seitdem Jahre 1814 in eiazelöen Buh« 

.> desstaaten eingeführten Vexfas$ungsjUM?bu»i©n t|. 
Gesetze über landstandisch* Vexfaisflng. Rinteln 
1833. bei AlJ>i*chi Qs*e«^d ? JK:«,<fi8Q $• 

Diese Schrift erinnert zunächst an da* verdienst- 
volle Werk vonPolitz:'Die europäischen' Ver- 
fassungen seitdem Jahre" il^bls 1 ätif fliö 
neueste Zeit, von dem eben eine zweite verbös- 
serte Auflage erschienen ist. Schon aus ihrem Um- 
fange geht hervor, dafs sie keine Ansprüche auf «fie 
Leistungen jenes Werkes macht. Indessen gerifigt'stt 
wohl für den Handgebrauch, wofür sie berechnet zu 
seyn scheint. (Der' Herausgeber hat sieb über die 
Tendenz nicht ausgesprochen«) Mangelhaft isf sie, 
indem. des Herausgeber dem Abdruck* der Bundes- 
amt^ vfentl «.Juni- 4S*5> *Ad de** WtalMftp^ Söhlülkacte 
v. 15. Mai 1820 nicht den der BundestagsBescblüsse 
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Tom 28. Juni 1832 beigefügt hat. Freilich Könnt« 
*ici* der Herausgeber damit entschuldigen , dafs «lie- 
fet neue Actenstück. ih zahlreichen Abdrücken in 
den Händen des Publicums ist/ Ein fernerer Man« 
gel besteht in der Unterlassung des Abdrucks der 
Landschaftsordnung für das Hefzogthum Braun- 
schweig vom 12. Oct« 1832*). Das' hannoversche 
Staatsgrundgesetz vom 26« Sept. 1833 war bei dem 
Abdrucke dieses Buches noch nicht erschienen. Da 
der Verf. auf dem Titel die Absicht anzeigte, die 
Gesetze über landständische Verfassung 
zu liefern, so ist auch dieser nicht gehörig Genüge 
geschehen. So fehlt namentlich der Abdruck 1) der 
der königl. baierischen Verfassungsurkqnde beigefüg- 
ten und dieselbe ergänzenden Edicte, 2) des herzog!, 
nassauischen Edicts vom 29. Oct. 1831, 3) dergrofs- 
herzogl. badischen Gesetze über Aufhebung und Wie- 
derherstellung der Vorschrift der Verfassungsurkunde, 
dafs der Landtag alle 2 Jahre zu versammeln sei, 
4) der Gesetze, welche im Grofsherzogthume Hessen 
nach Verleihung der Verfassungsurkunde vom 17. 
Dec. 1820 ausdrücklich «u dem Zwecke erlassen wur- 
den, um als Bestandteile des Staatsgrundgesetzes zu 
gelten, als z. B. des Gesetzes über die Verantwort- 
lichkeit der Minister und obersten Staatsbeamten v, 
5. Juli 1821 **) und der vor der Verleihung der Ver-~ 



*) läinen Abdruck enthält namentlich das A. Müller' sehe Ar- 
. chiv für die neueste Gesetzgebung aller deutschen Staaten. 

Bd. 2. Mainz 1832. von S. 327—352. 
**) Dieses Gesetz ist abgedruckt bei Lack: Das hessische 

Staatsrecht, Ä Buch. Hannstadt 183*. S. 382-384. 
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fassungsurkunde erlaaseneti £dicte und Verordnun- 
gen, welche in derselben entweder nach ihrem gan- 
zen Umfange oder in Beziehung auf einzelne Theile 
ausdrücklich für „integrirende Bestandteile" 
der Verfassung erklärt werden , als z. B. des Edicts 
„über die staatsrechtlichen Verhältnisse der Standes- 
herren vom 17. Febr. 1820." 

Da die Schrift schon darum ein Supplementheft 
zur Folge haben mufs, weil noch neuere Verfassangs- 
urkunden entstehen werden , so hat der Herausgeber 
Gelegenheit, den Mängeln abzuhelfen. Zweckmässig 
wäre es , wenn er zugleich eine Uebersicht der Lite- 
ratur der einzelnen deutschen Verfassungen lieferte; 
denn das Publicum der Schrift wird dabei interessirt 
seyn, einen solchen Wegweiser zu erhalten. Freilich 
mag die Abfassung einer solchen Uebersicht nicht, 
ohne Schwierigkeiten seyn; allein sie ist dafür um 
so verdienstlicher. 

Das Aeufeere der Schrift ist vorteilhaft. Druck 
und Papier ist gut. 



Die Gesetzgebung des Grofsherzogthums Hessen in 
Beziehung auf Befreiung des Grundeigentums 
und der Person von alten drückenden Beschran- 

- kungen und Lasten, zusammengestellt von Wil- 
helm Goldmann, grofsb. hessischem Ober- 
finanzrathe und Mitglied e der zweiten Kammer 

" .der. Landstände' des Grofsherzogthums Hessen. 
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- DarmsUdt 1831. Verlag und Druck von Karl 

* Stahl. IX ü. 866/ (1 atMr.)" 

•im . ■, * . ? 

Alt am 3. Nov. 1829 der Grofsherzog von Hes- 
sen, der Nestor der deutschen Fürsten, auf eine Re- 
gierungszeit, von 39 Jahren zurückblickend, den Land« 
tag eröffnete, sprach er in der Thronrede auch Fol- 
gendes 2 

„Während meiner ganz« Regierung strebte 
ich unausgesetzt dahin, die Hindernisse zu he- 
ben,, welche Berechtigungen uncl Rechtsverhält- 
nisse einem freien und vollendeten Anbaue des 
Bodens entgegensetzen, f^inq Reihe von Gese- 
tzen zeugt von dipsetn Streben und von der 
Rücksiebt, 4te .ich dabei .erworbenen Rechten 
widmete/' 

All ein Commentar dieser Thronrede könnte die 
G o 1 d m a n n' seht Sdbrif* gelten. ; 

Der Verf. hebt in der Vorred« zuerst die Vor- 
tbeile hervor, wekhe dem Grefshenogthume Hessen 
durch die Verfassungsurkonde verbürgt seien; dann 
berührt er das Werk der Gesetzgebung und geht auf 
den Gegenstand der Schrift über: „Einen besonders 
in staatswirthschaftücher Hinsicht höchst wichtigen 
Abschnitt der^Gesettgebung des Grofsherzogthums 
Hessen bilden die Gesetze und Verfügungen zur Be- 
seitigung von Beschränkungen des Grundeigehthums 
und Von persönliche^ Lasten. Wenn gleich auch 
hier namentlich noch manche billige Wünsche und 
Erwartungen unbefriedigt sind, so ist doch nicht zu 
verkennen, dals gerade in diesem Zweige der Ge- 
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setzgebuag 'dl» Grofsheraiogthum Hessen ; manch em 
andern Staate vorangegangen ist und. Erfahrungen 
gesammelt hat, welche vielleicht für andere nicht 
ganz ahne Nutzen s*eyn möchten und esliaben sich 
daher auch in der neuesten &eit mehrere deutsche 
Regierungen an die grofsh. hessisch e mit dem Ersu A 
chen gewendet, ihnen die interessantesten grofsherz. 
hess. Gesetze und Verwaltungsvorschriften in ^Bezie- 
hung auf die Befreiung ^des^Grundeigentnums von 
Grundlasten, Lehns verbänden ünctson^tigefn B^dirän- 
kungen der freien Berfutzuttg, J i&f 'o^Be^ftrgung 
der Frohnde- und Löbeigdnscfiäftslarten^.S.'WJmit. 
zutheilen. Diese Ersuche haben rfafeM 1 / 5 antftfcftr: hin- 
sichtlich der meist eii dieser Gegenstänäö^in der grofs- 
herz. Oberfinanzkammer, mehrtoaf* schon verarilafst, 
in meinen amtlichen Verhältnissen kurze Zcraarrrmen- 
Stellungen der vviiAtig^urGe^s^te^/JmdriVftifaivallVings- 
Vorscbriften über die- gexunfflit«fr cG# gens^äwde^H vet3 
fertigen. Weil aber diö r ereiferen nicht «Jähr anders, 
als in den vollständigen "Geaefee^sMamlyftgeri voihan- 
den, diese selbst sogar vor vie|e» J&hiejn jm Bucji- 
Handel schon vergriffen sind, die sonstigen * Verwalc 
tungsvorschriften und manche andere interessante No- 
tizen aber noch gar nicht zur Kenntnifs eines grör 
fsern Publicums gekommen sind, sondern in eiözd- 
nen Generalausschreiben oder Amtsblättern : oder spe^ 
cialen Verfügungen nur den betreffenden Behörden» 
mitgetheilt — oder nur in Prajudiciensammlungeu 
und specialen Acten aufbewahrt worden sind, zum 
Theil aber? auch in den sehr corpulenten Verband* 
lungen von vier StändeversammluDgen zerstrotflie- 
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gen , so fühlte ich mich , gerade in dem jetzigen Aö-s 
genblicke, aufgefordert, diesem Gegenstände eine aus- 
führlicher«, auch für ein grösseres Publicum geeig- 
nete Zusammenstellung zu widmen und derselben die 
einschlägige«! Gesetze, Verfügungen u. s. w* so weit 
als nöthig» beidrucken zu lassen. Gründe dieses) 
Entschlusses fand ich aufser dem Gesagten noch: 

1) in dem Wunsche, dem Bestreben der groüsb. 
bess. Staatsbehörden und der Stände in diesen Zwei- 
gen der -Gesetzgebung und Verwaltung eine vollstän- 
digere und allgemeinere Bekanntwerdung zu verschaf- 
fen, als ihm bisher zu Theil werden konnte, indem 
meiner Absicht nach die Resultate dieses Bestrebens, 
wenn es auch leider seit einiger Zeit auf manche 
Hindernisse gestoben ist> allein schon hinreichtet 
müssen, das Andenken eines jüngst verstorbenen 
höchst verehrten Regenten zu. verewigen, der in je- 
der Beziehung mit seltenem- Scharfblicke die Forde- 
rungen seiner Zeit schnell aufzufassen und mit zar- 
tester Schonung hergebrachter, begründeter Gerecht- 
same zu erfüllen wulste; 

2) hoffte ich auch zugleich durch meine Arbeit 
hier und da auf eine Lücke in der Gesetzgebung des 
Grofsherzogthums Hessen aufmerksam zu machen, 
deren baldige Ausfüllung zu wünschen ist, und ferner 

8) manchen der angehenden inländische« Staats- 
beamten die Uebersicht der bisherigen Gesetzgebung 
über diese Gegenstände zu erleichtern« Endlich aber 

4) läfst gerade der jetzige Augenblick die grö- 
fsere Bekanntwerdung einer solchen Zusammenstel- 
lung auf. da* Dringendste wünschen. In; mehreren 
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angesehenen deutschen Staaten steht mit Zuverlässig- 
keit eine Umarbeitung der bisherigen — oder zum 
Theil eine ganz neue Gesetzgebung in diesen Bezie- 
hungen bevor, und es ist nicht zu bezweifeln, dafa 
auch noch einige andere deutsche Staates nicht lan- 
ger hierin zurückbleiben können« Es kann aber den 
gesetzgebenden Gewalten in allen diesen Staaten nicht 
anders als angenehm seyn , bei ihren Arbeiten Ei> 
fahrungen zu benutzen, welche man nun schon mU 
einer Reihe von Jahren in dem Grefshtrzogtbume 
Hessen zu machen Gelegenheit hatte; und wenn 
meine Arbeit nur den Zweck erreicht, hier und da 
die Veranlassung oder die Andeutung zu einer Ver* 
besserung des bisherigen ZuStandes gegeben zu hat* 
ben; so finde ich mich dadurch reichlich für meine 
Mühe und gute Absicht belohnt. 

Da£s ich bei meiner Arbeit stets nur die neiden 
diesseits rheinischen Provinzen des Grofsherzogtbums 
Hessen (Surkenburg und Oberhessen) berücksichtigt 
habe und berücksichtigen konnte, wird sich aus den 
bekannten eigentümlichen Verhältnissen der dritten 
Provinz (ftheinhessen) leicht erklären lassen. " 

Zum Schlüsse bittet der Verf. um eine nachsich- 
tige Beurtheüuug , da er als Staatsdiener, welcher 
fortwährend ein sehr ausgedehntes Referat bei der 
dem Finanzministerium zunächst stehenden 'Central« 
Finanzbehörde des Grofsh erzog thtams zu besorgen 
habe und noch mit besonderen Auftrügen beschaff* 
tigt sei, der „Zusammenstellung" nur wenige Tage 
habe widmen können. 

Die Schrift selbst zerfällt, mit Ausnahme einer 
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Einleitung (gs'l^te), vrereh« ,,iur^rla^tefWgipeK- 
xerer Ausrücke' 7 und ge^/tli^e^ -Btitii^tota^eQ Für 
den >mit den netteren VeAäHnis^en'äe» Gtt)£shirzog- 
thüms Hessen minder' Vertrauten" l l ) vom Münz* 
f ufse , 2) von dem gese&Kchen - Fhichtm^fsB , Ge- 
wichte und Getränkemafse, 8) von den Grundsätzen 
der Besteuerung des, Grundeigentbun^^unAdeni.grund- 
berrlicherv<Rechte ä^Gxofßherzogtbums handelt, zu- 
erst in 1 w e i <A bth e i 1 un gen, .< 

Di* erste Abtheilnn^ ist überschrieben: 
„Beförderung der freien Bewirthschaftung 
der 1 Grutidhbe8?trnn^en ; ; Bti^pöiiit'icrtis-iBe* 
fugnisstfdäs'Gtün^e^ 

in '4 Capitel^ Öas er^t e C a fij, el handelt t £§. 4 — 
104 voA^er^.^ii^c^^ä^kuxift ^tf^^^McJtier 
Bes*Ciht,igjU)n<g.*nwf' ia Ansehung ; 1), der Ausübung 
der Weidesdkttutea *>(ßeWeidung der Wiesen, Ver- 

i >;. ■, .;-< »-<»'. l->>* .<_>!» Wwj'.-'.i-I - '>vif.i ; • um \ ;•'-." 
*) Per Verf. bemerkt §. 41., d^nnaikijmr Ctoffteatogttane 
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her, der N^cht^i^en f Beschränkung , de? Beneiden« 
der Br^phZe^cleTj^^^^e^iA^übuiigj des Jagdrechts*) 
(Besthrän^ppg desselben« tuqd Verbindlichkeit zym Er- 
sätze des Wildschaden up$j 3) »durch die ßefugrji$se 
de* Gruqdeige^thün^erf au Qulturveräiwlerungen **). 



9. Öct. l8ÖÖ,riach wefthem m den Gemariuingen , worin bis- 
her jahrlith Am dritte Tberi 1 als Brachfeld unbebaut gelassen 
wurde, um zur Weide zu- ^Qten, künftig nur die Hälfte des 
Br^chfetöesj öderem ^Se^stheU der ganzen Gemarkimg zur 
Weide überlassen wecden solle. ! 

*) Per Verf. gibt in ,den §§.,£. j?- e^ne üebeirjScbt des Gesetz*. 
&ebung., näjnHc^^dps'ln^ajts^l), des Gjssejzea v^rni, Tf £ug. 
1810 wegen desJErsatzes des Wildschadens«, zumessen schnel- 



Ien lind sorgfaltigen Vollziehung besondere Anordnungen der 
Provincial -toe^ieningen bestiin3ehi '^J ; d2* Gesetzes Vom 8. 
Jan. 1813, welcl.es e4rie^iiitofcriic1^^^thri^i über die Art 
der Berechnung des Sc%j»dei*saentftalt*i ty* vde* <*eset*e* v. 
27« Juli 1613 und resp. 4. Jan. 1619 über die Ausübung der 
Jagd selbst, besonders hinsichtlich des Schlusses und der 
Eröffnung der kleinen nJagd, , :,>>>: i 

*3 Per Vierf. zeigt im -§. JO^noch^ dafs^,in privatrechtlicher 
Hinsicht, im ^ge^eipend^^ Grundsatz bestehe, dafs Ver- 
änderungen mit der Cultur, eines Grundeigenthums dem nicht 
durch Lehnsverband beschränkten Eigenthümer nicht ver- 
wehrt werden könne und der Zehntberechtigte nur unter Um- 
standen einen Ersatz fordern könne. E 
Verwandlung zehntbaren Feldes in Wa 
Verbindlichkeit , die Waldanlage dem H 
werfen, wenn er sich nicjbt mit dem 2 
finde (Verordn. vom 8. Jan. 1812). 2 
die Anlegimg von Straften, Bergwerken, 
. Hofreithen u. s. w. auf zehntbarem Land 

Wendungen desselben zu ößentlichen Zwecken, weiche eine 
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Das zweite Capitel beschäftigt «ich (§. 11. 12.) 
mit zwei Particular- Gesetzgebungen des Grofsherzog- 
tbums, mit dem Gesetze vom 9. Juli 1808 und 
resp. 7. Sept. 1814 «zur Beförderung der 
Cultur durchGemeinheitstheilungen, Aus- 
einandersetzung zwischen Grundeigentum« 
mern u. $. w." und dem Gesetze vom 7. Oct. 
1830, die Wiesencultur betreffend. Mit Recht 
bedauert der Verf., dafs, der wiederholten Wünsche 
der zweiten Kammer ungeachtet, der «ehr wichtige 
und zweckmäßige Art. 44» des Gesetzesvorschlags, 
die Wiesencultur betreffend: 

„Vorschläge zur Verbesserung oder Verände- 
rung in der Benutzung solcher Gemeindegüter, 
welche bisher nur tu gemeinen Viehweiden ge- 
dient haben, könne die Regierung, nach vor- 
gängiger Vernehmung des Orts- oder Wiesen- 
Vorstandes , zur Abstimmung vorlegte lasten und 
der Vorschlag wird für genehmigt erklärt, wenn 
an dem zur Abstimmung bestimmten Tage nicht 
wenigstens zwei Diitttheile sämmtlkher Ortsbür- 
ger dagegen gestimmt haben. a 
von der ersten Kammer abgelehnt worden sei und 
daher aus dem Gesetze habe wegbleiben müssen.' 
Das dritte Capitel ist überschrieben: Befug- 
nisse des Grundeigenthümers zur Zersplit- 
terung des Grundeigentums und der dar- 



fernere Bezebntnng unmöglich machten , dem Zebentberecb- 
tigten einen Anspruch tnfEntsdiadignng wegen des ihm ent- 
gehenden Zehntens " 
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auf lastenden Grundbes chwerden (g* 13 — 
15.) Zuerst gibt der Verf. eine Uebersicht des In- 
halts des Gesetzes vom 9. Febr* 1811 in Betreff det 
mit oder nicht mit Grundzinsen belasteten Immobi- 
lien. Dann berichtet er von dem an demselben Tage 
erlassenen Gesetze, wodurch den Grundeigentümern 
die Vertheilung der bisher geschlossen gehaltenen 
eigentümlichen Güter (Hüben-, Stamm-, Koten» 
Güter) gestattet wurde und worin zugleich wegen Si- 
cherung, Fixirung oder Ablösung der aus solchen 
Gütern im Ganzen haftenden Grundbeschwerden an 
Geld und Naturleistungen genaue Vorschriften er- 
theilt werden , indem er zugleich einer spätem Er- 
läuterung dieses Gesetzes erwähnt, worin nachträg- 
lich hinsichtlich der auf geschlossenen Gütern haf- 
tenden Frohndlasten bestimmt wurde , dafs der 
Pflichtige bei der Vertheilung einet Gutes in dem 
Falle zu der gesetzlich- vorgeschriebenen Verwand- 
lung der Frobnden in einen Geldzins nicht gezwun- 
gen ist, wenn der Berechtigte die Frohndleistung 
nicht unmittelbar von dem Besitzet des geschlosse- 
nen Gutes, sondern von der Gemeinde zu verlangen 
hat, dieser aber die Verbindlichkeit obliegt, die ein- 
zelnen Pflichtigen zur Frohndleistung aufzufordern! 
oder wenn von der Gemeinde freiwillig diese Ver- 
bindlichkeit für die Zukunft wegen sämmtlicher ge- 
schlossener Güter in ihrer Gemarkung übernommen 
wird. Zuletzt handelt er von dem Gesetze vom 10. 
Sept. 1819 , welches vorschreibt, in welchen Fällen 
und unter welchen Bedingungen Grundzinsen - Zu- 
sammenlegungen künftig nur angenommen und frü- 
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*w* y* ftinwiniof lw*fr»»°" «fllfrft"*«»** 

^^W^UW^VJPPUW^WU^^P UMr ^HVWJ ™™ wB^r* ^W^WF . • WUT 

pfändungen und Veräaf«eruD(||g^|m tMMP 1 tfrfe e * 

W(! w iiirl)l i# Hii ii> * e|i»tw m >i p »*f<r»fr*» «"> 

i*iu»gfsyter ^*nN«t^*mttM*jf«f'tf«ltar 
fFW>dsät^i,»^4«,fe«» ifcftufefc* fc*fcr fi* 

men <n,,Ei»^hw<l» ft^hegdE Vjysi jwji ii on yti^üt y^ 
den,, de**a> Iptalt, r»itgakhajHö«W^ti^«r §#19* b* 
t«tfft.4ie AH<jdiöaMioD»«oijnaB. ■ Aje^wM AJjpifc 
fiGWion »4«r. Leh« und. E%,,pa|| l^djicdellßilW 
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•wi iv «ora m* xvmvmr*y0mfSflQP4ir vmwJBnmwi gC^ 
Jtaftttttintt cfafeloii auf nH*eere* EaadUgen In *«r 
»weiten ttanamm A nm g nng i a mfcl gt *tfea> Uefei£ 
<g*n> ui aefani jlte MM M4! wl ' imfeH«** auf 
4bt vom Latt ftÜHiW ryil n iiii l iii rig«mte*«m Lafcea 
fcakamit gMtUcht «Mtka, äab tovRagam afttaeMos- 
*e* trf, fie Jttt» fflflo ai* rta gtf * »a i iii bttBgt hntft 
ru «ntfcatte* 6*er fttf*» ; afc** h&tkmtxm Kaum ih 

«miriMn. Jtittthm *■ €— wmam, «* »a^narLe- 
iieri*üo*üU«tte* «tfmr «am GattaaNa* Aar Äpurten 
Bnoh Tioch *c BlawWlfimg in lah*mfeS>gan Deacen* 
toz «a* VmiiliM a*#*U, «k ** AgMfta* «yfontar- 
Mbh t*i, Im Jäte* *g*t «v tat SM^brng daU* 
entschied«* w a aiia ^Jafc v m- tu 4at HtfwMIHiwt der 
Erster en gttiBgt. Etmtf ScfcHam *at*M«t ier Varfc 
die frag», ob u&tf fa wW*k «at ftalmfc** toi 4a* 

OCfUKflaBg vJW MfWNIIMI '^19 MMimKWBg' \<m 

mnnra lim vwb wvnt inwvnMMMiMQi 
V 01 ibvJt ' IttMtf ttKMM^ 1 • ' " x * ■. a 

i IX» «**]** A4rt*trH^| 4« SdfHft h**A*b 
*<mi«r *?f**r»*f{ f***f*Mta*f* Afelötnng 
uii4 *flrtftft*MH*fcea*#fl*ab«*g «^genann- 
ter gutifca*flieh«r Se**cfetigiiflg«ii*" 0m 
trat* Capital itelit A* ematagabmif ttter „Gehen, 

hmg und Abtea-ang tot ÜHttfceny fVenten ii. •. w. u 
— §• 22. „Vervtandlung und Ablösung rächt fiscal!* 
*%h^r Grundzhuen;/' »-»<§. 23. AWösung der «uf dar 
HwptstaatöcAftc^ forteathte ftAtaife«"* £^Ä*. »V«**. 

19 
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Wandlung und Ablösung fiscaüsche* Gülten, Grund- 
renten n. e. w/ c — §• 25. „Verbot der Einführung 
neuer Grundzinsen.' 4 — §. 2ß> „ Unentgeltliche Auf- 
hehnng s~ g. gutsherrlicher Berechtigungen, welche 
bisher eis Gülten und Renten behandelt worden sind- 44 
— f. 27. „Fortsetzung; insbesondere Aufhebung der 
Beeden« *> 

Des zweite Capitel handelt von$, 28<— 87*von 
einem wichtigen Theile der Gesetsgebung des Grob* 
herzogtbums Hessen „Zehnten' und . Theiigü- 
ter # a Der §• 28. beschifftigt fkh mk der „Au fr 
hebung des Novalzehnten " **)• Nachdem 
schon seit dem Jahre 1816 die Staatsregierung die 
Aufhebung des Novaltehutens durch legislative Acte 
vorbereitet hatte , wurde diese durch ein auf dem er- 
sten Landtage berathenes Gesetz, vom 21. Febr. 1821 
bewirkt. Die $£ 29 — 82. handeln von dem Gesetze 
vom 16. August S816 wegen. Verwandlung der fisca> 
tischen Zehnten in Grundrenten , . das nach der Praxis 
auch auf die, mit den Zehnten in gleicher Kategorie 
Stehenden Theilgütern (Güter, .von deren A ernte ein . 



*) Der Verf. besieht sich auf die Schrift von ISigenbrodt: 
Ueber die Natur der Beede- Abgaben. Gießen Ifttt. 1 9. 
diese Jabrbftcher Bd. M. S. 305. 809., luden erdetet de* 
Einflusses dieser Untersuchung, welche sum Reichste hat, 
dafs jene Abgabe die Natur einer Steuer habe» auf die Eich« 
tung der Staatsregferung erwähnt 

**) Die Streitfrage, ob der Neubruchzehnte ein Regal set. 
Vergl. Mfttermaier, Grundsätze des gem. deutschen Privat- 
rechts. f. 168., hat sieh in Hessen nie erhoben, da e* to* 
Jeher awftaanter Grundsatz war, dais er ein Aegal sei . 
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größerer aliquoter Theil, als Hei Zehnten gewöhn* 
lieh ist, abgegeben werden mufs) angewendet vrird T , 
von dem Resultate diese» Gesetzes („Nach offibieHen 
Notizen/* sagt der Verf., „ist bis zum 1. Jan. 1881 
von OT4 Geiriarkungen , worin der grofsherzogliche 
Fiscus ZehBtterpohtigungerf hatte, in 820 derselben 
die Zehntverwandlung vollständig und in einigen an* 
dem vorläufig th eilweise, eingetreten**)' und von den 
in Verwaftu»gsv<$rsifBtiften bestehenden Bftafsregekf zur 
Erleichterung de* Vetwcfodltmg fiscalischer Zehnten; 
em Zweck, 1 den die Stänfle *mdr r in sofern in Schutz 
gefroirimen hätten, als sie atff dem letzten Landtage 
die StÄtstegierung ermädifigt hätten; abweichend 
von den rj bettfeffenden Bestimmungen des ^Gesetzes 
auch bei Feldeebnteri Th eile von Zehntgrundrenten 
in* 43eld - zn stipuliren , wenn dieses die Pflichtigen 
wünschten und in ganz 'ausgezeichneten Unglücksfall 
len säa Wege der Gnade den Zehntrentepfüchtigen 
Na6aläss#^angedeihen^ui«sserr, wa* nach dem Geist* 
des Gese&ei nkfci ^tä^fttdeiP dürfte, -weil ange- 
ncrannen ' werd&n Äössey daft der kohtzehnjährige 
durchschnitt schon das Mittel aus guten und schlech- 
ten MrntfVi ^njbal^ i1 i^i4 ^1^8 Verluste der Zehatbe* 
rechti^frefi rfagi t Aus^ja^lung dar Eente schon >init ; in 
Anrechnung itoieo^Di* §$. 33. 84. handeln von 
der Verw*n8lti»£ ^SMA fistalisfcher Zehnten , nament- 
lich von (fetal Geselle vom 24. Jan. 1828, wodurch 
das Gesetz vom 10. August 1816 auch auf die Zehn- 
ten, der Pfarreien und Stiftungen, jedoch in' der Art 
ausgedehnt wurden,, da& diel gegenwärtigen Nutznie- 
ßer ndchxUs Recht behalten sollten , für die Dauer 

19 * 
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Ms»«? jfM *ö* d#M ©ftfötie ^ii18.9MÖzj1824i, iwfl- 
6h& die Q^^^Ä^iig4«'b«r^«igts alle .nicht Jßsdi- 
ii^iitn^^te^lf ^t^n&j4Jht«ti^iedi 4ö^ Grundrenten 
verW^ftideh >^^^WlMigöii. r&ggßeifch tgefat « de»iYerfefa 
^^ ; fcrft^ ? de#*l*ite^ ' In* $. t&SaW 

*«&tigttf dte»Btf^nl&>h&B&fc , ÖÖ Z^bÄrerwandiimg 

&öSÄküägeto ' teftseüetitet : « i*MaM*fc ¥&va&*nAb- 

^erk'tfgeti, tta*"3aflt9 «tt^wtaödtni )^repnf«3 idÄ** 
Weiterer «fe ^#*ötftetfg^ifeinW> Zthutvielitf rttth 
tfcn 1 toBfctefl'» »e*ft<^ fogaftdi» Q»eto^ri »90^19 

^bcM^^'Berefllfcigt«» Stonimi W^höge^dfefle- 
'ftkgtiftf eJ^eTtelötaflfce^ tti barmtnibÄi/TrfriBeAB«- 

l ÄAWi Öfe^§|ii«6. $7* Imii&^üf^üiaBdWbwÄiifteB 

gcn«^Äfälfc^difef§§PiBd*w4fc^Im$U8«. »gM« 
Vetf. tra^hy tfWs diJö birf»tdge ( G«Ä*zg*ba«^ f ^itn?iii 

-''&&£& '^g^'deü t Witt* des ♦ÄiwdaigtÄniiiite 
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übec GttBfiin^itiriwittngtn, 4mi &tu«4b*»toer> afri- 
tlwr Mderdüigetttndr getmgt »ftiv- 4m *w, Ä§vti- 
diiifetiseinesifiriu^«^ ffer 4pf- 

htfbnifeidei) Wei*otdobt#»dl*cbrA^r#w^<j^ef,qrji^ * 
desselben; z*i*f tsäbäiggeii , 4^Mf*Uc]^ek >t da*\^ei- 
derecfct.gani vcÄ9drft^terJge» r yh^e^^eii?^^igf^- 
'ffatanfe^ur *tt>UfameiJJ 8Z\^it 9s ^b^^as Wies<HJ<*ü- 
tnr#eielnrT^QMd9S: fit*. i880rfdäla£ta»t|egff eine* Wie- 
mfkuDAe MpgibAfceil^ «pl^w JV^ebeff^ügungtD, 
sfekitofadie ttttb awtapi qg ibr ^sfms^ti^bi^etten, 

• ikitcii^DiicGeMob^^aigöD^iu, ft#rbg99jf% "*»*. §. 
3fiLit6igfcv*<* ayrÖAdlt, «itft-l||i e iU»t«»fl^^A««^li- 
isx:$rajlS*^a*vWriuSb#ii* b|ig||^l^e9iPe^|p^l>ijpg 
acuter g^gMfemfftHßiw^m Cllle&eKte vofi^^JMai 
i^^tTebferttonit.V cW«i*e^*ö*4V^ *pr t W«H*ebe- 
£r*fctig«ngwö;>ii*V stttdj^f^m«AM#ei| 9 JWf<4en Be- 

csiEfcentfjdts wftf epffeiftigÄli>B0de^%*iriej^bftQ Art 
jfciHng^sMrifitil fcfeirt* wM^^OorVf ry^pdlu^g des ' 
ifUtaAofcer* AtbatitstK I» §«>4f»«*]jrae&f4#£+ Y*5% VQn 
^deö -Rasuü*t$*aHe $öu &ffctfefcs ejdy^a^ppi^Jiphia 4er 

M^^iWadVbflBfchtÄguD^ftr^s^^ a^HfjM^k worden 
-ifawfc. niiIiÄ9§B9#biü^Yirtirt^ta^i'#iAS Sipalisaher 
hftol^^tairfSbei&bgg!»^^ dhhy«r& 4i# be- 

treffende Bestimmung des Gesetzes v. 21. RJa* 4817 
lHi^deiiijFalie^^eiMVtdie Wjri^tbjßr^&^fcBng dem Fis- 
jfcus^OBt AÄ^inlgeWeins^a^^ai^t^Iginei^Man- 
<gel di^eaiGeaetodtf, päeaßch d»n Mang*i eine**Be- 

• ifüttflknng Gberf die iVom»bmfe der^ßubrepartkicn der 

heuen Gi,<ui>drrat4n -itt dem Falle, dafs die Weidebe- 
recbtsgnng. ven mehrern Besechtigten^leichzeitig aus- 
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gfeübtwird und nur für einen derselben», die Ver- 
wandlung eintritt« bespricht uud rügt der Verf. im §, 
42k, während er im §• 48 bemerkt, da£t auch in Be* 
tug auf. die Ablösung der Schafweid>er.enteu 
keine anderen Normen bestünden, als die, welche 
wegen Ablösung der Zehntgrundrenten gege» 
ben seien. 

. v Das dritte Capitel betrifft die „Abgaben 
Fön Mühlen« (§. 44 — 6a) — §.44. „AI Ige. 
meine Regalität des Wassergefällr in He» 
ten," Der Verf. sagt: „Die Benutzung des Wasseiw 
gefälls zu Mühlenanlagen ist, wie in vielen anderen 
deutseben Staaten, in den alten Landen des Grols» 
herzogthums Hessen von Jeher* ohne Rücksicht auf 
die Grobe der Flüsse oder Bäche, als ein Bestandy 
tbeil des Flufsregals behandelt und in der Regel keine 
Mühlenanlage ohne Goncession der Landesberssebaft 
und Auflegung einer defsfallsigen Abgabe C Wasser* 
fallzins) vorgenommen worden« Auch in den nach 
dem Eintritte der Territorialveränderuogen von 1808 
und . 1806 erlassenen Gesetzen ist dieser Grundsatz 
für den ganzen Umfang des Grofaberzogthumr au& 
gesprochen r — namentlich aber das Einkommen «um 
dem Flufoegale in den Standes» und adeligen gg» 
richtsberrlichen Bezirken nad dteErtheilung der Er* 
laubnifs zu neuen Mühlenanlagen als ein Recht der 
Souveränität dem Regenten vorbehalten worden» Ja 
man dehnte durch eine Verordnung vom 1 29* Juli 
181 i das FlufsregaT so weit aus, dafs verordnet war«, 
de, dafs alle Mühlenbesitzer ohne Unterschied vwel* 
che zur Betreibung ihrer ,ber«iu. bestehenden 
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"Werke noch keine landesherrliche (kmcetsion freseV 
Ssen, solche noch nach träjglichavifilÖÄen, -?* sbdanft 
allen denjenigen Mühten* weichet nicht / bereits eh* 
Recognition*geld für 'Benutzung. des Wastfergefiüls an 
«tie Staatscasse* entrichteten, ein, solche* öoch nach« 
trag lieh aof erlegt werden solle« * l r*r. §.45. ^,Aua» 
Scheidung der Regalitäts- und der grün dhearrächen 
Jtfühlenabgaben* 4 * Der. Verf* gibt eine jUebersicht 
der zum Zwecke dieser Ausscheidung unter dem 2SV 
See. 1812 erlassenen, die Verordnung vom 29. Juli 
1811 erläuternden. Verordnung. In den §§. 46—49. 
bespricht der Verf. das Bediirfhifs: näherer Bestimm 
mung und Modrficationen dieser beiden Gesetze, das , 
darum erlassene Gesetz vom? 11« Juni 1827 und die 
„Ausführung, Vortheüe und Nachtheile dieses Ge-> 
setze*," ind«n rer nctcli der 'beHihrt» was. in' des 
neuesten Seit zur. Erieijehterulig deu? Ahgabepflkhtk 
gen verfügt Myoiden seil, Im §. 6fll; zieht er die Fit« 
eaütät.ifiÄherer Cameralbehördan in Einführung, von 
Coneessiontahgabsfe für die Betreibung solcher Müh? 
kin, welche in« Erman^elungT einesi WasserfalU durch 
Pferde oder Medtacheiihädde getrieben wurden* an'4 
licht und bemerkt > da£s diese mebfc zu rechtiejrtigtm-» 
den Abgaben (Äolsmühlenzineen - und DrefarnUhlen- 
Zinsen) in »den: < Jahren 1827. und 1828 aufgehoben 
worden seien« „ .. , •', ' 

Die §§♦ 51« und 62. bilden das fünfte C&pitel^ 
^Zehntahgab^n Jvan Fossilien^ Der Veri 
erzählt darin : *f>e$ feca&sche . Diensteifer früherer 
Kanimeralbehörden Jibatte an vielen Orten, im AH-» 
hessischen sowohl, ab ;anch in machen seit 18QS 
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d^ei^fegentfiafer &*ie$efgratatfco8- , JUlbrtem- 
briitim ,p*~< KaWsfttC — <Sa)4 - >iwdüig«tföhiiliche 
Maue**$j^brüpb«'' int. *#r ; A*a**$4£wo*geJ^ 4 d*fc 

tkatjder au Tag* T getieftes! 1 *rifcX tjugcgurothenen 
Foulen, d«r zahnte Tb*il4w Eri^*riir ähnlicher 
Yf&fe m* 4er, BergzebmjHi bei Äetg!* wke*, abgege? 
ben o4flr<in Gelde bezaMt <iw4«nia»fet* ©bgWcb 
ein* allgemeine Qualität 'jfen? £tqabrtjtohe undälu>- 
licberr.ArölageÄ in #6ismbfMgtf$U<>b piß ,bt*twAtn 
h*t A ->, Au< 4w Buta**^fldfl$btt£i (&ttnä* fftad^a« 
he* apch 4pit : 1821 MC^^iidT^aÄbiiflj^ÄU^ÄUirSpra. 
cbe,ge^piDinen#* ffpy*ft(&e4A FftfeoiUinfcr 4*sdeb- 
Bung des Bergwerks auf dergleichen* Anlagen geleg- 
ten, ipft dem^verfwftng^^ae^^yQfvodsAtte der 
glefcbep, Bwteufrn^g^nj^tfnb^ 
btp une^eld^ch^(tpfgthol^öh wr4*lfejlEH*9 Artikel 
20n~K4» de* /Gesetz** timw.%iah>tßA. 1«H »kw Jie 
Abtretung df| ^v^^t^^fea^^ÄtfcbtÄrÄwe» 
cken, bestätigen ,au<:h v jjfe l^x\gkmt tetev Antfckt 
.Wudrücküch durob bd^n^s***»**^^ 
f rei^f ht d , unterirdisch» r #]Wtf*P*odfc#e ätonftwSbmm 
^ A «atagta*m Eig^^u^B^^pAC^Itelkbw ,«* ben*. 
ft^pn^rda^ 4er fl^H^i;^^] C^aii^W^; Wor- 
auf ,^s^ sq)ejp Ü^v^fi^WrJtetze* flaa^Ug^ 
H?ein£ £efyer e^^n , r N*$ßn4*n ,'*j¥to ^fenn 1/ wwra 
er *oJd&e Qi^t:,^^^^»^^ *wJ!tel^U&i^<nttl 
d^« J fir|Blärwn& au^bi^^ *jM J^h^a^öü^e- 



Digitizedby CjOOQ IC v ., 



um«teift&i -Bod8äwig9g«ii*£ f^l»9»ifiM&nk&ffiä* 
od«ifcäie'ßimfelrte, ferneren' Oö&rffetrig das GÄÜdi 

EutMiia»&>3<at» Stitof«$ridra\9Stfaffi&g& üb« 'BW 

tpIfe&zÄSela^nsdaiais-ioL luß ?*rew§i9a «ab 8 aun 

rfedJvy e »HäIti>iJ**i«tt'*^o|itg(il«4'.^^ 9 f 3 *¥fft«uffgSt- 

ft D d«ä, «Kitt* j«dsftäg£ «fe^tÄSoÄWtf^'etseftfe 
Bat^»tfafcfcrfa*««g^fÄn*^4(^ dfc*fe#*&tt* 

d«r l,*^stettWtÄeri^¥lrfflWHÖRf 3j%«ft»»e?»,^*t*- 
aöd iättÖiBttf Me&iftl^Mätt&r 3 ^ ^ f 5& a Haft?5ft 

GiofBUrzoglktiftis *u^*<«Srf V(4sffle J 4ma °rfS 0! VÖ- 
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Aulübung dieses Gesetzes, während er im $« 56/id>r 
Ablösung der Mühlbannenttchädignngsrenten erwähnt, 
Im §. 67. gedenkt er der Bannkeltern als einer 

v noch sehr seltenen <£rtcb4in«rig. » 

Dai siebente Gepitel ist der Gesetzgebung über 
Leibeigenschaft gewidoifet (§*' 68^61 JsbrE§. 58« 
Wirft der Verf. einen. Blick a*f den frühem Zustand» 
der von der Art gewesen sei* dafs die Germanisten 
ihn tlsstfhr gelind bezeichnet hätten*). Im §.'59. 
bandelt er von der Gesetzgebung ^ selbst» nämlich der 
Verordnung vom 26» Mai 1811', wodurch die Leib- 
eigenschaft aufgehoben worden «eL und einigen spä* 
fern Gesetzen, wodurch der Zeitpnhct des Aufhörens 

. wegen dt$ Druckes der Kriegslasten und 4er uner* 
warteten Gröfse der AbkauftgeMer mehrmals hinaus» 
gerückt worden sei, zum Schlüsse des Artikels 2&.dev 
V erfassungsurkunde : „ Die Leibeigenschaft bleibt nach 
den debtalls bestehenden Gesetzen für immer aufge- 
hoben," gedenkend» Die g$* 60» 61. handeln von 
der Ausführung dieser .Gesetze in den Domaiaial- tu 
Sotrveranitätslanden* und namentlich von dem Gesetze 
vom & Inni 16S7, durch Weiches die (Leibeigen- 
scbartspflicbtigen in dem letztern Theile des Qx*6h 
herzogthums in der. Ablösung der Leibeigenscbafts? 
gefalle dadurch, *ileicbteef wurden,, dais ihnen nur 
die Hälfte der : Ablösung«- Capitalien zur Last fallen 
solle, wngegen der Staat die Verbindlichkeit über? 

nahm, -als Schuldner für die ganzen AWdiungs-Ca-r 

pitalien zu erscheinen und bis zur baaren Abtre? 



*) Raades dtaawae* Ffratrecat -f. 366, 
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gung .derselben deren fünfprocentigen Zinsenbetrag 
als Rente z» entrichten« 

Das achte und letzte Capitel hetchäfftigt sich 
poch, mit tänem wichtigen Gegenstände der hessi* 
sehen Particulargesetzgebung, den Frohnden. Im 
§. 62. wirft der Verf.. einen Blick auf. den „ frühern 
Zustand * " der wegen der Verschiedenheit der Terri- 
torien , aus denen das Grofsberzogthum Hessen sich. 
nach und nach zu seinem jetzigen Bande gebil- 
det hat, eine sehr mannigfaltige Gestattung zeigt. 
Im §.63. stellt er die ersten gesetzlichen Be- 
stimmungen: zur Aufhebung der Frohnden 
dar. Er erwähnt der vor vielen Jahren ausgespro- 
chenen Befreiung der Einwohner der« eltbesäschen 
Aemter der Provinz Starkenburg von allen Jagdfrebn- 
den. Dann geht er auf die Gesetzgebung vom 25. 
Mai 1811 über, wodurch bestimmt wurde« dafs' di* 
als Ap-sflüsse der Leibeigenschaft* anzusehen? 
den Frohnden mit den übrigen Leibeigenschaftslei- 
stünden abgelöst werden müfrten u. *• w«, indem 
er zugleich auf das spätere Gesetz vom 25. Oct. 1815 
übergeht, wodurch zwar die Ausmittelung der Ablö- 
sung* «Capital ien befohlen, dagegen aber gestattet 
wurde, entweder vor der Hand blofs 4ie Zinsen der- 
selben fortzuentrichten,,oder Statt) dieser- die Dienste 
in Natur fortzuleisten. Zum Scttfass* * geht er auf 
das Gesetz vom 18. Mai* 1812 wegen Verwandlung 
der gutsherrlichen Frohnden über« Im §. 64. ver- 
breitet sich der Verf. über die Ausführung und die 
Resultate dieser Gesetzgebung, während er in den 
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fÖteÜfafe l ÄiÄlpfegTResÜft»te derselben iri &£ Domain 

tfafcdWt^dtf tf^,' ffinääitlRh <rärAbl8&frg*Her%e& 
jrizt^ bäteheiiacn ^tbHiitilfSsttoife'en 1 ' äü 'Äebuiii , 

, angemessen* die Grundsätze, »ach welchen die ^Erledigung 

- %(«*k^%e«fifcWeü ^«^H^en b*U«e dfe ^rme««^ 
und Ablösung detsn^p^ttigiri^ re^dtngtipamiatitti!tCT> 

setze YÄmÄ April, 181 9 zusammenzufassen und zu ^rlänten^ 

iJ - : fißßeWaSre^e <*8lfefe r *iÖtfh^iui^qfer5^t«MB¥*n nad 
^ ' «*(Wl4ffcssl{f#<aftr ttfcri&i Wäbel*^ %obidMr inrfwfttö- 
ivi- owtatadef8*e*j&to^ 

Art. 26. dieses Gesetz, KmemYie bestimmt, ^Jrsnngemes- 

sene Frohnden nie mehr Statt finden— die gemesselfeiklror 

D OKsftr «tipttttfllfr q^^Oatf/jeddchsweh |& <|er Au- 

j v .ÄAingjdesi^efieiwr^doJ^/ApdRWÖ *fe£njk>w*i?dtf- 

1 Biiolgtfßinn^^^efrtz flq ft %^^^4^^tfiFgHM> 



. 1819 picht aufgehobenen Leistungen geböngej 



TOI 
2I9i 




, . __ „..— TO _»_Jiobenen J^eistnngen gehörigen 4 ,, 
^a^Vr^oni^ 

J't. : W hieHr na^ ^oiheri^f^V«rIaass»h^bimgmJfia6dDÄ- 
'■.^^ gM8ÄenteÄ,iatt>. ifcri S^ l ^^se a ^f^^ fI ^r<Jt ß9 solJ^. 

•-L »*J^^^ V #fi«MW a ^^ fei 
l . schereifrohnden den Jagdf^ohnden gleich' behandelt, sollte 
V au^ gleicheT Weise' mit diesen aafgeboben nndöfe üferech« 
■ tigte* dafür darcb KeWtf'Sas ^ötöäscÄ^t»ekd^ a 
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E>0hQdg*Mro> fffll(W#tWÖ&<*5#^ behenden Nor- 
m<ffl,.w$wfeqd. d,en,lettfe ^^flo^den Frpböd.eji, 

t »«^.^B e «\ien a -»fj^ j .:kpHg^, r jpi(> «Jen Krieg*. 
und Gemeindefrohnden redet. Solche Frohnden seien 





"ftÜHJto ^«^SÖrt^fu^Ä^^ als 

der 

„Indem Äef. lä^lRnmMtwqfJhffP -^K-TEwÄ»» 4« 
Schriflv BaJ^u^MilgtHil«idn^JMiito^aU»iy»iW|ii«l5Ulich 
dÄ^f^t' l hai^' ,i Uör4tei«tiffl»etbrt«ikeitt •d*»>gröfsera 
Pubücumi" däter' l Wiiz 1 ü1^ÖÖ", ■ Be^toMÜkf «*■*' rieh 
zum Schlüsse darauf, . einige Bemerkungen mnzuzu« 

jfcmWN^iri^ ^rt inhnii JtaJfc i'fara ; iu w n< J * .» ■ 

,.«,• 40 £t .fetÄrefiMdiTOUtfQblsi .§*we$äa» <sr#P9 der 

Verfc^ofcntfem ^toffo^v^kihfcn^^sifch am:. Behand- 

-Ititig^Ü^ä^tef fed^et? JKÜ ^tt&fos*ü &ätt«»; toach 

„^ —,, u„u -, . , ...... 

Ift^^WHWo^Paa^Sß^i^sld}»^ dieses 

Ikiti<ki^9tfMr4aidii>.^ ihr 

W^eV£b^n4H%Ulk&zS&Mtö? ttihM'isWn&mm man 
k 4 aÄfi te^M^rÄ^ ein 

rüLln?, . ifohi'briarf rnisla iföbarlpjtfba:!, >njr\ jh 1 : <rf' -4*1 w* ... 

?FWws,® n gj&$rM$ww am ?te% wah - 

*^^£s$ß*few»JÄ JumiMtkflp 4 rb & » darcl l 
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CM W.Gold mann, &Ge*etage&&GH:H&sen 

Benutiung des sich darbietenden v er wan dten Stbffei 
v& einer solchen Monographie abzotunden. Der Man* 
gel an Mufte, womit «ich f der Verf. in der Vorrede 
entschuldigt, iit eine Entschuldigung , r wetohe sieh 
öfter hören laist, als, es f ür' die Wi*entch«ft'gm ist.'*) 
Billig tollte ein solcher Grund nicht als Rechtfertig 
gnng dafür dienen, dafs man auf halben* Wege ste* 
hen blieb. 

2) Unbeschadet seines nächsten» Zweckes ,iTiet 
mehr zur Förderang desselben hätte der Verf« mehf 
in die Geschichte der Institut* eingehen Motten, deJ- 
ren Geiettgebung. er sich xum Gegenstande wählte. 
Die Schrift hätte dadurch zugiekh einen hohem wis^ 
senschaftlichen Wertfc errungen und > würde', obwohl 
immer schätzbar > ein um se iitteressirfterer' Beitrag 
anm deutschen Prifntrechte gewofdtfr'seyn. r Atrcft 
hatte die DaKsteUmig des 4er Gegenwart und näch^ 
sten Vergangenheit. Angehörigen durch Eingehen in 
das üechtngeschichtliche eine gröbere ' Klarheit ge- 
wonnen. Die Aufforderung, das Geschichtliche der 



•) Aach der Verf. der kurslSch erschienenen Schrift: „Beitrage 
aar nahern KenntniGi der Gesetzgebung und Verwaltung tes 
Oroffberaogthams Hessen aar Berichtigung der ürtheile des 
Publicums aber den innern Znstand, besonders übe? dieBe* 
stenernng dieses Staates, Ton Dr. August £ön¥ad Frei- 
herrn von Hofmann, grofsh. hess. wäMk geh, Rathe und 
Präsidenten ' des Finanzministeriums. Gießen 1882., ent- 
schuldigt in der Vorrede die Mangel seiner Schrift und die 
UnfoUsändigkeit in der Beerbekung seines Gegenstandes fnit 
Mangel an MuU«, was bei dsr Tendens der Schrift sehr be- 
dauert werden mafc. < — 
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verschiedenen Rechtiinslitute zu ergründen und nach- 
«uzeigen , >lag ,ura so näher, da dasijrofsheszogthum 
Hessen einem TheUe Deutschlands« angehört* dessen 
Rechtsgeschichte yoh besonderer Bedeutung ist und 
dessen Literatur so besonders ergiebig an Materiale 
ist., . t ■ * • 

4) Ebenso lag die Aufforderung, durch Hinblick . 
eraf die, den gleichen Gegenstand berührende Gesetz- 
gebung wenigstens det deutschen Nachbar? Staaten 
den Pflichten der. qompatativen* Methode zugnü* 
gen, schon in- der Tendenz^ der ^Schrift nahe* Wenn 
also der Verf. ihr kein Gehör gab f so kann nur eins) 
Unvollkomraenbeit mehr erkannt werden. 

4) De» Verf. hat die Literatur seines Gegenstand 
des nur sehr wenig beachtet und überhaupt die Be* 
sprechung desselben, besonders in kleinerer! Schrif- 
ten und in den verschiedenen periodischen Zeitblät- 
tern und Zeitschriften nicht 4 beachtet; Auch dieses 
Uebersehen kann nicht gebilligt werden , da das Publi- 
cum streng auf sorgfältige Beachtung der Literatur 
hält und halten darf. 



Ueber <Yerlfcigeriih£* der Finanzperioderi und (Je- 
setzgebungs- Landtage, Von. H. W. A* Freih. 
v. G a g e r n , grofsherz. hess. Regierung« -Asses- 

. sor *). Dannstadt bei C. W. Leske. 1827. 36 S. 

. (4 Gr. oder 18 Kr.) 



•) Später Regierangsrath , Abgeordneter bot iweitea Kammer 
auf dem Landtage tob l,8}f und Präsident der Finananns- 
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einen 4nti 
Miöifteria] 
Gjrofiherzc 

von drei J 
QemtgtU 
während •< 

diesem M 
den Wort 
tun? Auf ( 
Stoff jpt a 

ibeilt ? ef den AntJ^^ .;,,«•***» ^>,, u 

„Die St^t.^ji^m^ ^^€«^Rp|^fe n ^f^äa4c^ 

,wiebi*bw, f gorthii* *Jk ;tap Jk^J^.#9i'^ nBr 
mein, Mk* in Jfer >rj, ^t, W*if »8tSff 
von üir aus&ehendei} Pi^smo^ **&£& &*$' 
wie im Köiwgpeich* E*j§rn ^*jjU *£i||jp^$$ 

*) Nach dem Art «7. de« be*. ataatagrnnifrj w rjr * Tom IT. 

nii imn in iiriii^iK jtfi t»m ^^m»hm i1mfi^ J ' 
keine dicecte oder nnrthwi le t\ eflim j^p<ta|wWNi <#* *" 
hoben werden kann, med d|» ^nfpi^il^^ipMMi *sf 9 
Jahre gegeben. - '.,, - « : ^ ^-# .4- : :/ ' ; 

**) S. Hetperof vejn X 1888. Nr. 153. S. 610. 

T> In Baiere wird jede** 4m m*A<+ +*****> #* * 
VJL §. 10. der Verf, Ur*., ^4^1 jiiper J^iTi^^^ 
alle 3 JnhreStatt fiitdendoa> Yern^untag eiaegeiunirNacb- 

weifong über die Venrea4aBf dy^lfiijy&yfhmai fa > 

.drei 
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-'•fr 
gfiffc' 

- ' , ' > 

♦>< 
-j I * 

' Im- 



neu 
mhl 
«rs 
% seiner angegebenen dritten Beziehung *) abstra- 

; - — ' : -- ' igy ^ay?^' ••**• *?• ■ , 

^'Vt**et (^ ^i^ i i i ^^i ii i ii 3aaw) yw^etegt u nn<J, mit An«- 
•r Babmiyrti» J^itr/^i *nwr ^He « Jvhre wengeyeteft wird, 
, BB^ja^ijilriijfraf j lb«M»e.snm WtrkuBg&reJse~<terStäüda 
gehörigen Gegenstände verhandelt. 

• - •<-• a Anmerk, 4. Ä*dact. 

*) Aftf dem *IlM*i&g* y votf ISff fegte die Staafaiiftgierung den 
Entwurf einer ^tffcsenlftlOT&iiing tot, der namentlich auch 
den Vorschlag enUffWt, die Kammern attf di* Daner der Ar- 
beiten d^Mü^ a* yertagen. S. Bopp, Rer Land- 
22. Band 20 
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890 H. W. Freih. v. Gagern, üb* Verlängerung 

hirend, in* Auge. Et billigt die Motive, denselben 
jedoch manch. 1 ei Betrachtungen, z. B. die kürzere 
Dauer der Landtage dürfe durch eine zweckmäfsigere 
,Geschäfftsordnung leichte* erreicht werden, Vermin- 
derung der Arbeiten der Staatsbehörden sei kein ge- 
wichtiges «Motiv , entgegensetzend. Zu dem Antrage 
selbst übergehend, *sagt der Verf.: „Der Herr Pro-* 
ponent will — seine Motive von dem Hauptgesichts- 
puncte aus beurtheilt wissen, dafs die Noth des Lan- 
des auffordere , in allen Rubriken des Staats-Büdgets 
auf Ersparnisse zu denken > die möglich sind und 
der Tendenz der v erf assungsiriä fsigen Be- 
stimmungen nicht im Entferntesten zu 
nahe treten/ 1 indem er an die Hervorhebung die- 
ses Gesichtspunctes das Bestreben > zu beweisen, dafs 
_ die Summe ständischer Rechte wesentlich verküm- 
mert, der.Werth ständischer Verfassung herabgesetzt 
würde, wenn die Motion — in sofern sie- darauf ab- 
zielt , dafs die Dauer der Fina&zperiode auf t> Jahre 
bestimmt und besondere Gesetzgebung*» Landtage 
oreirt würden, Folg« gegeben werden sollte," knüpft. 
Er stützjt sich dabei auf die zwei Momente: 1) dab 
das Steuerbewilligungsrecht das eigentlich demokra- 
tische Recht der zweiten Kammer «ei* woran« ihre 
höhere politische Bedeutung in der Staatsmaschine 
sich entwickelt habe, dafs die Stände durch dieses 



tag im Grofeherzogthawe Hesse* ia den Jahren 18}$. & 
118. 119, Allein nach dem Resultate der atitadiscnea Ben- 
thnog tat nicM «e erwarten, dafs dieser Votwehiag prtf&d» 
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Äefeht der Stäatsregierung *othwendig würdtf und 
es von selbst folge, Safe, je 6fter die Nothweödig*. 
keit der Berufung der Stände eintrete, um so Wirk- 
samer die Staatsregierung controürt erschein«, umso 
stärker der ständische Emflufs sei, 2) dafti diese Be- 
deutung des Steuerver^Kgungsreehtes auch darin 
bestehe* dafs in Verbindung mit der Verwüligung 
Abhilfe der Bestfowerdeii mid Erfüllung von Deside^ 
rfen zu erwirken sei. Dieser Ftoarung der Gesichts«- 
ptmcte läfst der Verf. die Erörterung der Frage fol- 
gen, ob es kn Interesse ständiscber Verfassung liegen 
könne, dem Antrage Folge zu geben. „Aus dieser 
Ausführung >" so schliefst der* Verf., ^, dürften sich 
folgende Sätze als Resultat ergeben: Es i«t eine höchst 
einseitig« > dem ersten Grundsätzen parlamentarischer, 
Taktik und ständischen Tacts zuwiderlaufende An- 
sicht, das* Bewilligungsrecht der 'Stande allein von 
deta Oesich'tspuiEicte ihrer Wirksamkeit in finanzieller 
Hinifcltt *w betrachten. < Abtec seifest in finanzieller 
Hinsieht ist die Wirksamkeit der Stände um so kräf- 
tiger; auf je: kürzer* ®eit «He Bewilligung erfolgt und 
nur bei knrtw Dauer der Ffrianzperioden behält da* 
BewriHgttngsrecht «eine Bedeutung; nur dann kön- 
nen die Stände den Pflkhten vollkommene Gnftge 
*ris1#n, die ihnen bei Ausübung des Bewilligungs- 
recht obliegenvDie Thätigtoeit der Stände atisschlie- 
fsend in der Sphäre der Gesetzgebung in Anspruch 
nehmen und ihnen verbieten , während der Behand- 
lung solcher Gegenstande den Finanzzustand des 
lindes zu erwägen und ihren Desiderien , mit Hin- 
sicht auf das Bewilligungsrecht , Eitigang zu verschal- 

20 * 
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381 H. W. F-reih. v. Gagern, ui.Verl«ngerBng 

Teil, heifrt den ständischen BiWlWß **eTfl»aib j'^Hi 
Geilt repräsentative» Verfassung iH«krgra»thi. i %&* 
Beibehaltung dreijähriger X*n«ag«W<?^¥jäla$eB 
Finanzperioden würdte snBSeh'der^tnfiaBWeni'». 
lein nicht ergänzt,' der , *delB'«tefMen t ''aufth -fie^* 
Weiterung der Yer^nlig«ng3Mt 9 estsog«)i lÄr«***»* 
dem mehr noch ent^tA» K l^^i^eh%r'd»^r%(de^fai 
alle 6 Jahre zur 1 Ansnt>«ng> , ln%& ^n&i&eli vWftJi 
sungsmäfeigen <Re'chtbTBeTttftt& *»fera*n.« Slm^üBk 
lichsten Falle dürft»' el^ J ^i t " 8 J ^rag^««ll^ 
daß die Whisänflttft »4er i «ian« f linM : >me1ff^ wie 
bisher, alle drei Stfhae} «ondern^tffe: dfe^HWabM 
sich aulsera könnten» Ifch'fclbfc^^faKcht BotWg, 
auszuführen, daß ■— • dteAflWdWeh#*#irksailhlieit'atif 
die Hälfte reducn-eti"-^- 's!eVeri»nn«rn heifst. SbllW 
ich auch Im Einzelnen Vott ' irrigen "Ansichten auijpsi' 
gangen seyn , so bewährt doch die G&ehiclftS 1 , 
die tägliche Erfahrung, die WahflWit da^ThteiHeid 
ihrer - Allgemeinheit. . , , D*^wfc<das.<Sjtft*H^pa»sema- 
tiver Verfassung «ich am JfaMtcäi^raafcttscb'aiisgtbU.- 
det hat, erscheinen die kürtest«* FÄatoijWAiJJen. I» 
England, Frankreich, <fen ^deiWen^n^ die 
Budgets nur auf wXahrMvp^^^ 
versammeln sich aüjäl>tlicfc tli^fXi&ut&qme&ifa* 
Bewilligung . und , Ausübung der pffrlÄmeptawWfaetf Ge- 
rechtsame. Den Ungern ÄtaftKaÜe^'FiAiirf v R'4wäjäh- 
rige Reichstage mit immer Avierferkfe^nff^ Bewil- 
ligungsrechte feierlich von Neuem 'zugesagt. [V& 
die obige Entwickelung des Systems und Qjeiste^ re- 
präsentativer Verfassung nur für gtöfsese- Staaten 
und gröbere Verhältnisse praktische Wahrheiten entr 
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der Finanzperiorfen u* Gesetzgeb. : Landtage. £93 

halte, diesen Gemeinplatkzufwiderle^e;!* will ich midi 
wahrlich überheben« $0 lgnge das, System repräsen- 
tativer Verfassungen mit «einem ganzen Gefolge , den 
zwei Kammern, der Verantwortlichkeit der Minister 
v« s. w. besteht, so lange xnufs, die Theprie überall 
dieselbe bleiben r wie auch im Einzelnen und in be- 
schränkteren Verhältnissen der jLinflufs der Kapa- 
irrern, je nach dem Geiste, de* sie belebt, der Stufe 
der Bildung, auf der die Abgeordneten stehen und die 
die Energie, die sie beseelt, sich entwickeln mag*"' 
Das Scbriftchen erreichte seinen Zweck, indem 
es 1 dazu/beitrug, daß ^der Antrag verworfen wurde*). 
Auf den Verf. selbst; hat es in der neuesten Zeit zu- 
rückgewirkt. Die freisinnigen Ansichten, die er dar- 
in aussprach und mit Geist und Gewandtheit ver- 
focht, wirkten, verbunden mit dem Umstände, dafs- 
man annahm, er habe dapn^ein,, politisches, Glau- 
bensbekennttpfs ;ni#dörgele^'*^,. wesentlich da^u bei, 

taa^kosfcso«^ au/Eirtheiku^ ihCt«- 

BtAzi^a^^l^fafif^ der ^tancje. 

Vor derÄbsttanra^^be* diesen Antrag war ejne besondere 
Schrift erschienen, worin die ^jas^er Annahme unfehlbar 
^entspringenden Nacbtheile klar und bündig entwickelt wurden. - 
**) Er WöT die confctituttoneHe MoimVcmVur fortschreitender 
Eutwickelung. S. 20. 21. seines Scbtiftfcheas ^agt er: *fis 

>'i U^fitin der Natur der Kraue, dafs sie ü*ubt werden und in 
,<l«r Natur der Gewalt, dafs, sie sich auszudehnen sucht Diese 

. Kräfte und Gewalten in^. Staate, das. monarchische, aristo- 
kratische, wie das demokratische Element zu begrenzen, so 
dafs sie sich neben einander dulden müssen, hat der mensch- 
liche Scharfsinn das System repräsentativer Verfassung es- 
dacht und die- Geschichte es ausgebildet."* 
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ftM Nachwejtang der Recensknwa 

dafs rtr im Jahr© 1832 iom Landtagsabgeorditeten er- 
wählt wurde und steinen Sit* in de? zweiten Kam- 
mer nehmen konnte, wo er tu den atfsge*eieh- 
netsten Mitgliedern der Opposition gehörte , während 
sein Vater, dessen Aeulsertmgeri ' üb ef seine Söhne ifi 
feinem Briefwechsel mit den* FrelherW ^ Stein in- 
teressant genüg sind, in de* ersten Kammer sprach: 
Von aHgem einen! Intetesse 1 ist besonders der 
Theil des Schrift chens , weicher von der Bedeetung 
des Steueibewilligüngfirechtt handelt Der Verf. tat 
darüber mit Scharfsinn dine Theorie entwickelt und 
vertheidigt, welcher besonders in der neuesten Zeit 
officieU und K nicht offideU bekanntlich ganz andere 
Grundsätze entgegengesetzt wurden. 



Nachweisung der Recensionen undAn- 
zeigeü in anderen Zeitschriften. 



1) Inder allg. Lit, Zeit. Jahrg. 1Ö32. Nr. 164 
— 166. Sp, 25 — 47« 

Geschichte des Ursprungs der Stände in Deutsch- 
land, von K. D. HüUmann. 2te Ausg., gröfs- 
ten Theils ein neues Wqrk, Berlin 1830, & 

Der Verf. dieses Werkes behaupte seit einer 
langen Reihe von Jahren einen ehrenvollen Platz 
unter den Schriftstellern, welche sich eine Darstel- 
lung des mittelalterlichen Lehens zur Hauptaufgabe 
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und Anzeigen in anderen &eits;c;hi»iften. ÜJ9$ 

ihrer Triftigkeit gesetzt haben und m der Vielseitig- 
keit der Richtungen, worin er jenes wjeite Feld der 
innern Geschichte, Deutschlands und theilweise ganz 
Europa's durchwandert habe, dürfte er kaurn von 
einem andern Schriftsteller übertroffen werden. Auch 
müsse die strengste Kritik einen bedeutenden innern 
Gehalt seiner Werke in allen Beziehungen anerken- 
ne n,, ab gr sie köni^e auch um so weniger über die 
Schattenseiten jfejin wegsahen , welche sich fast in allen 
Schriften des Ve^ f! gfeichmäfsig wiederfinden. Einer 
£ewunade,rnswertb£n UrkundenkenntnÜJ stehe nämlich 
eine s#hr geringe Bekanntschaft roit, den eigentlichen 
RechtsqueUen gegen ü>er,. ,uj»d. doch seien , gerade in 
diesen letzteren die leitenden Ideeen zu stehen, 
durch welche die vielen ynbestirruntheiten der Ur- 
kundensprache* erst ihr? richtige Q«titung finden kön- 
nen. Treffliche? Co4»bi*aüanen^ tief geschöpfte Ur- 
theile über das Wesen des mittelalterlichen Staatsge* 
bäudes wurden nicht selten durch höchst barocke 
oder geradezu' falsche und doch mit dem Tone der 
gröfsten Entschiedenheit ausgesprochene Behauptun- 
gen, durch eine sehr willkürliche Behandlung der 
Quellen, durch ein den Verl im Gebiete der, Ety- 
mologie fast methodisch verfolgendes Unglück ver- 
dunkelt. Alle diese Mängel aber fielen um so mehr 
in die Augen, je leichter sie grofsen Theils zu verr 
meiden gewesen wären, wenn der Verf. die neuere 
Literatur des von ihm gearbeiteten wissenschaftlichem 
Gebietes: nicht so oft auf eine fast unbegreifliche 
.Weise vernachlässigt hätte. Auf die vorliegende Schrift 
finde nun. dieses Urthe.il ebenfalls seine vollkommenst? 
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Anwendung jr wi* insiBiiz^irtepoÄnöbliutidta griebne 
uad inteceffeatob B#»«rkfc»|gfmogfezeifc4[dviÄ 2 ^fte*. 
E* Tb« Gwi^^^i^^z^ *^29ib i9Jif ci'ßaL n9i9J»nl 

,jir ö^jI!) i9^9win9 bau 9ihim9k>'j lägn/igiu*' 

, Fxh^vro^ #e>ftk% Iß #t 9ß | ^f>^n«l9tß3|fi& 
Der IVatfi uvmiafJttiilJ halbe*. aifeedafl^eiMb hl aires 
CompenÄratoi, siech «itim/^lstifal^eifßCmiiMentnr 
Hefen* ucoKed ^dabfei i»berhn^ütei^ngeMkAl§niiLelm- 
rechte nicht' Wofi* hH beJWtatewiüJPaa^pra^biBri adfc 
baieriscbe 2«^ verbind«©, oäa^fcto jäkcIri^rchlWiic 
Bemerkungen i di), dontiliottti pfifft aMbiigrii xmchftigefii 
ParticuiarÄecht* zu ivei^idjafo^öuelÄ. >jjhrt)ßanEÄ 
befolge er. die AÄttrdbu^naefciPätz^soherfB Lebrb^ 
ches. Hinsichtlich xdrf* ifrnjeäejsiaJefci rfa^Kiltodhabßi der 
Verf. zwteK^ ^o>^iel ^afenpctf^ichi^dl« iDamteUungndds 
gern» JLehnreehts be&fcffeif) da* recht* MaäsafcvistfiMB 
einem blofteatb.iLebisbticb^üUfad iwm&Bjfigon^Gim*- 
raentare im Gänfcen^ge^ffexi£udeö&r el raei/ keine 
irgend erhebliche iEr#gttiiflUib§riictokhkigt o geblie- 
ben; in allen: andereng Aotirfhtt»fe^ ^hterfi enttpre- 
che die Arbeit au£ keJttie.fWe^ej dengAftfowteroDgea, 
weldie iHiaö oiuotf fcJribilligkeit JeUtffrttfafttneft eiBten 
•abiftmelleristhen Vermach- roathrföi dürfte*; ' oDie Dar- 
stellung ^es gem. Jjehnrechts **uge tutgen^U tu (mei- 
ner sei h^it ä^ digen Umersucbiungv t$ei,i vielmehr ^«« 
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und *Au*eigeH in anderen Zdtiehriften. f#7 

jAnfah® bis. :iuil Ende y^im Teite wieia^to Notferi, 
BiiHjts ii* bl*gi*\^iöpiiatidn i*n¥ detfßcbriften' dir 
früheren Bearbeiter dieser Disciplin f <^$t)&cta*]?ätz'$ 

sehen Schriften neuerer £eit, namentlich aus AI- 



Vorgänger polemisire und entweder diese nicht rich- 
Hgk?¥r1&nJel^a*%& «fe aifcHgqWÜ^^nÄfireV '«tfüfang 
üeige^d«ft l aflaj «tftewfn ^eÄPVfi^frthelÄgte Mei- 
nSn^^äfcflen 7 odeV laf^aleP &rkftn¥° Widerspruche 
mit sicki9elbst -diesrfbrf Bfehaifytuttg aufstelle , welche 
«r Toahw >ab >#&öh ifcerworf«« titabe. »Anderer Art, 
jedodh-fglewiff ^n^eilv.g©rfd'p^eiidifeBfArbeif k» Betreff 
des hakrischeiiXekiiiflfcto 

sich de* Verf. &iet&rig*he<$*ÜnXhi9vdm: »c/ch Gel- 
tende von Ae& bewtos ihbtxfyir&Gb gm ao^ausl tischet 
tden, >i*Ä&i4uf däsrj€^aiacbtl#gi6vnux ittfiPoSecwJÄhta- 

~gehda*JL alg3^2fatt4i<^üg^aryAhiffas^agb des Engten- 
ti§chBiBiJb«&Jra|eb iio6t^e^iÄWmriey^hikiilber tön 
Vbrn?(heireini^üf «i&eaf^Ött^abtscbfBPStandpinotr^ie- 
jfeellt^/habfeBlftr surft)' sei tefc QtiRititoxiiggdtäemr Aufgabe 
wm&gl^ty&äkckt. BfChi^filchtierrfilmüdioftks Lehn*- 
e£cl vbm fe 1^8bimn§,^«W^aafdiÄaiiott vest^Wö, 
«tifö. nach dÄ^eitj^sttmrffinigai döioildWibwesBn^fe« 
ganzen R^hsrfegira&to&enteofaid forffan afieiftwi- 
genyusoWoU ^geniei^' ^s^^ifeeioiiderd^i^benbeoWte 
und jG^worhnh*it^3*d*fc^etbirid«ftde tfferaft Triebt 

, haben iollenv'^cbriifiiii§J-d6. nurrbti Betreff > Aer 
Lehenfolge bei ghfen ^fcehett für '■ den ^Fall eine 
Ausnahme star«h*e; d«ls «diese durch > ausdrückliche 
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Bestimmung des Lehrbriefes abdeichend nfermirt war 
reo, behaupte der Verf. im §, 33~; ohfee auch nur 
einen Grund dafür anzuführen* d*£s alle» 'jesfen al- 
tern Quellen eine evenftial* AriwendbaiAek immef 
noch gebühr« und betrachte*, wio/fer »war; nicht stua? 
drüeküch sage* aber nach /feinem Verfehlen nwweit 
felbaft.sti, die r Best irnaiwijjej» dss;jC&dej*i.Ma?riaüiia T 
aus vom J. 1756 STh. IV. Gay, *& in allen, den FäL- 
len alt Norm in < LtJtedssaoben ^ n* esra» amdrück- 
liehen Disposition*» de^afidifitsnfeb^ 'Indegn er in 
vielen Paragraphen. Ptfr 4a*r&eclit de* Cod.. Max.» in 
anderen nur deo lohalt 4efl^h«sed^ct& mit thcile, an 
den meisten SteUfBiabe^iftutlbei^e Quellen zugleich 
recunrirc, erhalle naaAiwederofcine Geschiente,, noch 
eine Dogmatik des baiftrischka J4$nrö«se|#, soffden* 
ein« bunte« Gemisch altern, uns} -ntuerä Rechte* Aufc 
fallender noch s*d e*o dafe -de*; Yer£ i& dieler fak 
sehen, Voraussetzung von. cWcft>J^uer**^<)ütigkeH 
des Cod. UtoU üm&i 4ft^^ühM«i?t^Pid&r r Bewei? 
unmittelbar* w$ demel^ensedMe b^teai^utnommeB 
werde* könnM^flßtt&.anb^ wie 

der Verf, soweit g*the*£ könn*, ,dafs,^ sogar fii* 
solche ' Ve^hätoto^difrrdiiijroh au^W<^ibh*jßiftBQÄi- 
tieneh des Edktaaöf gelben öfter abgeppdefi^seiepj 
den Inhalt ienei Landr^ebtif als ^oeb geltendes Biecht 
darsteUe. Für die .übrife^n </d$utschent#4tticttlarrecbte 
habe der Verf, nftch Viel, we^e£,^e]^sÄe$ t . Er be- 
schränke sich auf eJn^lpe^v^rgleiöJiQude Aimwrkun: 
gep, die indfJfe wejrige* d*s Resultfl^ seJbs^stÄndigen 
Studiums diese? Rechte, als aus ejjper^ flw& t jg e n Anr 
sieht demselben, oder ga^pur aus gndern lehgsechtli- 
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^beiiScbriftda«Jtöominen2u«ejT3scheiueD. Uebrigen? 
Jtönne bei dem Reichthnme anLiterar- Notizen , weit 
che der Verf. sewWii för dib verschiedenen Materien 
im AllgeniehieTi^ «U/ zt» Bestätigung der im Texte 
ausgesprochenen' Ansichten beigebracht habe, das vott 
liegende Wetk doch nicht als ganz unbrauchbar er«* 
«cheiöen; nur dafs eb gegen <die Genauigkeit des Vfs» 
in diesen Nachwekü»geri tfod Selbst gegen seine 
Kenntnifs der juristischen Literatur «in ungünstiges 
•Vorurtheil erwecken mUssse, wenn er dem Sohne 
Böhmer' einen & Parebs iiachchire. 

Der Verf. Nr. 2* bewähre sich überall, nament- 
lich in den kurzen , als Einleitung vorangeschickten 
Bemerkungen über die Geschichte ' des Lehnwesens, 
als einen Mann, der mit unbefangenen?! Bticke die 
Beziehungen desselben tu fti Staate, wie dessen pri- 
vatrechtliche Seite zu würdigen wisse und von eine« 
Uebersehätettng*- desselben ebenso weit entfernt sei, 
als von dfer' Ansicht teuerer Zeit, dafs es für die 
St aats v erhättnissr, wie för die PH vat verkehre nichts Ver* 
derblicheresgebo, als das Lehnsinstitut. Mit einer 
genauen, während einer 25jährigen Amtsführung gV 
wonnenen' Kenntnifs des 7* in der* einzelnen Provin- 
zen mannigfach verschiedenen Lehnwesens Oester* 
reichs verbind« er eine Bekanntschaft mit den neue* 
xen f eudistidchert Schriften i des Übrigen Deutschlands, 
wie hinsichtlich ^de? IJteralur* jene* 'Landes nicht ein* 
mal von unseren Gelehrten, geschweige van unseren 
Praktikern gerühifat werden könne. Von irtthütnli- 
ehen Ansichten s*i seilte Arbeit keineswegs freiigröfs* 
tentheils aber seien es solche, welche früher allge* 
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, stein angenommen» erst durch di^ Untersuchungen 
unserer neuesten Germanisten berichtigt worden seien 
und in Oesterreich um so mehr in der Theorie wie 
Praxis }tx Ansehen bleiben müfsten, als sie in ö\ie 
unter öffentlicher Autorität früher verfafsten Lehr- 
bücher übergangen seien. Die wichtigsten Eigen- 
tümlichkeiten des in Oesterreich geltenden Lehn- 
rechts theilt Rec, aus dem vorliegenden Buche in 
Kürze mit. (Rec. Ls.j 

A. L. Z. 1832. Nr, 185. Sp, 197—199. - 

Jus feudale Megalopolitdnum juri Longobardico 
comparatum. — Scr. /ob. febd. Berg. Rost« 
1832. 8. 

Das. mecklenburgische Lehnjepht verdiene vor 
allen, andern .eine gründliche Bearbeitung. — •• Was 
darüber bif jetzt erschienen qqfc 9t Üegf entweder in 
einzelnen.. z^treu^eu Abbar^urggeji vor und in bei- 
* % läufigen Notizen, zu Darstelh^gen_d<js gem. Lehn- 
rechts p^ se^ c völlig vej^tet; {^.zeichne sich aber 
zugleich dasrfn^cklenbufgisch^ ^f^ehnr. ebenso durch 
Sjögulapt&en^us, ab durch den unmittelbaren Zu- 
«amnjprifciDg r#if der LandesverfcssuBlg. Um so mehr 
sei *f za.^ed^rrj, dals der Verf. des. vorliegenden 
Schr^ffp^ep* Wrfc 1 einrnaj eine Ziif arnjnenstellung des- 
sqw^^at^uf, diesem Qebieie vorgearbeitet, wie viel 
Wmm fW^^tf*P P^r^llu^g ges rhecklenburg. 
M^^ljgEto&rt^ Gründ- 

lichkeit »u^iWisp^ic^aftlicbfce^t^Äncb ,nur einiger- 
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m>ifeti^«ttiW©Uelb. Jakrbb. Jahrg. ^183*. H. 

\Handbucn .des rheinischen, t*articular- Rechts von 

. flii€Äe«ttb Weh* bkbtratoOK weck? ' Recfcuge'Ubmn 
^md $^aft«togt^mei*ttdfes 43H.. ; Btssekv ' 'desr > tfc 
Nassau , Rheinpreufsens , Rhei^hjüeoif ^ und «der-» jen- 
seits des Rheins gelegenen oldenburgischen, cobur- 
gischen uttttf honftuugfecEÄi «Sfettztiogeit mit. dem 
R^c^w^ftflde &W*JaMfalqlfh£t T französischen 
RevpJutiQn (S ftnd dfn [[o ip .^gmselb^ji bis auf, die 
neuere Zeit darin vorgegangenen Veränderungen, be- 
kannt zu machen. Zu dem Ende werde in Band L 
«V II. ein J Abdruck ^bj|Sberi vtfitden wicht igstfeh, in 
jenen Ländern geltend gewesenen oder nt>ch jetzt 
geltendeii' «ta tutarrech^n. ; Vwküige&fflfckt 1 ieWnf Be- 
rn erkungeti J üb er LfoeA&r 1 unÄ flb«P1Ö!toeh&ttfe*är* 
.der einzelneb 'LänaWcfcte/ ? *m4 VeWä«ifc£ dttfcmV 
geh Lehren ;, a ib ^w^heö'^dl^lltttt ^o^ ? d<m ^cm^ 
nfcW'kWHft^bw^e^ 2t^ 

samWWW^i^^e!^ 

s^ffi < ^^prMrV4t^^ tfei ei* «1- 

^hlAfi^^^RÄleitetmö, 6 dKreKBtti der Inhalt 
aer'fißf^äiHt^^fcH ^etf^iffirfen Itur* *usaittm*n- 
gestellt wefu^?^^ 1 !!^ 1 ^^»* dann die rheini- 
nisch^h tferrilofiä 1 *- ^um4' V%x1iÄsuiife5vterhaitnisse und 
zerfalle in Tw&'fcWA&rte, *von Welchen der erste 
die in deri'öbeil'gfen^nterf tändeäi enthaltenen frü- 
hem Staaten nachweise, der zweite aber eine Einlei- 
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tung in die Geschichte trod 'das Staatsrecht äer in 
den jetzigen rheinischen Staaten enthaltenen älteren 
Staaten gebe. Um die Art /wie äer Verf.' in diesen 
beiden Abschnitten seinen Stoff behandle , r zür klaren 
Anschauung zu bringen * wird aas jeder* ein Beispiel 
hervorgehoben. Nicht leicht sei eine vei^iensllichere 
unseren rheinischen Praktikern mehr willkommene 
Arbeit unternommen worden, und nicht leicht habe 
die unternommene mit mehr Einsicht nnd Sorgeam* 
keit ausgeführt werden können. Bei der Ausführung 
habe der Verf. keine Mühe gescheut, seinem Werke 
möglichste Vollendung zu geben. Die einzelnen Sta- 
tmarrechte seien nach, den correctesten Ausgaben, 
oder, wo s piche fehlten, naci} Handschriften abge- 
druckt. Dafs kein Coninientar beigefügt worden* 
müsse Rec. billigen, , Dagegen/ hätte Req. greisere- 
Vollständigkeit bei der Angab« der , Sohriften ger. 
wünscht, welche , üb er einzelne in dorn Lapdrechte 
behandalten Gegenstände s> ersehieqen sind* für den 
dritten Band habe der Verf. .mit grosses^ Fleifse di* 
überall in umfassenderen statischen, topograpbir. 
sehen und staatsrechtlichen Werken 'zerstreiten No- 
tizen gesammelt; sich mfr eiper grgfsen ZaU bedeu- 
tender, der früheren ^j^de^eff^snng.kimdiger Män- 
ner in Verbindung gesetzt wjd jdte sq., gewesenen 
Resultate gesichtet und, yi ( ]ktam* geengter Ord- 
nung zusammengestellt, fjpafenuchijo noch Manches 
zweifelhaft geblieben ? noch nMmche Lücke' auszufül- 
len, manche Unrichtigkeit zu verbessern sei, liegein 
der Natur einer solchen Arbeit. (Rec. v. Low.) 
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Heidelb. Jahrbfe. 1832. H. & S. 118—124. 

Publicistiscbe Versuche von A. L. Aey scher. 
Stuttgart 1833. 8. 

Der Verf. gehöre zu den wahrhaftigen publik 
cistischen Schriftstellern, welche, keiner Partei an- 
gehörend, keine verfolgend, lediglich schreiben, um 
ihre Ueberzeugung wissenschaftlich darzulegen. Stim- 
me Reo. auch mit manchen Ansichten des Verfs., 
selbst mit Grundansichten nicht überein» so ehre er 
dennoch die gründliche und rein wissenschaftliche 
Forschung und erkenne den würdigen Ton dieser 
Schrift nicht minder an , als er den gesunden und 
klaren Blick , der in ihr vorherrsche , achtend rühme. 
Die Schrift enthalte drei Abth. ; die erste handle von 
dem diplomatischen An t heile Württembergs an des 
Entwickelung der heutigen öffentlichen Rechtsverhält- 
nisse in Deutschland; die zweite von der rechtlichen 
Stellung der detitsfchen Bundesstaaten zur Buftdesver^ 
Sammlung, rnit beseiteter Rückfracht auf die'neüern 
Bundesbeschlüsse; difc dritte gebe in i& Artikeln Zu* 
sätze und Berichtigungen zu Mi^hPs Württemberg. 
Staatsrechte, welch« n&h* n*r für die Besitzet die- 
se* Werkes von wissenschaftlichem Interesse «eien, 
sondern beiläufig auch manche poiitkcheüebensfrag^ 
untersuchen und auch für Üas auswärtige Publicum' 
interessant seien , in sofern darin in einer passenden 
Ordnung die wichtigsten, zumTheü sehr digenthüm- 
lichen Fragen des Württemberg. Staatsrechts bespro- 
chen würden. :•.-*-• - 
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Heidelb. Jahr bb, 1835. H.2rS.M6-l«a 

Die Reichsgesetze von 900 — J406 # nachgewiesen 
durch J. T. Böhmer. Frankf. a* M. 1831. 4. 
Während ef an Sammlungen der *om den Cart- 
lingern gegebenen Capitulanen, sowie der seit dem 
Anfange des 1& Jahrb, zu Stande gekommenen 
Reichsschlüsse nicht fehle , seien die in der Zwischen- 
zeit, cL h* seit dem Abgänge der Carolinger (911) 
bis zum I. 1400 gegebenen Reicbsgetetze noch gar 
nicht gesammelt. Der Verf* habe nun kl der vorlie- 
genden Schrift zunickst Dasjenige in chronologischer 
Ordnung lusammengesteUt t was nach seiner Ansicht 
in eine jene Lücke ausfüllende Sammlung aufzuneh- 
men seyn möchte und kündige eine Handa usg abe der 
Gesetze dieses Zeitraums am. R»ec% bemer kt, w^ er 
ans den von dem Verf. hierzu ausgeeefehneten Ur- 
kunden für nicht geeignet zur Aufnahm« halte, bil- 
ligt es dagegen nicht t daJj der Verf. das, was sich 
in den Concilionsammhingen hiebe* Gehöriges finden 
dürfte» nicht berücksichtigt habe, und ist ebenso we- 
nig damit einverstanden, dafs derVf. nicht Alles aufge- 
nommen habe, wo nur das Jah* der Ausstellung unbe- 
kannt oder die Person des Ausstellers zweifelhaft sei 
8) In den Jahrb b. für wissenscfe. Kritik, 
Jahrg. 1852. Bd. IL Nr. 86. & 684-688. 
Der Zweck des Staates. Eine prepolitiscbe Unter- 
suchung im Lichte unseres Jahrb. von Fried. 
Murhard. Göttingen 1832. 8. 
Ein politisches Werk könne ans einem zwiefa- 
chen Ge&ichtspuncte anfgefafst werden, indem man 

ent- 
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Rec» >s4hoti< dmcumiübotböhmi *&eä*> auch in cföi we- 
sentlichfftff^ügNl^nfehtsASelMftsUüd^s si^av«f^fe* 
cb^ il^t^^^P ^^üM ^ij|p» JW*j*W Bä^wne- 
JfcO&t ^ Sf&*S e *»l*iftft Mw^e^#r4w^§ erbli- 
cken, dessen grof|^r^^u«i^^c ttr. ,ty M «oJijacZwei- 
fcl.se^ ^Reß g^de.a^i d^^^änz^pde S$ite,dfs ge- 

?W^ e R j^f n ^Äft^ rs ifi^^ i^"^ 1 ^ da fs Ar sichre 
»Band. - " 21 
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Gegenstände auszuwählen .wisse, worüber ihm ein 
Urtheil zustehe,, und dafs er sein Urlheil durch das 
Thatt Schliche bestimmen lasse. Solle er aber die 
Basis einer wissenschaftlichen Begründung seyn, so 
sei fade Oberflächlichkeit und unbestimmtes Herum- 
tappen die Folge dieser unnatürlichen Paarung* (Rec. 
Georg Beseler.) 

4) In der Jen. ajlg. Lit. Zeit. Jahrg. 1832« 
Nr. 162. Sp. 329— 836. 

Das Staatsrecht des KR. Württemberg, von Rob. 
Mohl. Erster Theil: d?s Verfassungsrepht. Tü- 
bingen 1829« 8. 

Der Verf. dieses Werkes habe nicht nur das Ziel, 
das er sich vorgesteckt, vollkommen erreicht, son- 
dern anfserdem noch die Wissenschaft in den viel« 
fachsten Beziehungen bereichert , indem er seine 
Hauptaufgabe, die doctrinale Ent Wickelung der recht- 
lichen Bestimmungen über das Staatsrecht des KR. 
' Württemberg auf das Trefflichste gelöst und bei ih- 
rer Verfolgung die Grundsätze, die allein durch das 
Gewirre und Getreibe der Parteien als ewige Left> 
•terne den Pfad zur Wahrheit bezeichnen , mit. &< 
cherheit dargestellt, mit Vestigkeit behauptet habe. 
Bei allen einzelnen Functen seien mit dem aulge- 
zeichnetsten Scharfsinne und mit der rühmlichste» 
Genauigkeit die rechtlichen Folgen aus dep allge- 
meinen Bestimmungen der Gesetze abgeleitet; es sei 
daher dieses treffliche Werk nicht biofs dem Würt- 
temberg. Staatsbürger unentbehrlich, sondern jeder 
Bürger eines conatitutionellen Staates werde fem» 
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Analogieen benutzen können, und NiemÄmd Üästdfom 
ohne das Gertändnils aus der Hand legeä, die reichste 
Belehrung daraus geschöpft an haben». (Ree; F; B;> l 

L L. Z. 1832. Erg. Bl. Nr. 64. u. 66. Sp. %2\ 
— 136.. ...'.:•'. 

JL Systemat. Darteilung des im OL Sachsen gel- 
tenden Kirchenrechts, von Dr. K. G. Weber. 
Th. IL Ab*. 2 u. S. Leipzig 1828 u. 1829. & 

2. Ueber das Beiohtgebeinmil* und das Hecht de* 
Obrigkeit, dessen Revelation zu fordern, vaaG. 
C. Breiger. Hannover 1827. 8. 

& Das Beichtgeld in der prot est. Kirche, seihe Ent- 
stehung und die Notwendigkeit seiner Abscbaf« 
fung, von F. J. Fertsch. Giefsen 1830. 8. 

4. Gedanken, die Parität der Rechte zwischen den 
kat£. und nicht kath. Ünterthanen der deutschen 
Bundesstaaten betreffend. Von W. Grafen von 
Hohenthal. Leipzig 1831. 8. 

' Nr. 1. Durch die Vorliegendes! beiden Abtheili 
sei dieses durch Vollständigkeit, dut'ch inühevolle) 
grundliche Forschung, durch Reichthutri an literari- 
schen Kenntnissen , durch besonnene Kritik und durch 
den Geist echt -christlicher Humanität ausgezeichnete 
Werk glücklich zu seinem Ende gediehen. Der In- 
halt" dieser Abtheiluhgen wird f in möglichster Kürze 
dargestellt und einzelne Merkwürdigkeiten werden aus' 
^demselben ausgehoben. 

Nr; 2. sei ein6, wie der Verf. stiltot bemerke; 
etwas schnell bearbeitete Gelegenhöhsscbtift , die 

21 + 
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mehr für eine vorübergehende Unterhaltung, als für 
den Zweck einer gründlichen und erschöpfenden Be- 
lehrung berechnet zii seyn scheine» 

Der Verf. von Nr. & habe die Absicht , diesen 
Gegenstand als einen dur<fh&us unanständigen, höchst 
nachtheiligen und folglich verwerflichen Besoldungs- 
theil der Geistlichen aufs Neue zur Sprache zu brin- 
gen und Rec. zweifle nicht, dafs seine Schrift we- 
sentlich dazu beitragen werde. Auf Vollständigkeit 
mache er aber um so weniger Anspruch, als er selbst 
gestehe, dafs er sich mehrere dahin einschlagende 
Schriften nicht habe verschaffen können. 

Nr. 4. enthalte Bemerkungen und Wünsche — 
gröfsten Theils mit den Worten anderer freisinniger 
Schriftsteller ausgesprochen — über die noch immer 
sehr unvollkommene Vollziehung des 16« Art. der 
deutschen Bundesacte in mehreren Bundesstaaten, 
namentlich in den österr. Staaten und im !fR. Sach- 
sen. Die in diesen Landern' der katn'. Kirdh , e if Wge- 
legten Begünstigungen halte aer Yer£ für unveWag- 
lich mit dem angeführten Art. der deutschen B. L 
(Rec. R. S. T.) 

J. L. Z. 1832. Nr. 181. Sp. 7 u. 8. 
Vollständige Sammlung aller älteren und neueren 
Concqrdate, nebst einer Geschichte ihres Ent- 
stehens und ihrer Schicksale, v. Dr, E, Miinch. 
Bd. II. Leipzig 1881. 8. 
Der Verf. habe sich durch den zweiten Band sei- 
ner Ooncordatensammlung den Dank . seiner. Leser 
vorzüglich dadurch verdient, dafs ex nicht «ur die 
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eigentlichen Actenstücke, welche den Text derCon- 
cordate enthalten, sondern auch diejenigen, welche 
auf die Geschichte ihres Entstehens, die geheimen 
und öffentlichen Unterhandlungen , sowie auf die aus 
ihnen entsprungenen Folgen sich beziehen, möglichst 
reichlich mittheile und besonders den geschichtlichen 
Einleitungen zu den Concordaten eine gröfsere Aus- 
führlichkeit widme, als dieses bei dergleichen Ein- 
leitungen im' 1. Bande der Fall sei (Rec. Sch.....r.) 

J. L. Z. 1832. Nr. 182 u. 183. Sp. 9—21. 
Die Usucapio und Praescriptio des röm. R. , von 
Dr. C. F. Reinhardt. Stuttgart 1832. 8. 

So lange sich der Verf. auf historischem Boden 
befinde, sei manche neue und originale Ansicht: zu 
Tage gefördert, leider pbex wenige nur ausführlich 
entwickelt; diejenigen Sätze aber, welche das neuere 
und neueste Recht behandeln, könnten, mit andern 
Schriften desselben Inhalts verglichen, unmöglich 
Ansprüche , auf Eigentümlichkeit und Selbstständig- 
keit machen. Von einer andern Seite jedoch, von 
Seite der lichten und natürlichen Anordnung und 
klaren Darstellung der Hauptsätze dieser Lehre könne 
mau die Schrift dem, welcher eigenes Urtheil hin- 
zubringe, unbedenklich empfehlen« (Rec. G. Z.) 

IL Z. 1832. Nr. 183. Sp. 21 — 23. 

1. Dr. Tri. Hagemann 9 s prakr. Erörterungen aus 
allen Theilen der Rechtsgelehrsamkeit. Bd. VIII. 
Abth. 1. Aus dem Nachlasse des Verewigten her- 



y Google 



810 •" NaebwaisnBg der Reouttioaen 

m»g. von E, Spangenberg. Hannov. 1829./h 
Zweit« Aküu Ruandas. 1829« 4* 
' 8, Neunter' Band, Fortgesetzt von B. Spangen- 
herg. A. u. d. T. T. : Prakt. Erörterungen etc., 
von E. Spangenberg. Hannov, 1831. 4. 

Was Ha gemannt in der 1. Abth. des VIII. 
Bdt. enthaltene Arbeiten betreffe, so iniisse von der 
Mehrheit derselben eben die prakt. Tendenz gerühmt 
werden, wodurcK die früheren Bände der Erörterun- 
gen sich ein so bedeutendes Publicum erworben ha« 
ben. Berührung der Wissenschaft sei schon spar- 
samer und manche Erörterung enthalte kaum Et- 
was mehr, als das allgemein Bekannte und Unbe- 
strittene. Dagegen sei bei Weitem die Mehrzahl der 
von Spangenberg gelieferten Abhandlungen sowohl 
in theoretischer als praktischer Hinsicht ausgezeich* 
net sn nennen. (Rec. F. K. v. St.) 

J. L. Z. 188«. Nr. 186. Sp: 41^45. 
Die Systeme der prakt. Politik im Abendlande. 4* 
Th.: tlie moderne Politik. Von K. Vollgraff. 
Giefcen 1829. 6. 

Nach einem kurzen Ueberblicke über den spe? 
cialen Inhalt des vierten Theiles , bemerkt Rec. über 
dieses Werk überhaupt, dafs es, unabhängig von ei- 
nigen ungewöhnlichen , duich das Ganze laufenden 
Grundansichten, einen wahren Schatz umfassender 
Belesenheit, scharfsinniger Bemerkungen und erschö- 
pfender Erörterungen einzelner Materien enthalte. 
(Rac. v—W.) 
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und Anzeigen in anderen Zeitschriften. SU 

1. L. Z. 1832. Nr. 188. Sp. 69 — 61. 
Wie verloren die Jiiden da» Bürgerrecht im west- 
und oströmischen Jieiche? Eine indirecte Beant- 
wortung der Frage: SoUen die Juden das B£b> 
gerrecht erlangen? Beantw. von L. Schragge. 
Berlin 1832. 8. 

Während Bec. der historischen Untersuchung und 
Entwickelung des Verfs. , an der besonders die deut- 
liche Form und mancher tüchtige Gedanke zu loben 
sei* Beifall gebe, ja auch die aus demselben gezo- • 
gencn Resultate gelten lasse,, könne er seine. Ergeb- 
nisse für die neuere Zeit darum nicht geeignet fin- 
den, weil er nur die mittelalterlichen Verhältnisse 
und ihre Entwickelung in die neue Zeit hinein und 
in demselben Wechselbezuge mit der t neuesten ge- 
stellt , gegeben habe. Indem er nämlich selbst zuge- 
stehe, dafs sociale Momente in der Welt der Juden 
seit der Römerzeit entstanden seien , welche der Einan- 
cipation derselben im Wege stehen, sq setze er, 
wenn er dennoch die Emancipation verlange, die Un- 
tersuchung voraus, welches diese socialen Momente 
waren, und ob sie in der neueren Zeit geschwunden 
seien, ferner, welche sociale Momente denn über- 
haupt gegenwärtig in der Welt der Juden bestehen. 
(Rec. L. Fb.) , \ 

J. L. Z. 1882. Nr. 204. Sp. 186—190. 

JDoctrina juris philos., aphoxismis distincta in usurn 

schplarum jp.X. A, War nko enig. Aachen 1830. 

Zweck des Verb.' sei, ein kurzes Handbuch des 

Naturrechts nach den Ansichten und im Geiste 4e« 
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•• g. historischen Schule für seine Vorlesungen aus- 
zuarbeiten« Eine von dem Rec. gegebene, Schritt 
vor Schritt dem Verf. folgende kürzere Darstellung 
der Abtheilung dieses Buches, in welcher der Verf. 
Theils seinen obersten Grundsatz zn unterstützen, 
Theils die wichtigsten Folgen daraus zu ziehen und 
so seine Theorie zu begründen suche, soll dem Leser 
den bebten Ueberblick über das Werk und die Mög- 
lichkeit der eigenen Beurtheilung verschaffen. (Ret. 
F. B.) 

J. L. Z. 1832. Nr. 188. Sp. 61. u. 62. 
Die Ergebnisse des badischen, Landtags von 1831 
für das öffentlich* und Privatrecht f vom Freih. 
v. Weiler. Frejburg 1832. 8. , 
Kurze Andeutung des Inhalts. (Reo. R«) 

6) In der Leipz. Lit, Zeit. Jahrg. 1832. Nr. 
232. Sp. 1489 — 1852. ' , . ■'•*„/' 

Recherches sur ^^^^3^9^^8,11^^,^^ 
cr&ales du moyetx 4vh&$ VssAWP >T> einer. 
Paris et Nuremberg 1832. §./. , , - 1 

Hr. Theiner, der sich bereits um die Geschichte 

v . . * 
der vorgregorianischen Decretalensammlungen durch 

seine Inauguraldiss. vom J. 1829 wesentliche Ver- 
dienste erworben, habe zum Behufe einer neuen Aus- 
gabe jener Sammlungen weitere Nachforschungen in 
den Büchersammlungen des Ausländes angestellt und 
das Resultat dieser Nachforschungen — ein glänzen- 
des Und ungemein förderliches für die Kenntnifs ei- 
nes der wichtigsten und schwierigsten Theile der Ge« 
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schichte <fe» kan. R. — enthalte die vorliegende 
Schrift,, deren Ergebrrifs vom Recn, ; mitgetheilt wird. 
{Rec. Lud w. Richter.) *• 

| L. L. Z^ iß32. Nr f 235. Sp. 1823 — 1879. . , 
... Quateuus ex inadiis vfctfe sonjügis struptis recfe 

de divortio ag^tjup ?. Auct. Frid. Aug. K 1 i en. 
• .. Budiss. 1882^8. 

Enthalte d*s Buch' auch keine neuen selbststän- 
digen Resultate, welches nach der letzten sächs. Legis- 
latur über diesen Punct und nach Webers erschö- 
pfendem Werke auch kaum möglich gewesen! so 
gebe es doch eine klare, sachgemäße Zusammenstel- 
lung aller früher Srber diesen Gegenstand vorgebrach- 
ten Meinungen, stelle derj so oft vernachlässigten 
Unterschied iwdscheto^ insidiis vitae structis und blo- 
fsen saevitiis aufs Neue und nach philosophischen 
Grundsätzen v est, und gewähre ein .anschauliches 
Bild des Consistorialprocesses überhaupt, wie er sich 
in sl(^s^^ f ©fe ^ ic^tefn ,, mitunter ganz' gegen die 
Worte Ües Gesetze^ H nach und nach ausgebildet habe« 
(Rec. M. Kriegel.) 

L. L, Z. 1832. Nr. 237. Sp. 1889 — 1895. 
Die Philosophie des Rechts n. geschichtl. Ansicht, 

von F* J. Stahl. 1. Bd.: die Genesis d. gegenw, 

Rechtsphilosophie. Heidelberg 1830. 8. 

Der Inhalt dieses Buches sei nichts «Geringeres, 
als. eine Darlegung des Verhältnisses der neu umge- 
stalteten Schelling'schen Philosophie zu allen frühe- 
ren Philosophieen, das eigene frühere System dieses 
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groben Denkers und des neuere HegeTsche mit ein« 
geschlossen — in betonderer Beziehung allerdings auf 
die Begriffe von Recht f Staat und (beschichte , kei- 
neswegs aber mit ausschließlicher Beschränkung auf 
diese Begriffe, und diese Darlegung sei im vollen 
Sinne des Portes ein unübertreffliohes Meisterstück 
ven Klarheit und Schilfe f Gelehrsamkeit und Ein« 
eicht f Gründlichkeit und Gewandtheit. Rec könne 
diefs um so unbefangener aussprechen, alt ersieh 
keineswegs der Schule beizähle, in. deren' Sinne des 
Verf. spreche und durch die: positiven Ergebnisse de« 
Werkes Nichte weniger; als befriedigt sei 

L. L. Z. 1882. Nr. 240. Sp. 1918 — 1920. 
Ueber die Duelle, auf den deutschen Universitäten, 
in besonderer Beziehung auf das GH. Baden, 
Von Freib. v. Stengel. Freiburg 1832. 8. 

Der Verf. suchte die- eU mit ige Ausrottung de* lei' 
digeu Unwesen* de» Du+He stuf dootsch*n Universi- 
täten auf dreifache Weise zu bewirken t 1) durch ße^ 
antragung eines »besondere»' fejariengerichtes; .2) 
durch Vorschläge für eine zweckmäßige Strafgesetz* 
gebung über Duelle; 3) durch unmittelbare Einwir- 
kung auf das Gemüth der studierenden Jugend. 

L. L. Z. 1832. Nr. 241. 5p. 1927 u. 1928. 
Khrchenrechdiche Versuche cur Begründung eines 
Systems des Kirchenrctfhts, von Dr. H. JF. Ja- 
cobson» Brater Beitrag. Königsberg 1831» 8. 

Im Ganzen beifallige Aneeige. 

■- ', ■ '■ - \ i - • 
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in. 

* . . . f 

• Erklärung an das juristische Publicum. 

Durch die Mittheilung eines Freundet bin ich 
auf das von Dr. Pohls in Hamburg im vor. J. he** 
ausgegebene Atsecuranzrecht aufmerksam' gemacht 
worden , von dem ich sonst wahrscheinlich noch 
> lange kehie Kunde erlangt haben würde, da ich seit 
Jahren Gegenständen dieser Art ganz entfremdet bin« 
Ich habe die bis jetzt erschienenen ersten Thefledie« 
*es Buches und auch das Seerecht desselben Verfs,» 
rn sofern es ton Havereien handelt, angesehen and 
finde mich veranlagt, Folgendes darüber zur Oef* 
fentlichkeit zu bringen, 

Wohl nie hat ein Schriftsteller seine Vorgänger 
auf eine kleinlichere und unwürdigere Weise herab* 
zusetzen gesucht, als dieser Mann« Gleich in der 
Vorrede S. VI, keifst es: „Bedecke's dautsthes Werk 
Ist , aufser einigen Reohnuagsexempein u$d englischen 
Entscheidungen in der Regel nur C<>p** v*n Emeri- 
goa und ßaldasserpm mk allen ihren Fehlern, selbst 
den falschen C&taten»" Kann Jemand sich so Etwas 
erlauben, und noch dazu in Hamburg, da mein Werk, 
sowohl, als die genannten in so vieler kenntniCsrei- 
eher Männer Händen sich befinden? Ja da, selbst 
ohne Vergleichung, Jeder auf den ersten Blick sich 
überzeugen kann , dafs ich in vielen der ^richtigsten 
Lehren den Ansichten diese* y für ihre Zeit und ihre 
* Zwecke höchst achtungswerthen Autoren entgegen- 
träte, und da ich überhaupt keinen Gegenstand auf* 
genommen habe, ohne ihn von Neuem einer voll* 
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ständigen Prüfung zu unterwerfen und durch eigen- 
thümliche Behandlung möglichst zum integrirenden 
Theile eines organischen Ganzen zu gestalten. Wahr- 
lich, Hr. Pohl* setzt tu grofses Vertrauen, in die Ge- 
dankenlosigkeit seiner Leser! — Wie erklärt sich aber, 
•einer Behauptung gegenüber, die sonderbare That- 
sache , dafs meto deutsches Werk ins Italienische 
fibersetzt worden ist (durch Ant. Roietti de Scander 
5 Vol. Trieste 1828) und in dieser Uebersetzung durch 
ganz Italien .und alle Häfen des mittelländ. Meeres 
verbreitet; und mein englisches (welches, den Pria- 
dpien nach, in den Materien, worauf es sich be- 
schränkt, ganfe f ibit tfem deutschen übereinstimmt) 
ins Französische*?' (durch Duhernat. 2 V. Paris 1825) 
Das wäre doch wahrlich etwas Neues unter der Sonne, 
wenn diese Uebersetzer das ihren eigenen Sprachen 
Entborgte, allenfalls mit einigen unwesentlichen Zu- 
sätzen Vermehrte wieder in dieselben zurückübersetzt 
hätten! Oder kannten etwa diese Uebersetzer die Ori- 
ginale ihrer eigenen Muttersprache nicht? Aber Beide 
sind in merkantilisch- juristischen Arbeiten ergraute 
Männer, die sich hatten angelegen seyn lassen , durch 
alle ihnen zugänglichen Mittel sich gründliche Kennt- 
nifs ihres Faches zu versebaffen und Beide sagen in 
ihren Vorreden im Wesentlichen: was sie bewogen 
habe, meine Arbeit unter ihre Landsleute zu verbrei- 
ten, sei die Neuheit vieler Grundsätze und Lehren» 
die sie darin gefunden, die Trifft igkeit der Beweis« 
führung 'und die sich ihnen aufdringende Ueberzeu- 
gung, dafs nicht durch Commentare über Gesetze, 
deren Unvollkommenheit sich durch widersprechende 
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Entscheidungen derselben Fragen' täglich' an den Tag 
lege, sondern nur durch Einführung dieses, aus sorg- 
faltiger Benutzung reicher Erfahrung herv orgegange-. 
neu Systems, den Mangeln der Praxis wie der Ge- 
setzgebung ih res . Landes könne abgeholfen werden. 
Rosetti nennt, mein Werk un opera, la quäle inanzi 
ä lui (Pautore) non esistevä. che nelP universale de- 
siderior Unfl Dübernat schliefst mit den Worten: 
Pour que le travail de M. Benecke puisse rapporter 
en France 1 es fruit squ'on en doit attendre, il faut 
que notre legislation maritime sah refondue et presque 
recrdde en .entier; car il est plus qu'evident* que la 
rnodification des principes jugds jusqu'ici 
les plus ,es$entiels, conduit & un, ; «Systeme ge*n£~ 
ral nouvea tu Notre code, tel qn'^^est, renferme d^ja 
un si grand nonibre de beäux ${ utiles rnatdriaux, 
qu'il n'est assurement aucun payaiquisoit aussi pro- 
pre que .le ndtre • ^iiq^^biaer-.tq^jk^^vtie« de ce 
«ystena», ,efc^,W jpcu##r, aw^eg^^^örfection^ qui 

Utc»^U}%on^M^mi¥^mrmm^f^ £ i^dqptef. 

La gloire a^fiacWe ^^u^fn^e^ ^u^^ ,^ft a«seaj belle 
pour de^ornager du ^n^fiqe aJaiflf ,£ $. tpute pr&- 
vention, pour satisf aire Torgeuif (national , et pour 
abandonner, sans envie, la rn6rite de Tin- 
vention ä ceiui a qüi eile appartient.- — Wie 
contrastirt hier . die Bescheidenheit des Fremden mit 
dem durch keine Zeile motivirten, anmafsehden Ur- 
theile des Landsmanns! 

Wie . es aber das unvermeidliche Schicksal der 
Unwahrheit ist, mit sich selbst in Widerspruch zu ge- 
rathen , so ist es H, P. auch hier ergangen. 5. X, 
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des: Seereebt* nennt er mich einen fleifsigen Cortpf- 
lator (eine* Ehre, welche xu erlangen ich wahrlich 
nie eine Feder eingetunkt haben würde); Wie? itt 
denn der ein fleifsiger Compilatdr zu nennen, de* . 
die Citate allbekannter Schriftsteller mit allen ihren 
Fehlern, also' ohne Selbttprüfung r wiedergibt? Und 
femer, wie kommt es, dafs man kaurn eine Seite in 
HL P. Buche aufschlagen kann, ohne die Bemerkung 
sti finden: Benecke anderer Meinung, oder Benecke 
«teilt hierüber sonderbare ldeeen araf u. dgl. Wahr* 
Heb doch ein Cotnpilator ganz besonderer Art , der 
so viele eigne Meinungen und ldeeen aufstellt! 

. Sodann heilst es & 20» des Asseall.: „Sowenig 
man Bw das Zeugnifs ' des Fleifses Versagen kann ,- ad 
wenig selbe er eigentliche Autorität geniefsen. 
Manche seiner Satte sind Spekulationen , deren Ab** 
weadcmg oft untbunlich, oft gefährlich seyp möchte, 
(Hier haben wir also die ganz neue Erscbeintnrg eak 
nes speeuhnendeö Cknnpilators!) Seine Kermunfs der 
Gesetze dagegen ist nicht vollständig genug, um ihm 
überall da 2u trauen, wo ei* das bestehende Rechi 
vortragen wMl. Erfinden sich manche «aBefllende; 
Lücken: und Unrichtigkeiten." 

Wie? geniefse ich Autorität, oder dk Leb 
reu,- welche ich vorgetragen habe? Bin- ich etwa ehr 
Fürst oder ein hochgestellte* Richter, dessen bröfse* 
Wort Folge gebietet? — Wodurch aber kann da* 
Wort eines Unbekannten, wie ich damals war, ab 
ich mein Werk begann; sich Automat verschaffen? 
Bei denkenden Männern doch wohl nur durch 
die Macht der Wahrheit, bei Dunmiköpfta mag e* 
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anders seyn. Bedenkt denn Hr* P. gar nicht > welch 
schönes Compliment er den Senatoren und Richtern^ 
Juristen wie Kaufleuten» auch seiner eignen Vater* 
Stadt hier, macht?. Sie haben also den luftigen Specui 
lationen und den Worten eines Unbekannten , denen! 
sie. es nicht anmerkten , • da£* es ihm an Kenntnifs 
der Tateriändischen Gesetze fehle, durch ihre Binl* 
gung Autorität verschafft, und jetzt Wird ihnen zu- 
gemntbet, wiederum auf ein blofses Wort, ■ — denn 
bewiesen hat Hr* P. gar- Nichts, — ihren Inthum 
einzugestehen und ihre Billigung zurückzunehmen! — 
In Hinsicht der fremden Gesetze vvfre oft doch gat 
zu auffallend ,■ was die französischen und italienischen 
betrifft, wenn meinen Ueberaetzett? tnehie Unkunde 
derselben so ganz entgangen tey» sollte, dasiedoch > 
vermöge ihrer Stellung in des Gesellschaft, selbst eine 
genaue Kenntnifs derselben haben nfufsted; wasabe* 
die englischen anlangt, 90 kann ich mich auf. ehrt 
Zengnifs berufen, was wohl Nichts zu wünschen 
übrigläfst* In der neuesten Ausgabe des berühmten 
Werkes des unlängst verstorbenen Lord Oberrichtertf 
von England, Lord Tinterdon (früher Mr. Abbot). 
On Merchant ships and Seamen, wirdS. 543 der Leser 
auf meine Principles verwiesen, in which werk, heifst 
es> there is much leaming (d. b» bei engl. Rechtsge- 
lehrten 1 Kenntnifs der Gesetze u. Jurisprudenz) com» 
bined with practical eaeperience. Und S. 857 werden 
die Bemerkungen r welche ich (Principles S* S15 f ) 
gegen eine Entscheidung des Gerichtshofes von King 9 * 
Bench gemacht habe, sensible Observation* genannt 
und ausdrücklich darauf hingewiesen. 
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Gerade dieselben Bemerkungen . aber, 
welche von einem so ausgezeichneten, und gewifs un- 
parteiischen Beurtheiler als treffend, bezeichnet 
werden, nennt Hr. P. (Seen S. 727 u. 728.) seicht 
und glaubt sie rüit einer Gegenbemerkung gänzlich 
niedergeschlagen zu; haben. , Statt dessen aber ist, 
was er vorbringt, so durchaus auf den vorliegenden 
Fall unpassend und gedankenlos, zeigt ihn so unfä- 
hig, sensible observations zu würdigen, dafs man so- 
gleich aile Lust verliert, an einen solchen Gegner ein 
Wb*t weiter zu wenden. Wer .selbst zu denkeb fä- 
hig f ist. urld' nicht, etwa Dr. P's. Autorität der von mix 
beigebrachten vorzieht, der. lese pnd erstaune! 

Kann es nach dem Gesagten noch .der Mühe 
werth -seyh, in dem Buche des Dir. P. nach Bewei- 
sen meiner Anmafsung und Incompetenz sich umzu- 
sehen? Zu suchen. braucht man .wahrlich nicht dar- 
nach, denn das Ganze ist. ein. Beweis davon* So- 
' Reifst es gleich in der Hav. grofse (Seer. S. 620.): 
„Der Schiffer, der: im, Notfälle die Ladung auf- 
opfert, opfert» im Gründe» nur, was in dem Augen- 
blicke schön verloren war." Jeder Anfäpger sieht, 
dafs damit der ganze Begriff von Hav. gr. vernichtet 
wäre. . Wirkliche freiwillige Aufopferung meines 
Theils, zur Erhaltung des in dringender Gefahr be- 
findlichen Ganzen > ist ein Haupterfordernifs zur Ha- 
varie grofse. Wie könnte man aber das aufge- 
opfert nennen, was im Grunde schon verloren war? 
(Vergl. Prjncip. p. 171.) Dafs bei solcher Unklarheit 
in den ersten Begriffen Dr. P. in der ganzen Abb. 
Vieles wieder schief stellte, was seine Vorgänger mit 

grofsem 
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grofsem Fleifse gerade gestellt hatten, war nicht an* 
ders zu erwarten. Was würde man auf, Lloyds sagen 
zu Schadensforderungen, nach den Grundsätzen auf «• 
gemacht, die man aus seinem Buche lernen kann!? 
f — Wer aber auf dem kürzesten Wege überzeugt seyn 
will , der lese und vergleiche die Artikel : Versiche- 
rung von Schiffen, von Fracht und über Bodmerei 
und Havereigelder, bei mir (besonders in den Prin- 
ciples) mit denen des Dr. P. Die schärfsten, für die 
Theorie wie die Praxis gleich wichtigen , diese schwie- 
rigen Gegenstände in das hellste Licht setzenden Un- 
terscheidungen, für welche mir dör Dank so vieler 
erfahrner Männer zu Theil geworden ist, Werden von 
Dr. P. ohne Weiteres für falsch und unstatthaft er* 
klärt und er läfst es sich angelegen seyn, das alte 
(«jiner gewissen Classe von Advocaten so erwünschte) 
Chaos wieder herbeizuführen. Das wird ihm aber 
nicht gelingen, denn die ewige Quelle des wahren 
Rechts, die Vernunft, kann wohl eine Zeit lang ver- 
unreinigt und zurückgedrängt * nie aber völlig unter* 
graben werden. — Dafs ich in jenen schwierige^ 
Theorieen die Grundsätze mit einer Schärfe durch- 
geführt habe, von welcher die Praxis Einiges nach* 
zulassen hat (wie diefs bei jeder sich verkörpernden, 
in die Wirklichkeit tretenden Idee der Fall seyn 
mufs) wird mir wahrlich kein Vernünftiger zum Vor- 
wurfe machen. 

Soll ich noch anführen, dafs Dr. P. mich fast 
immer auf so künstliche Weise citirt hat, dafs ich zu- 
erst scheine etwas Thörigtes gesagt zu haben; bis 
man die Stelle nachliest und sich vom Gegentheile 
22. Band. 22 
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überzeugt 9t*DäU er dÄj'tfWi^eg/urfEtiiliai* **•»< »mir 
borgt» mich oft nicht anführt? etadäo toutabfJLenr 
rechnet, die seiner > Amt orkäl folgte wdlle^} 'ohne 
mit* eigenedl Augen zU' sehen? — Die Motive des 
Mannes aufzufinden, will ich dem Leser selbst über- 
lassen. Persönliche Feindschaft gegen mich kann 
nidit iüttf ^Hindeiltegetf ,d lerin *ifcB t«ftfM> HM 'eftt 
seit drei *Ta£enV und <ear fizehltf nrifch wahr schriplfch zu 
deii ^ Verstrichenen ^! «d^ »toatbweigenmüttebö'j MT 
i.Doch jgeniigiiiilduden&f^aitä^igdBic^nwifr als 
gemig'ivam seinem r 90 itibegafefeuüchfeh < : -4pegeiuä£tulA 
Den 1 Äjqniwrt* and» SribrtgrMfemshätife^Ql es^mbig 
selbst ÄbaiüMen^fcöriiÄD yoSafcdtf aicb#fHB3^iB*2<& 
2U» wfadigrttpiiad Aätt£hfies*xüätls*;ii«beri getbäi v*|e 
pmnliobebitfiinHea.jwatyi&avvte 
mir ^gespendete » Lob- s^b^^vraieihcienaiÄi» Jin^ 
seil, oAfceüBrimf det« Jiingfijfe Milhfi, jEteäfenröfen es 
zar Ehre uethnen msd^tenni ssi^jemeiuliodlirmt 
Auftretenden nicht sogleich für den erkennett^cnder 
er • wiridithrdsi * t <hitil t Qcfehmtah Ion »fjfcni? Kerpflkhtet. 
Uni sichert 1 auth Äe 1 llei^eiofalNigoiitlidifda^ teigsne 
ÜAheiltai^l erlBicbtej^Vlhahtoßth «kh rctitfchtosaett, 
mein Assecuranz- System auf einen» jaehiv mtfeigsn 
Preüs henthBSmtaeiu. Za^gte^tfaeab ittteck* falbe ich 
<lie Herren Pertbeav und? Seiaei inbHambun^^beao^ 
ti«gt v &eE3wn£Äai*;m^ fffl&he 

sie noch in Händen haben t für die Hälfte des Lon- 
doner Preises zu verkaufen, und hoffe damit zugleich 
dem Wunsche *Ht£egeniuko*iAitaJ weichen der ver- 
ebte Hirr>QlMit6Akn^^a^^ 
hinsichtlich < fie x> -tfotma* Verbreituflg, 4*w »IM» 
• * vc ' ...... 
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BeförderuÄgen u. E4rronemt2eiNcfafltaigiöa etc. 8tS 

in Deutschland ausgesprochen hat» (Hfeise iguGropp 

Jurist, i Abb« I. «688.)' Jüi^'n» <.. i f JJo iioira i£»'»f1 

. ii Heid«lberg ci^i 0. Eto»)ift334 no^ Jib - -f nrf •»•« 

jt 3wL<i/ ;,"'< <ii9i 9> Wilh^nA ften^iiejfr 

. -*Ut ?u r ■■ '.■'->- - fr tjr- r ; "*-.',! .ihjAixffi esrmpl/, 

Bef#*ä\er:uji6$;n **, M*hwn*VHM*&mhTk$mm 
Herrn Puofe Dn K^ksi Ü^W^tl bmiig tat 

Titel und Rang eines Idöa.iSofi^briartiitittiwoi^tfm' 
D*r bisherige KtanzlflD^rböni^rBöl* ffiie&en u. 

Hofgeme^tspräsidena! tifa^rör. o^oiiisAiDeÄftvispfirax^ 

Reitet» BwsiddntieDnid^tgraf^ Uss& öiBBorap^elluW. 

Gassttianfcgetichu^ l^ndcöer dbUiesigeaMänMyrialilith 

Hr. • D&: ,$>i »de» l ii»v Danmtadtt jj^b^ 
' gkiruisgkGammtoär^:^^ 

Rechte an der llräwrsitätfffö 

Hr. Prof. B*if*Htfpj^fiiilBairiinliati9eiAen Barf 

an die Universität lUBMugluiu earhaltent und ange- 

nonqueiuii>>i t 'i.*t* ?üj iloisi^oc rdorn. naBnjjij'i./ 
i^'i'DbpWstaaSgt aufifanrddQtljiPiofpnDudet Rechte 

untt.oü»<ferbiWio^b*kt«9iQibH:ie£, Hr^Dre/ J Ifanimig 
Rat-j^tiV/iitibam i^e^knPrc*e»tecadjsBiUi&iüAa4r 
*»§aittn wotttenötüfs *tfß ri^ia^^-xcsiiiDSM^ mot- 
te* t< Hri BtasR&dttaiflfialgsbJS aw femi i M^rffe jgfcotes6fc: 
ittf t aRegiu»! ! mUdflf ÖBÄr&sfttef zu <B«fl iatynfefcf zttfci 
c^dieml^P^ftfler^t^taD 

5 t i <*£>& -\Hir.lI dib t u) f flsa/> * A tv.;ft£fi n* ifoou *>;. 
«'»nf^u* in. i>r /iM.»ii Lau .unüir^iev ux 29*1911 !st«ab 

*' Ata VAüg^iSW^taA^ 
appclfitionsgeriehts^ l)r; Frfeä?^ 0r öffp iWtfftftr* ' 

22 * 
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-»loiÄ»e&6ÖäK »«riDa«**e»fdaBffcö*i?«ftlM.'IHof- 

macher, aeren Richter und die Riesen^i^i qp Jrier 

^SOlWft-^i^ditRe^fn t .W .id r nnßin9moS 
3JBlims©e^ittÄ*9fc^M^(foH^^idei^lard^iAbPro- 

fe^r : ^ft^eMrf^lto%ftiaW«W«Mite l&elttÄfrGeb. 

ÄÄ^ ?* ba9i[ 

91» sJ 9iö» bau «Tdbe/r .2iu9fq 29h m'iiterißJngrn:. 

»ifrfTg .8 .TS .%S SS .asnol t aih9fcl .gsliagfl mov 
• .iü 8 

•olisB noifßqfoff6tn3 iglynov J« eßw t 8unßi*8iTriO 
xnov isb §auiriou9fo8 smccihS S.n9iißd us asb . . 

* seilen Sc^ltftflg -8 . ga ^ 
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Verzeichnis der neuesten Jurist. Schriften. 1 S26 

Bopp, Ph. (Adv.), Beiträge zum öffentlichen Rechte 
des Grofsherzogthums Hessen, lr Tb. A. u. d. 
T. : Geschichte des ständischen Wesens im Grofs- 
herzogthume Hessen von der Mitte d. IS. Jahrb. 
bis zum Verfassungswerke am Schlüsse des Jah- 
res 1820. Dartnstadt, Leske. 12 Bg. gr. 8. br. 
1 fl. 80 kr. 

Bornemann, Dr. W. , systematische Darstellung 
des preufs, - Civilrechts mit Benutzung der Mate- 
rialien des allgemeinen Landrechts, lr Bd.: ent- 
haltend die geschichtlicbe Einleitung, die Fun- 
damentallehren des preuf$. Rechts und die Lehre 
vom Besitze. Berlin, Jonas» 88 Bg. gr. 8. SThlr., 
8 Gr. 

Christianus, was ist von der Emancipation der Ju- 
den zu halten? Kritische Beleuchtung der vom 
Prof. Krug für die Emancipation vorgeschlage- 
nen Mittel. Nebst einem Anhange. Leipzig. 
1£ Bg. 8. geh. 9 Gr. 

Corpus juris civilis, das, ins Deutsche übersetzt von 
einem Vereine Rechtsgelehrter und herausgeg. 
von Prof. Dr. C. F. Otto, Prof. Dr. Br. Schil- 
ling und Dr. C. P. F. Sintenis als Redacto« 
ren. Bd. VIT. H. 3. und 4. Bg. 17—82. Leip- 
zig, Focke. brosch. 1 Thlr. 

D|sciplinarge\valt, die, öffentlicher Behörden über öf- 
fentliche Anwälte im Grolsherzogthume Hessen, 
Beitrag zur Ken ntnifs der Stellung des Adyoca- 
tenstandes. Beilagenheft zum 1. Bande der Zeit- 
schrift für Gesetzgebung und Rechtspflege des- 
Kurfürstenthums und Gtofsheszogthums Hessen 
und der freien Stadt Frankfurt. Darmstadt, 
Leske. Sf Bg. gr. 8. 8 Gr. 

Donellus, H., Coramentarii de jure civili. Edit. 
Vita, quam post obitum Jo. Ch. v Koenig conti- 
nuavit Dr. C. B u ch e r. Vol. XV. Norimb,, 
Bauer et Raspe. S5Bg.gr. 8. 2 Thlr. 
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Donellus, H., tractatus de pignoribui atqqe hypo* 
thecif. . Seorsim a commentarüs de jure civil] 
edid. Dr. C. Bucher* Norimb., Bauer et Raspe* 
9 Bg. gr. 8. 8 Gr, 

Egger«, F. W. Tb., über das Wesen und die Ei- 
gentümlichkeiten der alt -römischen Ehe mit 
manus. Eine philologisch «historisch -juridische 
Erörterung mit einem Vorworte v. Dr. Brink- 
mann, ord« Prof. d.m/V. in Kielt , Altona, Aue» 
7 Bg. gr. 8. brosch. 12 Gr. 

Eckendahl, Dr. G. v., allgemeine Staatslehre 2r 
Theil. Neustadt a. d. O., Wagner. 401 Bg» 
gr. 8. 3 Thlr. 9 Gr. 

Gesetz über die Ablösung der Zehnten. Nach den 
Beschlüssen der beiden Kammern der Ständever- 
sammlung des Grofsh. Baden. (Aus der Land- 
tagszeitung besonders abgedruckt.) , Karlsruhe, 
Groos. 2£ Bg. gr. 8. 14 kr/ 

Gesetz für gleichförmige Ordnung der besonderen Ver- 
hältnisse der Israeliten in Kurbessen. .Gegeben 
am 29. Oct. 1833. /Hanau , Edler. 1 Bg. 8. 
brosch» 2 Gr.' 

Grundgesetz für das KB. Hannover, nebst demkon. 
'Patente/ die Publication betreffend. Hannover, 
Hahn. 5J Bg. gr. 8. geh. 6 Gr. 

Händbuch für Badens Bürger. Eine Fortsetzung, 
enthaltend das grofsb. Hausgesetz, die Schluüt- 
und Bundesacte nebst dem Prefsgesetze d. deut- 
schen Bundes, die GeschäfTtsordnung der I.und 
II. Kammer und die bis Ende 1832 erschienenen 
wichtigern neuen Gesetze. Karlsruhe, Groos. 
4$ Bg. 8. br. 36 kr. 

Hepp, Dr. F. C. Th., Beiträge zur Lehre v 4 Hoch- 
'verrqthe nach* gem. und nach bernischem Straf- 
rechte in sechs. Abtbh, Mit einem Abdrucke d. 
bemischen Strafgesetzes vom 7/ Juli 1832. Bern, 
Dalp. 6 Bg. gr. 8. brosch« 15 Gr. 
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v VerZeichnifs der neuesten Jurist. Schriften. 32T 

Jacoby, J., über das Verhäitnifs der Juden zum 
Staate. Gegenschrift wider Hrn. Geh. R. Streck- 
fufs. Merseburg, Wiedemann. 15 Bg. 8« br. 
'1 Thlr. 

Krug, Dr. A. O., die Lehre von der Compensation. 
Leipzig, Vogel. 18 Bg. gr. 8. 1 thlr, 

Martens, G. F. de, Supplement au recueil des 
principaux trait^s d ; Alliance , . de Paix etc. 
depuis 1761 jusqu'a präsent. — Continus par 
Frdd. Saalf«ld. Tome XIII. 1827 <— 1831 
incl. Gott., Dietrich. 59 Bg. gr. 8. 3 Thlr, 
8 Gr. 

Matthias, Dr. K. G. W., «Jie Idee 4er Freiheit im 
Individuum, im Staate und Jn der Kirche. Mit 
Hinsicht auf die geschichtliche Entwicklung der 
. Freiheit in den gekannten Beziehungen wissen- 
schaftlich dargestellt. Marburg, Eiwert. 25 Bg. 
gr. 8> 1 Thlr. 12 Gr. 

Maurenbrecher, Dr. R., Lehrbuch des heutigen 
gemeinen deutschen Rechts. In zwei Abthei- 
lungen. 2te Abth. Das Recht der Forderungen, 
einschliefsüclT des Handels«-, See- und Wechsel - 
rechts. Das Familien- u. Erbrecht, Das beson- 
dere Privatrecht des Adel-, Bürger- u. Bauern« 
Standes. Bonn , Weber. , 35A Bg; gr. 8. Beide 
Abthh. 4 Thlr. 12 Gr. 

M ehr in g, G. , der Formalismus in der Lehre von* 
Staate. Ein recbtspbilosophischer Versuch. Stutt- 
gart, Cotta. 12£ Bg, gr. 8. brosch. 1 fl. 21 kr. 

Pölitz, K. H 4 L. (Geb. R.), die europäischen Ver- 
fassungen seit dem J. 1789 bis auf die neueste 
Zeit. Mit geschichtlichen Erläuterungen und 
Einleitungen. 2te neugeordnete, berichtigte u. 
ergänzte Aufl. 3r Bd: die Verfassungen Polens, 
der freien Stadt Krakati, der Krw Galizien und 
Lodömerien, Schwedens, Norwegens, d. Schweiz 
und .Griechenlands enthalt. Leipzig, .Brockhaus. 
39| Bg. gr. 8., 2 Thlr. 12 Gr* 
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8*childetie¥, Dr. Ku^Pröf.), über die religiösje Ge- 
^ utfeinsttbaff deralteDvMitsohwörenden unter ein- 
ander und mit den* Prfncipale. Nach deutschen 
, H r ^nd ^pn^ifwfert»ü5n c ftf6itt$qü<elleö. ", Greifswald^ 
;i^i.JCoflb. ty*ß&i&fi,9-<:6 G* • , .. 

S bb ufa ,s> <Ghri*7 Ludvfe, FW; • Grundlegung ^u einer 
>^^'^dhicbtlidifen .<■ Staatsfaisstaschaft der. Römer. 
Mit Rücksiebt* auf <Ue<Jneueste Behandlung röm. 
» S StaaU T wd^ ße^tiverbältni$se fc .? Jüany Bachern« 

a1:*5J 'Bgrjg^&V :<:8.tfluV>J6 Gr»^. ».■',' * 

SrCrh wep p $yf DJ?,*- At , >das : r$ö»sqbe Pjrivatrecht in sei* 

}, ., i|er[h#u|4g^^^y€n^ng^fNacÄ <}es Verfs^Tode 

[\ r fQi^q$ß\%ti t v<m i i&hriWtiM#i***' » 4tei/üb#r das 

:>< Dogf^lie.rverm* ^w^ialsrrH^dbiiiah 1 fhcarbeitete 

r Ausg 4f? ^r Rd»A Ecfcreqkm pca^QiTJs^ej^s^qtion. 

G§Ui%gen,i V ( anidefrh^krujii«up:r^llt. ?SÄ Bg. 

•5 . ^ &>■•#. ?Wfk 6 ^ ew-. ."«,*, .bir-. :•» ' 

S&tlfce^JiMftfar.* .BW:,Äi.uA' f rtibe* F dier Frage 

, ' . uns^rei: Zeit :in Be^0hnn^^|Jerech|igkeitspflege. 

< N§«j,y\wpWfeiler^ w Ausgafcfc^; HeideJb*, Groos. 

• 184 ..BgiWfa* t fcffWcWüJI8 £^ ;:../ ^ * 

Stahl, Dr. Fr. Jul.^i£Fhil8sü|A)i«^eiIlectosnach 

geschichtlicher Ansicht. 2r Bd. : christl. Rechts- 

u. Staatslehre. Erste ^Abth« Heidelb., Mohr. 

22J Bg. gr. 8. 1 Thlr. 16 Gr. 

Ueber die austrägal gerichtliche Entscheidung' der 
Streitigkeiten unte r fl ffl Mitgliedern des deut- 
schen Bundes. Zur Beleuchtung der Schrift v. 
C. F. Eichhorn: Betrachtungen über die Ver- 
fassungen des deutschen Bandes in Beziehung a. 
Streitigkeiten der Mitglieder desselben unterein- 
ander oder mit ihren Unterthanen in ihrer jetzi- 
gen Ausbildung. Berlin 1883. Wien, Gerold. 
84 Bg. gr. 8. broscb. 16 Gr. 

Ueber die heutige Gestalt des Eherechts. Besonders 
abgedr. Berlin, Oehmigke. 5 Bg. gr. 8. geh. 
6 Gr. ...■:. 
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Vet»eiübmfr*der neimtea jarfsiit&kosftetf. 829 

Ueber Fideicoiitaiftfci Eine . Bitte, an r vetei* (litod- 
stände ,vonf öineta.BUtgerUcheni iWrlto,^ Nicolai. 

Waltexy Dr. ^r^; ^PpAf^ r ^^^*tö ^*« -röffi. R. 

bis auf JustjniÄ»! ^ 2 l.ieferuiigei& ite Lief., 

wfik^r^teofitetcirichftf .dAro yerfasslöig^ emhTälfc 

, -Bimi^bWebetr 27 iB^.gi^S.^BcideLidföcwgen 

» . zurartönen & Thk^aOsGflr.^ j..u^-. a jilTT 

We4^^1V*/ { GeWW<*^^fc^ÄÄÄs^*en*fllfeffi 2r 

Th. Stuttgart/ Oitt*KS4£Bg£g*;8 83 a 2£$4ilr. 
WöttotflfcV fc l(Ak ^tiü Wä 1 , ^chtfeMßhÄq«*' ÄhY- 
*»" £e1?iÜutfcrfccil' 4b4*«*6i 9 4<tfefekmröig^F©feung 
Aö^r V<ätfcun*$cflfrfkR^ 
.*g^ttiid4tad&ttfittn»lfilfei^^ 

- JvAtt' 3Öe«prli*^4i: Mfe Jl&^iÜutere^^&nds- 
;• bfct,.«*uM^'*#fi&,^^^ 

Wörterbuch, juristisches, ölrer u aIiJbÄe%sd& ^Brkla* 

- ' • run^^all^'ln den rRecht&i vc^tWÄrie^IetlJ «fei 
;V -Öl&frälfwfc'a^ Ge- 

u. verb. .Auflag ^üj&AHg, MefGldSäntfWahl- 

k\ £iÄ«Jb9Vl2bfigrfiftai28lidl&tß^ Jrj i vJ . ,( 1 i ii ;, ; ; 
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BekaHÄtuaachungsblatt 

sn den 

Jahrbüchern der juristischen Literatur. 

Nr. II. 

"' ' I i I "Bi^B^, 

^Literarische Anzeige; 



Bei Ün^eraeichneten nad in allen Buchhandlungen ist «tt 
haben: 

Bedsiooes, die sächsischen, vom Jahre 

Nebst umständlichen, iu Erkennung deren wahren Sin- 

nea und Einflusses in rechtliche Entscheidungen , 

nothigen Erläuterungen 

Von 

Dr. EG. Bauer* 

gr.&S Theile. Preis 1 Thlr. 

Da die irrige Meinung entstanden ist, dafs diefs Buch nicht 
mehr im Buchhandel zu haben sei, so machen wir auf das, für 
die Herren Juristen werthvofle Werk hiermit wieder aufmerksam. 

Leipzig im Januar 1834. 

Fischer a. Fach«. 
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